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SPD eingebrachten Entwurfs eines Geset¬ 
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HebRefG) 
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(Zusatztagesordnungspunkte 10 und 11) .... 12825 C 

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU) . 12825 D 

(Der gesamte und damit endgültige 
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104. Sitzung 


Berlin, Donnerstag, den 6. Juni 2019 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Gilten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 
nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gratuliere ich nach¬ 
träglich dem Kollegen Rudolf Henke zu seinem 65. Ge¬ 
burtstag, 

(Beifall) 

dem Kollegen Dr. Thomas Sattelberger zu seinem 
70. Geburtstag 

(Beifall) 

und dem Kollegen Paul Viktor Podolay, der seinen 
73. Geburtstag gefeiert hat. 

(Beifall) 

Allen Jubilaren die besten Wünsche im Namen des gan¬ 
zen Hauses! 

Für die heutige 104. und die morgige 105. Sitzung 
konnte zwischen den Fraktionen im Ältestenrat keine Ta¬ 
gesordnung vereinbart werden. Die Fraktion der AfD hat 
dem Vorschlag der anderen Fraktionen widersprochen. 
Ich habe daher den Bundestag mit dieser vorgeschlage¬ 
nen Tagesordnung einberufen. Nach § 21 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung ist für die Genehmigung der Tages¬ 
ordnung ein Plenarbeschluss erforderlich. 

Die Koalitionsfraktionen beantragen, die vorgeschla¬ 
gene Tagesordnung um die in der Zusatzpunkteliste auf¬ 
geführten Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Haltung der Bundesregierung zu konkreten 
Maßnahmen für den Klimaschutz, insbeson¬ 
dere C0 2 -Preis und Kohleausstieg 

(siehe 103. Sitzung) 

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Thomas 
Hacker, Katja Suding, Grigorios Aggelidis, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 


30 Jahre Friedliche Revolution - Errungen¬ 
schaft von Freiheit und Rechtsstaatlichkeit 
verteidigen 

Drucksache 19/10614 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Kultur und Medien (f) 

Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen¬ 
abschätzung 
Haushaltsausschuss 

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten Christian 
Dürr, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Schuldenbremse stärken und keine Lobby-Po¬ 
litik zulasten kommender Generationen 

Drucksache 19/10616 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuss (f) 

F inanzausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

ZP 4 Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der 
internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo 
(KFOR) 

Drucksache 19/10421 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuss (f) 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung 

Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO 

ZP 5 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver¬ 
fahren 

(Ergänzung zu TOP 31) 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Hubertus Zdebel, Lorenz Gösta Beutin, Ralph 
Lenkert, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion DIE LINKE 
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Fracking in Deutschland ohne Ausnahmen 
verbieten 

Drucksache 19/482 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen¬ 
abschätzung 

Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Jimmy Schulz, Stephan Thomae, Manuel 
Höferlin, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 

Urheberrecht nicht zur Einschränkung 
der Informationsfreiheit missbrauchen 

Drucksache 19/10076 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss Digitale Agenda 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gesine Lötzsch, Garen Lay, Sabine 
Leidig, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion DIE LINKE 

Ausverkauf von Bahnliegenschaften been¬ 
den 

Drucksache 19/10349 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuss (f) 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frank Sitta, Manuel Höferlin, Grigorios 
Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 

Lückenschluss-Auktion - Frequenzverga¬ 
be neu denken 

Drucksache 19/10618 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss Digitale Agenda 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gero Clemens Hocker, Frank Sitta, Nicole 
Bauer, weiterer Abgeordneter und der Frakti¬ 
on der FDP 

Freie Fahrt für Angler 
Drucksache 19/10617 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Federführung offen 


f) Beratung des Antrags der Abgeordne- (C) 
ten Claudia Müller, Anja Hajduk, Kerstin 
Andreae, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Starkes Handwerk braucht gute Fachkräf¬ 
te 

Drucksache 19/10628 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen¬ 
abschätzung 

Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Omid Nouripour, Kai Gehring, Margarete 
Bause, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Nicaragua - Menschen- und Bürgerrechts¬ 
verletzungen verurteilen, Friedensbemü¬ 
hungen unterstützen 

Drucksache 19/10634 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuss (f) 

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Corinna Riiffer, Anja Hajduk, Markus Kurth, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion (D) 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wege bahnen statt Hürden bauen - Teilha¬ 
be behinderter Menschen am Arbeitsleben 
verbessern 

Drucksache 19/10636 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

ZP 6 Weitere abschließende Beratungen ohne Aus¬ 
sprache 

(Ergänzung zu TOP 32) 

a) Beratung des Antrags der Abgeordne¬ 
ten Stefan Schmidt, Anja Hajduk, Britta 
Haßelmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Für unsere Städte und Gemeinden - 
Grundsteuergesetz jetzt einbringen 

Drucksache 19/10635 

b) Beratung der Beschlussempfehlung des Aus¬ 
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss) 

zu dem Streitverfahren vor dem Bundes¬ 
verfassungsgericht 2 BvE 3/19 

Drucksache 19/10663 
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ZP 7 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Stellvertreters des Präsidenten 
(3. Wahlgang) 

Drucksache 19/10562 

ZP 8 Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der AfD 

Souveränität in der Energieversorgung si¬ 
chern - Sanktionspolitik bei Nord Stream 2 
entgegentreten 

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Axel 
Gehrke, Dr. Robby Schlund, Detlev Spangenberg, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Geburtshilfe in Deutschland flächendeckend 
sicherstellen 

Drucksache 19/10631 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit 

ZP 10 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (16. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Daniel Föst, Dr. Lukas 
Köhler, Plagen Reinhold, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP 

Klimaziele verantwortungsbewusst erreichen 

Drucksachen 19/821, 19/10031 

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (16. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Lisa Badum, Annalena 
Baerbock, Oliver Krischer, weiterer Abgeordne¬ 
ter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN 

Wirksames Klimaschutzgesetz vorlegen - 
Maßnahmen und Regelungen für alle Sekto¬ 
ren 

Drucksachen 19/6103, 19/7273 

ZP 12 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Aus¬ 
reisepflicht 

Drucksache 19/10047,19/10506 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus¬ 
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss) 

Drucksache 19/10706 

ZP 13 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Verbesserung der Registrierung 
und des Datenaustausches zu aufenthalts- und 
asylrechtlichen Zwecken (Zweites Datenaus¬ 
tauschverbesserungsgesetz - 2. DAVG) 

Drucksache 19/8752 


Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus- (C) 
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss) 

Drucksache 19/10705 

ZP 14 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Geset¬ 
zes zur Entfristung des Integrationsgesetzes 

Drucksachen 19/8692, 19/9764 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus¬ 
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss) 

Drucksache 19/10704 

ZP 15 a) - Zweite und dritte Beratung des von der Bun¬ 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 

Drucksache 19/8285 

-Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Filiz Polat, Luise Amtsberg, 

Sven Lehmann, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Einführung eines Einwanderungsgesetzes 

Drucksache 19/6542 

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus¬ 
schusses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss) 

Drucksache 19/10714 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und Hei- (D) 
mat (4. Ausschuss) 

-zu dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Thomae, Linda Teuteberg, Johannes Vogel 
(Olpe), weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion der FDP 

Für einen konsequenten Ansatz in der 
Einwanderungspolitik - Eckpunkte eines 
umfassenden Einwanderungsgesetzbu¬ 
ches 

-zu dem Antrag der Abgeordneten Gökay 
Akbulut, Dr. Andre Hahn, Michel Brandt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Für eine offene, menschenrechtsbasierte 
und solidarische Einwanderungspolitik 

-zu dem Antrag der Abgeordneten Susanne 
Ferschl, Klaus Ernst, Gökay Akbulut, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Fachkräfteeinwanderungsgesetz - Gute 
Arbeit garantieren und Vollbeschäftigung 
erreichen 

Drucksachen 19/9924, 19/9052, 19/9855, 
19/10714 

ZP 16 a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun¬ 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
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Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung 

Drucksache 19/8286 

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus¬ 
schusses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss) 

Drucksache 19/10707 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und Hei¬ 
mat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der Abge¬ 
ordneten Filiz Polat, Katrin Göring-Eckardt, 
Kerstin Andreae, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Bleiberecht für Geflüchtete gestalten, Auf¬ 
enthaltsrechte stärken, Rechtssicherheit 
schaffen, Spurwechsel ermöglichen 

Drucksachen 19/6541, 19/10707 

ZP 17 Beratung des Antrags der Abgeordneten Pascal 
Kober, Michael Theurer, Jens Beeck, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Hartz IV entbürokratisieren und vereinfachen 

Drucksache 19/10619 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 

ZP 18 - Zweite und dritte Beratung des von der Bun¬ 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Förderung der Ausbildung 
und Beschäftigung von Ausländerinnen und 
Ausländern - Ausländerbeschäftigungsför¬ 
derungsgesetz 

Drucksachen 19/10053, 19/10527 

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus¬ 
schusses für Arbeit und Soziales (11. Aus¬ 
schuss) 

Drucksache 19/10692 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus¬ 
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 19/10700 

ZP 19 a) - Zweite und dritte Beratung des von der Bun¬ 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Dritten Gesetzes zur Änderung des Asyl¬ 
bewerberleistungsgesetzes 

Drucksachen 19/10052, 19/10522 

Beschlussempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) 

Drucksache 19/10693 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus¬ 
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 19/10701 


b) Beratung der Beschlussempfehlung und des (C) 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und Sozi¬ 
ales (11. Ausschuss) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jens 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Pascal Kober, 
Michael Theurer, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP 

Ausbildung und Studium für Asylbewer¬ 
ber ermöglichen - Förderlücke schließen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Sven 
Lehmann, Anja Hajduk, Kai Gehring, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Förderlücke für Geflüchtete im Sozial¬ 
gesetzbuch schließen - Bildung und Inte¬ 
gration stärken 

Drucksachen 19/2691, 19/5070,19/10693 

ZP 20 Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Johannes Vogel (Olpe), Michael Theurer, Carl- 
Julius Cronenberg, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur dynamischen Beitragsent¬ 
lastung in der Arbeitslosenversicherung 

Drucksache 19/10615 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

ZP 21 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Jens (^) 
Brandenburg (Rhein-Neckar), Katja Suding, 
Mario Brandenburg (Südpfalz), weiterer Abge¬ 
ordneter und der Fraktion der FDP 

Ein modernes Kapazitätsrecht für eine zu¬ 
kunftsfähige Hochschullehre 

Drucksache 19/10620 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab¬ 
schätzung (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so¬ 
weit erforderlich, abgewichen werden. 

Die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 c sollen abgesetzt 
und stattdessen der Antrag auf der Drucksache 19/10616 
mit dem Titel „Schuldenbremse stärken und keine Lob¬ 
by-Politik zulasten kommender Generationen“ mit einer 
Debattenzeit von 60 Minuten aufgerufen werden. 

Der Tagesordnungspunkt 14 soll abgesetzt und an die¬ 
ser Stelle der Tagesordnungspunkt 24 im Umfang von 
38 Minuten debattiert werden. 

Der Tagesordnungspunkt 15 soll ebenfalls abgesetzt 
und an dieser Stelle die Beschlussempfehlung auf der 
Drucksache 19/10031 zum Antrag „Klimaziele verant¬ 
wortungsbewusst erreichen“ im Umfang von 38 Minuten 
beraten werden. 

Der Tagesordnungspunkt 19 soll abgesetzt werden. 
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Der Tagesordnungspunkt 21 soll nunmehr ohne De¬ 
batte zusammen mit dem Tagesordnungspunkt 31 aufge¬ 
rufen werden. 

Der Tagesordnungspunkt 27 soll abgesetzt und statt- 
dessen der Entwurf eines Gesetzes zur dynamischen Bei¬ 
tragsentlastung in der Arbeitslosenversicherung auf der 
Drucksache 19/10615 im Umfang von 38 Minuten de¬ 
battiert werden. 

Auch der Tagesordnungspunkt 29 soll abgesetzt wer¬ 
den. 

Darüber hinaus kommt es zu den in der Zusatzpunkte¬ 
liste dargestellten weiteren Änderungen des Ablaufs. 

Schließlich mache ich noch auf eine nachträgliche 
Ausschussüberweisung im Anhang zur Zusatzpunkte¬ 
liste aufmerksam: 

Der am 10. Mai 2019 (99. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Antrag soll zusätzlich dem Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) zur Mitberatung 
überwiesen werden: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Markus 
Herbrand, Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Steuerrecht vereinfachen - Bürokratie abbau¬ 
en 

Drucksache 19/9922 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

Ich nehme an. Sie haben das alles genau verfolgt. Wir 
kommen also jetzt zur Feststellung der Tagesordnun¬ 
gen der heutigen 104. und der morgigen 105. Sitzung 
mit den eben genannten Änderungen und Ergänzungen. 
Wer stimmt für diese Tagesordnung? - Wer stimmt dage¬ 
gen? - Enthaltungen? - Dann ist die Tagesordnung mit 
den Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen der AfD bei Enthaltung der Fraktionen Die Lin¬ 
ke und Bündnis 90/Die Grünen so beschlossen. 

Damit rufe ich den Tagesordnungspunkt 22 sowie den 
Zusatzpunkt 2 auf: 

22. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD 

30 Jahre Friedliche Revolution 
Drucksache 19/10613 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Kultur und Medien (f) 

Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab¬ 
schätzung 
Haushaltsausschuss 

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Thomas 
Hacker, Katja Suding, Grigorios Aggelidis, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 


30 Jahre Friedliche Revolution - Errungen- (C) 
Schaft von Freiheit und Rechtsstaatlichkeit 
verteidigen 

Drucksache 19/10614 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Kultur und Medien (f) 

Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab¬ 
schätzung 
Haushaltsausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Dann eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort 
der Kollegin Gitta Connemann, CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Gitta Connemann (CDU/CSU): 

Wo waren Sie am 9. November 1989? Zu Hause? Bei 
Freunden? Oder in einem Gefängnis der Staatssicher¬ 
heit? Jeder von uns weiß es. Dieses Datum hat sich in 
unser Gedächtnis, in das Gedächtnis unserer Nation ein¬ 
gebrannt; denn an diesem Tag fiel die Mauer. Fiel sie? 

Nein. Bürger in der DDR brachten sie zum Einsturz, weil 
ihre Sehnsucht nach Freiheit, nach Demokratie größer 
war als ihre Angst. Ich kann nur sagen: Was für ein Mut! 

(D) 

Das Datum markiert Ende und Anfang zugleich. Da¬ 
mit endete jahrzehntelanger Widerstand gegen Unrecht, 
Unfreiheit und Planwirtschaft. Manchmal wurde dieser 
im Westen sichtbar - wie beim Arbeiteraufstand, bei den 
Friedensgebeten oder dem Sturm auf die Prager Bot¬ 
schaft. Mir und uns ist besonders wichtig, heute auch 
an die frühen Wegbereiter der Friedlichen Revolution 
zu erinnern, an die Bürger, die sich in den 50er-, 60er-, 
70er-Jahren gegen das System auflehnten und in Gefäng¬ 
nissen einen hohen Preis für ihren Mut zahlten. Vor ihnen 
und ihren Familien verneige ich mich, verneigen wir uns 
heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD, der AfD und der 
LINKEN) 

Aber der 9. November 1989 war auch der Beginn ei¬ 
nes Deutschlands, an das viele nicht mehr glauben konn¬ 
ten, manche auch nicht mehr glauben wollten. Meine 
Damen und Herren von den Linken, Ihr Fraktionsvor¬ 
sitzender Oskar Lafontaine bescheinigte der DDR, unter 
Erich Honecker - Zitat - „ein wirtschaftlich leistungsfä¬ 
higer, innenpolitisch stabiler und außenpolitisch selbst¬ 
bewusster Staat geworden“ zu sein. Er bezeichnete die 
Wiedervereinigung im Jahr des Mauerfalls als - Zitat - 
„historischen Schwachsinn“. Ein Schlag ins Gesicht der 
SED-Opfer! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der AfD - Jan Körte [DIE 
LINKE]: Was war denn mit Helmut Kohl?) 
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(A) Wie gut, dass es Politiker gab, die sich an die Präambel 
unseres Grundgesetzes erinnerten, die größer dachten - 
so wie Helmut Kohl. Gemeinsam mit George Bush und 
Michail Gorbatschow stellte er entscheidende Weichen. 
Für uns als Union war die Wiedervereinigung nie ein 
Lippenbekenntnis, sondern immer Herzensangelegen¬ 
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber am Ende wäre die Friedliche Revolution ohne 
den Mut der Menschen nicht möglich geworden. Dieser 
Mut war keine Selbstverständlichkeit. Hand aufs Herz: 
Wer von uns wäre bereit gewesen, den hohen Preis dafür 
zu zahlen? Manche glorifizieren noch heute bzw. wie¬ 
der die DDR, auch Teile der Linken. Für mich ist das 
Geschichtsklitterung. Die DDR war ein Unrechtsstaat. 
Regimekritiker spüren das bis heute: Ihre Kinder wur¬ 
den ihnen weggenommen, zur Adoption freigegeben. 
Die Lebensentwürfe von politisch Verfolgten wurden 
zerschlagen, ihre Familien in Sippenhaft genommen. 
Oppositionelle wie unser Kollege Arnold Vaatz wurden 
ins Gefängnis geworfen -weil er anderer Meinung war. 
Manche bezahlten mit ihrem Leben. Nur 200 Meter von 
hier erinnern uns jeden Tag die Holzkreuze daran. Diese 
Mahnmale sind wichtig - gegen das Vergessen. Deshalb 
ist für uns in der Union auch die Arbeit in den Gedenk¬ 
stätten und an Erinnerungsorten wie Hohenschönhausen, 
Hoheneck, Plauen oder Leipzig, um nur einige zu nen¬ 
nen, unverzichtbar. Wir danken den Menschen, die diese 
Arbeit dort tun. Danke schön! 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 

(B) ordneten der SPD und der FDP) 

Denn Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. 
Wir erleben es jeden Tag hier im Deutschen Bundestag. 
Sie, meine Damen und Herren von der AfD, missbrau¬ 
chen demokratische Rechte, um am Ende unsere Demo¬ 
kratie auszuhöhlen. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Was für ein 
Schwachsinn! - Weitere Zurufe von der AfD) 

Deshalb ist es auch ein Hohn, dass Sie sich die Losungen 
und Bilder der Friedlichen Revolution aneignen. Wie gut, 
dass es Gerichte gibt, die Ihnen genau dies verbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

AfD und die Montagsdemos der Friedlichen Revolution 
haben nichts, aber auch gar nichts miteinander zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so¬ 
wie bei Abgeordneten der FDP) 

Wir, die Union, ziehen keinen Schlussstrich. Auch 
30 Jahre später müssen die Opfer Gerechtigkeit erfahren. 
Die Erinnerung an die Friedliche Revolution darf nicht 
an Bedeutung verlieren. Deshalb haben wir gemeinsam 
mit unserem Koalitionspartner diesen Antrag auf den 
Weg gebracht, liebe Katrin Budde. 

Deshalb werden wir übrigens auch das Stasi-Unterla- 
gen-Gesetz nicht abschaffen, sondern weiterentwickeln. 
Die Akten werden nicht nur uneingeschränkt zugänglich 
sein, sondern auch für die Zukunft gesichert. Denn auch 


nachfolgende Generationen sollen erforschen und erfah- (C) 
ren können, welches Unrecht in der DDR geschehen ist. 
Unrecht hat kein Verfallsdatum. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deshalb setzen wir uns auch für einen Bundesbeauftrag¬ 
ten für die Opfer der SED-Diktatur ein. Diese Opfer ver¬ 
dienen Anerkennung und Respekt. Sie sind für uns die 
Helden der Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Tino Chrupalla, AfD, ist der nächste Redner. 

(Beifall bei der AfD) 

Tino Chrupalla (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! 30 Jahre Friedliche Revolution und zwei 
Anträge, die darauf abzielen, die Menschen hinter dieser 
Friedlichen Revolution zu würdigen: Das ist schön. Ich 
freue mich, dass Ihnen das nach 30 Jahren einfällt; besser 
spät als nie. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Art und Weise, wie Sie das Engagement gegen 
die kommunistische Fremdherrschaft im historischen 
Bewusstsein verankern wollen, erscheint mir allerdings 
etwas fragwürdig. Das gilt insbesondere für den Antrag 
der FDP; dazu wird der Kollege Jongen gleich etwas sa- 
gen. Ich jedenfalls werde den Eindruck nicht los, dass 
das hier ein verzweifelter Versuch ist, Schadensbegren¬ 
zung zu betreiben. Sie haben das Vertrauen der Wähler 
in Ostdeutschland verspielt. Das wissen Sie auch. Das 
erscheint mir die eigentliche Motivation hinter diesen 
beiden Anträgen. Jetzt versuchen Sie, es sich zurückzu¬ 
holen. 

Ich selbst bin ein Kind der DDR und war erst 15, als 
die Mauer fiel. Aber auch ich weiß noch sehr gut, was 
man damals unter Familienzusammenführung verstand. 

Es ging um deutsche Familien, die die Nachkriegsord¬ 
nung zerrissen hatte. Es war unser innigster Wunsch, 
die offene Wunde, die unser Land entzweite, zu heilen. 
Unsere Vision waren die Freiheit und die Einigkeit des 
deutschen Volkes. 

(Beifall bei der AfD) 

Frau Connemann, es war ein durch und durch patrioti¬ 
sches Ziel. Die Einzigen, die das nicht wollten, waren die 
Vasallen der Besatzungskräfte. Auch gegen sie richtete 
sich unser Widerstand. Wir haben nie aufgehört, für die 
Freiheit, die Wahrheit und für die Einigkeit unseres Vol¬ 
kes zu streiten und auf die Straße zu gehen. Die Wider¬ 
ständler von damals sind nämlich auch die Widerständler 
von heute. 

(Beifall bei der AfD - Christoph Matschie 
[SPD]: Was für ein Unfug!) 

Genau das ist die unbequeme Wahrheit, die Sie nicht 
hören wollen und die in diesen Anträgen nicht zur Spra- 
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(A) che kommt. Die patriotischen Widerständler von damals 
wollen Sie jetzt feiern und entschädigen. Das ist auch 
löblich. Aber wenn Sie im selben Atemzug die patrio¬ 
tischen Widerständler von heute entmündigen und ent¬ 
menschlichen, dann ist das ein großer Widerspruch. Das 
müssen Sie doch einsehen. 


(Beifall bei der AfD) 

Man hat bisweilen das Gefühl, dass Sie uns am liebs¬ 
ten in ein Umerziehungslager stecken würden. Wenn 
Ihnen der innere Frieden und unsere Einheit so wichtig 
sind, weshalb verhindern Sie dann nicht, dass die Pres¬ 
se Schlagwörter wie „Dunkeldeutschland“ und „brauner 
Schandfleck“ in die Welt setzt und damit unser Land aufs 
Neue spaltet? 

(Beifall bei der AfD - Carsten Schneider 
[Erfurt] [SPD]: Wie verhindern Sie das?) 

Die Wertschätzung, die Sie den friedlichen Revolutionä¬ 
ren von damals entgegenbringen wollen, sollten Sie den 
friedlichen Revolutionären von heute auch entgegenbrin¬ 
gen, und zwar jetzt und nicht erst in 30 Jahren. 

(Beifall bei der AfD) 


(B) 


Es handelt sich nämlich tatsächlich um dieselben 
Personen. Damit meine ich nicht Bärbel Bohley und 
Wolf Biermann, die hier im Antrag von CDU/CSU und 
SPD genannt werden. Auch ein Siegmar Faust oder ein 
Michael Beleites waren Widerstandskämpfer. Sie werden 
heute für ihre nicht konforme Meinung geächtet. Diese 
Leute verstehen die Welt nicht mehr. Es gibt Millionen 
von Bürgern, die diese Erfahrung teilen. 

(Beifall bei der AfD) 


Ich hätte ein paar Vorschläge, wie Sie die Sympathie 
der Bürger im Osten vielleicht zurückgewinnen können. 
Anstelle von Gedenkstätten, Denkmälern und Aufarbei¬ 
tungszentren empfehle ich Ihnen die vollständige Offen¬ 
legung der kriminellen Aktivitäten der Treuhand. Eine 
gründliche Untersuchung, inwiefern bewährte Stasime¬ 
thoden heute wieder von der deutschen Regierung einge¬ 
setzt werden, käme sicherlich auch gut an. 

(Beifall bei der AfD - Lachen bei Abgeordne¬ 
ten der SPD) 


Wir fordern die Wiederherstellung von Rechtsstaat¬ 
lichkeit und Freiheit, die man uns damals versprochen 
hat. Es wäre schön, wenn Sachsen endlich ein Informa¬ 
tionsfreiheitsgesetz bekäme; denn das steht noch aus. 
Hören Sie endlich auf, die Ostdeutschen wie unmündige 
Kinder zu behandeln. Hören Sie ihnen einfach zu. Das 
wäre ein großer und toller Anfang. 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der AfD - Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Im Gegensatz zu Ihnen machen 
wir das!) 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt erteile ich das Wort der Kollegin Katrin Budde, 
SPD. 


(Beifall bei der SPD) 


Katrin Budde (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fra¬ 
ge ist nicht: „Wo waren Sie oder wir am 9. November 
1989?“, sondern die Frage ist: Wo waren Sie oder wir vor 
dem 9. November 1989? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Mich hat im Sommer 1989 mein Vater auf der Arbeits¬ 
stelle angerufen - ein Privattelefon hatten wir nicht -, 
und er hat gesagt: Kind, ich glaube, du könntest die 
deutsche Wiedervereinigung noch erleben; ich sicherlich 
nicht mehr, da es ein langer Prozess wird, aber bei dir 
geht das noch. - Mein Vater war damals 53 Jahre alt, ein 
Jahr jünger als ich heute. Inzwischen leben sowohl er als 
auch meine Mutter seit etwa 30 Jahren in einem wieder¬ 
vereinten Deutschland. Nein, sie waren keine Gewinner 
der Einheit. Sie haben mit 55 Jahren ihre Arbeitsstellen 
verloren. Vitamin B für einen neuen Arbeitsplatz hatten 
sie nicht, weil sie nicht aus den Strukturen kamen. Aber 
sie haben nie gesagt: Wir wollen zurück. 

Am 9. Oktober 1989 entschied sich mein Vater, nach 
Leipzig zu fahren. Mein Mann und ich gingen in den 
Dom in Magdeburg. Das war der Tag, an dem überall in 
Ostdeutschland Menschen den Mut fanden, sich den Ge¬ 
beten und den Demonstrationen anzuschließen. Es war 
aber auch der Tag, an dem bei uns auf der Arbeit mit Zet¬ 
teln und über den Werksfunk gewarnt wurde: Geht nicht, 
heute wird geschossen. - Wir gingen trotzdem. Ja, die 
Angst ging mit, als wir in Magdeburg in der Leiterstra¬ 
ße durch die Kampfgruppen zum Dom gingen. Das war 
schon eine besondere Situation. Aber ja, alles blieb ruhig. 
Der Mut der vielen wurde belohnt, die Besonnenheit, die 
Ruhe und der Aufruf, sich nicht provozieren zu lassen. 
Später sagte einmal ein Regierungstreuer: Mit allem hat¬ 
ten wir gerechnet, aber nicht mit Kerzen und Gebeten. 

So wie ich, die ich damals dabei war, wird niemand 
von denen, die damals in dieser Oktoberzeit dabei und auf 
der Straße waren, diese Tage und auch diesen bestimm¬ 
ten Tag vergessen. Wenn wir uns aber in den Herbst 1989 
versetzen, dann wissen wir auch, dass damals im Oktober 
noch niemand wirklich über eine schnelle Wiedervereini¬ 
gung nachdenken konnte. Trotz der polnischen Gewerk¬ 
schaftsbewegung, trotz des ersten öffentlichen Unmutes 
über manipulierte Kommunalwahlen, trotz der Peres¬ 
troika, trotz der Vörgängerdemonstrationen in der ersten 
Oktoberwoche in Potsdam, in Plauen, in Magdeburg und 
anderswo konnten wir es nicht; denn es gab noch die 
großen politischen Blöcke. Es gab Ost und West, es gab 
den Kalten Krieg, es gab die Erinnerung an die Aufstände 
und deren Niederschlagung in Prag und in Ungarn, an 
den 17. Juni 1953, und es gab ganz frisch die Erinnerung 
an die Ereignisse auf dem Platz des Himmlischen Frie¬ 
dens. Nein, dass dieses gesamte System so schnell und 
so friedlich zusammenbrechen würde, war damals noch 
außerhalb unserer Vorstellung. 

Meine Damen und Herren, es wird immer so viel über 
Dankbarkeit geredet. Wir müssen nur für eines dankbar 
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sein, nämlich dafür, dass dies angesichts der internatio¬ 
nalen Situation friedlich möglich war. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der AfD, der FDP, der LIN¬ 
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ¬ 
NEN) 

Wir sahen aber eine Chance, wir sahen ein Zeitfenster 
für die Demokratisierung des Landes, in dem wir lebten. 
Ich kann heute in acht Minuten nicht alle Zusammenhän¬ 
ge darlegen - viel davon finden Sie im Antrag aber 
ich möchte es Ihnen ein wenig näherbringen. Ich möchte 
Ihnen sagen, dass wir es dem Mut der Bürgerinnen und 
Bürger der DDR zu verdanken haben, dass wir heute in 
einem Deutschland leben, hier in einem Bundestag - de¬ 
mokratisch gewählt - gemeinsam Entscheidungen für ein 
gemeinsames Land treffen. 

Die Mauer ist übrigens nicht aus Altersschwäche ein¬ 
gefallen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

Die Mangelwirtschaft hat weder den Beton noch den To¬ 
desstreifen erreicht. Vielmehr haben wir die Mauer von 
innen eingedrückt. Da ist nichts gefallen. Wir haben sie 
mit dem, was wir vorher getan hatten, eingedrückt: mit 
dem Mut, den es gab, und mit den ersten Plakaten, die 
für Freiheit standen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber diese Freiheit ist auch ein ständiger Kampf um 
sie selbst. Freiheit bedeutet eben nicht die Erfüllung al¬ 
ler persönlichen Träume. Freiheit bedeutet Selbstverant¬ 
wortung und auch Enttäuschung; auch das kann Freiheit 
bedeuten. Dass in den Jahren danach zu viele Menschen 
enttäuscht wurden und verbittert geworden sind und zu 
viele Menschen heute den verklärten Blick zurück haben 
und die Demokratie, die wir so mühsam errungen haben, 
infrage stellen, ihren Wert nicht mehr so deutlich sehen, 
das ist gefährlich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich frage mich wirklich mit Schaudern: Wann haben 
so viele Menschen die Angst vor der Diktatur verloren? 
Deshalb ist dieser Antrag heute hier im Bundestag wich¬ 
tig: wichtig, um uns den Mut wiederzugeben, wichtig, 
um den Ostdeutschen ihre Geschichte wiederzugeben 
und ihnen zu sagen: „Ihr wart es; ohne euch gäbe es 
den heutigen Bundestag, dieses heutige Deutschland so 
nicht“, wichtig für uns, die diese Demokratie bewah¬ 
ren und fortentwickeln wollen, die sie erkämpft haben 
mit dem Ruf im Herbst 1989: „Wir sind das Volk“ und 
später dann zum Jahresende mit dem Ruf: Wir sind ein 
Volk. Diesen Ruf, meine Damen und Herren, müssen die 
Demokratinnen und Demokraten sich zurückholen. Uns 
gehört er! 

(Beifall bei der SPD, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU und der LINKEN) 


Es ist auch Zeit, Danke zu sagen und denen Aner- (C) 
kennung zu geben, die in der DDR verfolgt wurden und 
deren Leben zerstört wurde, denen, die die Stasiakten 
gesichert haben, denen, die an den runden Tischen geses¬ 
sen und verhandelt haben, denen, die in einer ersten frei 
gewählten Volkskammer gearbeitet, gestritten und Ent¬ 
scheidungen getroffen haben - und auch treffen mussten. 

Denn erst mit diesem ersten frei gewählten demokrati¬ 
schen Parlament in der DDR war es möglich, überhaupt 
in Verhandlungen zur Wiedervereinigung einzutreten. 

Das war der Punkt, an dem wir über eine Wiedervereini¬ 
gung verhandeln konnten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der LINKEN) 

Wir müssen auch jenen danken und Anerkennung 
geben, die danach im wirtschaftlichen Strukturbruch 
ihre Existenz verloren haben, die ihre Betriebe abreißen 
mussten. Die Betriebe und die Arbeit waren das, worauf 
die DDR die Menschen konzentriert hatte. Da gab es 
die Wohnung. Da gab es den Ferienplatz. Da gab es die 
Patenbrigade. Da gab es die Brigadefeiern. Die meisten 
Menschen waren auf diese Betriebe konzentriert. Alles, 
das ganze Leben spielte sich darüber ab. Diese haben sie 
dann abgerissen. Da haben diese Menschen 10, 20 oder 
30 Jahre gearbeitet. Auch das muss man anerkennen. 

Wir müssen also auch jenen danken, die in dem neuen 
Deutschland nicht so angekommen sind, wie sie es sich 
erträumt und erwünscht haben. Der Prozess von 1990 bis 
heute ist für diese Menschen eine immense Lebensleis¬ 
tung, und die gehört anerkannt. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP, (D) 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das Leben vor 1989 war für die meisten Menschen 
etwas Normales. Sie hatten sich eingerichtet in dieser, 
ihrer Normalität. Das war ein Leben mit harter Arbeit, 
mit Organisation in einer Mangelwirtschaft, aber auch 
mit Geburten, mit Hochzeiten, mit Feiern, mit Alltag, mit 
Liebe, mit Freunden, in Freude und Leid. Dem alltägli¬ 
chen Leben in der DDR das Lebenswerte abzusprechen, 
entwertet das Leben und die Biografien von Millionen 
Menschen. Das dürfen wir nicht tun. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LIN¬ 
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Trotz alledem bitte ich diejenigen von uns, die mit 
ein wenig verklärter Wehmut und rückwärtsgewandtem 
Blick sagen, dass doch nicht alles schlecht war, sich ein¬ 
mal die die Gegenfrage zu stellen: Was bitte ist an einer 
Diktatur gut? Nichts. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der AfD und der LINKEN) 

30 Jahre Friedliche Revolution in diesem Jahr, 30 Jah¬ 
re deutsche Einheit im nächsten Jahr sind Grund, Anlass 
und Notwendigkeit, sich mit klarem Blick zurück und 
nach vorn zu fragen: Welche Fehler haben wir im Prozess 
der Wiedervereinigung gemacht? Was können wir noch 
korrigieren? Aber auch: Was haben wir erreicht, allge¬ 
mein und auch ganz persönlich? Jeder muss sich fragen: 
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(A) Worauf können wir stolz sein, ganz allgemein und auch 
persönlich? 


( ß ) (Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN) 


Wer sich die Situation vor 30 Jahren noch einmal ge¬ 
nau anschaut, der bekommt ein Gefühl dafür oder zu¬ 
mindest eine Ahnung davon, unter welcher Gefahr und 
mit welchem Risiko die Bürger sich entschieden, auf die 
Straße zu gehen. Vor fast genau 30 Jahren fand das Mas¬ 
saker auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking 
statt. Die Bilder gingen um die Welt. Auch die Bürger 
der DDR sahen sie. Die SED-Fiihrung war schnell und 
eindeutig darin, diese sogenannte chinesische Lösung zu 
begrüßen. Es wurde gesagt, dass da wieder Ordnung her¬ 
gestellt worden sei, dass man mit den Freunden in China 
auf der Barrikade der sozialistischen Revolution stehe, 
ln dem Bewusstsein, dass es sie ihre Freiheit oder sogar 
ihr Leben kosten könnte, begannen die Bürger der DDR, 
und zwar besonders merklich nach den gefälschten Kom¬ 
munalwahlen im Mai 1989 und im Bewusstsein um diese 
Bilder aus Peking, auf die Straße zu gehen. Dass es fried¬ 
lich bleiben würde, konnten sie nicht wissen, als sie sich 
dazu entschieden. Das zeigt noch einmal, wie besonders 
diese Situation war und wie viel Respekt diese Menschen 
von uns verdienen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Was, liebe Kolleginnen und Kollegen, motivierte die 
Menschen, so viel zu riskieren? Es war zum einen der 
Mangel an fundamentalen Bürgerrechten, an freien und 
geheimen Wahlen, an Meinungs- und Pressefreiheit, an 
Reisefreiheit, um nur einige zu nennen. Es war aber üb¬ 
rigens auch die Verzweiflung über den Zustand zum Bei¬ 
spiel ostdeutscher Innenstädte oder der Umwelt. Es war 
das Erleben. Dafür gibt es konkrete Beispiele: In Potsdam 
standen Teile der Innenstadt kurz vor dem Abriss; die¬ 
ser war bereits geplant. Einige Bürger wollten das nicht 
hinnehmen und haben dagegen protestiert. Die Krämer¬ 
brücke in Erfurt wäre heute nicht mehr da und saniert, 
wenn die DDR noch länger bestanden hätte. In Leipzig 
wurden vor der Messe regelmäßig Potemkinsche Dörfer 
aufgebaut. Da wurden in Häusern, die schon baupolizei¬ 
lich gesperrt waren, Gardinen aufgehängt, Blumentöpfe 
ins Fenster gestellt und die Fassaden gestrichen. Darü¬ 
ber waren die Bürger frustriert und waren resigniert. Das 
zeigt Folgendes: Weder für Wohnungsmangel noch für 
Umweltschutz bot der Sozialismus Lösungen. Das sollte 
uns auch heute eine Lehre sein. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Es zeigt übrigens auch, dass politische und wirtschaft¬ 
liche Freiheit auf Dauer zusammengehören und nicht 
gegeneinander ausgespielt werden sollten. Ich finde es 
daher wichtig, daran zu erinnern, dass auch die Berufs¬ 
freiheit ein wichtiges Grundrecht ist, das in der DDR fun¬ 
damental verletzt wurde. Deshalb ist mir wichtig, dass 
wir in unseren Antrag die Gruppe der verfolgten Schüler 
als eine verfolgte Gruppe in der DDR aufgenommen ha¬ 
ben, die noch nicht hinreichend gewürdigt ist. Der Ein¬ 
griff in Bildungs- und Berufsbiografien ist auch ein fun¬ 
damentaler Eingriff in Freiheitsrechte. 

Schließlich zeigt sich, dass es immer auf den Mut, 
die Verantwortungsbereitschaft und auf das Gewissen 
jedes und jeder Einzelnen ankommt. Der Bürgerinnen 


Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt erteile ich das Wort der Kollegin Linda Teuteberg, 
FDP. 

(Beifall bei der FDP) 

Linda Teuteberg (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Dass wir heute 30 Jahre Friedlicher Revoluti¬ 
on gedenken, ist gut und zugleich gar nicht so selbstver¬ 
ständlich. Denn allzu oft ist in diesem Zusammenhang 
noch von dem Wort „Wende“ die Rede. Dieser Begriff 
kommt aus einer Zeit, als von politischem Framing noch 
nicht die Rede war und es trotzdem einige angewandt 
haben. So versuchte die SED, den Eindruck zu erwe¬ 
cken, nicht etwa mutige Bürger hätten sich ihre Freiheit 
erkämpft, sondern sie selbst hätte plötzlich eingesehen, 
Reformen auf den Weg bringen zu müssen. Egon Krenz 
hat im Herbst 1989 die Debatte so geprägt. Umso wichti¬ 
ger ist, dass wir heute daran erinnern, dass es anders war: 
Es war eine friedliche Revolution, und es waren Bürger, 
die sich ihre Freiheit erstritten haben, liebe Kollegen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 


Die Welt von heute ist eine andere. Sie ist wesentlich 
komplizierter als die Welt des Kalten Krieges, die Welt 
der zwei klaren Blöcke. Die Unterschiede zwischen Ein¬ 
kommen und Vermögen sind in Deutschland groß gewor¬ 
den. Aber die Disparitäten auf der ganzen Welt sind das 
viel Schlimmere; auch sie sind zu groß geworden. Die 
Umwelt hat einen Grad an Zerstörung erreicht, der weit 
über das Maß der Zerstörung in der DDR hinausgeht. 
Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört auch, 
dass wir im Oktober 1989 nicht nur für den Frieden, son¬ 
dern auch gegen die Zerstörung der Umwelt in der DDR 
auf die Straße gegangen sind. Auch das war eine Trieb¬ 
kraft; dafür haben sich die Menschen 1989 engagiert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Welt macht zu vielen Menschen Angst. Angst 
lässt sich - das habe ich gelernt - nicht mit Fakten be¬ 
kämpfen; das macht es so schwer. Trotz alledem: Wir 
Demokratinnen und Demokraten müssen diese Men¬ 
schen erreichen; sonst werden sie von anderen erreicht, 
und die zerstören nicht nur unsere Demokratie, sondern 
auch die Welt, in der wir leben. Deshalb: Lassen Sie uns 
im Jahr des 30. Jahrestages der Friedlichen Revolution 
dafür streiten und mit Mut, mit Freude, aber auch mit 
Spaß und mit positiver Kraft ein wenig den Herbst 1989 
zurückholen. Das wäre schön. 
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(A) und Bürger, die den aufrechten Gang üben und zeigen, 
was sie nicht mehr wollen, und auf die Straße gehen. 
Auch der Politiker, die die richtigen Signale setzen und 
den Menschen zeigen, dass sie nicht allein sind. Hans- 
Dietrich Genscher hat etwa im Juni 1988 in Potsdam ge¬ 
genüber Außenpolitikern aus den USA und der Sowjet¬ 
union gesagt: Sie werden sehen, die Menschen hier sehen 
aus wie Deutsche, und sie verhalten sich, wie Deutsche 
sich verhalten. - Damit wollte er zeigen, dass es trotz 
zweier Staaten immer noch eine Nation und ein Volk 
gibt. Schließlich kommt es im Einzelfall auch auf die 
Verantwortungsbereitschaft derjenigen an, die die Waf¬ 
fen doch schweigen ließen, und zwar trotz und nicht we¬ 
gen der Verkündungen der SED-Führung, meine Damen 
und Herren. Auch sie haben Gewissen und Verantwor¬ 
tungsbereitschaft gezeigt. 

Reiner Kunze hat einmal gut zusammengefasst, was 
die sogenannte Ethik des SED-Regimes ausmachte. Er 
sagte: Im Mittelpunkt steht der Mensch. Nicht der Ein¬ 
zelne. - Unser Grundgesetz definiert das anders. Lassen 
Sie uns darauf gemeinsam stolz sein und mit Respekt da¬ 
rüber reden, wie wir das noch besser in Gesamtdeutsch¬ 
land mit Leben erfüllen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Matthias Höhn, Die Linke, ist der nächste Redner. 

(B) (Beifall bei der LINKEN) 

Matthias Höhn (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Wenn wir heute über die historische Dimension des 
Widerstandes und der Demonstrationen im Herbst 1989 
sprechen, dann muss man daran erinnern, dass dies wirk¬ 
lich Mut und auch echte Entschlossenheit verlangte. Je¬ 
der von uns Ostdeutschen wusste, dass sein individuelles 
Verhalten nicht unbemerkt blieb. Niemand konnte sicher 
sein, wie die DDR-Staatsfiihrung reagieren würde und 
welche Konsequenzen Widerstand haben würde. Bevor 
sich Tausende Demonstranten zum Beispiel auf dem 
Leipziger Ring gegenseitig über ihre bloße Zahl, durch 
ihre Geschlossenheit schützen konnten, standen viele 
einzelne, ganz private Entscheidungen an, dieses hohe 
Risiko einzugehen. 30 Jahre danach sind wir weiterhin 
dankbar für diesen Mut. 30 Jahre danach sind wir dank¬ 
bar für jede Entscheidung, die diese Revolution als eine 
friedliche in die Geschichtsbücher eingehen ließ. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Gedenktage sind allerdings auch Brücken zwischen 
Vergangenheit und Gegenwart. Der Herbst 1989 wird 
mittlerweile von vielen Menschen in Ostdeutschland ins 
Verhältnis gesetzt zu dem, was danach kam. Während 
die Bundesregierung seit 30 Jahren Festreden hält, zie¬ 
hen die Menschen Bilanz, und sie ziehen eine gemischte 
Bilanz. 30 Jahre nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 
wählen viele Menschen gar nicht mehr, oder sie wählen 
autoritäre und nationalistische Parteien. Demokratische 


Parteien, das Parlament und die liberale Demokratie sind (C) 
für viele kein Wert mehr an sich. Aber neben der nationa¬ 
listischen Debatte gibt es längst eine progressive Gegen¬ 
politisierung, die ebenfalls nicht gehaltene Versprechen 
der Demokratie hinterfragt. Diese Gegenpolitisierung 
hinterfragt die EU-Politik, die Bankenmacht und die An¬ 
tiklimalobby. Sie fragt nach Chancengleichheit und nach 
Arbeitnehmerrechten in digitalen Zeiten, und diese müs¬ 
sen wir stärken, wenn wir uns die letzten Wahlergebnisse 
anschauen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

1989 mit diesen neuen Kämpfen zu verbinden, heißt 
doch, die Demokratie als Wechselspiel von Freiheit und 
sozialen Sicherheiten weiterzuentwickeln. Davon atmet 
der Antrag der Koalition allerdings absolut nichts. Sie 
verkoppeln auch heute wieder - liebe Katrin Budde, ich 
wäre dankbar, wenn deine Rede Inhalt des Antrags ge¬ 
wesen wäre - 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Völker Ullrich [CDU/CSU]: War eine gute 
Rede!) 

1989 ausschließlich mit der DDR als Diktaturgeschichte. 

Aber die zentrale Debatte darüber, wie Menschen solida¬ 
risch Zusammenleben wollen und können, läuft heute ab 
und nicht in einer eingefrorenen Vergangenheit. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 

Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]) 

Nach einem kurzen Jahr der demokratischen Selbst- 
ermächtigung zwischen 1989 und 1990 folgte mit der 
Treuhand das Gegenteil von Mitbestimmung und gesell¬ 
schaftlicher Teilhabe in Ostdeutschland. Nach dem Zu¬ 
sammenbruch des Staatssozialismus konnte der Markt 
radikal schalten und walten. 

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Das ist ja eine 
Frechheit! Kein Moment der Selbstreflekti- 
on!) 

Wer die Dominanz des Westens im Osten ansprach, muss¬ 
te lange viel einstecken. Die immer weiter bestehenden 
Unterschiede bei Löhnen, bei Renten und bei Vermögen 
sind als Übergangsprobleme kleingeredet worden. Heute 
müssen wir feststellen, dass der sozioökonomische Kahl¬ 
schlag zusammen mit dem Elitenthema und der enormen 
Abwanderung verheerend auf die politische Stimmung 
wirkt. Sie können nicht weiter den Heldenmut von 1989 
in Ihren Reden feiern, ohne zur Kenntnis zu nehmen, wie 
tief viele dieser Helden in den Monaten danach gefallen 
sind. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wie also würdigen wir in diesem Jahr den Herbst 1989? 

Wir würdigen ihn, indem wir und vor allem die Bun¬ 
desregierung endlich Politik für ostdeutsche Interessen 
machen. Die Vertreterinnen und Vertreter aller Parteien 
haben in diesem Jahr, auch heute wieder, ein neues Wort 
für sich entdeckt. Ich höre immer wieder, man müsse die 
„Lebensleistung“ der Ostdeutschen anerkennen - in 1h- 
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ren Anträgen, die heute vorliegen, fehlt dieses Wort da¬ 
gegen wieder aber vor der Leistung kommt das Leben, 
und das war eben auch ein Leben in der DDR. Sie be¬ 
greifen das - ungeachtet aller gesellschaftlichen Debat¬ 
ten, die derzeit stattfinden - leider immer noch nicht. Die 
DDR-Gesellschaft wird von der Koalition und auch von 
der FDP in ihren Anträgen weiterhin auf einzelne Punkte 
reduziert: 

(Dr. Stefan Ruppert [FDP]: Wo ist denn Ihr 
Beitrag?) 

Diktatur, Widerstand und Zwang. Alles andere aus der 
DDR bleibt für Sie ein Niemandsort. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Erkennen Sie 
das doch mal an! Versuchen Sie doch nicht, 
das wegzureden!) 

Es gibt keine Lebenserfahrung aus dem Osten in der 
kollektiven Öffentlichkeit der Bundesrepublik. Ohne Le¬ 
benserfahrung gibt es auch nichts Legitimes, nichts, was 
wert war an aktivem Versuch oder auch passiver Dul¬ 
dung, um nach den Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs 
eine andere Gesellschaft aufzubauen. Ohne Legitimation 
kann man auch nichts leisten, nicht vor 1989 und auch 
nicht danach. So muss man leider die Deklassierung der 
Ostdeutschen verstehen, meine sehr verehrten Damen 
und Flerren. 

(Ulrich Lechte [FDP]: Das ist doch ein Wöl¬ 
kenkuckucksheim, das Sie da zeichnen! - 
Christoph Bernstiel [CDU/CSU]: Sie sind in 
der falschen Partei!) 

Dem Dank an die mutigen Frauen und Männer von 
1989 schließe ich mich an. Aber Sie müssen endlich ver¬ 
stehen, dass Sie diesen Dank entwerten, wenn Sie Ost¬ 
deutschland zur bloßen Geschichtsstunde machen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Die nächste Rednerin ist die Fraktionsvorsitzende von 
Bündnis 90/Die Grünen, Katrin Göring-Eckardt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein¬ 
mal im Leben die eigenen Träume Wirklichkeit werden 
lassen, die Fesseln abwerfen, Mauern einreißen - wer 
möchte das nicht? Die Bürgerinnern und Bürger der 
DDR haben das erlebt. Ein Traum wurde Wirklichkeit, 
ein Traum wurde wahr. Ganz am Anfang waren es nur 
wenige, die Leib und Leben der Gefahr ausgesetzt ha¬ 
ben. Die lähmende Angst war allgegenwärtig. Menschen 
gingen auf die Straße gegen Wahlfälschung und für Aus¬ 
reise. 

Wir bedanken uns heute bei all denjenigen, die so viel 
riskiert haben. Wir bedanken uns heute bei all denjenigen, 
die sich an der Friedlichen Revolution beteiligt haben in 
einer Zeit, in der nicht klar war, dass sie friedlich bleiben 


würde. Es ist schade, dass Sie das in Ihrem Antrag nicht (C) 
so würdigen, wie es eigentlich gewürdigt werden müsste. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wissen ja spätestens seit der Niederschlagung der 
Aufstände vom 17. Juni, dass die DDR-Diktatur ihre 
Macht mit Gewalt verteidigen würde. Wir wissen, dass 
die Bilder vom Platz des Himmlischen Friedens bei den 
Bürgerrechtlern und vielen anderen Menschen in der 
DDR Angst ausgelöst haben; aber sie sind unbeugsam 
geblieben, übrigens über viele Jahrzehnte. Ich erinnere 
an Pfarrer Brüsewitz, der sich in den 70er-Jahren ver¬ 
brannt hat. Ich erinnere an die Gruppen in den kirchli¬ 
chen Kreisen, an den konziliaren Prozess der DDR, im 
Zuge dessen man sich um Frieden, Gerechtigkeit und 
übrigens auch um die Bewahrung der Schöpfung geküm¬ 
mert hat. Ich erinnere an all diejenigen, die Tag für Tag 
riskierten, im Gefängnis zu landen, und wussten, dass sie 
ihres Lebens nicht mehr froh werden würden, wenn das 
tatsächlich passiert. Ich erinnere an diejenigen, die dafür 
gesorgt haben, dass diese Revolution stattfinden konnte 
und friedlich blieb, und die unbeugsam waren bis in den 
Herbst 1989 hinein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, später wurden es mehr. Bei 
mir war es zuerst die Junge Gemeinde. Im Herbst 1989 
bin ich mit meinem Sohn, der nur ein paar Wochen alt 
war, zu Friedensgebeten und auf Demonstrationen ge¬ 
gangen. In den Nebenstraßen standen die Wasserwerfer. 
Später wussten wir auch, wer auf den Listen für die In- ' ' 
ternierungslager gestanden hat. Ich werde nicht verges¬ 
sen, dass ich immer ein paar Minuten eher gegangen bin 
in der Sorge, dass Gewalt ausbrechen würde. Ich werde 
auch nicht vergessen, dass wir uns zu Hause immer ab¬ 
gesprochen haben: Was machen wir, wenn wir zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nicht zu Hause ankommen? Was 
muss dann geschehen? Wen rufen wir an? Wie sorgen 
wir dafür, dass dieses Kind aufwachsen kann? - Ich habe 
es trotzdem gemacht, weil ich damals der Überzeugung 
war, dass das Aufwachsen in Freiheit, die Möglichkeit, 
in einem demokratischen Land zu leben, so unendlich 
viel wichtiger ist als alles andere, sodass es richtig ist, ein 
Risiko einzugehen. Ich bin sehr froh darüber, dass mein 
Sohn und auch der zweite heute sagen: Die Demokratie 
zu verteidigen, ist ganz zentral. - Und das tun wir heu¬ 
te in unserem Land, übrigens auch gegenüber allen, die 
versuchen, unser Land zu spalten, die unsere Demokratie 
mit neuem Autoritarismus und mit neuen Anwandlungen 
von diktatorischem Handeln grundsätzlich infrage stel¬ 
len. Wir lassen nicht zu, dass die Demokratie gefährdet 
wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der 
LINKEN) 

Am Anfang waren es wenige, und daneben standen 
Menschen mit ihren Einkaufsbeuteln. Später haben sie 
sich eingereiht. Dann waren es sehr viele, die auf die 
Straße gegangen sind. Jemand hat gesagt - Frau Budde 
hat es angesprochen -: Wir haben mit allem gerechnet, 
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nur nicht mit Kerzen und Gebeten. - Die Friedliche Re¬ 
volution, die friedlich geblieben ist, hat übrigens nicht 
Helmut Kohl gemacht, die haben die Menschen in der 
DDR gemacht, Frau Connemann. Das zu würdigen, ohne 
so zu tun, als ob es doch irgendjemand anderes gewesen 
ist, könnte diese Debatte heute in aller Ehrlichkeit ver¬ 
tragen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU - Christoph 
Bernstiel [CDU/CSU]: Haben Sie den Antrag 
nicht gelesen?) 

Wenn ich mir Ihren Antrag und übrigens auch die 
Redner auf der Redeliste der Union anschaue, dann muss 
ich sagen: Es fehlt noch was anderes. Es fehlt der Blick 
auf das gemeinsame Europa. Wo ist eigentlich die Wür¬ 
digung der Revolutionen in den anderen osteuropäischen 
Ländern? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Warum kommt bei Ihnen Polen nicht vor, Polen und die 
Solidarnosc, das Land, wo es begonnen hat, übrigens 
auch mit Wojtyla, Papst Johannes Paul II.? Warum kom¬ 
men eigentlich die Charta 77 und Vaclav Havel nicht 
vor? Warum kommen diejenigen nicht vor, die die Weg¬ 
bereiter waren? Ich erinnere an die Grenzöffnung in Un¬ 
garn. Das wäre übrigens ein wichtiges Signal an Herrn 
Orban gewesen, der die Freiheit und die Demokratie in¬ 
frage stellt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN - Jürgen Braun [AfD]: Der 
Orban war immer ein mutiger Mann!) 

Dort hat damals das gemeinsame Europa begonnen. Das 
war die Grundlage, das war der Grundstein für das, was 
wir heute haben. 

Was Sie zu dem Umgang mit den Opfern von damals 
gesagt haben, ist ja richtig. Ich will Ihnen aber dezidiert 
sagen: Das, was Sie sagen, hätten Sie schon lange ma¬ 
chen können. Ich denke an die Heimkinder, die Zwangs¬ 
adoptierten, die Opfer des SED-Unrechts, die heute im¬ 
mer noch in einer schwierigen sozialen Lage sind. Sie 
müssen sich wirklich fragen lassen: Warum haben Sie da 
nicht längst etwas gemacht? Wir hören Bekenntnisse, Sie 
reden von Helden und Beauftragten. Das alles ist richtig 
und schön, aber am Ende des Tages braucht es eben rich¬ 
tiges, echtes Handeln. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katrin Budde [SPD]) 

Ich will zum Schluss sagen, dass ich glaube, dass wir 
das, was damals im Übergang passiert ist - die freien 
Völkskammerwahlen, aber eben auch die runden Tische 
und der Versuch, gemeinsam Bündnisse zu schmieden 
und in Bündnissen zu handeln -, heute würdigen müssen, 
wenn es um die Frage geht, was wir unter Demokratie 
verstehen. Es geht nämlich nicht darum, dass man ir¬ 
gendetwas macht und es dann gut oder schlecht verkauft. 
Es geht auch nicht darum, zu sagen: Jetzt bearbeiten wir 
dieses oder jenes Thema, weil die Leute das zu mögen 


scheinen. - Nein, es geht darum, gemeinsam etwas zu 
erarbeiten. Demokratie und Freiheit sind eine Aufgabe. 
Es geht darum, über die Opfer zu reden, aber auch über 
diejenigen, die die Freiheit genutzt haben, die Unterneh¬ 
merinnen und Unternehmer, die Ärztinnen und Ärzte, 
die Künstlerinnen und Künstler und die Hebammen, die 
sich selbstständig gemacht haben, also all diejenigen, die 
gezeigt haben, dass sie etwas mit der Freiheit anfangen 
können. Es geht um beides: um die Würdigung dessen, 
was war, und um die Würdigung dessen, was ist. Es geht 
dämm, dass wir die Demokratie verteidigen, jeden Tag 
und im Zweifelsfall immer von Anfang an, in Ost wie 
in West. Es geht um diejenigen, die heute ihren Rücken 
geradehalten, auch wenn sie Hass und Hetze erleben, Be¬ 
drohungen ausgesetzt sind - in Ost und West - und sogar 
ermordet werden, wie Herr Liibcke in diesen Tagen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Elisabeth Motschmann, CDU/CSU, ist die nächste 
Rednerin. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Erinnern, danken, bewahren - das ist das Motto meiner 
Rede. 

Die Friedliche Revolution 1989 gehört zu den glück¬ 
lichsten Momenten der jüngeren deutschen Geschichte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Erinnerung an dieses Jahr ist Grund zur Freude. 
Frauen und Männer der damaligen DDR haben für ihre 
Freiheit gekämpft. Das war mutig, und dafür können wir 
jedem Einzelnen danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP und der Abg. Katrin Budde 
[SPD]) 

Fast auf den Tag genau vor 30 Jahren, am 7. Juni 1989, 
versammelte sich eine kleine Gruppe von Demonstranten 
in unserer Nähe hier, nämlich vor der Sophienkirche. Sie 
protestierten gegen den nachgewiesenen Wahlbetrug bei 
den Kommunalwahlen am 7. Mai in der DDR. Wer den 
SED-Staat kritisierte, musste mit harten Konsequenzen 
rechnen. Selbstverständliche Menschenrechte wie Mei¬ 
nungsfreiheit, Reisefreiheit, freie Wahlen und freie Me¬ 
dien wurden den DDR-Bürgern vorenthalten. Die Toten 
an der Mauer, die Inhaftierten in den menschenunwürdi¬ 
gen Gefängnissen der Stasi, die Zwangsadoptionen, die 
Heimkinder, die Opfer der Stasispitzel und die vielen, die 
unter der permanenten Alltagsrepression der SED-Dikta- 
tur zu leiden hatten, dürfen wir niemals vergessen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Benjamin Strasser [FDP]) 
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Elisabeth Motschmann 

(A) Das sei allen gesagt, die die DDR-Zeit im Rückblick ver¬ 
klären. Eine Diktatur kann man niemals verklären. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Aus dem Protest einiger weniger entwickelte sich 
ein Massenprotest. Eine Bewegung wurde ausgelöst, 
die schließlich zu den großen Montagsdemonstrationen 
in vielen Städten der DDR mit dem Ruf „Wir sind das 
Volk“ führten. Auf diese Demonstranten können wir sehr 
stolz sein. 

Im Westen - auch daran will ich erinnern - ergriff 
Helmut Kohl die einmalige Chance zur Wiedervereini¬ 
gung. Bereits am 28. November 1989 formulierte er in 
einer Rede vor dem Deutschen Bundestag ein Zehn¬ 
punkteprogramm zur Neuregelung der deutsch-deut¬ 
schen Beziehungen und zur Lösung der deutschen Fra¬ 
ge. Er überraschte damit das Ausland, die Alliierten, die 
DDR-Führung, aber auch die Bundestagsopposition. 
Helmut Kohl ergriff damit sehr früh und sehr schnell die 
Chance zur Wiedervereinigung. Ohne die tapferen Po¬ 
len und ihre Freiheitsbewegung Solidarnosc, ohne Lech 
Walesa, ohne die Ungarn und ohne viele europäische 
Mitspieler - so nenne ich sie mal - wäre es vielleicht 
nicht so schnell gegangen. Dennoch hat es Helmut Kohl 
zu Recht verdient, als Kanzler der Einheit bezeichnet zu 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Um den geht 
es doch überhaupt gar nicht!) 

Zur historischen Wahrheit gehört aber auch, dass die 
Stimmung in Westdeutschland mit Blick auf eine Wie¬ 
dervereinigung zunächst eher kritisch war. Ich erinnere 
mich an Demonstrationen in Bremen. Auf den Plakaten 
und Transparenten war zu lesen - man höre und staune 
„Für die Souveränität der DDR“, „Kein 4. Reich“, „... 
nie wieder Deutsches Reich“, „Gegen nationale Besof¬ 
fenheit“. Insbesondere Vertreter der EKD, Frau Göring- 
Eckardt, der Evangelischen Kirche in Deutschland, und 
auch einige Politiker der SPD standen der Wiederverei¬ 
nigung skeptisch bis ablehnend gegenüber. 

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich selbst auch!) 

Walter Momper erklärte, dass es nicht um Wiederverei¬ 
nigung, sondern um Wiedersehen gehe. Manfred Stolpe 
erklärte die Wiedervereinigung als ausgesprochen frie¬ 
densgefährdend. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Das stand doch gar 
nicht zur Debatte zu der Zeit! Meine Güte!) 

Auch daran darf man heute erinnern. Ich könnte dazu 
noch sehr viel mehr sagen. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Besser nicht!) 

Was gehört nun - das gehört ja zu meinem Motto - zum 
Bewahren? Dazu brauchen wir die Stasi-Unterlagen-Be- 
hörde, ein Mahnmal für die Opfer kommunistischer Ge¬ 
waltherrschaft, Forschungseinrichtungen, Zeitzeugen, 
die Unterstützung der Opfer und ihrer Verbände sowie 
Gedenkveranstaltungen. Bei dieser Gelegenheit möchte 
ich ganz besonders jenen danken, die hier Arbeit leisten. 


Stellvertretend nenne ich - er sitzt hier auf der Tribüne - 
Roland Jahn von der Stasi-Unterlagen-Behörde, Anna 
Kaminsky von der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur und stellvertretend für die Opferverbände 
Frank Ebert. Ihnen allen sei ganz herzlich Dank für ihre 
notwendige Arbeit gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD, der AfD, der FDP, der LIN¬ 
KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ¬ 
NEN) 

Ich glaube, keine Worte können den damaligen 
Wunsch der Menschen in Ostdeutschland besser auf den 
Punkt bringen als unsere gemeinsame Nationalhymne: 

Einigkeit und Recht und Freiheit 
für das deutsche Vaterland! 

Danach lasst uns alle streben 
brüderlich mit Herz und Hand! 

In diesem Sinne müssen wir an diese Geschichte zurück¬ 
denken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP und der Abg. Katrin Budde 
[SPD]) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Marc Jongen, 
AfD. 

(Beifall bei der AfD) 

Dr. Marc Jongen (AfD): 

Herr Präsident! Werte Abgeordnete! Die Revoluti¬ 
onstage des Jahres 1989 in der damaligen DDR konn¬ 
te ich als Student in Wien damals nur über die Medien 
mitverfolgen. Aber selbst über das Fernsehen haben sich 
die dramatische Spannung, die Hoffnung und schließlich 
die euphorische Freude vermittelt, die mit der friedlichen 
Revolution und dem Mauerfall einhergingen. 

Der Ruf „Wir sind das Volk“ in den Straßen Leipzigs 
und andernorts war ursprünglich eine Art Bannzauber, 
der die sogenannte Volkspolizei davon abhalten sollte, 
auf die friedlichen Demonstranten zu schießen: Wir sind 
nicht die Rowdys, als die die Staatsführung uns hinstel¬ 
len will - nicht das „Pack“, wie es in der heutigen Ter¬ 
minologie heißt wir sind das Volk, und ihr, die Polizei, 
seid da, um uns zu schützen. - Daraus wurde: Wir sind 
ein Volk. Die deutsche Teilung muss enden. 

Dieses Mutes, dieses Freiheitswillens und auch dieses 
Patriotismus in vielfacher Art zu gedenken, ist wichtig 
und überfällig. Das periodische Wiederaufleben der Eu¬ 
phorie jener Tage kann das Wirgefühl stärken, das alle 
Deutschen - bis auf ein paar verbiesterte Sozialisten in 
Ost und West - damals erfasst und vereint hat und das so 
wichtig ist für den Zusammenhalt einer Nation. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Anträge der Regierung und der FDP enthalten 
insofern durchaus viel Zustimmenswertes. An entschei- 
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Dr. Marc Jongen 

(A) denden Stellen lassen beide Anträge aber befürchten: 
Das Gedenken an die friedliche Revolution wie vor allem 
auch an das Unrecht der SED-Diktatur soll hier wieder 
einmal für gegenwärtige politische Zwecke instrumen¬ 
talisiert und damit verdorben werden, ganz ähnlich wie 
wir es schon von bestimmten Formen der NS-bezogenen 
Erinnerungskultur kennen. 

(Beifall bei der AfD) 

Ich sage Ihnen auch, warum. 

Im Regierungsantrag steht: 

Der Deutsche Bundestag verwahrt sich gegen die 
Vereinnahmung der Losungen und Errungenschaf¬ 
ten des Herbstes 1989 unter anderem durch natio¬ 
nalistische, antidemokratische Parteien und Bewe¬ 
gungen. 

(Beifall der Abg. Leni Breymaier [SPD] - 
Katrin Budde [SPD]: Das ist auch richtig, not¬ 
wendig und wichtig!) 

Wenn Sie von der Regierung und der Pseudoopposition 
sich immer so gern als die „demokratischen Fraktionen“ 
bezeichnen, dann wissen wir natürlich auch, wer mit „an¬ 
tidemokratisch“ gemeint sein soll, 

(Beifall der Abg. Sylvia Kotting-Uhl [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN - Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Fühlen Sie sich an¬ 
gesprochen? Oder warum reden Sie jetzt 
darüber?) 

nämlich die einzige echte Opposition in diesem Land, die 

(B) bösen Populisten von der AfD. 

(Beifall bei der AfD - Thomas Hacker [FDP]: 

Sie haben es erkannt, Herr Dr. Jongen!) 

Frau Connemann, Sie sollten sich schämen, diese Infa¬ 
mie hier explizit zu verbreiten. 

(Zuruf von der AfD: Sehr richtig!) 

Der FDP-Antrag wird noch deutlicher. „Antiliberale 
Kräfte des Rückschritts“ wollen angeblich „die Dialog¬ 
fähigkeit sowie Toleranz unserer freiheitlichen Gesell¬ 
schaft negieren“. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne¬ 
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Die Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur bie¬ 
tet die Chance, 

- so schreiben Sie in schönster Offenheit - 

diese Gefahren in der Gegenwart zu erkennen. 

In volkspädagogischer Überheblichkeit wollen Sie das 
verstockte Volk, vor allem im Osten, darüber aufklären, 
wofür es damals in Wahrheit auf die Straße gegangen ist, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Sehr 
interessant, wo Sie sich immer angesprochen 
fühlen!) 

nämlich für Toleranz, Vielfalt und Weltoffenheit. - Das 
ist doch nicht Ihr Ernst, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD) 


Die Menschen sind damals für Freiheit, Recht und Ei- (C) 
nigkeit auf die Straße gegangen. 

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Sie müssen es ja wissen!) 

Das Erkämpfte wollen und werden sie sich nicht nehmen 
lassen. Wundern Sie sich bitte nicht, warum die AfD in 
den neuen Bundesländern immer stärker wird. Die Men¬ 
schen dort sind nicht so dumm, wie Ihre Anträge das 
dreist suggerieren. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Ostdeutschen haben ein sehr feines Gespür dafür, 
wenn sie von oben wieder gegängelt und belehrt wer¬ 
den, wenn Medien nicht mehr kritisch berichten, son¬ 
dern propagandistisch eine Einheitsmeinung vertreten. 

Das kennen sie nämlich, das erinnert sie verdächtig an 
die DDR. Wenn daher heute in Dresden und anderswo 
in Mitteldeutschland wieder „Wir sind das Volk“ gerufen 
wird, dann ist das kein Missbrauch dieser Parole, Frau 
Connemann, dann lebt der damalige Widerstand authen¬ 
tisch wieder auf. 


(Beifall bei der AfD) 

Es ist ein Hohn, wenn Ihre Anträge diesen Mut und die¬ 
se Liebe zum eigenen Land ausgerechnet im Namen der 
Revolution von 1989 als antidemokratisch verketzern 
wollen. 


(Zuruf der Abg. Anke Domscheit-Berg [DIE 
LINKE]) 


Ich komme zum Schluss. Natürlich ist die Bundesre¬ 
publik nicht die DDR. Aber 30 Jahre nach deren Ende 
tauchen einige ihrer Merkmale gespenstisch wieder auf. 
Schuld daran sind gewiss nicht die Populisten, sondern 
die Kryptosozialisten in den Altparteien, bald wohl wie¬ 
der Blockparteien. 


(D) 


(Beifall bei der AfD) 

Lassen Sie ab von Ihrer Arroganz! Nehmen Sie die heu¬ 
tigen Dissidentenstimmen ernst! Treten Sie mit den Dis¬ 
sidenten in den Dialog! 

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Ganz gewiss nicht!) 

Die DDR sei Ihnen Mahnung. 


Vielen Dank. 


(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt erteile ich das Wort dem Ministerpräsidenten des 
Landes Brandenburg, Dietmar Woidke. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Dietmar Woidke, Ministerpräsident (Branden¬ 
burg): 

Sehr geehrter Herr Bundestagspräsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich war im Herbst 1989 
28 Jahre alt und habe unweit von hier in der Invali¬ 
denstraße an der Humboldt-Uni gearbeitet. Ich war am 
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Dr. Dietmar Woidke 

(A) 7. Oktober 1989 nicht im, sondern vor dem Palast der 
Republik. Sie haben wahrscheinlich auf Bildern gese¬ 
hen, dass dort damals demonstriert worden ist. Ich war 
an diesem 7. Oktober danach in der Schönhauser Allee 
und habe gesehen, wie Menschen zusammengeschlagen 
wurden. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD) 

- Darüber können Sie ruhig lachen; das passt zu Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das spricht für sich!) 

Ich habe gesehen, wie Menschen weggeschleppt wur¬ 
den, wie Menschen in den Knast gebracht und misshan¬ 
delt wurden. Ich habe gesehen - das ist das Bild, das sich 
mir aus dieser Nacht eingebrannt hat; ich habe damals am 
Rosenthaler Platz gewohnt und bin von der Schönhauser 
Allee über die Kastanienallee nach Hause gelaufen -, 
dass eine Straßenbahn hinter der anderen stand; das war 
damals die Linie 49. ln der Nacht des 7. Oktober habe ich 
mir gedacht: Wie geht es weiter? Was kann passieren? 

Dann kam der 9. Oktober in Leipzig. An diesem 9. Ok¬ 
tober - man konnte es fast hören - gab es ein riesengro¬ 
ßes Aufatmen, ein Aufatmen darüber, dass die Proteste 
in Leipzig - damals sind Hunderttausende auf die Straße 
gegangen - friedlich geblieben sind, dass das Regime 
nicht durchgegriffen hat, wie es vorher angedroht wurde, 
sondern sich Vernunft durchgesetzt hat. 

(B) 

Dann gab es am 4. November die große Demonstrati¬ 
on auf dem Alexanderplatz; das war schon ein Zeichen in 
die richtige Richtung. Es gab den Wechsel an der Spitze 
der SED und vieles andere mehr. Es gab einen Satz von 
Egon Krenz, der vielleicht erklärt, warum ich den Begriff 
„Wende“ heute noch nicht leiden kann. 

(Beifall der Abg. Katrin Budde [SPD]) 

Er hat nämlich gesagt: „Die Wende ist eingeleitet“, und 
meinte damit die Wende der SED. 

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hatte 
auch das Glück, in der Nacht des 9. November auf der 
Bornholmer Brücke dabei zu sein, als die Mauer gefallen 
ist. Als wir aus dem aufgrund des Grenzregimes hell er¬ 
leuchteten Osten in den Westen gegangen sind, standen 
wir ungläubig da und haben gesagt: Hier ist es ja dunkler 
als im Osten. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich glaube, das ist heute noch so. Sie können den Weg 
vielleicht noch einmal gehen. 

Aber das Wort dieser Nacht und in den Wochen danach 
war „Wahnsinn“; es stand teilweise groß in den Zeitun¬ 
gen. Es war ein Gefühl der Freiheit, ein Gefühl der Gren¬ 
zenlosigkeit, das ich mir vorher in dieser Art nicht hätte 
vorstellen können, ein riesengroßes, gutes Gefühl, ent¬ 


standen auch durch die vielen Dinge, die dann in schnei- (C) 
ler Folge passiert sind. Ich muss auch sagen: Es gehört 
zur Geschichte, dass damals Bundeskanzler Helmut Kohl 
diese Chance ergriffen hat und gemeinsam mit den Ver¬ 
bündeten, aber auch gemeinsam mit der damaligen Sow¬ 
jetunion dafür gesorgt hat, dass die Rahmenbedingungen 
für die Herstellung der deutschen Einheit gesetzt werden 
konnten und die deutsche Einheit dann vollzogen werden 
konnte. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Allerdings war diese Zeit der Hoffnung, diese Zeit des 
Aufbruchs für viele Menschen in Ostdeutschland auch 
eine Zeit des großen Umbruchs: Arbeitsplätze sind inner¬ 
halb weniger Jahre verschwunden. Es gab damals, muss 
man heute sagen, Massenarbeitslosigkeit. Es gab Hoff¬ 
nungslosigkeit. Es gab Perspektivlosigkeit. Viele junge 
Menschen haben das Land deshalb verlassen. 

Ich glaube, wenn wir heute zurückblicken, muss man 
für das, was wir erreicht haben, dankbar sein. Die schwe¬ 
ren 90er-Jahre sind überstanden, auch dank der Hilfe und 
der Solidarität in Deutschland insgesamt, für die ich hier 
Danke sagen möchte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Danke, aber gleichzeitig: Es gibt noch viel 
zu tun. Wir haben unterschiedliche Rentenrechte; das 
verstehen die Menschen nicht. Dabei geht es nicht um 
1,20 Euro mehr oder weniger im Monat. Es geht einfach 
dämm, dass wir eine gleiche Rechtsetzung in Deutsch¬ 
land brauchen und wollen. Es geht um Unterschiede in 
der tariflichen Bezahlung: 80 Prozent dessen, was in 
Westdeutschland im Durchschnitt verdient wird, wird in 
Ostdeutschland verdient. Da muss dringend etwas getan 
werden. Die Bezahlung muss steigen, damit wir auch in 
diesem Bereich weiter vorankommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Anke Domscheit-Berg [DIE LINKE]) 

Auch wenn wir weiter vor großen Herausforderungen 
stehen, wir stolz sein können auf das, was wir geschafft 
haben, und wir die Probleme angehen, sollten wir ei¬ 
nes aus der friedlichen Revolution 1989 gelernt haben: 
Schaffen können wir das alles nur im Miteinander und 
nicht in Spaltung, in Hetze oder in Intoleranz. Die Leis¬ 
tungen, die vollbracht worden sind, sind eine gemeinsa¬ 
me Leistung. Lassen Sie uns gemeinsam dafür arbeiten, 
dass Deutschland in allen seinen Teilen weiter erblüht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Thomas Hacker, FDP. 

(Beifall bei der FDP) 
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(A) Thomas Hacker (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es waren die Menschen - Menschen wie du und ich 
die vor 30 Jahren genau das getan haben, was wir doch 
alle für richtig halten: Aufstehen gegen Ungerechtigkeit 
und Unfreiheit, Aufstehen gegen Willkürherrschaft und 
Unterdrückung, Aufstehen gegen Verachtung und Ver¬ 
folgung Andersdenkender. Ja, wenn es denn so einfach 
wäre, dieses Aufstehen. Zum Aufstehen gehört Mut; 
schließlich, wenn man weiß, dass dadurch die Familie 
gefährdet sein kann. Dazu gehört unbeschreiblich großer 
Mut, wenn man befürchten muss, dass die Polizei oder 
die Armee die Waffen gegen die eigenen Bürgerinnen und 
Bürger richtet. Diese Gefahr für das eigene Leben war im 
Jahr 1989 eine ganz reale Gefahr. Schon mehrfach rollten 
im Kommunismus die Panzer gegen die Bevölkerung, ln 
Peking wurde die demonstrierende Jugend Chinas auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens niedergemetzelt. 
Wer von uns, liebe Kolleginnen und Kollegen, hätte die¬ 
sen Mut aufgebracht, das eigene Leben zu riskieren, um 
für die Freiheit zu kämpfen? Wohl die allerwenigsten. 

Es waren die Menschen in der DDR, die genug hatten 
von einem Staat, der unterdrückt, die ihr Leben riskierten 
und die Mauer niederdrückten. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Menschen fanden sich zusammen in den Kirchen und 
außerhalb - immer mehr Menschen im Einsatz für Men¬ 
schenrechte, Umweltschutz, Frieden, Demokratie und 
Freiheit, und sie gingen auf die Straße. Bürger der DDR 

(B) flohen in die Botschaften der Bundesrepublik und erhöh¬ 
ten so den internationalen Druck auf das eigene Regime. 
Die Welt geriet in Bewegung. Die Proteste nahmen zu. 
Der Zaun zwischen Ungarn und Österreich wurde zer¬ 
schnitten. Hans-Dietrich Genscher konnte den Prager 
Botschaftsflüchtlingen ihre Ausreise verkünden. Die 
Montagsdemonstrationen in Leipzig schwollen an. Der 
Funke der Freiheit sprang auf andere Städte über. Hun¬ 
derttausende gingen auf die Straße - immer wieder 
und die Mauer fiel. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Jetzt ging es los. Runde Tische ersetzten staatliche 
Repression. Die Stasiunterlagen wurden erobert und ge¬ 
sichert. Die ersten demokratischen Völkskammerwahlen 
fanden statt. 

Meine Damen und Herren, wir erinnern uns heu¬ 
te dankbar an die mutigen Bürgerinnen und Bürger der 
DDR und spüren doch die Verantwortung, die uns bleibt 
im Zusammenwachsen unseres geeinten Landes, im 
Einsatz für die Opfer des DDR-Regimes, im Kampf für 
Toleranz, Rechtsstaatlichkeit, Mitmenschlichkeit, Demo¬ 
kratie und Freiheit, aber auch im Kampf gegen illiberale 
Kräfte im ln- und Ausland. Unser Wissen und die Aufar¬ 
beitung der Vergangenheit sind der Schutzschild unserer 
freien Gesellschaft gegen die Demagogen und Verführer 
von heute. Herr Dr. Jongen, Sie haben es genau erkannt. 

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Katrin 
Budde [SPD]) 


Nie, liebe Kolleginnen und Kollegen, dürfen wir ver¬ 
gessen, was die Menschen vor 30 Jahren auf die Straße 
trieb, was die Kraft entfacht, die Mauern einreißen und 
Brücken bauen kann: Es ist die Sehnsucht der Menschen 
nach Freiheit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Für die Bundesregierung erteile ich das Wort dem Par¬ 
lamentarischen Staatssekretär Christian Hirte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Christian Hirte, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi¬ 
nister für Wirtschaft und Energie: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! ln 
diesem Jahr würdigen wir 30 Jahre Mut der DDR-Biir- 
gerrechtsbewegung. Was so banal klingt, das muss man 
natürlich auch einordnen, vor allem historisch. Es ist 
schon einige Male angeklungen: Ziemlich exakt heute 
vor 30 Jahren gingen Bilder aus China um die Welt, die 
durchaus andere Möglichkeiten auch für die DDR vor¬ 
stellbar machten. Überall auf der Welt war vor 30 Jah¬ 
ren aber der Kommunismus in seiner damaligen Form 
angegriffen. Die Fassade des Sozialismus hatte Risse 
bekommen, auch in der DDR. Die Sowjetunion etwa ex¬ 
perimentierte mit Glasnost und Perestroika - heute weiß 
man: nicht allzu erfolgreich. 

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Damals war es aber auch wichtig!) 

Wir hatten auch - das ist schon richtigerweise angespro¬ 
chen worden - die Bewegungen in Ungarn und vor allem 
in Polen. Dort war der real existierende und regierende 
Kommunismus bereits am stärksten am Bröckeln. Dort 
hatten sich die Regierung und Solidarnosc bereits am 
runden Tisch auf den schrittweisen Abschied vom Mono¬ 
pol der Kommunistischen Partei verständigt. 

Auch in der DDR stellte eine wachsende Zahl von 
Menschen schon in den Jahren 1988, aber eben auch 
1989 Ausreiseanträge. Friedens- und Umweltgruppen 
hatten Konjunktur, während die Versorgungslage ange¬ 
spannt blieb. Während die meisten Bürger in der DDR 
passiv blieben, wurden erst wenige und später immer 
mehr Menschen aktiv. Spätestens im Mai 1989 führten 
mutige Oppositionelle der staunenden Weltöffentlichkeit 
vor, nämlich bei den Kommunalwahlen in der DDR - es 
gab Wahlfälschungen dass die Lage dort kriselte. Das 
machte die Krise, die die DDR hatte, weltweit öffentlich. 

Ich rufe diese Ereignisse deswegen in Erinnerung, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, weil eine wach¬ 
sende Zahl von Menschen keine eigenen oder eben nur 
sehr wenige Erinnerungen an diese Umbruchszeit haben. 
Bei aller Ostalgie und vielleicht auch aktuellen Schwär¬ 
mereien für den Sozialismus: 1989 hatte, was nur eine 
Frage der Zeit war, der Sozialismus abgewirtschaftet. Ein 
Weiter-so konnte es nicht geben. Ich bin einigen Vorred- 
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(A) nein ausdrücklich dankbar - etwa der Kollegin Budde 
oder Herrn Woidke dass sie deutlich gemacht haben: 
Es war nicht eine Wende, sondern eine friedliche Revo¬ 
lution. Die Mauer ist nicht einfach umgefallen, sondern 
sie wurde aktiv zum Einstürzen gebracht. Es ist mir ganz 
wichtig, zu betonen, dass wir heute, 30 Jahre später, auch 
zurückschauen sollten und sehen sollten, dass die Bürger 
in der DDR sich selbst Freiheit und Demokratie erkämpft 
haben. Dieses Jahrhundertereignis bedarf quasi nicht nur 
unserer Würdigung, sondern, ich glaube, auch in beson¬ 
derer Weise unserer Wertschätzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Bei allen Veränderungen im Sommer 1989 war längst 
noch nicht klar, wohin der Weg der DDR führt. Demokra¬ 
tie und Einheit kamen gerade nicht von selbst. Sie herbei¬ 
zuführen, erforderte hohes persönliches Risiko, auch für 
die Familien. Dafür schuldet unser Land den Mutigen in 
der DDR Respekt und Dank. Erinnern sollten wir deswe¬ 
gen auch an diejenigen, die in der DDR Unrecht erlitten 
haben. Wir sprechen von einigen Hunderttausend Men¬ 
schen, denen die SED-Diktatur Entwicklungsmöglich¬ 
keiten und sogar die Freiheit genommen hat. - Ich sehe 
Arnold Vaatz in unseren Reihen. 

Mich empört besonders, dass schon Kinder zu Op¬ 
fern des Regimes wurden, wenn ihre Eltern politisch 
verfolgt wurden. Wie hart das Schicksal dieser Kinder 
sein konnte, hat die Untersuchung von Kinderheimen 
und Werkhöfen in der DDR gezeigt. In meinem Ver¬ 
antwortungsbereich wird darüber hinaus eine Studie zu 

(B) mutmaßlichen Zwangsadoptionen in der DDR vorberei¬ 
tet. Die Regierungsparteien haben in ihrem Koalitions¬ 
vertrag vereinbart, genau dieses Leid aufzuarbeiten und 
die Opfer materiell zu entschädigen. Eine entsprechende 
Änderung der Rehabilitationsgesetze ist Mitte Mai im 
Bundeskabinett beschlossen worden. Sie wird im Herbst 
im Parlament zur Beratung anstehen. Beschlossen wurde 
im Übrigen in genau dieser Kabinettssitzung auch eine 
Änderung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes. Auch da wol¬ 
len wir mit Transparenz sicherstellen, dass bis 2030 die 
Möglichkeit besteht, Untersuchungen für exponierte Po¬ 
sitionen zu ermöglichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute bera¬ 
ten wir den Antrag der Regierungsfraktionen - und auch 
den der FDP -, der die Friedliche Revolution und ihre 
Protagonisten würdigen soll. Er spricht den Opfern der 
Diktatur Respekt aus, und er mahnt, diese Opfer und die 
Orte ihres Leidens nicht zu vergessen. Das sollten wir 
gemeinsam unterstützen. Dafür bitte ich um Ihre Zustim¬ 
mung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Voraussichtlich letzter Redner in dieser Debatte ist der 
Kollege Dr. Volker Ullrich, CDU/CSU. 


Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Unser Respekt gilt den Menschen, die vor 30 Jah¬ 
ren friedlich auf die Straße gegangen sind. Wir müssen 
die Ereignisse aus der Sicht von damals beurteilen. Im 
Juni 1989 hat die Führung der DDR die blutige Nieder¬ 
schlagung der Proteste auf dem Platz des Himmlischen 
Friedens noch mit einer Solidaritätsadresse verteidigt. 
Niemand konnte also wissen, ob es gut geht, und doch 
war der Drang nach Würde und nach Freiheit stärker als 
die Angst. Der Mut der Menschen war groß. Dieser Mut 
macht uns noch heute stolz in Ost und West, und dafür 
sagen wir auch in diesem Bundestag ein herzliches Dan¬ 
keschön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Die Würdigung der Friedlichen Revolution kann nicht 
geschehen, ohne den Staat zu betrachten, gegen den sie 
gerichtet war. In der DDR gab es weder Freiheit noch 
Rechtsstaatlichkeit. Es war ein Staat der Unterdrückung, 
der Willkür und des Unrechts. Das dürfen wir niemals 
vergessen, und das sollte uns daran erinnern, Geschichte 
nicht zu beschönigen. 

Die Ereignisse des Jahres 1989 wären auch nicht ohne 
eine europäische Dimension möglich gewesen. Es be¬ 
ginnt am 17. Juni 1953, setzt sich fort mit dem ungari¬ 
schen Völksaufstand von 1956, mit dem Prager Frühling, 
mit der Solidarnosc-Bewegung, mit der Charta 77 und 
endet in einem gemeinsamen Aufstand von Bürgerecht¬ 
lern und Kirchen gegen Unterdrückung im gesamten 
mittel- und osteuropäischen Bereich. Ohne diese euro¬ 
päische Dimension wäre es 1989 vielleicht auch bei uns 
anders gekommen. 

Besonders würdigen möchte ich auch die Rolle der 
Kirchen, vor allem deswegen, weil Christian Führer, der 
mittlerweile verstorbene Pastor der Leipziger Nikolaikir¬ 
che, Friedenspreisträger meiner Heimatstadt Augsburg 
ist. In seinem Buch „Und wir sind dabei gewesen“ gibt 
es eine schöne Episode. Im Umfeld des Herbst 1989 
haben Menschen vor der Nikolaikirche Kerzen aufge¬ 
stellt. Wohl auf Anregung von oben, auf Anweisung der 
SED-Fiihmng, sind diese Kerzen durch Arbeiter abge¬ 
baut worden. Und dann geschah etwas Wundersames, 
wie er in seinem Buch beschrieben hat: Die Arbeiter ha¬ 
ben die Kerzen, die noch zu gebrauchen waren, aus dem 
großen Stapel herausgefischt, sie wieder aufgestellt und 
angezündet. Das ist im Kleinen eine große Botschaft der 
Friedlichen Revolution. Sie lehrt uns: Ist das Licht der 
Freiheit einmal entzündet, kann keine Kraft sie aufhalten. 
Das ist die wichtige Botschaft von damals, die auch heute 
in die Welt hinausstrahlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Wir müssen uns heute auch vor historischer Missdeu¬ 
tung in Acht nehmen. Die Parole „Wir sind das Volk!“ 
war eine Forderung nach Freiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie. Wer Menschen herabsetzt, ausgrenzt 
oder sie wegen ihrer Religion oder Herkunft entwürdigt, 
kann nicht für sich in Anspruch nehmen, für das Volk zu 


(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) sprechen. Das ist die Botschaft, die wir heute auch aus¬ 
senden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Wir brauchen, 30 Jahre nach der Friedlichen Revolu¬ 
tion, eine authentische und würdige Erinnerungskultur. 
Wir brauchen weiterhin eine ehrliche und offene Auf¬ 
arbeitung. Wir müssen voranschreiten bei der Frage der 
Aufarbeitung und Aufklärung von Zwangsadoptionen. 
Aber es geht um mehr: Freie Wahlen, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit dürfen niemals als Selbstverständ¬ 
lichkeit erachtet werden. Wir müssen sie leben und be¬ 
wahren, weil wir wissen: Ist Freiheit erst einmal verlo¬ 
ren, ist es umso schwieriger, sie wiederzuerlangen. 

Die Friedliche Revolution des Jahres 1989 und der 
Fall der Mauer waren eine glückliche Stunde der deut¬ 
schen Geschichte. Sie ist heute Verpflichtung, für Demo¬ 
kratie, Menschlichkeit und Freiheit einzustehen, damit 
das auch für viele Menschen in der Welt, die heute unfrei 
sind, als Vorbild dienen kann. 

Flerzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Damit schließe ich die Aussprache. 

/p\ Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/10613 und 19/10614 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Sie sind damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist 
das so beschlossen. 

Dann rufe ich den Zusatzpunkt 3 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Christian 

Dürr, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, weiterer 

Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Schuldenbremse stärken und keine Lobby-Po¬ 
litik zulasten kommender Generationen 

Drucksache 19/10616 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuss (f) 

Finanzausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. - Auch dazu 
höre ich keinen Widersprach. Dann ist auch das so be¬ 
schlossen. 

Ich bitte diejenigen, die den Plenarsaal verlassen 
möchten, dies einigermaßen zügig zu tun, und die, die 
hierbleiben, bitte ich, Platz zu nehmen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Christian Dürr, FDP. 


Christian Dürr (FDP): (C) 

Ganz herzlichen Dank. - Flerr Präsident! Verehr¬ 
te Kolleginnen und Kollegen! Wir feiern dieser Tage 
ein weiteres Jubiläum: zehn Jahre Schuldenbremse im 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland - eine 
Entscheidung vermeintlich nur finanzpolitischer Natur, 
aber zentral für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Erinnern wir uns zurück: Vorausgegangen waren Jahr¬ 
zehnte der Verschuldung in diesem Land, kurzfristige 
Politik zulasten der zukünftigen Generationen und - der 
Gipfel - im Jahr 2000 der bewusste Verstoß einer rot-grü¬ 
nen Bundesregierung gegen die Verschuldungskriterien 
von Maastricht. Jede Bundesregierung hat ihren Anteil 
gehabt, aber das war der Gipfel. Rot-Grün hat damals 
gezeigt: Man braucht sich nicht an Recht und Gesetz zu 
halten. Deswegen ist es so wichtig, dass wir jetzt eine 
Schuldenbremse im Grundgesetz haben, liebe Kollegin¬ 
nen und Kollegen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD - Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: 

Herr Dürr, hat die FDP damals zugestimmt? 

Hat die FDP der Schuldenbremse zugestimmt? 

Nein!) 

Politische Absichtserklärungen, Herr Kollege 
Schneider, bringen nichts, wenn nicht einmal eine euro¬ 
päische Vereinbarung Politiker vom Machen immer neu¬ 
er Schulden abhält. Deswegen war es damals ein riesiger (D) 
Fortschritt, als im Jahr 2009 die Forderung der Freien 
Demokraten aus den 1990er-Jahren, eine Schuldenbrem¬ 
se einzuführen, Verfassungsrang erhalten hat. 

Wir erleben aber heute, dass genau diese Schulden¬ 
bremse wieder infrage gestellt wird. Die Kollegen der 
Linkspartei waren schon damals dagegen und halten sie 
auch heute für überflüssig. 

(Beifall bei der LINKEN - Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Das ist wenigstens konse¬ 
quent!) 

- Ja, das ist interessant; ich komme darauf gleich noch zu 
sprechen. - Aus der SPD hören wir vermehrt Stimmen, 
die schwarze Null sei ein riesiger Fehler; man müsse ei¬ 
gentlich mit der Schuldenbremse Schluss machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Und jetzt kommen die Kollegen der Grünen. Der politi¬ 
sche Geschäftsführer, Michael Kellner, fordert tatsäch¬ 
lich eine Aufweichung der Schuldenbremse. Meine Da¬ 
men und Herren, das sind genau die drei Parteien, die 
sich jetzt anschicken, im zwar kleinsten, aber überschul¬ 
detsten Bundesland, nämlich Bremen, auch noch Regie¬ 
rungsverantwortung zu übernehmen und den Wahlverlie¬ 
rer Carsten Sieling wieder zum Bürgermeister zu wählen. 

Sie sind die Verschulder in diesem Land, um das in aller 
Klarheit zu sagen. 


(Beifall bei der FDP) 


(Beifall bei der FDP) 
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Immer wieder wird behauptet, die Schuldenbremse 
verhindere Investitionen. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Ja, 
stimmt ja auch!) 

Das ist totaler Quatsch, meine Damen und Herren. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Das ist 
die Wahrheit!) 

Die Schuldenbremse macht keinerlei Vorgaben, dass die 
hohen Steuereinnahmen gerade der letzten Jahre mehr 
für Konsum und weniger für Investitionen ausgegeben 
werden sollen. Das, was die Bundesregierung - ich sage 
das auch in Richtung der Staatssekretärin - hier seit Jah¬ 
ren vorlegt, nämlich Haushalte mit immer niedrigerer 
Investitionsquote, ist nicht das Ergebnis der Schulden¬ 
bremse, das ist das Ergebnis schlechter Politik der Gro¬ 
ßen Koalition, um das auch klar zu sagen. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Albrecht 
Glaser [AfD]) 

Das schreibt Ihnen ja schon der Präsident des Bundes¬ 
rechnungshofes ins Stammbuch. Er sagt: Nicht die 
Schuldenbremse macht die Investitionsquote dieser Bun¬ 
desregierung so schlecht, sondern die Politik in Deutsch¬ 
land. - Meine Damen und Herren, wir sollten an dieser 
Stelle mehr auf den Präsidenten des Bundesrechnungs¬ 
hofes hören; das sollte man unterstreichen. 

(Beifall bei der FDP) 

Gerade nach den Erschütterungen bei einem der Ko¬ 
alitionspartner, nämlich bei der SPD, vom vergangenen 
Wochenende durch den Rücktritt der Partei- und Frakti¬ 
onsvorsitzenden droht jetzt Folgendes: Die Handlungs¬ 
unfähigkeit der Großen Koalition soll auch noch mit dem 
Geld der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler zugeschiit- 
tet werden. - Das war schon in den letzten Jahren der 
Fall. Ich will nur drei Beispiele nennen. 

Erstes Beispiel: das Baukindergeld - nachweislich 
wirkungslos. Da ging es nur um „Linke Tasche, rechte 
Tasche“, anstatt beim Freibetrag bei der Grunderwerb¬ 
steuer etwas zu machen und den Familien wirklich zu 
helfen. 

(Beifall bei der FDP - Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Das sehen die Antragsteller aber 
anders!) 

Zweites Beispiel: die Forderung der SPD nach einer 
Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung. Das verhindert 
nachweislich keine Altersarmut in Deutschland, meine 
Damen und Herren, aber es schadet den zukünftigen Ge¬ 
nerationen, weil es erneut zulasten der Steuerzahler geht. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Leif-Erik 
Holm [AfD]) 

Drittes Beispiel: der nationale Kohleausstieg, der nach¬ 
weisbar nichts für den Klimaschutz in Europa und in 
Deutschland bringt, weil die Emissionen europäisch ge¬ 
steuert werden, aber ganze Regionen vom Steuerzahler¬ 
topf abhängig gemacht werden. 


Nein, meine Damen und Herren, es darf nicht der (C) 
Steuerzahler sein, der diese Große Koalition noch zu¬ 
sammenhält. Das darf nicht passieren. 

(Beifall bei der FDP) 

Zum Schluss, Herr Präsident, will ich in Richtung der 
Kolleginnen und Kollegen von CDU und CSU sagen: 
Nehmen Sie die mahnenden Worte der Europäischen 
Kommission dieser Tage ernst. Die schreibt Ihnen zwei 
Dinge ins Stammbuch: Erstens. Deutschland hat zu hohe 
Steuern, was Investitionen in Deutschland bisweilen ver¬ 
hindert. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: So ein 
Quatsch!) 

Zweitens. Deutschland hat zu niedrige Investitionen auch 
der öffentlichen Hand, meine Damen und Herren. Das 
sind die Fehler der Großen Koalition; es ist nicht die 
Schuldenbremse. 

Deswegen: Wir dürfen die Schuldenbremse nicht auf¬ 
weichen, im Gegenteil, Sie braucht ein Update, sie muss 
härter gemacht werden. Wir brauchen gleiche Maßstäbe, 
auch mit den Bundesländern. Am Ende des Tages müssen 
Verstöße gegen die Schuldenbremse gemäß Grundgesetz 
sanktioniert werden können. 

(Zuruf der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [DIE 
LINKE]) 

Das ist zukunftsfähig, das ist für zukünftige Generatio¬ 
nen. Die dürfen nicht dafür in Haftung genommen wer¬ 
den, dass Sie weiter auf den Regierungssesseln Platz neh- (D) 
men wollen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP - Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU]: Eine Minute zu lang!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Eckhardt Rehberg, CDU/CSU, ist der nächste Redner. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Man kann der FDP nur dankbar sein für diesen Antrag; 

(Beifall bei der FDP) 

denn die Schuldenbremse verbindet sich mit Namen wie 
Angela Merkel und Peer Steinbrück, Peter Struck und 
Volker Kauder. 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Ja! - 
Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Namen der 
Vergangenheit!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, zur ge¬ 
schichtlichen Wahrheit gehört dazu, dass Sie sich - außer 
Florian Toncar - vor zehn Jahren hier im Deutschen Bun¬ 
destag kraftvoll enthalten haben. 

(Widerspruch des Abg. Christian Dürr [FDP]) 
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(A) Das gehört zur historischen Wahrheit dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Sie haben sich kraftvoll enthalten. Sie haben damals kei¬ 
nen Beitrag zur Schuldenbremse geleistet. So viel zur 
Ernsthaftigkeit und Ehrlichkeit Ihres Antrages. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Wir hät¬ 
ten uns mehr gewünscht!) 

- Ja, gelegentlich muss man in die Protokolle schauen. 
Dann sieht man, wer wie abgestimmt hat, und dann merkt 
man auch, ob das hier politische Show ist oder politische 
Ernsthaftigkeit. Ich verbuche das unter politischer Show. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Herr Kollege Rehberg, gestatten Sie eine Zwischen¬ 
frage des Kollegen Dürr? 

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU): 

Vom Kollegen Dürr immer gerne. 

Christian Dürr (FDP): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Verehrter Kollege 
Rehberg, es wäre gut gewesen, wenn Sie nicht nur in die 
damaligen Abstimmungsergebnisse geschaut hätten, die 
deutlich machen, dass Linkspartei und Grüne dagegen¬ 
gestimmt haben, sondern wenn Sie sich auch die Reden 

(B) nachträglich angeschaut hätten, aus denen eines eindeutig 
hervorgeht: Wir wollen eine Verankerung der Schulden¬ 
bremse im Grundgesetz. Wir hätten uns nur eine härtere 
Schuldenbremse vorgestellt, als von der Große Koalition 
vorgeschlagen wurde. 

(Beifall bei der FDP) 

Mit Verlaub: Die Angriffe von der linken Seite des 
Hauses gegen diese Schuldenbremse zeigen, dass die 
FDP damals recht hatte; wir hätten sie noch härter ma¬ 
chen sollen. Wir sollten jetzt die historische Chance er¬ 
greifen, der Schuldenbremse ein Update zu verpassen 
und sie noch härter zu machen, auch im Hinblick auf zu¬ 
künftige Generationen von Politikerinnen und Politikern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Albrecht 
Glaser [AflD]) 

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU): 

Herr Kollege Dürr, damals hatten wir Rot-Griin hinter 
uns, vier Jahre Koalition, waren gerade auf dem aufstei¬ 
genden Ast - Stichworte „Abbau der Arbeitslosigkeit“, 
„Rückgang der Schulden“ -, und dann kam die Finanz¬ 
krise. Wer sich in so einer historischen Situation in die 
Büsche macht so wie Sie, sich mit fadenscheinigen Argu¬ 
menten enthält und heute, zehn Jahre danach, hier einen 
Riesenklamauk veranstaltet, 

(Lachen des Abg. Christian Dürr [FDP]) 


sollte, glaube ich, erst mal in sich gehen und darüber (C) 
nachdenken, 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist lächerlich!) 

ob es in so einer historischen Situation - einem Paradig¬ 
menwechsel der deutschen Haushalts- und Finanzpoli¬ 
tik - nicht besser gewesen wäre, dabei zu sein, statt die 
Arme zu verschränken und sich zu enthalten, Herr Kol¬ 
lege Dürr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 

Christian Dürr [FDP]: Das ist lächerlich!) 

Es ist sehr unglaubwürdig, was Sie hier machen. Dazu, 
Kollege Dürr, gehört auch ein Stückchen Verantwortung 
für das ganze Land und nicht nur, hier ein Kasperlethea¬ 
ter zu veranstalten. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Jetzt 
lassen wir die Jamaika-Verhandlungen außen 
vor!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, die Situation 
Mitte des letzten Jahrzehnts war schwierig. Allein von 
1998 bis 2004 waren über 200 Milliarden Euro Schulden 
aufgelaufen; wir hatten 5 Millionen Arbeitslose. 2005 
kam dann die unionsgeführte Regierung in Deutschland. 

Wir waren auf einem Pfad, dass wir bei 11 Milliarden 
Euro Neuverschuldung gelandet wären, wenn nicht die 
Finanzkrise gekommen wäre. Im Haushalt 2010 hatten 
wir dann eine Neuverschuldung von 86 Milliarden Euro 

Die FDP lobt uns. Ich habe, muss ich sagen, selten so 
viel Lob für aktive Regierungspolitik des letzten Jahr- (pj) 
zehnts gelesen. 

(Christian Dürr [FDP]: Aber Sie haben mir 
schon zugehört?) 

Deswegen bedanke ich mich noch mal ausdrücklich an 
dieser Stelle. Also können wir, Union und SPD - übri¬ 
gens 2009 bis 2013 auch mit Ihnen -, an dieser Stelle 
nicht so viel falsch gemacht haben. 

(Christian Dürr [FDP]: Das waren gute Jahre! 

Da sind nämlich die Ausgaben zum ersten Mal 
gesunken!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, warum ist die Schul¬ 
denbremse wichtig? Erstens. Sie trägt dazu bei, Genera¬ 
tionengerechtigkeit herzustellen. Zweitens: Vorsorge zu 
treffen. Und drittens: die demografische Entwicklung mit 
im Blick zu behalten. - Ich habe, wie Sie, Kollege Dürr, 
kein Verständnis dafür, wenn aktuell jemand an den Mo¬ 
dalitäten der Schuldenbremse drehen will. Sie hat sich 
bewährt, sie verhindert keine Investitionen - zu Ihrem 
Vorwurf, wir verringern Investitionen, komme ich noch. 

Ich habe auch kein Verständnis für Medienberichte, dass 
Beamte im Bundesfinanzministerium angeblich darüber 
nachdenken, wie die Modalitäten der Schuldenbremse 
aufgeweicht werden können. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich sage ganz klar: Mit CDU und CSU wird so etwas 
nicht zu machen sein. 
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(A) Zum Thema Investitionen. Unser Problem ist aktu¬ 
ell doch nicht, dass wir zu wenig Geld für Investitionen 
haben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, zur Wahrheit - 
Herr Kollege Dürr, Sie sollten sich gelegentlich etwas 
mehr mit den Zahlen des Finanzplans befassen - gehört 
auch: Im Jahr 2008 haben wir 24 Milliarden Euro für In¬ 
vestitionen ausgegeben. Wir werden im kommenden Jahr 
40 Milliarden Euro ausgeben. Sie müssen im Hinterkopf 
3 Milliarden Euro Entflechtungsmittel, die im Haushalt 
2019 noch als Investitionen ausgewiesen sind, mit dazu¬ 
rechnen, die zukünftig Umsatzsteuerpunkte bei den Län¬ 
dern sind. Das gehört zur Wahrheit dazu. 

Das heißt, wenn ich mir die Haushaltssystematik an¬ 
sehe, stelle ich fest, dass wir in einem Jahrzehnt die In¬ 
vestitionen von 24 auf 43 Milliarden Euro fast verdoppelt 
haben. Und wir haben Rekordinvestitionen. Schauen Sie 
sich den Bereich Forschung und Bildung an. Der Etat hat 
sich in einem Jahrzehnt fast verdoppelt. Die Ausgaben 
für innere und äußere Sicherheit haben wir massiv er¬ 
höht. 

Wir haben doch eher das Problem der Umsetzung 
von Investitionen. Als Alexander Dobrindt den Inves¬ 
titionshochlauf im Verkehrsbereich initiiert hat, hat er 
2015 noch Baufreigaben für 3,6 Milliarden Euro im Stra¬ 
ßenneubau vornehmen können. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, im letzten Jahr waren es noch 535 Millionen 
Euro. Es hakt hier nicht am Geld. Zum Glück haben wir 
im Einzelplan 12 die Möglichkeit der Überjährigkeit ge¬ 
schaffen, sodass das Geld nicht in den Gesamthaushalt 
zurückgeht. Das Problem sind stattdessen viel zu große 

(B) Hürden bei Planung und Genehmigung und viel zu gerin¬ 
ge Planungskapazitäten. 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist richtig!) 

Das sind doch die Hürden, die wir haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Zur Wahrheit gehören außerdem die Sondervermö¬ 
gen, die investiv ausgelegt sind. Von 7 Milliarden Euro 
im Kommunalinvestitionsprogramm ist bis heute nur ein 
Bruchteil abgeflossen. Den Kitaausbau verlängern wir 
Jahr für Jahr, damit das Geld nicht verfällt. Oder schauen 
Sie sich den Breitbandausbau an: 4,5 Milliarden Euro hat 
das Digitalministerium dort zur Verfügung gestellt. Bis¬ 
her ist nur ein geringer Bruchteil abgeflossen. Das heißt, 
wir scheitern eher an der Verfasstheit unserer Bürokratie, 
unserer Gesellschaft in allen Bereichen, als dass zu we¬ 
nig Geld zur Verfügung steht. 

Einen weiteren Aspekt will ich noch nennen. Gerade 
gestern ist wieder der Bericht der Bundesregierung zum 
sozialen Wohnungsbau gekommen. Ich halte es schon für 
skandalös, was einige Länder da machen. 

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!) 

Wenn Sie sich das ansehen, stellen Sie fest, dass fast die 
Hälfte der Länder nicht ansatzweise die Bundesmittel 
ausreicht, sie zweckentfremdet. Der Blick in den Bericht 
des Bundesrechnungshofes zum Hochschulpakt zeigt - 


ich sage das sehr deutlich -: Das, was einige Länder dort (C) 
gemacht haben, grenzt an kriminelle Energie. 

(Michael Theurer [FDP]: Da ist die CDU 
auch beteiligt, Herr Kollege!) 

- Ja, aber auch die FDP. Sehen Sie sich mal Rhein¬ 
land-Pfalz an. 

(Otto Fricke [FDP]: Aber meistens!) 

Ich sage Ihnen eins: Hier auf andere mit dem Finger zu 
zeigen, hilft nicht. 

(Otto Fricke [FDP]: Was haben Sie denn am 
Anfang Ihrer Rede gemacht?) 

Wir sind alle in der Verantwortung, dafür zu sorgen, dass 
das Geld, das der Bund Ländern und Kommunen zur Ver¬ 
fügung stellt, auch dort ankommt, wo es hingehört. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Michael Theurer [FDP]: Hat die FDP der 
Schuldenbremse in den Ländern zugestimmt 
oder nicht?) 

Wer anfängt, Parteipolitik zu machen, der verfehlt das 
Thema an dieser Stelle völlig, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Michael Theurer [FDP]: Sie bleiben nicht bei 
der Wahrheit! Schauen Sie doch mal die Län¬ 
der an, die der Schuldenbremse zugestimmt 
haben!) 

- Sie sind in Rheinland-Pfalz mit an der Regierung. 
Sehen Sie sich den sozialen Wohnungsbau in Rhein- (pj) 
land-Pfalz an, Herr Kollege. 

Letzte Bemerkung zur Schuldenbremse. Die Schul¬ 
denbremse hat sich bewährt. Im Hinblick auf die 
Maastricht-Kriterien liegt die Gesamtstaatsverschuldung 
bei unter 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Deswe¬ 
gen kann es nur heißen: Festhalten an der Schuldenbrem¬ 
se! Die Schuldenbremse hat Deutschland gutgetan. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Michael Theurer 
[FDP]: Sie beschimpfen die Falschen, Herr 
Kollege!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Peter Boehringer, AfD, ist der nächste Redner. 

(Beifall bei der AfD) 

Peter Boehringer (AfD): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die FDP erinnert in ihrem Antrag an finanzielle Solidität. 

Das ist gut, das machen wir auch ständig. Leider ist der 
Antrag aber ungenau und unvollständig. 

Darin steht zum Beispiel: „Die Schuldenbremse 
hat ... den öffentlichen Haushalten ... gutgetan“. Nein, 

Kern der Schuldenbremse ist eine Formel zur maximal 
zulässigen Kreditaufnahme. Dieses Maximum beträgt 
beim Bund zurzeit genau 4,035 Milliarden Euro. Die 
Bundeshaushalte der letzten Jahre waren aber formell 
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(A) ausgeglichen. Ohne die illegitime Asylrücklage wären 
sie sogar im Plus gewesen. Die Schuldenaufnahme des 
Staates war also durch die Schuldenbremse nie tangiert. 
Bislang war die Schuldenbremse noch niemals materiell 
relevant; psychologisch vielleicht, materiell nicht. 

Viel wichtiger aber: Leider will die FDP in ihrem Vor¬ 
schlag die Schuldenbremse nur auf Kredite der privat¬ 
rechtlichen Beteiligungsgesellschaften ausdehnen. Sie 
vergisst dabei jedoch wieder einmal die viel bedeutsame¬ 
ren Schattenhaushalte der Euro-Rettungsgesellschaften. 
Deren Kredite unterlägen auch im FDP-Modell keiner 
Schuldenbremse, soweit sie überhaupt offiziell erklärt 
sind. 

Euro-Rettungsfonds wie der Bankenabwicklungs¬ 
fonds oder der ESM refinanzieren sich alle über Schulden. 
Ausgereichte Kredite etwa des ESM an Griechenland mit 
kompletter Zins- und Tilgungsstundung über Jahrzehnte 
sind aber faktisch wertlos - eben erst wieder, auch mit 
den Stimmen der FDP, bestätigt. Abschreibungen darauf 
werden die Verschuldung der Fonds und damit Deutsch¬ 
lands erhöhen. Und auch die Euro-Rettungsgarantien, die 
Bürgschaften oder die Target-Salden werden absehbar zu 
kommenden Staatsschulden. Das sind die Schulden von 
morgen, die heute schon billionenschwer veranlasst wer¬ 
den. Dies per wirklich umfassender Schuldenbremse zu 
verhindern, Herr Dürr, wäre sinnvolle, vorausschauende 
Politik. 

(Beifall bei der AfD) 

2011 hat das die FDP ja sogar mal versucht, sogar in 
^ Regierungsverantwortung. Leider hat sie am Ende die 
Einführung des ESM nicht verhindert. 

Auch Staatsanleihen der Euro-Südländer, die die EZB 
seit 2015 billionenschwer auf ihrem Buch hat, stellen 
faktisch deutsche Kreditübernahme dar; denn die Ab¬ 
schreibungen auch darauf werden eine massiv erhöhte 
Schuldenaufnahme Deutschlands erzwingen. Die Sum¬ 
men, um die es hier geht, sprengen das 4-Milliarden-Ma- 
ximum der heutigen Schuldenbremse um mehr als das 
100-Fache. Doch von diesem rosaroten Elefanten im 
Raum schweigt der FDP-Antrag. 

(Beifall bei der AfD) 

Weiterhin schreiben Sie, die Zinsersparnisse der Null¬ 
zinspolitik sollten für Investitionen genutzt werden. Gut, 
da gehen wir mit. Dazu noch die Zahlen: Wir sprechen 
von etwa 50 bis 100 Milliarden Euro pro Jahr. Und ja: 
Diese Ersparnis hätte in Investitionen oder auch gerne 
in Steuersenkungen fließen können. Das geht aber alles 
schon im Rahmen der heutigen Rechtslage - die Regie¬ 
rung müsste es nur wollen. Hier liegt kein Regelungsde¬ 
fizit vor, sondern politische Verweigerung. 

(Beifall bei der AfD) 

Zuletzt. Die FDP fordert, Verstöße gegen die Schul¬ 
denbremse automatisch zu sanktionieren. Das klingt 
gut, hat aber noch nie geklappt, weder beim inzwischen 
hundertfachen Bruch der Maastricht-Kriterien seit min¬ 
destens 2005, die weiterhin geltendes Verfassungsrecht 
darstellen, noch beim x-fachen Bruch des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts seit 2007. Angesichts dieser von der 


FDP seit über 15 Jahren stillschweigend geduldeten Re- (C) 
alität klingt Ihr zentraler Antragssatz eigentlich fast wie 
Satire: 

Ein Verstoß gegen die Schuldenbremse darf nicht 

folgenlos bleiben! 

Da fehlt nur noch das Amen. Die Botschaft hören wir 
wohl, allein, uns fehlt der Glaube! 

(Beifall bei der AflD) 

2011 schrieb ich in einem Artikel: Die Garantien für 
hochverschuldete Euro-Staaten von heute sind die Schul¬ 
den von morgen und die Ausgaben von übermorgen und 
bedeuten am Ende den deutschen Staatsbankrott. - Wenn 
wir die absurden Euro-Rettungen nicht stoppen, dann 
hilft ganz sicher auch keinerlei technische Verbesserung 
der Schuldenbremse mehr. 

Ihr Antrag ist nicht falsch, aber unzureichend. Herr 
Dürr - Sie dürfen gerne auch mal zuhören, wenn man 
Sie direkt anspricht -, eben sagten Sie: Wir machen die 
Schuldenbremse härter. - Gut, dann machen wir das ger¬ 
ne im Ausschuss, bei der Beratung, die jetzt ansteht. Wir 
stimmen der Überweisung natürlich zu. Dann können wir 
sie härter machen um die eben erwähnten Aspekte. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Andreas /r,, 
Schwarz, SPD. ' * 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Andreas Schwarz (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein ehemali¬ 
ger britischer Premierminister hat mal gesagt: 

Jeder erwartet vom Staat Sparsamkeit im Allgemei¬ 
nen und Freigiebigkeit im Besonderen. 

ln diesem Spannungsfeld der Haushaltspolitik entwickelt 
sich die FDP gerade von der selbsternannten Serviceop¬ 
position zur Motivationsopposition. Schön, dass Sie die 
Arbeit der Koalition gut finden, dass Sie sie anerkennen 
und dass Sie uns auf unserem Weg recht geben 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Da würde ich drü¬ 
ber nachdenken, wenn das so ist!) 

und dann gute Regierungsarbeit hier anerkennen! Dank 
der hervorragenden Haushaltspolitik von Olaf Scholz 

(Otto Flicke [FDP]: Wer ist den Olaf Scholz? 

Welcher Scholz?) 

und seinem Vorgänger, natürlich im Zusammenspiel mit 
den Koalitionsfraktionen, kommt der Bund nun schon 
seit Jahren ohne neue Schulden aus. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
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(A) Gleichzeitig können wir mit Fug und Recht von Rekord¬ 
investitionen in diesem Land reden. 

(Christian Dürr [FDP]: Sehen das alle Kolle¬ 
gen in Ihrer Fraktion auch so?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, dass Sie uns 
mit Ihrem Antrag die Möglichkeit geben, das hier noch 
mal herauszustellen, dafür darf ich mich im Namen der 
Koalitionsfraktionen ganz herzlich bei Ihnen bedanken. 

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP]) 

Als Flaushälter darf ich an dieser Stelle gerne aus dem 
Nähkästchen plaudern 

(Christian Dürr [FDP]: Erzählen Sie aus dem 
Nähkästchen des Finanzausschusses! Die wol¬ 
len die Schuldenbremse abschaffen!) 

und auf die Erfolge unserer Haushaltspolitik verweisen. 
Die Schuldenbremse ist ein Erfolgsmodell, auch wenn es 
natürlich in jeder Partei Vertreter gibt, die das eventuell 
anders beurteilen. 

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP] - 
Christian Dürr [FDP]: Auch bei Ihnen vor al¬ 
len Dingen! Die meisten sind bei Ihnen!) 

Ein Blick auf die bisherigen Zahlen seit Einführung 
zeigt: Die Schuldenbremse funktioniert. Trotz oder viel¬ 
leicht sogar gerade wegen der Schuldenbremse steigen 
die Investitionen im Zeitraum von 2020 bis 2023 auf 
158 Milliarden Euro. 

(B) 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und des Abg. Michael Theurer 
[FDP] - Otto Fricke [FDP]: Das ist schon 
noch in der Zukunft, nicht? Das ist schon noch 
nicht beschlossen!) 

Mehr als 36 Milliarden Euro mehr als in der vergangenen 
Legislaturperiode. 

Meine Damen und Herren, welche Botschaft kann 
Deutschland an Europa senden? Wir schaffen erstmals 
seit vielen Jahren, dass die Bundesrepublik Deutschland 
2019 auch wieder die Maastricht-Stabilitätskriterien er¬ 
füllen wird, das heißt, die gesamtstaatliche Schulden¬ 
quote wird unter 60 Prozent gedrückt. Das ist der Erfolg 
einer soliden und ausgewogenen Haushaltspolitik, vor al¬ 
lem aber auch ein Erfolg vieler fleißiger Arbeitnehmerin¬ 
nen und Arbeitnehmer und vieler ehrlicher Unternehmen 
in unserem Land. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Jetzt wird es spannend, meine Kolleginnen und Kol¬ 
legen der FDP; denn manches aus Ihrem Antrag stimmt 
ja. Man muss sagen - ich habe es bereits erwähnt -: Da 
ist auch viel Lob für die Regierungsarbeit der Großen 
Koalition dabei. Ich zitiere mal ein paar Stellen aus Ih¬ 
rem Antrag: „Haushaltsdefizit und öffentlicher Schul¬ 
denstand ... gesunken“; 

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP]) 


„Die Schuldenuhr des Bundes läuft ... rückwärts“. Alles (C) 
Aussagen, die man über die schwarz-gelbe Bundesregie¬ 
rung damals nicht treffen konnte. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Na, na, na! 

Das waren andere Zeiten!) 

Im Gegenteil: Ungern erinnere ich mich an Ereignisse Ih¬ 
rer Lehrzeit in Regierungsverantwortung: Dazu gehören 
Rückzahlungen in Milliardenhöhe an Energiekonzerne 
wegen einer verfehlten Atompolitik. 

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ja, genau! - 
Otto Fricke [FDP]: Das war das, was die SPD 
mitgemacht hat! - Gegenruf des Abg. Carsten 
Schneider [Erfurt] [SPD]: Die Verlängerung 
habt ihr gemacht!) 

Ich erinnere an die Mövenpick-Steuer, die ein großzü¬ 
giges Lobbygeschenk war und letztendlich auch dazu 
führt, dass die AfD von ihren Vergünstigungen profitiert. 

Jetzt behauptet die FDP in ihrem Antrag, dass sie Ge¬ 
rüchte aus dem Bundesfinanzministerium gehört hätte, 
wonach im BMF ganz ungeniert über die Auslagerung 
öffentlicher Investitionen nachgedacht werden würde. 

(Otto Fricke [FDP]: „Ungeniert“ haben Sie 
gesagt!) 

Wie war die Antwort des Bundesfinanzministers? 

(Christian Dürr [FDP]: „Ich bin erwischt wor¬ 
den“, war die Antwort!) 

Wer Olaf Scholz kennt, weiß: Da gab es eine klare Ansa¬ 
ge. Olaf Scholz - und das schreiben Sie in Ihrem eigenen (D) 
Antrag - hat diese Gerüchte umgehend dementiert. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Aber 
nicht glaubhaft!) 

Jetzt wollen Sie aber trotzdem bereits für eventuelle und 
künftige Finanzminister vorbauen. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja!) 

Darauf will ich Ihnen ganz einfach antworten: Hätten Sie 
Ihren Vorsitzenden damals keinen Alleingang bei den Ja¬ 
maika-Verhandlungen machen lassen, 

(Zurufe von der FDP: Och! - Otto Fricke 
[FDP]: Dann hättet ihr nicht regieren müssen!) 

dann stünden Sie heute selber in Verantwortung und 
könnten all Ihre guten Ideen Umsetzern 

(Christian Dürr [FDP]: Das war das Dilem¬ 
ma: Das ging leider nicht mit den Grünen!) 

Ich bin mir aber nicht sicher, ob Sie alle diese guten Ide¬ 
en jetzt noch hätten. 

Die Schuldenbremse ist in ihrer jetzigen Form ein Er¬ 
folgsmodell; das wollen wir behalten. 

(Christian Dürr [FDP]: Was sagen Ihre Kol¬ 
leginnen und Kollegen aus dem Finanzaus¬ 
schuss?) 

Ich sehe in der jetzigen Situation weder Bedarf noch die 
reelle politische Möglichkeit, in Bundesrat und Bun¬ 
destag eine entsprechende Veränderung herbeizuführen. 
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(A) Wenn Sie eine Änderung wollen, dann würde ich Ihre 
Aufforderung zu einem Gesetzentwurf an Sie zurückge¬ 
geben. Überzeugen Sie Ihre Landesregierungen, wo Sie 
beteiligt sind, sich dementsprechend einzusetzen und zu 
verpflichten. Ich bin gespannt auf die entsprechenden 
Initiativen, beispielsweise aus Nordrhein-Westfalen. 

(Christian Dürr [FDP]: Sie sind jetzt auch be¬ 
teiligt an der Regierung in Rheinland-Pfalz! - 
Otto Fricke [FDP]: Rheinland-Pfalz macht 
mit!) 

Ein ganz kleiner Hinweis noch zum Schluss: Im 
Jahr 2018 ist in einem einzigen Flächenstaat Deutsch¬ 
lands die Pro-Kopf-Verschuldung nicht gesunken, son¬ 
dern sie ist gestiegen, in einem einzigen, nämlich in 
Schleswig-Holstein. Nach meinem letzten Kenntnisstand 
regieren Sie da noch fleißig mit. 

(Otto Fricke [FDP]: Wer ist denn da Finanz¬ 
minister? Welche Partei?) 

- In Schleswig-Holstein? 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Ein Grüner! - 
Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Welche Botschaft können wir also abschließend an 
das Land senden? Meine Damen und Herren, in Berlin 
wird solide und gut gewirtschaftet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Christian Dürr [FDP]: Wie ist 

(B) das in Bremen, Herr Schwarz?) 

Die Finanzen in diesem Land sind geordnet. Der Bund 
braucht keine Kredite. Der Bund hat die Schuldenbrem¬ 
se, er beachtet sie zum Wohle der Entwicklung in diesem 
Land. Weiterhin unserer Gesellschaft ein Glückauf! 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch, 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Jetzt kommt das Kontrastprogramm. 

(Beifall bei der LINKEN - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Das darf doch nicht sein!) 

Die Schuldenbremse ist nämlich neoliberaler Unsinn und 
eine gefährliche Zukunftsbremse. Die Bundesregierung 
verhält sich wie ein Fahrschüler, der den ersten Tag auf 
der Straße ist und unentwegt Gaspedal und Bremse ver¬ 
wechselt. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Das kann 
doch nicht sein!) 


Wenn die Regierung bremsen müsste, gibt sie Gas, 

(Otto Fricke [FDP]: Sie sind auf das Auto 
fixiert!) 

und wenn sie Gas geben müsste, bremst sie. 

(Christian Dürr [FDP]: Immer diese Autover- 
gleiche!) 

Ein Totalschaden ist bei solch einem Fahrstil nicht aus¬ 
geschlossen. 

(Beifall bei der LINKEN - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Haben Sie einen Führerschein?) 

Und, meine Damen und Herren, der Schaden ist be¬ 
reits eingetreten. Die Schuldenbremse ist zur Zukunfts¬ 
bremse geworden; denn wenn es um mehr Investitionen 
geht, dann fährt die Bundesregierung mit angezogener 
Handbremse. Es gibt einfach zu viele kaputte Straßen 
und Brücken, es fallen einfach zu viele Züge, Busse und 
Straßenbahnen aus, und es fehlen überall bezahlbare 
Wohnungen, Geburtskliniken, Kindergärten und Schu¬ 
len. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Vor 

allem da, wo Die Linke regiert - in Berlin!) 

Die Schuldenbremse hat also nicht nur notwendige In¬ 
vestitionen verhindert, sondern auch zu einem massiven 
Personalabbau in Krankenhäusern, Pflegeheimen und 
Bauämtern geführt. Das ist der falsche Weg, meine Da¬ 
men und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Wir reden jetzt aber nicht über 
Berlin!) 

Ich habe - darauf ist ja schon angespielt worden - den 
Finanzminister in der Sitzung des Haushaltsausschusses 
am 15. Mai gefragt, ob er eine Gesellschaft plane oder 
existierende staatliche Gesellschaften nutzen wolle, um 
die Schuldenbremse zu umgehen. Ich fand die Antwort, 
ehrlich gesagt, nicht eindeutig. Er verneinte wortreich, 
aber nicht besonders glaubhaft. Wir als Linke sagen: Man 
muss nicht drum hemmreden. Es gibt nur eine vernünf¬ 
tige Lösung, nämlich die Schuldenbremse abzuschaffen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Steuereinnahmen sprudeln nicht mehr so heftig. 
Die aktuelle Steuerschätzung fiel katastrophal aus. Der 
Finanzminister stellte fest, dass der Staat bis 2023 insge¬ 
samt 124 Milliarden Euro weniger zur Verfügung haben 
wird, als noch im November geschätzt. Mit sinkendem 
Wirtschaftswachstum sinken auch die Steuereinnahmen; 
das ist ja irgendwie logisch. 

Die Bundesregierung hat - das ist auch Ausdruck 
kurzsichtiger Politik - die Wirkung der aufziehenden 
Handelskriege völlig unterschätzt. Den Exportweltmeis¬ 
ter Deutschland treffen die Einschränkungen des Handels 
besonders hart. 

(Zuruf des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU]) 
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(A) Aber die Bundesregierung hat nicht für eine ausgegliche¬ 
ne Handelsbilanz gesorgt, und das ist ein folgenreicher 
Fehler, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es ist höchste Zeit, die Binnennachfrage zu stärken und 
eben nicht nur auf das Pferd „Export“ zu setzen. 

Und, meine Damen und Herren, Sie müssen bei der 
Energiewende endlich Tempo machen. Das fordern je¬ 
den Freitag zu Recht Tausende Schülerinnen und Schüler 
weltweit. Sie sollten sie unterstützen und nicht - wie im¬ 
mer - auf der Bremse stehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Auf die Bremse treten müssten Sie bei der Miete. 
Doch da haben Sie kein Problem, wenn Heuschrecken 
wie Deutsche Wohnen bei Mieterhöhungen das Gaspedal 
durchtreten. 

Die Schuldenbremse, meine Damen und Herren, ist 
eine Fehlkonstruktion. Das bestätigen inzwischen auch 
führende Ökonomen. 

(Otto Fricke [FDP]: Aus Kuba!) 

Ich zitiere den wissenschaftlichen Direktor des Insti¬ 
tuts für Makroökonomie und Konjunkturforschung, 
Sebastian Dullien. Er sagt: „Die Schuldenbremse ist ein 
gewaltiger Reinfall.“ Recht hat der Mann. 

(Beifall bei der LINKEN) 

(B) Stattdessen fordert er eine verlässliche Investitionsstrate¬ 
gie des Staates für die nächsten Jahrzehnte. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Ach was!) 

Der Vizepräsident des Leibniz-lnstitutes für Wirt¬ 
schaftsforschung Halle, Oliver Holtemöller, hält die 
schwarze Null für kein ökonomisch sinnvolles Konzept. 
Ich zitiere: 

Sie führt dazu, dass man ausgerechnet in einer Zeit, 
in der sich die Konjunktur abschwächt, die Steuern 
erhöhen oder die Ausgaben kürzen muss. 

Sogar Michael Hiither, der Direktor des arbeitgeber¬ 
nahen Instituts der deutschen Wirtschaft - das sage ich 
vor allen Dingen an die mehr rechte bzw. mittlere Seite 
des Hauses, je nachdem, wie Sie sich selber definieren 
mögen; da bin ich ja großzügig -, 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Mittlere Seite 
gibt es nicht!) 

bezeichnet die Schuldenbremse als - ich zitiere - „wachs¬ 
tumspolitisch blind“, weil durch das Kreditverbot - ich 
zitiere weiter -„wichtige Zukunftsinvestitionen“ nicht 
getätigt werden könnten. Wenn das aus so vielen Rich¬ 
tungen kommt, dann müssten Sie doch mal anfangen, da¬ 
rüber nachzudenken, und dürften sich nicht fortwährend 
selber loben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Wir können nachdenken und uns 
selber loben!) 


Was fordert Die Linke? Wir fordern ein Investitions- (C) 
Programm, das nicht nur das Wachstum stabilisiert, son¬ 
dern auch neue Arbeitsplätze in unserem Land schafft. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Ach was!) 

Denken wir nur an die Tausenden Arbeitsplätze, die in 
der Automobilindustrie, in der Finanzindustrie und durch 
die Digitalisierung bedroht sind. Diese Bedrohungen lö¬ 
sen wir nicht mit einer schwarzen Null auf, sondern nur 
mit Investitionen in neue Technologien. 

Doch Sie, meine Damen und Herren, wollen lieber 
wieder Milliarden in Todestechnologien wie die Ent¬ 
wicklung eines neuen Kampfflugzeugs stecken. Das 
wurde gestern Hals über Kopf im Haushaltsausschuss 
beschlossen. Eine schwerwiegende Fehlentscheidung, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der LINKEN - Eckhardt Rehberg 
[CDU/CSU]: Nein! Sehr gut gewesen!) 

Ich musste an 1987 zurückdenken. Da wurden die ers¬ 
ten Zahlen für das Konzept des Eurofighters genannt. 

Die Zahlen haben sich Jahr für Jahr vervielfacht, und 
Sie haben aus dem Eurofighter-Desaster nichts gelernt. 

Nun soll wieder ein neues Milliardenabenteuer begonnen 
werden. Da, meine Damen und Herren, müssten wir auf 
der Bremse stehen, und zwar alle gemeinsam. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zur Finanzierung unserer Vorschläge müssen Schul¬ 
den nicht erhöht werden, dafür reicht schon eine Steuer¬ 
reform, die dafür sorgt, dass Vermögen und Einkommen 
in unserem Land gerecht besteuert werden. Doch so eine (-D) 
Steuerreform verhindert die Große Koalition. Und des¬ 
halb brauchen wir eine neue, eine linke Mehrheit in die¬ 
sem Land, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir fordern alle Fraktionen auf, die Schuldenbremse 
aus dem Grundgesetz zu streichen; sonst bremsen wir 
uns zu Tode, und das wäre verantwortungslos. Wir stehen 
für die Zukunft, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN - Lachen bei Abge¬ 
ordneten der CDU/CSU - Michael Grosse- 
Brömer [CDU/CSU], an DIE LINKE ge¬ 
wandt: Da müsst ihr selber lachen! - Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]: Vorwärts immer, 
rückwärts nimmer!) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Anja Hajduk, Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch ich 
bin der FDP-Fraktion in der Tat dankbar, dass wir diesen 
Antrag heute diskutieren können; denn über die Schul¬ 
denbremse zu sprechen, zehn Jahre nachdem sie einge¬ 
führt wurde, ist sinnvoll. Es wird ja auch schon heftig 
darüber diskutiert, seien es Wissenschaftler, sei es in der 
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(A) Wirtschaft oder so, wie es Die Linke gerade vorgetragen 
hat. Da geht das Meinungsspektrum weit auseinander. 

Herr Dürr, ich plädiere aber dafür: Lassen Sie uns 
wirklich sachlich darüber reden! Sie haben daraus eine 
sehr ideologische Debatte gemacht - so wie früher: Links 
und rechts, die einen sind für eine harte Schuldenbremse, 
und die anderen sind fürs Schuldenmachen. 

(Christian Dürr [FDP]: Ich habe nur Herrn 
Kellner zitiert!) 

Ich halte das nicht mehr für angemessen, gerade weil wir 
eine Schuldenbremse haben, und gerade auch aus der 
Perspektive einer Partei, die zur Schuldenbremse steht. 
Aber wenn wir Grüne zu dieser Sache stehen, gucken wir 
trotzdem auch darauf: Erreichen wir mit der Schulden¬ 
bremse eigentlich alle Ziele, die wir auch finanzpolitisch 
erreichen müssen? Sind wir auf einem nachhaltigen Pfad, 
was die Haushaltssituation angeht? - Da ist ein bisschen 
mehr Sachlichkeit bei der Schuldenbremse mehr als not¬ 
wendig und Schwarz-Weiß-Denken nicht angemessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Christian Dürr [FDP]: Ich habe aber nur Herrn 
Kellner zitiert!) 

Ich will das begründen: Die Schuldenbremse hat Ver¬ 
trauen geschaffen. Wir haben die Schulden von 80 Pro¬ 
zent des BIP zu Zeiten der Finanzkrise enorm zurück¬ 
geführt auf jetzt schon unter 60 Prozent. Wir kommen 
vielleicht auf 50 Prozent gesamtstaatliche Verschuldung 
in den nächsten Jahren. Insofern haben die ausgegliche¬ 
nen Haushalte finanzpolitisch und wahrscheinlich auch 

(B) mit Blick auf das Vertrauen der Gesellschaft gut gewirkt. 

Die Schuldenbremse war auch eine Bremse für über¬ 
bordende Steuersenkungsfantasien. Darunter hat die 
FDP, glaube ich, vor ein paar Jahren manchmal ganz 
schön gelitten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Carsten Schneider [Erfurt] 
[SPD]) 

Ich sage das, um zu betonen: Es gibt einen positiven Ef¬ 
fekt bei der Schuldenbremse. 

Aber eine Sache treibt mich schon sehr um. Die Re¬ 
gierung hat sich so stark auf ausgeglichene Haushalte 
fokussiert, dass ihr die Investitionen und das öffentliche 
Vermögen offenkundig ein bisschen aus dem Blick ge¬ 
raten sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die schwarze Null ist zu einem Symbol aufgeladen wor¬ 
den, und dabei ist die Bedeutung von Investitionen und 
öffentlichem Vermögen zu gering gewichtet worden. Das 
will ich begründen; denn mein werter Kollege Eckhardt 
Rehberg 

(Eckhardt Rehberg [CDU/CSU]: Hier!) 

hat dazu einiges gesagt. Ich glaube, es geht nicht nur da¬ 
rum, ob wir ein bisschen mehr Entflechtungsmittel jetzt 
noch als Investitionen rechnen. 

(Eckhardt Rehberg [CDU/CSU]: 3 Milliarden 
sind ein bisschen?) 


Ich rede jetzt mal von der Volkswirtschaft Deutsch- (C) 
land, und ich rede von der Herausforderung, vor der wir 
stehen. Deutschland hat im OECD-Vergleich - und das 
ist überhaupt nicht zum Lachen - beim digitalen Netz 
und beim mobilen Internet eher Entwicklungslandcha¬ 
rakter. Das ist für ein Land mit so einem industriellen 
Sektor, mit so einer Wirtschaftskraft nicht nur ein Warn¬ 
signal, sondern auch ein unverantwortliches Risiko. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP) 

Es hat auch mit der Unfähigkeit der Politik zu tun, 
wenn wir bei den notwendigen Investitionen deutlich 
Zurückbleiben, weil die öffentlichen Investitionen auch 
private Investitionen nach sich ziehen können. Wir re¬ 
den von einer ganz anderen Herausforderung: Die USA 
und China liegen in diesen Sektoren weit vor uns. Die 
Menschen in diesem Land spüren das und haben Angst, 
zurückzufallen. 

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Da können Sie nicht sagen: Wir haben gerade Rekord¬ 
niveau bei den Investitionen. - Das nehmen Ihnen die 
Leute zu Recht nicht ab. Das ist lächerlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP - Ingo Gädechens [CDU/ 

CSU]: Stimmt aber trotzdem!) 

Wenn Sie diesen Blickwinkel mal zulassen, dann 
drängt sich die Frage auf: Wie schaffen wir es, Investitio¬ 
nen wirklich zu stärken? Wir Grünen kommen überhaupt 
nicht zu dem Schluss, die Schuldenbremse abzuschaffen. 

Ich glaube, Die Linke sollte mal darüber nachdenken, ob ' 
das so sinnvoll ist; es sei denn. Sie sagen: Wir finden, 
dass Schulden per se kein Problem sind. 

(Dr. Gesine Lötzsch [DIE LINKE]: Das ist 
doch Quatsch! Ich habe es doch gesagt!) 

Wir wollen die Schuldenbremse ergänzen, und zwar um 
eine Investitionsregel, die mehr Investitionen ermöglicht. 

Es ist richtig, Herr Dürr: Man kann auch im Rahmen der 
Schuldenbremse Investitionen prioritär setzen. Das for¬ 
dern wir auch; das verlangen wir auch. Aber die Schul¬ 
denbremse schützt eben nicht vor falschen Prioritäten, 
wenn sie zum Beispiel in Richtung mehr Konsum und 
Transfer gehen. 

(Christian Dürr [FDP]: Vollkommen richtig! 

Stimmt! - Otto Fricke [FDP]: Sehr richtig!) 

Vor dem Hintergrund der Herausforderung, die ich ge¬ 
rade beschrieben habe, nämlich der Transformation un¬ 
serer Gesellschaft für eine erfolgreiche Bekämpfung der 
Klimakrise, brauchen wir, glaube ich, ganz andere, auch 
institutioneile Rahmenfaktoren, um zum Beispiel Inves¬ 
titionen in Energienetze und gleichzeitig auch in die digi¬ 
tale Infrastruktur öffentlich zu ermöglichen. 

(Otto Fricke [FDP]: Staatliche!) 

Insofern wollen wir Grünen - wir sind noch nicht am 
Schluss der Debatte - wirklich ernsthaft über Lösungs¬ 
ideen reden, zum Beispiel darüber, ob man es im Rahmen 
der Schuldenbremse schaffen kann, öffentliche Investi¬ 
tionen besser zu ermöglichen. Ich finde, es lohnt sich. 
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(A) darüber nachzudenken, ob privatrechtliche öffentliche 
Gesellschaften in viel größerem Ausmaß diese Zukunfts¬ 
investitionen tätigen sollen. 

(Otto Fricke [FDP]: Als Teil des Ganzen oder 
als Extra?) 

Ich finde es falsch, wenn eine solche Diskussion im BMF 
abgebrochen wird. Ich will Ihnen auch sagen, warum. 
Wenn Sie als FDP sagen: „Wir machen die Schulden¬ 
bremse härter, indem wir sogar privatrechtlichen öffent¬ 
lichen Institutionen Kredite versagen“, dann ist das öko¬ 
nomischer Unsinn. Das können Sie nicht wollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 

Christian Dürr [FDP]: Nein! Dann privatisie¬ 
ren wir sie! Dann verkaufen wir sie!) 

Ich meine, wo wollen Sie denn landen in Ihrem Kom¬ 
petenzfeld Wirtschaft als FDP? Die Wirtschaftswissen¬ 
schaft versteht Sie gar nicht mehr. Wenn die Ihren Antrag 
lesen, dann sind die ratlos. 

(Peter Boehringer [AfD]: Immer die Linksex¬ 
tremen!) 

Deswegen sage ich Ihnen: Reden Sie ideologiefreier über 
InvestitionsFörderung im Rahmen der Schuldenbremse! 
Das gibt Zukunftsvertrauen. Das ist das, was die Gesell¬ 
schaft angesichts dieser Flerausfordemng von uns erwar¬ 
tet. In diesem Sinne werden wir Grünen Weiterarbeiten. 
Ich bin gewiss: Wir werden viele Unterstützer finden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

(ß) Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Alois Rainer, CDU/CSU, ist der nächste Redner. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Klär mal die Sache auf!) 

Alois Rainer (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Plerr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Flerren! Es 
ist schön, heute die verschiedensten Aussagen zur Schul¬ 
denbremse zu hören. Ich war damals noch nicht im Deut¬ 
schen Bundestag, möchte aber denjenigen einen großen 
Dank aussprechen, die sich im Jahr 2009 für die Schul¬ 
denbremse, die jetzt noch immer wirkt, ausgesprochen 
haben. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Absolute Fehlent¬ 
scheidung!) 

Es war - ich komme gleich noch zu Ihnen - der richtige 
Fingerzeig in der richtigen Zeit. 

Noch kurz zur Flistorie: Wir hatten schon ein Jahr vor 
der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, nämlich 2008, 
einen gesamtstaatlichen Schuldenstand von 65,9 Prozent 
des BIP. Mit der Wirtschaftskrise 2009 stieg diese Schul¬ 
denstandsquote auf über 81 Prozent an. Damit eine lang¬ 
fristig tragfähige Entwicklung der öffentlichen Finanzen 
gesichert werden konnte, musste die Kreditaufnahme auf 
ein Maß begrenzt werden, das eine kontinuierliche und 
dauerhafte Rückführung der Schuldenstandsquote ge¬ 
währleistet. Daher war es damals auch nur folgerichtig, 


dass Regelungen getroffen wurden, um dem Ganzen Ein- (C) 
halt zu gebieten. 

Mit der gesetzgeberischen Umsetzung der Föderalis¬ 
musreform II wurde eine Verschuldungsregel gesetzlich 
verankert, die vorschreibt, dass die Flaushalte von Bund 
und Ländern grundsätzlich ohne Einnahmen aus Kredi¬ 
ten auszugleichen sind. Die nun dauerhafte Einhaltung 
der durch die Schuldenbremse vorgegebenen Neuver¬ 
schuldungsgrenzen durch Bund und Länder trägt zu einer 
deutlichen und nachhaltigen Rückführung der staatlichen 
Schuldenstandsquote bei. Für die kommenden Jahre wird 
von einer weiter sinkenden Schuldenstandsquote ausge¬ 
gangen. Die Verschuldung von Bund und Ländern liegt 
Gott sei Dank jetzt unter 2 Billionen Euro und sinkt wei¬ 
ter. Natürlich - so ehrlich muss man sein - spielt dabei 
auch die günstige Zinsentwicklung eine große Rolle, und 
Gott sei Dank machen wir seit fünf Jahren im Bundes¬ 
haushalt keine neuen Schulden mehr. Gleichzeitig geht 
die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote weiter zurück. 

Im laufenden Jahr 2019 werden wir erstmals seit 17 Jah¬ 
ren die EU-Vorgaben bei der Verschuldung einhalten 
und auf eine Schuldenstandsquote von unter 60 Prozent 
kommen. Meine Damen und Flerren, dies ist maßgeblich 
auf die solide Finanz- und Haushaltspolitik der unionsge¬ 
führten Regierung zurückzuführen. 

Aber gleichzeitig investieren wir auch in Rekordhöhe. 

Wir investieren so viel wie noch nie zuvor. Keine andere 
Bundesregierung hat jemals so viel investiert. Da heute 
schon viel über Investitionen in den verschiedensten Be¬ 
reichen gesprochen worden ist, auch China als Vorbild 
genannt wurde, möchte ich sagen: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, China bei Investitionen als Vorbild ' ' 
zu nennen, ist schon recht. Aber wer sich mal anschaut, 
wie in China investiert wird, stellt fest: Da wird der 
Mensch nicht gefragt. Da wird kein Bürger gefragt, wenn 
eine neue Straße, eine neue Trasse für eine Eisenbahn 
oder sonst was gebaut wird. Der Mensch wird einfach 
umgesiedelt. Das ist kein Vorbild für Deutschland. So 
wollen wir und so werden wir das auch in Zukunft nicht 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Das Gleiche gilt auch bei der Digitalisierung. Ja, na¬ 
türlich wollen wir alle mehr Investitionen zur Digitalisie¬ 
rung; keine Frage. Wir wollen auch eine bessere Abde¬ 
ckung beim Mobilfunk. 

(Anja Hajduk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Muss man auch machen!) 

Aber hatten Sie schon mal in Ihrer Gemeinde die Dis¬ 
kussion, wenn ein neuer Mobilfunkmast aufgestellt wer¬ 
den soll? Ich habe die Diskussion gehabt. Es hat später 
auch Krankheitsfälle gegeben. Mir wurde das nicht zum 
Verhängnis - ich war danach noch einige Jahre Bürger¬ 
meister 

(Heiterkeit der Abg. Anja Hajduk [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

aber mir wurde das vorgeworfen. Stehen Sie diese Dis¬ 
kussion um neue Mobilfunkmasten vor Ort erst einmal 
durch! Wenn wir ein 5G-Netz wollen, dann brauchen wir 
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ein Vielfaches an Masten. Auch hieran, denke ich, müs¬ 
sen wir arbeiten. 

Aber warum fließen bei uns die Investitionsmittel 
nicht ab? Ich höre es gern, wenn aus Richtung der Kom¬ 
mission gesagt wird: Deutschland muss mehr investie¬ 
ren. - Ich sage aber in Richtung der Kommission: Liebe 
Freunde aus Brüssel und Straßburg, überhäuft uns nicht 
ständig mit neuen bürokratischen Auflagen. Die blockie¬ 
ren uns. Die blockieren die Nationalstaaten. - Ich freue 
mich, wenn es so weit ist, dass Manfred Weber Kommis¬ 
sionspräsident ist. Dann werden wir das entflechten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie heute aus für 
Sie nachvollziehbaren Gründen, die ich nicht verste¬ 
hen muss, die Schuldenbremse kritisieren, dann reden 
wir auch über Nachhaltigkeit. Nachhaltigkeit, das ist 
ein breiter Bogen: Nachhaltigkeit in der Umweltpolitik, 
Nachhaltigkeit beim Naturschutz, Nachhaltigkeit in der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Aber lassen Sie uns über 
Nachhaltigkeit in der Wirtschafts-, in der Finanz- und 
Haushaltspolitik reden! Ich will den zukünftigen Gene¬ 
rationen Chancen übergeben, in unserem Land weiterhin 
investieren zu können. Das geht nicht mit überbordenden 
Krediten, 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist richtig!) 

die man diesen jungen Menschen auf die Schultern legt, 
sodass sie am Ende des Tages nicht mehr vernünftig in¬ 
vestieren können. Das ist nicht unser Ansatz. Den wollen 
wir so auch nicht weiter verfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerne, liebe Kollegin Hajduk, diskutieren wir gesamt- 
heitlich miteinander über mehr Investitionen. Da müssen 
wir mehr Themen ansprechen, vielleicht auch für Sie un¬ 
angenehme Themen, und auch darüber reden, wie man 
das eine oder andere bei der Verkehrsinfrastruktur freige¬ 
ben kann bzw. ob die Haselmaus ein so schützenswertes 
Tier ist, dass dadurch gerechtfertigt werden kann, dass 
Projekte wie zum Beispiel Ortsumgehungen, bei denen 
es um ein wesentlich besseres Lebensgefühl für die Men¬ 
schen geht, um Jahre verzögert werden. Lassen Sie uns 
auch das gesamtheitlich diskutieren. Ich bin bereit dazu 
und freue mich auf die Diskussionen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 

Nächster Redner ist der Kollege Albrecht Glaser, AfD. 

(Beifall bei der AfD) 

Albrecht Glaser (AfD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Über die Schuldenbremse im Grundgesetz zu reden, 
ist immer verdienstvoll. Die Notwendigkeit zu nachhal¬ 
tiger Politik gibt es eben nicht nur für Umweltschutz, 
Bildung, Verteidigung und öffentliche Infrastruktur - 
der Kollege Bürgermeister hat das gerade wunderbar 


gesagt -, sondern in besonderem Maße für die gesamte (C) 
Staatsfinanzierung. 

Die in 2009 im Grundgesetz eingeführte Schulden¬ 
bremse war eine der besten Verfassungsänderungen, die 
es je gab. 

(Beifall bei der AfD) 

Dem Schuldenpopulismus früherer Zeiten wurde der 
Zahn gezogen. 

Die Forderungen, welche der FDP-Antrag enthält, 
um die Schuldenbremse zu verbessern, gehen allesamt 
in die richtige Richtung. Ein entscheidender Punkt, viel¬ 
leicht der wichtigste, fehlt jedoch: Der Bund braucht, wie 
mehrfach bei Ländern und Kommunen bereits gesche¬ 
hen, einen kaufmännischen Haushalt, meine Damen und 
Herren. Eine Schuldenbremse ohne Darstellung des jähr¬ 
lichen Werteverzehrs des gesamten Bundesvermögens 
vom Bundesstraßennetz bis zum Kampfflugzeug löst ein 
altes Problem und schafft ein neues. 

(Otto Fricke [FDP]: Ein Kampfflugzeug ist 
eine Investition, Herr Kollege!) 

Die Reduktion des Haushaltsgeschehens auf Geldflüs- 
se verleitet zur Illusion von ausgeglichenen Haushalten, 
sofern die Einnahmen und die Ausgaben ohne Kreditauf¬ 
nahme ausgeglichen sind. Das Märchen von der schwar¬ 
zen Null ist eine solche Illusion. 

(Beifall bei der AfD) 

Einmal abgesehen davon, dass eine Null mit gleichem 
Recht schwarz wie rot genannt werden könnte oder viel- (pj) 
leicht korrekterweise schwarz-rot, haben wir seit 2014 
positive Finanzierungssalden, also optische Haushalts¬ 
überschüsse. Was sagt uns das? 

Den gleichzeitig jährlichen Wertverlust aller Wirt¬ 
schaftsgüter des Bundes, von Computern bis zu Straßen¬ 
brücken, sehen wir nicht. Wenn er kraft kaufmännischer 
Anlagenbuchhaltung gezeigt würde, hätten wir auch seit 
2014 keine ausgeglichenen Haushalte. Wir haben also in 
den letzten Jahren nicht etwa eine schwarze Null, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, sondern ein schwar¬ 
zes Loch. 

(Beifall bei der AfD) 

Das neue Problem der geschilderten unvollständigen 
Schuldenbremse besteht also darin, dass sie geradezu 
dazu animiert, den optischen Effekt eines ausgeglichenen 
Haushaltes vorzuspiegeln, indem man die Zerrüttung der 
Infrastruktur als Spielmasse verwendet, um diesen Effekt 
zu erzielen. Eher schwarze Magie als schwarze Null. 

(Beifall bei der AfD) 

In unserem Fall, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, kommt ein externer Effekt hinzu, der mit nach¬ 
haltiger Haushaltspolitik ebenfalls nichts zu tun hat. Also 
das Selbstlob für die gute Haushaltspolitik ist völlig de¬ 
platziert. In den letzten zehn Jahren, also 2009 bis 2018, 
sind zwar die Bundesschulden nahezu gleich hoch geblie¬ 
ben - gut 1,2 Billionen Euro -, jedoch die Zinsen hierfür 
sind von 38 Milliarden auf 16 Milliarden Euro pro Jahr, 
also um 22 Milliarden Euro, gefallen. Dies beruht alleine 
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(A) auf der absurden Nullzinspolitik der EZB. Das wird aber 
und muss nicht so bleiben. Und dann müssen Sie alles 
neu rechnen. 

Wenn dann noch der Finanzminister in der jüngsten 
Steuerschätzung von 2018 bis 2023 seine Absicht er¬ 
kennbar macht, die Abführungen an die EU von 28 auf 
46 Milliarden Euro pro Jahr, also um 61 Prozent, in die¬ 
sem kurzen Zeitraum zu erhöhen, während die verblei¬ 
benden Steuereinnahmen nur um 12 Prozent wachsen, 
dann paart sich Illusion mit Verantwortungslosigkeit, 
meine Damen und Herren. Dieses Wachstum von 12 Pro¬ 
zent in fünf Jahren auf die Inflation projiziert bedeutet: 
null Zuwachs an Spielraum im Bundeshaushalt für fünf 
Jahre - null! Stillstand, totaler Stillstand. Statt schwarzer 
Null also, meine Damen und Herren, eine finstere Zu¬ 
kunft. 

Nachhaltige Finanzpolitik sieht anders aus. Wie der 
Finanzminister in diesem Szenario seine Vorstellungen 
von Rente, Digitalpakt, erhöhter Grundsicherung usw. 
unterbringen will, bleibt sein Geheimnis. Wir werden 
das miterleben. Sie werden die Schuldenbremse knacken 
wollen, Sie werden sie knacken müssen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin für die Fraktion der 
SPD ist die Kollegin Sonja Amalie Steffen. 

^ (Beifall bei der SPD) 

Sonja Amalie Steffen (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Gäste auf der Tribüne! Schon der Titel 
des Antrages, meine Kolleginnen und Kollegen von der 
FDP, ist verwirrend. Ich zitiere ihn einmal: „Schulden¬ 
bremse stärken und keine Lobby-Politik zulasten kom¬ 
mender Generationen“. 

(Christian Dürr [FDP]: Genau!) 

Da fragt man sich: Seit wann hat ausgerechnet die FDP 
etwas gegen Lobbypolitik? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Genau!) 

Richtig schlau wird man aus Ihrem Antrag aber auch 
nicht, wenn man weiterliest. Dabei fangen Sie ganz gut 
an. 

(Otto Flicke [FDP]: Vielleicht haben Sie ein¬ 
fach nur Vorurteile!) 

Genau, es stimmt. Sie haben richtig festgestellt - vielen 
Dank dafür -: 

Die Schuldenbremse hat nicht nur den öffentlichen 
Haushalten, sondern auch der politischen Kultur un¬ 
seres Landes gutgetan. 

Da hat die FDP richtig dazugelernt; denn - Sie haben es 
schon gehört - damals, im Mai 2009, als die Schulden¬ 


bremse hier im Parlament beschlossen wurde mit der not- (C) 
wendigen Zweidrittelmehrheit, 

(Christian Dürr [FDP]: Das habe ich doch 
gerade schon geklärt!) 

weil wir dazu das Grundgesetz ändern mussten, hat 
sich die FDP kraftvoll enthalten. Heute sagen Sie, Herr 
Dürr: weil Sie es noch härter haben wollten. - Was für 
ein Quatsch! Sie haben sich damals schlicht vom Acker 
gemacht. 

(Beifall bei der SPD - Andreas Schwarz 
[SPD]: Wie wahr! Das können sie!) 

Zutreffend in Ihrem Antrag ist auch die Schlussfol¬ 
gerung: „Die Schuldenuhr des Bundes läuft inzwischen 
rückwärts“. Und nicht nur die des Bundes, sondern auch 
die vieler Länder und vieler Kommunen. Das ist sehr er¬ 
freulich. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Frau Steffen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Flicke? 

Sonja Amalie Steffen (SPD): 

Nein, lieber nicht. Ich möchte die Rede erst zu Ende 
halten. Aber Sie können hinterher eine Kurzintervention 
machen. 

(Christian Dürr [FDP]: Aber von mir viel¬ 
leicht? Ich habe ein schönes Zitat von Ihrer (D) 

Fraktion! 30 Sekunden!) 

Nach Ihren klugen Einsichten am Anfang des Antrags 
wird es allerdings zunehmend nebulöser. Sie reden da¬ 
von - ich zitiere jetzt noch einmal -, „dass sich ... eine 
parteiübergreifende politische Bewegung für eine Ein¬ 
schränkung oder Abschaffung der Schuldenbremse zu 
bilden scheint.“ Ab jetzt befinden wir uns tatsächlich 
mitten im Land der Verschwörungstheorien. 

(Christian Dürr [FDP]: Das ist großartig!) 

Da ist von Gerüchten aus dem BMF die Rede, 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Unglaub¬ 
lich!) 

von unbemerkten Versuchen, die Schuldenbremse aufzu¬ 
weichen, 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Nein!) 

von dubiosen Runden und Vereinbarungen von Landes- 
finanzministern mit unserem Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz. Nein, meine Kolleginnen und Kollegen von der 
FDP, Ihr Antrag ist weiß Gott kein Highlight Ihrer bishe¬ 
rigen Fraktionsarbeit. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]) 

Und was bitte schön meinen Sie mit „Wohlfühl-Pro- 
grammen“ der Bundesregierung? Etwa das Gute-KiTa- 
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(A) Gesetz, mit dem wir 5,5 Milliarden Euro in den Ausbau 
von Kitas und in die Beitragsfreiheit investieren? 

(Christian Dürr [FDP]: Frau Kollegin Steffen, 
was sagen Sie denn dazu, dass die Kollegin 
Esdar die Schuldenbremse abschaffen will?) 

Oder die Wiederherstellung der Parität in der gesetzli¬ 
chen Krankenversicherung? Oder die Erhöhung des Kin¬ 
dergeldzuschlages? Mit diesen Maßnahmen entlasten wir 
Beschäftigte und Familien erheblich. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit diesen Gesetzen wird das Leben der Menschen bes¬ 
ser. Übrigens tragen diese Gesetze - ich darf es an dieser 
Stelle einmal sagen - eindeutig die Flandschrift der SPD. 

(Christian Dürr [FDP]: Wo ist denn die Kol¬ 
legin Wiebke Esdar? Die will die Schulden¬ 
bremse abschaffen! Die Kollegin Esdar will 
die Schuldenbremse abschaffen! Das steht 
hier! - Gegenruf des Abg. Andreas Schwarz 
[SPD]: Individualmeinung!) 

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, 

(Christian Dürr [FDP]: Warum redet die 
Kollegin Esdar nicht? - Gegenruf des Abg. 
Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Weil es 
nicht die Fraktionsmeinung ist! Deswegen! Ja, 
so einfach ist das!) 

wir von der SPD wollen auch die Grundrente ohne Be¬ 
dürftigkeitsprüfung. Dafür werden wir kämpfen. Ich sage 
Ihnen auch gerne, warum. Es ist einfach ungerecht, wenn 
' ’ eine Friseurin 35 Jahre hart arbeitet und mit 500 Euro 
Rente nach Hause geht. Da ist es uns völlig egal, ob sie 
mit einem Chefarzt verheiratet ist oder nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber zurück zu Ihren Forderungen. Ihre erste Forde¬ 
rung lautet, die Schuldenbremse auf alle privatrechtli¬ 
chen Beteiligungsgesellschaften der öffentlichen Hand 
auszudehnen. Ja, die Kollegin Hajduk hat es schon ge¬ 
sagt, da wundert man sich doch sehr, dass das ausgerech¬ 
net von der FDP kommt. Ich weise Sie aber auch gerne 
darauf hin - mein Kollege Schwarz hat es schon getan; 
ich fand es übrigens ziemlich eindeutig, aber ich möchte 
es noch einmal betonen -: Unser Finanzminister hat die 
Gründung einer privaten Gesellschaft zur Finanzierung 
öffentlicher Investitionen längst öffentlich ausgeschlos¬ 
sen. 

(Zuruf des Abg. Michael Theurer [FDP]) 

Sie fordern als Zweites - und jetzt wird es richtig span¬ 
nend - einheitliche und öffentlich kontrollierbare Maß¬ 
stäbe und Berechnungsmethoden für den Bund und alle 
Länder. Jetzt folgt ein kurzer Grundkurs im Staatsrecht; 
ich hoffe, es wird nicht zu langweilig: Für den Bund gibt 
es diese Regelung bereits, nachzulesen - übrigens sehr 
ausführlich formuliert - in Artikel 115 des Grundgeset¬ 
zes. Für die Länder kann der Bund selbstverständlich die¬ 
se einheitlichen Maßstäbe nicht festlegen. Deshalb gibt 
es in Artikel 109 Absatz 3 nur die Festlegung, dass die 
Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich „ohne 
Einnahmen aus Krediten auszugleichen“ sind. 


Übrigens haben fünf Bundesländer bislang noch keine (C) 
Schuldenbremse in das Verfassungsrecht aufgenommen. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja, zum Beispiel Nie¬ 
dersachsen, weil die SPD nicht will!) 

- Ja, Herr Kollege Dürr, das ist bedauerlich. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja!) 

Aber ob uns das an der ein oder anderen Stelle passt oder 
nicht: Der Föderalismus verbietet es uns schlicht, 

(Christian Dürr [FDP]: Er verbietet nicht, 
dass die SPD schlechte Politik macht!) 

verbindliche Maßstäbe der Schuldenbremse für die Län¬ 
der festzulegen. 

(Christian Dürr [FDP]: Ihr wollt in Nieder¬ 
sachsen nicht!) 

Meine Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ich 
weiß ja, dass Sie viele Juristinnen und Juristen in Ihrer 
Fraktion haben. 

(Bettina Hagedorn, Pari. Staatssekretärin: 

Stimmt!) 

Und dabei ist wirklich auch der ein oder andere richtig 
gute Jurist dabei. Es hätte Ihnen doch auffallen müssen, 
dass Sie an diesem Punkt staatsrechtlich wirklich völlig 
neben der Spur liegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie Sie dann die weitere Forderung in Ihrem Antrag 
umsetzen wollen, nämlich Verstöße gegen die Schulden- (pj) 
bremse automatisch - so heißt es wirklich im Antrag: 
„automatisch“ - zu sanktionieren, verraten Sie uns erst 
gar nicht. Herr Dürr, ich dachte, Sie machen das viel¬ 
leicht in Ihrer Rede; aber das ist dann leider auch nicht 
passiert. 

Fazit: Der Antrag ist überflüssig. 

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD]) 

Die Schuldenbremse wird im Bund und in den Ländern 
eingehalten, und zwar so gut, dass sie in den letzten Jah¬ 
ren so gewirkt hat, dass der Bund und die meisten Bun¬ 
desländer Schulden abbauen konnten. Einen Gesetzent¬ 
wurf zur Stärkung der Schuldenbremse braucht es nicht, 
und zwar deshalb nicht, weil sie funktioniert. 

Und noch etwas: Die Koalition unter einem sozialde¬ 
mokratischen Finanzminister Olaf Scholz geht verant¬ 
wortungsvoll mit dem Geld unserer Bürger um, und zwar 
zum Wohle unserer Bürgerinnen und Bürger, und das im¬ 
mer mit Blick auf künftige Generationen. Dazu braucht 
es Ihren Antrag nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner ist der Kollege Otto 
Flicke für die Fraktion der FDP. 

(Beifall bei der FDP) 
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Geschätzter Herr Vizepräsident! Meine Damen und 
Herren! Frau Kollegin, das war jetzt wieder - wie auch 
vom Kollegen Rehberg - der verzweifelte Versuch, bei 
der Frage, wie das mit der Schuldenbremse lief, die 
Wahrheit zu sagen. Die Wahrheit ist: Ja, wir wollten 
eine Schuldenbremse, bei der nicht ausgewichen werden 
kann, eine Schuldenbremse, bei der zum Beispiel nicht 
Verschuldung dadurch gemacht wird, dass die Bahn AG 
25 Milliarden Euro Schulden macht, 

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

für die am Ende der Bund und die Steuerzahler haften 
müssen, weil da eine weitere Möglichkeit zur Verschul¬ 
dung am Haushaltsgesetzgeber vorbei geschaffen wor¬ 
den ist. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD - Sonja Amalie Steffen [SPD]: Dann 
sagt man doch nicht gleich Nein!) 

Und dann wollen wir bei der Wahrheit bleiben, Frau 
Kollegin. Als es dann im Bundesrat darum ging, die 
Mehrheiten zu besorgen, weil die SPD wackelte, haben 
die Grünen - das will ich ausdrücklich sagen - und die 
FDP in ihren Landesregierungen dafür gesorgt, dass wir 
die Schuldenbremse bekamen. 

(Beifall des Abg. Michael Theurer [FDP]) 

Denn welche drei Länder haben die Schuldenbremse ab¬ 
gelehnt? Berlin unter Führung von Herrn Wowereit - der 
ist in der SPD -, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Schleswig-Holstein mit einer SPD-Regierungsbeteili- 
gung und - sehr zur Schande des Kollegen Rehberg, der 
jedoch vorher schon ganz schnell in den Bund gegangen 
war - Mecklenburg-Vorpommern, Ihr Bundesland, Herr 
Rehberg, 

(Michael Theurer [FDP]: CDU!) 

unter der Führung von SPD und CDU. So war das, und 
das ist, was wir bei der Frage der Schuldenbremse fest- 
halten wollen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn es darauf ankommt - das sage ich jetzt auch mal 
vermittelnd, weil ich diese ewige Keilerei zwischen Grü¬ 
nen und FDP manchmal langweilig finde -, 

(Bettina Hagedorn, Pari. Staatssekretärin: 

Stimmt!) 

dann kann man sich auf Liberale und Grüne verlassen, 
dann, wenn es um die Frage geht, wie wir in die Zukunft 
gehen wollen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zweiter Punkt. Warum brauchen wir eigentlich eine 
Schuldenbremse? Ein nachhaltig denkender, ein wirt¬ 
schaftlich denkender Mensch wird immer in der Lage 
sein, zu fragen: Wann investiere ich wie viel, damit sich 
das auf Dauer rechnet? - Die Politik hat aber bewiesen, 


dass es von Lobbygruppen Beeinflusste gibt, die sagen: (C) 
Mir ist doch völlig egal, ob sich das nachher rechnet; ich 
gebe das einfach aus. 

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!) 

Dann haben wir uns, obwohl es für vernünftige Menschen 
ökonomisch nicht notwendig ist, politisch beschränkt. 

Und Sie - und erst recht Ihre Nachbarn - wollen diese 
Beschränkung am Ende entweder umgehen oder sogar 
aufheben. Das macht die FDP nicht mit, und deswegen 
werden wir das auch weiterhin stärken. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Ich will mal ein Zitat geben: 

Die Schuldenbremse ist nach wie vor grundsätzlich 
ein richtiges und wichtiges Instrument. Angesichts 
der Überschüsse in den vergangenen Jahren kann 
sie auch nicht für ausgebliebene Investitionen ver¬ 
antwortlich gemacht werden. Vielmehr musste die 
Schuldenbremse angesichts der guten Haushaltslage 
noch keinen Härtetest bestehen. 

Dieser wird kommen. Und wenn wir auf die Zahlen 
sehen - wir haben es ja gestern auch von der Bun¬ 
desagentur für Arbeit gehört -, stellen wir fest: Die¬ 
ser Test wird kommen. Ich finde, das ist eine sehr 
zutreffende Aussage. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Habe ich vor¬ 
hin gesagt!) (D) 

Die Kollegin Hajduk nickt; die anderen Grünen nicken 
noch nicht so ganz. Als Hinweis: Das stammt aus den 
Händen der Kollegin Hajduk und des Kollegen Bayaz, 
die das so veröffentlicht haben. Die FDP hält diese Sätze 
für richtig. Deswegen müssen wir an diesen Punkt auch 
ran. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Aber die Realität ist doch eine andere. Nur mal kurz 
die Zahlen: Wir als Bund hatten seit 2013 240 Milliar¬ 
den Euro zusätzlich an Einnahmen. Wenn man sich an¬ 
guckt, wie seit diesem Jahr die Investitionen gelaufen 
sind, dann stellt man fest: Sie sind erst runtergegangen, 
dann wieder ein bisschen hochgegangen, dann kommen 
die Trickzurechnungen von Geldern, die weg sind, die 
man sich selber aber als Investition zurechnet. Und fak¬ 
tisch, Herr Kollege Rehberg, ist es so: Von diesen zusätz¬ 
lichen 240 Milliarden Euro stehen piefige 3,8 Milliarden 
Euro zusätzlich für Investitionen zur Verfügung. Das ist 
die Bilanz dieser Koalition. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Albrecht 
Glaser [AfD]) 

Zum Schluss, Herr Vizepräsident, möchte ich auf 
eines hinweisen: Es ist über das Thema Investitionen 
geredet worden. Hier widerspreche ich allerdings den 
Grünen: Wenn wir eine Konstruktion über Privatunter¬ 
nehmen finden, denen wir zusätzlich noch Verschuldens- 
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(A) möglichkeiten geben, bei denen am Ende aber der Bund 
haftet, dann ist das im Endeffekt genau das Gleiche. 

(Michael Theurer [FDP]: Taschenspieler¬ 
trick!) 

Wir werden nur eine Verschuldung haben, die wir weiter 
verstecken. 

Darüber müssen wir dann reden. Ich glaube, dass Sie 
an der Stelle einen guten Willen haben. Die FDP sagt 
nur eines: Eine stabile Schuldenbremse zu entwickeln, 
die zum einen Investitionen berücksichtigt und die zum 
Zweiten auch dafür sorgt, dass Investitionen berücksich¬ 
tigt werden, wie wir sie im 21 Jahrhundert brauchen, und 
nicht mit einem Investitionsbegriff aus dem 19. Jahrhun¬ 
dert arbeitet, ist unsere Aufgabe. Nur so können wir auf 
Dauer auch nachhaltig und finanziell richtig handeln. 

Flerzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Letzter Redner in dieser Debatte ist der 
Kollege Rüdiger Kruse für die Fraktion der CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Rüdiger Kruse (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her¬ 
ren! Otto Fricke hatte ja den Ehrgeiz, in drei Minuten 
Wahrheiten zu offenbaren, und ich muss ihm gratulieren: 
Er hat es geschafft; er hat nämlich die Wahrheit offenbart, 
warum denn - was kaum jemand verstanden hat - 2017 
die FDP nicht koalitionsfähig war. Denn die Bedingung 
für eine Zustimmung der FDP zu egal was ist: 100 Pro¬ 
zent FDP, sonst heben wir nicht den Finger, auch wenn es 
um das Wohl des Landes geht. 

(Christian Dürr [FDP]: Das stimmt nicht! 

Das ist falsch! - Alexander Graf Lambsdorff 
[FDP]: Das ist albern! Du liebe Güte! - 
Michael Theurer [FDP]: Ich glaube, Sie sind 
traumatisiert! - Jan Körte [DIE LINKE]: 
Scheint ja echt ein Trauma zu sein!) 

- Gut, vielleicht haben Sie 2021 wiedermal eine Chance, 
oder Sie erreichen die absolute Mehrheit. 

Sie stellen in Ihrem Antrag auf einen Begriff ab, den 
ich sehr sympathisch finde. Sie sagen, es geht um Gene¬ 
rationengerechtigkeit. Das war genau das, was uns ange¬ 
trieben hat. Wir haben gesagt, wir können zukünftigen 
Generationen nicht immer mehr Schulden überantwor¬ 
ten. Das haben wir erreicht. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Aber kaputte Infra¬ 
struktur! Gucken Sie sich mal die Schulen an!) 

- Ich schaue mir die Schulden an. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Die Schulen! - Ge¬ 
genruf des Abg. Ingo Gädechens [CDU/CSU]: 

Wer ist denn für die Schulen zuständig? Ma¬ 
chen Sie doch mal einen Grundkurs!) 


- Ich habe „Schulen“ verstanden, guter Mann, und ich (C) 
werde auch darauf zurückkommen. Meckern Sie nach 
sechs Minuten. 

Nehmen wir erst mal die Schuldenbremse hinsicht¬ 
lich der Fragen „Kredite“ und „Neuverschuldung“: Da 
können wir einen Haken dran machen. Das haben wir 
erledigt. - Das ist generationengerechte Politik. Reicht 
das, um insgesamt das Label „Wir sind in unserer Politik 
generationsgerecht“ zu tragen? Nein! 

Sie haben in der Debatte auch angesprochen, dass 
es noch das eigentliche Vermögen gibt: Schulen, Infra¬ 
struktur. Da gab es interessanterweise den Effekt, dass 
in den Jahren der hohen Verschuldung gleichzeitig die 
Infrastruktur verfallen ist. Auch da haben wir eine Kehrt¬ 
wende geschafft. Bei der Verkehrsinfrastruktur haben wir 
jetzt den Verzehr der Infrastruktur gestoppt und kommen 
wieder zu einem Aufbau. Wir gehen in die richtige Rich¬ 
tung. Also: Auch dies ist generationengerechte Politik. 

Und wieder die Frage: Reicht das denn, um der jungen 
Generation zu sagen: „Wir tun schon genau das, was ihr 
braucht“? Nein! Das reicht nicht. Wir erleben ja auch, 
dass Finger in die Wunde gelegt werden, weil die Fra¬ 
ge gestellt wird: Was ist mit einer intakten Umwelt? Wir 
wollen eine mindestens so gute Umwelt haben, wie ihr 
sie vorgefunden habt. - Das ist ein schwieriger Bereich. 

Bei Umwelt- und Klimaschutz haben wir viele Maß¬ 
nahmen ergriffen, aber noch nicht genug. Das heißt, wir 
müssen auch noch sehr viel tun. Jetzt müssen wir näm¬ 
lich aufpassen, dass das, was wir an der Stelle generati- ^ 
onengerecht tun müssen, nicht dazu führt, dass wir an 
anderer Stelle das, was wir generationsgerecht aufgebaut 
haben, wieder einreißen. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja!) 

Es ist nämlich wichtig, zu sagen, dass weder die FDP 
noch andere Gruppen richtig liegen, wenn sie sich aus¬ 
schließlich auf eine Perspektive verengen. Wenn ich nur 
das Klima rette und den Rest verliere, dann ist für die 
Menschheit nichts gewonnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Christian Dürr 
[FDP]: Richtig!) 

Wenn ich nur darauf hinarbeite, solche Bilanzen zu be¬ 
kommen, von denen jeder DAX-Konzern träumt, und da¬ 
bei das Klima in die Knie geht, haben die Menschen auch 
nichts gewonnen. Das heißt, diese Perspektiven müssen 
wir verbinden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Generationengerechtigkeit ist da ein gutes Stichwort. 

Das andere gute Stichwort hat Alois Rainer bereits ge¬ 
nannt, das ist die Klammer der Nachhaltigkeit. Unsere 
Politik ist nicht in dem Sinne aufregend, dass wir bei 
einem Thema Extremforderungen stellen: Wenn es im 
Trend liegt, dann sind wir prima, und ansonsten liegen 
wir halt neben der Spur. Wir machen vielmehr das An¬ 
gebot, dass wir all diese wichtigen Punkte, die über das 
Wohl der Menschen und die Qualität des Lebens bei uns 
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im Land und anderswo auf der Welt entscheiden, gleich¬ 
zeitig betrachten. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das hat Frau Merkel anders gesagt!) 

Wir haben den Ehrgeiz, eine Politik zu machen, die gute 
Staatsfinanzen zum Ziel hat, die Zukunftsvorsorge im 
klassischen monetären Sinne, aber gleichzeitig auch im 
Sinne von Umweltschutz betreibt. Das denken wir aus 
der Perspektive einer Umwelt, in der es sich lohnt, zu 
leben. Das alles tun wir, weil wir dieses Land und diese 
eine Erde lieben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Deshalb schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/10616 an die in der Tagesordnung auf- 
gefiihrten Ausschüsse vorgeschlagen. - Damit sind Sie, 
wie ich sehe, einverstanden. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der 
internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo 
(KFOR) 

Drucksache 19/10421 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuss (f) 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung 

Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO 

Es sind nach interfraktioneller Vereinbarung für die 
Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Dazu höre ich 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
Bundesregierung dem Bundesminister Heiko Maas. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Diesen Monat sind es 20 Jahre, die der 
KFOR-Einsatz im Kosovo nunmehr dauert. Er ist der 
längste Auslandseinsatz der Bundeswehr. Vermutlich war 
das gemeint, als vor Kurzem jemand sagte, KFOR sei ein 
vergessener Einsatz. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir sollten es nicht zulassen, dass ein deutscher Soldat, 
eine deutsche Soldatin im Auslandseinsatz vergessen ist. 

Im Fall von KFOR kann man das vermeintliche Ver¬ 
gessen zudem vielleicht sogar auch als ein gutes Zeichen 


werten, als Zeichen, dass es dort längst nicht mehr täg- (C) 
lieh knallt, dass die Sicherheitslage mittlerweile stabil ist. 
Dementsprechend hat sich der Charakter des Einsatzes in 
den letzten zwei Jahrzehnten sehr stark verändert. Ende 
vergangenen Jahres konnte sich die Bundeswehl' aus ih¬ 
rem Feldlager im Süden Kosovos zurückziehen und ist 
heute nur noch in Pristina präsent. Auf dem Gelände des 
früheren Feldlagers entsteht heute übrigens ein kosova- 
risch-deutscher Innovations- und Trainingspark. Hier 
sollen IT-Unternehmen, Kreativ- und Kulturwirtschaft 
angesiedelt werden, vielleicht sogar ein Lehrkranken¬ 
haus zur Ausbildung von Pflegern und Ärzten. Ich finde, 
das zeigt ganz gut, wo wir nach 20 Jahren stehen. 

Dies wird vor allem deutlich, wenn wir uns noch 
einmal die Situation im Jahr 1999 vergegenwärtigen: 

850 000 Zivilisten waren aus ihrer Heimat geflohen, wei¬ 
tere 600 000 Menschen waren innerhalb Kosovos vertrie¬ 
ben, und das in einem Land mit 2 Millionen Einwohnern. 
Polizei und Gerichte funktionierten nicht. Ihre ersten 
Streifgänge führten die Bundeswehr vorbei an zerstörten 
und abgebrannten Häuserketten. 

Seitdem haben die Soldatinnen und Soldaten von 
KFOR ein sicheres Umfeld in diesem Land geschaffen. 

Sie haben die dringend benötigte Arbeit von Hilfsorgani¬ 
sationen unterstützt und die Rückkehr der Vertriebenen 
ermöglicht, unter anderem auch durch umfangreiche 
Minenräumung. Dass die kosovarische Bevölkerung 
heute überwiegend Vertrauen gefasst hat in die neu auf¬ 
gebauten multiethnischen Polizeikräfte in diesem mul¬ 
tiethnischen Land, ist keine Selbstverständlichkeit; vor 
allen Dingen ist das ein Verdienst der Soldatinnen und (pj) 
Soldaten der Bundeswehr, die in den letzten 20 Jahren 
zur Stabilisierung Kosovos beigetragen haben. Sie haben 
dort nicht nur für Sicherheit gesorgt, sondern auch Ver¬ 
trauen geschaffen. Ihnen gilt unser aller Dank für diesen 
Einsatz, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Und trotz aller Fortschritte: Gerade in den letzten Mo¬ 
naten haben wir manche Verschlechterung in den Bezie¬ 
hungen vor allen Dingen zwischen Serbien und Kosovo 
erleben müssen. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Kosovo 
ist Serbien!) 

Diese Entwicklungen bergen - das muss man anerken¬ 
nen - auch heute noch ein erhebliches Eskalationspo¬ 
tenzial, vor allem im überwiegend serbisch besiedelten 
Norden Kosovos. Erst letzte Woche hat sich das erneut 
gezeigt. Die serbische Regierung hat ihre Streitkräfte in 
Alarmbereitschaft versetzt, als die kosovarische Polizei 
einen Einsatz an mehreren Zugriffsorten im Kosovo ge¬ 
gen die organisierte Kriminalität durchgeführt hat - auch 
im überwiegend serbisch besiedelten Norden. Der Kom¬ 
mandeur der KFOR stand während des gesamten Polizei¬ 
einsatzes im ständigen Kontakt mit der serbischen Seite, 
der kosovarischen Polizei, EULEX und allen anderen 
Beteiligten. Die Mission hat damit - und zwar wieder 
einmal - einen Beitrag zur Beruhigung der Lage in einer 
schwierigen Situation geleistet. 
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Das zeigt: KFOR ist und bleibt eine stabilisierende 
Kraft. Und vielleicht noch wichtiger: KFOR genießt die 
Unterstützung beider Seiten - der kosovarischen, aber 
eben auch der serbischen. Das ist Gold wert, gerade jetzt 
in dieser Situation, wenn es um Deeskalation und um 
Vermittlung geht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Und darauf wird es auch in den kommenden Monaten 
ankommen. Solange das schwierige Verhältnis zwischen 
dem Kosovo und Serbien nicht abschließend geklärt ist, 
wird es weiter zu Spannungen kommen. Deshalb setzen 
wir alles daran, dass der Dialog zwischen Kosovo und 
Serbien Kurs nimmt auf ein umfassendes Abkommen, 
das dann endlich zur regionalen Stabilität beitragen wird. 
Das, meine sehr verehrten Damen und Flerren, war auch 
der Hintergrund des deutsch-französischen Westbal- 
kan-Treffens am 29. April hier in Berlin. Wir werden in 
den kommenden Wochen und Monaten weiter zusammen 
mit Frankreich mit aller Kraft daran arbeiten, dass wir 
dieses Ziel endlich erreichen. 

Meine Damen und Herren, die Bundeswehr war ein¬ 
mal mit 6 000 Soldatinnen und Soldaten am KFOR-Ein- 
satz beteiligt. Dank der Fortschritte der vergangenen 
Jahre ist es gelungen, die deutsche Präsenz in dieser Zeit 
immer weiter zu reduzieren. Und auch mit diesem Man¬ 
dat halbieren wir die Obergrenze erneut, von bisher 800 
auf 400. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
einer Kollegin aus der Fraktion der Linken? 

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen: 

Bitte. 

Zaklin Nastic (DIE LINKE): 

Vielen Dank, Herr Außenminister, für Ihre Darstel¬ 
lung. - Ich habe aber noch einige Fragen: Wann machen 
Sie sich Gedanken über die mehr als 220 000 vertrie¬ 
benen Menschen aus dem Kosovo, die bis heute nicht 
nach Hause zurückkehren können? Wieso erwähnen Sie 
eigentlich nicht, dass auch UN-Mitarbeiterinnen und 
-Mitarbeiter bei diesem Einsatz im Kosovo letzte Woche 
verhaftet und ihrer Rechte beraubt worden sind? Wieso 
ignorieren Sie das? Und nicht zuletzt vielleicht die Frage: 
Kann man wirklich davon sprechen, dass es unter den 
vielen Ethnien wirklich Frieden gebracht hat, wenn viele 
Menschen auch nach vielen Jahren und Jahrzehnten hier 
in Duldung leben müssen, weil sie als Minderheit dort 
um ihr Leben fürchten müssen? 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen: 

Das alles sind Themen, mit denen wir uns natürlich 
außerordentlich intensiv beschäftigen. Das ist übrigens 
einer der Gründe, warum wir zusammen mit Frank¬ 
reich eine Vermittlungsinitiative auf den Weg gebracht 
haben; denn wir sehen natürlich, dass es vor Ort nach 
wie vor große Probleme gibt. Wir wissen aber auch, dass 


wir, um diese Probleme zu lösen, eben ein Mindestmaß (C) 
an Sicherheit und Stabilität brauchen. Dazu trägt der 
KFOR-Einsatz ganz wesentlich bei. Dass wir bei die¬ 
sem Einsatz auf beiden Seiten, im Kosovo als auch in 
Serbien, Unterstützung haben, ist doch, glaube ich, ein 
Beweis dafür, dass dieser die Grundlage dafür sein kann, 
ein sicherheitspolitisches Umfeld zu schaffen. Dazu üben 
wir natürlich auch Druck aus, sowohl auf die kosovari- 
sche Seite, wenn es darum geht, die verhängten Strafzöl¬ 
le zurückzunehmen, wie auch genauso auf die serbische 
Seite, wenn es darum geht, die Kampagne auf Nichtan¬ 
erkennung Kosovos international endlich zu beenden. 

Das alles sind Bausteine des Vermittlungsversuches, 
den Deutschland und Frankreich übernommen haben 
bei absoluter Anerkennung aller Probleme, die es nach 
wie vor gibt. Aber wir brauchen die direkten Gespräche; 
diese sind mittlerweile längst ins Stocken geraten. Wir 
sind nicht der Auffassung, dass beide das alleine können. 
Beide alleine wollen das auch nicht. Sie haben dämm ge¬ 
beten, dass wir uns stärker engagieren. Das tun wir. Wir 
hoffen natürlich, dabei die Probleme, die Sie benannt ha¬ 
ben, nicht nur auf den Tisch zu legen, sondern dafür auch 
eine Lösung zu finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe die 
Reduzierung des Mandats hinsichtlich seiner Personal¬ 
stärke angesprochen. Ich finde, dahinter steht auch eine 
Botschaft: Wir reduzieren die Bundeswehrpräsenz, weil 
es vor Ort funktioniert. Gleichzeitig stellen wir mit dem 
vorliegenden Antrag sicher, dass die Bundeswehr auf 
eine unerwartete Verschlechterung der Sicherheitslage - ,p>. 
diese kann angesichts der Spannungen, die es nach wie 
vor gibt, jederzeit eintreten - schnell und flexibel reagie¬ 
ren kann. 

Deshalb: Wenn man aus den 20 Jahren des KFOR-Ein- 
satzes eine Lehre ziehen kann, ist es, wie ich finde, die¬ 
se: Langer Atem und ein nachhaltiges ziviles, politisches 
und dort, wo notwendig, auch militärisches Engagement 
zahlen sich aus. Sie schaffen Stabilität. Das sehen wir bei 
diesem Einsatz. Diese Stabilität und den Erfolg, den die¬ 
ser Einsatz hat, dürfen wir nicht aufs Spiel setzen. Daher 
bitte ich Sie um Ihre Unterstützung zur Mandatsverlän- 
gerung. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so¬ 
wie bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner ist für die Fraktion 
der AfD der Kollege Jens Kestner. 

(Beifall bei der AfD) 

Jens Kestner (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Kollegen! Besucher auf 
den Tribünen! Zuschauer und Kameraden vor den Bild¬ 
schirmen! Heute steht erneut die Fortsetzung der Beteili¬ 
gung an der internationalen Sicherheitspräsenz im Koso¬ 
vo, kurz KFOR, auf der Tagesordnung. Wir wissen aber 
alle, dass der damalige Kosovo-Krieg mit einer Lüge 
begann. Ein souveräner Staat Serbien bekämpfte Terro- 
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(A) risten auf seinem Staatsgebiet. Es kam erstmals zu be¬ 
waffneten Angriffen auf serbische Polizisten im Kosovo. 
Die Kosovo-Befreiungsarmee, die sich selbst UCK nann¬ 
te und deren Mitglieder serbische Polizisten töteten und 
anschließend in die Wälder flüchteten, war geboren. Es 
waren klassische terroristische Hit-and-Run-Aktionen. 

Die USA setzten die UCK zunächst auf die Liste 
der internationalen terroristischen Organisationen, was 
nachvollziehbar war und auch heute noch nachvollzieh¬ 
bar ist. Dann kam der plötzliche Sinneswandel. Durch 
die USA wurden in Albanien Trainingslager für Kämpfer 
der UCK gegründet und ausgerüstet, und sie wurden un¬ 
terstützt. Ende März 1999 begannen die Luftangriffe der 
NATO mit deutscher Beteiligung auf die Bundesrepublik 
Jugoslawien, also auf Serbien und Montenegro, die bis 
Anfang Juni 1999 andauerten. Die NATO koordinierte 
und plante ihre Aktionen im Kriegsgebiet mit der UCK. 
Man zwang die eben schon angesprochenen serbischen 
Streitkräfte zum Rückzug. 200 000 Serben flüchteten aus 
der Provinz. Kurze Zeit später rückten die Alliiertenver¬ 
bände mit deutscher Beteiligung in das Kosovo ein. Der 
deutsche KFOR-Einsatz hatte begonnen. Alles Weitere 
ist Geschichte. 

ln der Gewissheit, dass eine weitere Unterstützung ge¬ 
währleistet wird, agieren die Verantwortlichen in Pristina 
immer frecher und immer hemmungsloser. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Herr Kestner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Lambsdorff? 

(B) 

Jens Kestner (AfD): 

Ja, bitte. 

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 

Sie haben jetzt einen historischen Abriss der Ereignis¬ 
se zwischen Serbien und dem Kosovo aus den entschei¬ 
denden Jahren gegeben und die USA und ihre Politik 
angeführt, die die UCK zunächst in der Tat sehr kri¬ 
tisch gesehen haben. Aber Sie haben völlig unterschla¬ 
gen, dass auch die USA mit Blick auf die Entwicklung 
selbstverständlich gesehen haben, dass dort ein versuch¬ 
ter Genozid unterwegs war. Madeleine Albright sprach 
von „acts of genocide“, also Handlungen, die genozida- 
len Charakter trugen. Das haben Sie völlig ausgelassen. 
Sie haben so getan, als ob sich die westliche Politik dem 
Land gegenüber völlig unvermittelt geändert hat. Wä¬ 
ren Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass es in Ihrer 
Schilderung eine Auslassung gibt? 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Sehr gut! - Zuruf 
des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]) 

Jens Kestner (AfD): 

Herr Lambsdorff, nein, das wäre ich nicht. Als Aller¬ 
erstes: Ich erinnere an den sogenannten Hufeisenplan 
und das Einpferchen von Menschen in einem Stadion. 
Glauben Sie mir, ich war 1999 dort; ich weiß, was pas¬ 
siert ist. Dafür brauche ich keine Madeleine Albright 
oder irgendein Stück Papier. Ich weiß, was passiert ist. 


Ich weiß, wer wem was angetan hat, und ich weiß, was 
sich die Ethnien untereinander angetan haben. Ich weiß 
auch, was in diesem Land immer noch vorherrscht; denn 
ich war dort, Herr Lambsdorff. - Danke schön. 

(Beifall bei der AfD - Jürgen Hardt [CDU/ 
CSU]: Wie kommen Sie dann zu diesem ko¬ 
mischen Ergebnis?) 

Im Jahr 2008 erklärte das Kosovo einseitig seine Un¬ 
abhängigkeit. Belgrad erkannte diese nicht an. Die USA 
unterstützten dieses Vorgehen, und die NATO erklärte 
lediglich, dass man den Zeitpunkt für unglücklich hält. 
Die Kosovo-Sicherheitskräfte wurden einseitig in ein 
leicht bewaffnetes Heer umgewandelt. Die Abstimmung 
dazu im kosovarischen Parlament wurde von Abgeord¬ 
neten der serbischen Minderheit boykottiert. Was machte 
Berlin? Was machte unsere Regierung? Sie sah diesem 
Treiben damals tatenlos zu und tut es auch heute noch. 
Die netten Worte, die der Herr Außenminister hier eben 
gesagt hat, bestätigen das wieder. 

Dass sich Serbien durch diese Entwicklung bedroht 
fühlt, muss ich, glaube ich, nicht weiter ausführen. Das 
würde jedes andere Land auch, wenn auf einmal in einer 
Provinz, die faktisch immer noch zum Mutterland gehört, 
eine Armee aufgestellt wird. 

Aktuell - auch Sie haben es eben angesprochen - über¬ 
schlagen sich die Ereignisse im Kosovo erneut. Kosova- 
rische Polizeieinheiten dringen in den serbisch bewohn¬ 
ten Norden ein, angeblich um Straftäter und Verbrecher 
dingfest zu machen. All das, was wir erleben, sind keine 
vertrauensbildenden Maßnahmen, um die alten Wunden 
zu heilen, die der Krieg im Kosovo geschlagen hat. Wenn 
die Polizei Kriminelle und Verbrecher dingfest machen 
will, dann sollte sie bitte in ihren Reihen im Kosovo 
selbst beginnen. Die sogenannte Staatsführung im Koso¬ 
vo besteht in weiten Teilen aus Kriegsverbrechern und 
gewöhnlichen Kriminellen. Das dürfen wir nicht verges¬ 
sen. Wenn wir dort mit Leuten verhandeln, dann verhan¬ 
deln wir mit Kriegsverbrechern und einfachen gedunge¬ 
nen Kriminellen. 

(Beifall bei der AfD) 

Deutsche Soldaten waren maßgeblich daran beteiligt, 
Stabilität in diesen Abschnitt des Balkans zu bringen. 
Daher sollte man erwarten können, dass sich die deut¬ 
sche Regierung mit ihren Interessen durchsetzt, sodass 
diese Personen einer gerechten Strafe zugeführt werden. 
Der einzige wirkliche Exportschlager, der uns auch hier 
in Deutschland erreicht, ist eine brutale organisierte Kri¬ 
minalität, kurz Mafia, wie wir sie alle kennen. 

(Beifall bei der AfD) 

Es sollte doch das Ziel sein, geordnete politische 
Strukturen im Kosovo zu erreichen. Die deutschen Sol¬ 
daten waren doch nicht im Kosovo, um solche Struktu¬ 
ren, wie es sie aktuell gibt, zu unterstützen. Räumlich hat 
man die Ethnien mit militärischer Stärke getrennt, immer 
in der Hoffnung, dass die Politik Lösungen findet. Wir 
haben das Kosovo befriedet und eine Ausgangssituation 
geschaffen, von der man dachte, sie sei zielführend und 
führe zu Ergebnissen. Wir haben uns getäuscht. 
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Jetzt ist es an der Zeit, von den Verantwortlichen vor 
Ort endlich Verantwortung einzufordern. Wir sind aktuell 
mit 70 Soldaten in Pristina vor Ort, um Kräfte zu unter¬ 
stützen, denen es nicht um Ausgleich und Verständigung 
geht. Wir als AfD-Fraktion haben klargemacht, dass es 
mit uns keinen unendlichen KFOR-Einsatz geben wird. 
Wir sind am Ende angelangt und sollten diesen Einsatz 
nicht weiter verlängern. Wir als Deutsche haben unseren 
Auftrag erfüllt. Nun sollten die Verantwortlichen vor Ort 
zeigen, wie wichtig es ihnen ist und war, dass wir Deut¬ 
sche uns dort eingebracht haben. Wir lehnen eine Verlän¬ 
gerung dieses Einsatzes ab. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner in der Debatte ist für 
die Bundesregierung der Parlamentarische Staatssekretär 
Thomas Silberhorn. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thomas Silberhorn, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Verteidigung: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
bin im letzten Jahr mehrfach im Kosovo gewesen. Ich bin 
letzte Woche in Belgrad gewesen. Ich kann Ihnen mit- 
teilen, dass ich auf dem Balkan mehr Dialog und mehr 
Besonnenheit erlebt habe, als im Beitrag des Vorredners 
zum Ausdruck gekommen ist. Das sind ein gutes Signal 
und eine gute Botschaft für die Staaten des westlichen 
Balkans. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor 20 Jahren - fast auf den Tag genau - hat der Deut¬ 
sche Bundestag zum ersten Mal beschlossen, dass sich 
Deutschland an der internationalen Sicherheitspräsenz 
im Kosovo, dem KFOR-Einsatz, beteiligt. Das geschah 
in einer Situation, in der das Ausmaß von Vertreibung 
und Deportationen durch die Kräfte der damaligen Bun¬ 
desrepublik Jugoslawien im Kosovo neue Dimensionen 
angenommen hatte. Mehr als 1,4 Millionen Menschen 
waren vertrieben und auf der Flucht. Der größte Teil der 
1,8 Millionen Kosovo-Albaner war obdachlos. Ganze 
Landstriche waren verwüstet. Es fanden systematische 
Vergewaltigungen statt, und über 13 000 zivile Opfer 
waren zu beklagen. Das war die Situation 1999, 

(Zuruf von der AfD: Ist sie bis heute!) 

in der sich die NATO entschlossen hat, einzugreifen. 
Über den Kosovo hinaus galt damals die gesamte Region 
des Westbalkans als höchst instabil. Deswegen galt es, 
diesem Flächenbrand, dieser humanitären Katastrophe 
direkt vor unserer Haustür eine wirksame Antwort ent¬ 
gegenzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist tatsächlich gelun¬ 
gen, diese Antwort zu geben und dem Kosovo eine neue 
Perspektive zu schaffen; auch für die gesamte Region 
des westlichen Balkans. Gewalt und Unterdrückung im 


Kosovo konnten beendet werden. Alle militärischen, po- (C) 
lizeilichen und paramilitärischen Kräfte der Bundesrepu¬ 
blik Jugoslawien haben sich damals innerhalb kürzester 
Zeit zurückgezogen. Es wurde ein sicheres Umfeld für 
alle Bürger im Kosovo geschaffen 

(Zuruf von der LINKEN: Das ist eine Lüge!) 

und den Vertriebenen und Flüchtlingen eine sichere und 
freie Rückkehr in ihre Heimat ermöglicht. 

KFOR hat die internationalen Organisationen unter¬ 
stützt bei der Entwicklung von selbsttragenden demo¬ 
kratischen Übergangsstrukturen und bei der Schaffung 
von friedlichen und normalen Lebensbedingungen für 
die Bewohner des Kosovo. KFOR hat die Demilitarisie- 
rung im gesamten Kosovo einschließlich der sogenann¬ 
ten kosovarischen Befreiungsarmee UCK überwacht und 
durchgesetzt, und KFOR hat den ungehinderten Zugang 
humanitärer Hilfsorganisationen im Kosovo gewährleis¬ 
tet. Das ist der Erfolg dieses Einsatzes, den wir nun seit 
20 Jahren haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Seit dieser Zeit, seit 1999, hat sich viel getan. Dieser 
Einsatz hat sich von einer friedensschaffenden Mission 
mit über 50 000 Soldatinnen und Soldaten zu einer frie¬ 
densbewahrenden Mission mit derzeit etwa 3 500 Solda¬ 
tinnen und Soldaten entwickelt. Heute, 20 Jahre später, 
ernten wir die Früchte dieses Engagements der interna¬ 
tionalen Gemeinschaft. Es ist gelungen, ein sicheres, in 
weiten Teilen kontrollierbares Umfeld für die Menschen 
im Kosovo zu schaffen, aufrechtzuerhalten und auch lo¬ 
kale Sicherheitsstrukturen nachhaltig aufzubauen. Damit (D) 
haben wir wichtige Grundlagen dafür gelegt, dass im 
Kosovo und im gesamten Westbalkan eine stabile Zu¬ 
kunft gestaltet werden kann. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Herr Silberhorn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Bystron von der AfD? 

Thomas Silberhorn, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Verteidigung: 

Ich würde gerne fortfahren, weil ich daraufhinweisen 
will, dass ich erst im Oktober letzten Jahres in Prizren 
gewesen bin, als im Beisein des kosovarischen Regie¬ 
rungschefs Haradinaj das Feldlager, das die Bundeswehr 
20 Jahre betrieben hat, geräumt wurde. Wir errichten nun 
dort zusammen mit der kosovarischen Regierung und 
mit Unterstützung des Bundesentwicklungsministeriums 
einen Technologiepark, der Chancen für die nächste Ge¬ 
neration schafft. Schöner könnte man nicht darstellen, 
dass auf der Basis der Stabilität, die mit dem Einsatz der 
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr geschaffen 
worden ist, jetzt eine neue Perspektive für die junge Ge¬ 
neration im Kosovo entsteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie auch mich ein 
herzliches Dankeschön sagen für den Einsatz all der Sol¬ 
datinnen und Soldaten, die in 20 Jahren mit dazu bei¬ 
getragen haben, dass diese Perspektiven für den Kosovo 
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(A) entstehen. Ihnen gilt unser tiefer Respekt, und auch das 
konnte man in Prizren sehen: Beim Verabschiedungsap¬ 
pell haben sich die Menschen, die in den Cafes um diesen 
Platz hemm saßen - die Familien, die Mütter und Väter 
mit Kindern, die jungen Leute - beim Ausmarsch der 
Soldaten der Bundeswehr erhoben und stehend Applaus 
gegeben für den Einsatz der Bundeswehr im Kosovo. 

Meine Damen und Herren, die NATO konnte ihre 
Kräfte in den zurückliegenden Jahren schrittweise erheb¬ 
lich reduzieren und ihre Fähigkeiten anpassen. Deswegen 
senken wir auch die Personalobergrenze für die Verlän¬ 
gerung des Mandats auf 400 Soldaten und Soldatinnen 
ab, um dieser Entwicklung Rechnung zu tragen. Aber 
die Lage bleibt durchaus fragil. Es gibt weiter latentes 
Konflikt- und Eskalationspotenzial, und deswegen ist es 
notwendig, dass wir diesen Einsatz fortsetzen. Das liegt 
nicht nur im Interesse des Kosovo. Insbesondere auch die 
serbische Seite legt Wert darauf, dass die internationale 
Gemeinschaft mit diesem KFOR-Einsatz mit für Sicher¬ 
heit und Ordnung im Kosovo sorgt. Deswegen bitte ich 
Sie um Ihre Unterstützung für eine weitere Verlängerung 
dieses Mandats. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Der Kollege Bystron erhält die Mög¬ 
lichkeit für eine Kurzintervention. 

(B) (Nikolas Löbel [CDU/CSU]: Ist das mehr¬ 

heitsfähig?) 

Petr Bystron (AfD): 

Sehr geehrter Herr Kollege, ich bin verwundert, dass 
Sie über Erfolg und Befriedung, über Erfolg der Aktion 
und Befriedung der Region, sprechen. Ich war auch in 
Belgrad. Schön, dass Sie das ausgeführt haben. Wir ha¬ 
ben da auch mit Regierungsvertretern gesprochen, und 
die sagen: Kosovo ist das einzige Land auf der Welt, in 
dem die organisierte Kriminalität einen eigenen Staat hat. 

Herr Kollege Lambsdorff hat den Kriegseinsatz der 
Amerikaner und Madeleine Albright so lobend erwähnt. 
Madeleine Albright wird genau wegen der Aktivitäten, 
die die Amerikaner da entfaltet haben, die „Schlächterin 
vom Balkan“ genannt. 

Sie sagen, die Region wurde befriedet. Bis heute 
kommen aber Terroristen aus dem Kosovo auf mazedo¬ 
nisches Gebiet. Die NLA überfällt immer wieder Dörfer 
in Mazedonien. Wie können Sie da von Erfolg und von 
Befriedung der Region sprechen? 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Wollen Sie antworten? 

Thomas Silberhorn, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Verteidigung: 

Ja. - Herr Kollege, wir ignorieren nicht, was vor Ort 
passiert. Ich habe ausdrücklich davon gesprochen, dass 


die Situation weiter fragil ist und es latentes Konflikt- (C) 
und Eskalationspotenzial selbstverständlich gibt. Deswe¬ 
gen ist eine weitere Präsenz der internationalen Gemein¬ 
schaft im Kosovo auch erforderlich. 

Ich weise nochmals ausdrücklich darauf hin, dass die 
serbische Regierung uns ausdrücklich darum gebeten 
hat, diese Präsenz fortzuführen. Ich kenne sehr wohl die 
Unterschiede in der Bewertung von serbischer und koso- 
varischer Seite. Aber dass beide in einem Dialog sind, 
dass auf beiden Seiten auch ein erstaunliches Maß an Be¬ 
sonnenheit, insbesondere in Situationen, in denen Eska¬ 
lation droht, zu erkennen ist, gibt Hoffnung, und darauf 
müssen wir aufbauen. 

Es ist auch notwendig, zu sehen, dass wir über die Sta¬ 
bilisierung des Kosovo hinaus über die Stabilität auf dem 
Westbalkan insgesamt sprechen müssen. Da müssen alle 
Akteure einbezogen werden. Wir spielen hier eine kon¬ 
struktive Rolle, und das wird von allen Seiten respektiert 
und anerkannt. Deswegen sollten wir im Kontext der 
internationalen Gemeinschaft diesen Einsatz auch fort¬ 
führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Dann fahren wir fort in der Debatte. 
Nächster Redner ist der Kollege Bijan Djir-Sarai für die 
FDP, dem ich zu seinem heutigen Geburtstag gratulieren 
möchte. 

(Beifall) (D) 

Bijan Djir-Sarai (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Heute Abend sind wir 
ja beim Sommerfest. Die Getränke gehen selbstverständ¬ 
lich auf mich. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP, der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Das sage ich 
der Präsidentin!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frieden 
und Stabilität in Europa sind keine Selbstverständlich¬ 
keit. Die jährliche Verlängerung der deutschen Betei¬ 
ligung am multilateralen Einsatz im Kosovo ist ein 
wichtiger Teil des Strebens nach Frieden und Stabilität. 

Auch wenn der Kosovo nur noch selten eine Rolle in den 
deutschen Medien spielt, auch wenn man von einer über¬ 
wiegend ruhigen und stabilen Sicherheitslage im Man¬ 
datstext spricht, verdeutlicht ein regelmäßiger Blick in 
die Region: Die Situation im Kosovo ist nach wie vor 
fragil. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Petr Bystron [AfD]) 

Gleichzeitig sind aber auch Fortschritte zu erkennen. 
Durch die militärische Präsenz der internationalen Ge¬ 
meinschaft konnte über die vergangenen zwei Jahrzehn¬ 
te ein hohes Maß an Stabilität hergestellt werden. Aber, 
meine Damen und Herren: Bis hin zu einer politischen 
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(A) und gesellschaftlichen Aussöhnung, ganz zu schweigen 
von einem echten Frieden, ist noch viel zu tun. Das at¬ 
testieren nicht zuletzt die immer wieder aufkeimenden 
Zwischenfälle und der aggressive Ton zwischen Serbien 
und Kosovo. 

Trotzdem kann das KFOR-Mandat keine Dauerlösung 
sein. Deswegen ist es zu begrüßen, dass Einsatzstärke und 
Umfang stetig reduziert werden. Worauf es in den letzten 
Jahren umso mehr ankam und auch weiterhin ankommt, 
ist a) der innenpolitische Prozess und b) die Fortsetzung 
des Dialogs mit Serbien. Der innenpolitische Prozess 
muss natürlich gewollt sein. Reformen müssen weiter 
umgesetzt werden. Die massive Korruption muss endlich 
eingedämmt, Rechtsstaatlichkeit hergestellt werden. Die 
Bundesregierung und die internationalen Partner müssen 
dem Kosovo dabei weiter stark zur Seite stehen. 

Nicht gut läuft es beim Dialog mit Serbien. Die Ent¬ 
wicklungen sind in letzter Zeit bedauerlich. Gegenseitige 
Provokationen brechen nicht ab und bergen stets ein ge¬ 
wisses Eskalationspotenzial. 

Sowohl innen- als auch außenpolitisch besteht also 
großer Handlungsbedarf. 

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen ist es umso wichtiger, den erfolgreichen und 
sogenannten vernetzten Ansatz weiter zu verfolgen. Ver¬ 
schiedene Missionen und Organisationen arbeiten vor 
Ort komplementär zusammen, um das Land zu stabili¬ 
sieren und zu transformieren. Es ist aber auch gut, dass 

(B) das Mandat gleichzeitig verkleinert und trotzdem durch 
das flexible Anpassungskonzept sehr beweglich gehalten 
wird. 

Meine Damen und Herren, auch im Kosovo spricht 
Europa nicht mit einer Stimme. Mehrere EU-Mitglieder 
haben den Kosovo bis heute nicht einmal als Staat aner¬ 
kannt. 

(Zuruf von der LINKEN: Die UN auch 
nicht!) 

Von einer gemeinsamen Strategie kann also trotz der für 
Deutschland und Europa sicherheitspolitischen Bedeu¬ 
tung keine Rede sein. Wir müssen uns darüber im Klaren 
sein, dass die deutschen und europäischen außen- und si¬ 
cherheitspolitischen Herausforderungen auch innerhalb 
Europas, in der innereuropäischen Nachbarschaft bestrit¬ 
ten werden müssen. Wenn wir von der direkten Nachbar¬ 
schaft, den Problemen vor der eigenen Haustür sprechen, 
dann ist allzu oft der Nahe Osten gemeint. Die Konflikte 
im eigenen Haus, in Europa, finden jedoch viel zu wenig 
Beachtung. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen ein starkes 
Europa, ein Europa, das zusammenhält, mit einer Stim¬ 
me spricht und auf der Weltbühne ernst genommen wird. 
Dass Staaten wie China und Russland darauf warten, 
dass in Europa Lücken entstehen und das sogar befeuern, 
ist heute offensichtlich. Das wollen wir nicht zulassen. 
Echte Perspektiven, Stabilität und Frieden sind unsere 


Maßstäbe für den Kosovo und für ein sicheres und freies (C) 
Europa. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin ist die Kollegin 
Sevim Dagdelen für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sevim Dagdelen (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Seit 20 Jahren ist die Bundeswehr im Kosovo, und 
wieder einmal beantragt die Bundesregierung eine Ver¬ 
längerung des Einsatzes. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Hat sie auch 
begründet!) 

- Auf die Begründung komme ich gleich, Herr Kolle¬ 
ge. - Erneut beantragen Sie die Bereitstellung von Steu¬ 
ergeldern in Millionenhöhe. Dieses Mal sind es 23 Mil¬ 
lionen Euro, damit dieser höchst problematische Einsatz 
deutscher Militärs auf dem Balkan fortgesetzt werden 
kann und deutsche Bundeswehrsoldaten die kosovo-al¬ 
banischen Sicherheitskräfte aufbauen, beraten und aus¬ 
bilden können. 

Wenn man sich aber die Begründung der Bundesregie¬ 
rung für diesen Einsatz anschaut, kann man den Eindruck (pj) 
gewinnen, dass Sie die neuesten Entwicklungen in der 
Region nicht mitbekommen haben. Sie haben offenbar 
einfach alte Anträge auf den Kopierer gelegt, um sie dem 
Bundestag und der Öffentlichkeit zu präsentieren. So 
wird die Öffentlichkeit hinsichtlich des Sicherheitsum¬ 
feldes, in dem sich die deutschen Soldaten in der Region 
bewegen, getäuscht. Sie schreiben in Ihrem Antrag - Zi¬ 
tat -: „Die Sicherheitslage im Kosovo ist weiterhin über¬ 
wiegend ruhig und stabil“, allenfalls gebe es „ein Kon¬ 
flikt- und Eskalationspotenzial“. 

Herr Bundesaußenminister Maas stellt sich hierhin 
und sagt, der KFOR-Einsatz sorge für Sicherheit und 
Stabilität vor Ort. Ich frage mich, Herr Maas: Lesen Sie 
eigentlich noch Zeitungen? Und damit meine ich nicht 
Boulevardblätter. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Haben Sie gar nicht mitbekommen, dass die Ihnen treu 
ergebenen kosovo-albanischen Sicherheitskräfte erst 
letzte Woche im Norden des Kosovo an einem Überfall 
auf einen russischen UN-Angestellten beteiligt waren? 
Haben Sie denn nicht mitbekommen, dass infolge des 
brutalen Vorgehens gegen Angehörige der serbischen 
Minderheit durch Paramilitärs unter dem Vorwand der 
Kriminalitätsbekämpfung mittlerweile die serbische Ar¬ 
mee mobilisiert wurde, um die Serben als Minderheit im 
Kosovo zu schützen? Ich frage mich: Ist Ihnen entgan¬ 
gen, dass der sogenannte Präsident des Kosovo, Hashim 
Thaci, ein mutmaßlicher Kriegsverbrecher, über den der 
Bundesnachrichtendienst behauptet, er hätte zahlreiche 
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(A) Morde in Auftrag gegeben, sich jetzt öffentlich für die 
Schaffung Großalbaniens einsetzt und so weitere Gren¬ 
zen auf dem Balkan infrage stellt und damit die Kriegs¬ 
gefahr in der Region massiv schürt? 

(Zuruf von der LINKEN: Genau!) 

Warum erwähnen Sie nicht einmal, dass sich durch die 
Einführung der 100-Prozent-Zölle auf serbische Waren 
durch den Kosovo, der weiterhin kein Mitglied der Ver¬ 
einten Nationen ist, die Spannungen zwischen Pristina 
und Belgrad massiv erhöht haben? 

Ich finde es unerträglich, dass die Bundesregierung 
auch noch das Militär eines solchen völkisch-nationalis¬ 
tischen Regimes aufbaut im Wissen, 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD) 

dass Thaci und Co mit weiteren Grenzveränderungen auf 
dem Balkan drohen und Minderheiten wie Serben und 
Roma im Kosovo politisch verfolgt werden. Die von Ih¬ 
nen in Deutschland immer wieder groß geforderte Hal¬ 
tung würde ich mir auch gegenüber dem völkisch-natio¬ 
nalistischen Regime im Kosovo wünschen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abge¬ 
ordneten der AfD - Zuruf des Abg. Manuel 
Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Durch die Rückendeckung für den völkischen Natio¬ 
nalismus im Kosovo, durch die massive Unterstützung 
der militanten Nationalisten und auch durch den Bundes- 
wehreinsatz legt die Bundesregierung erneut die Brand- 
' fackel an den Balkan. Ich finde, es ist höchste Zeit, die 
Unterstützung der Nationalisten in Pristina zu beenden 
und sich für diplomatische Lösungen einzusetzen. Die 
Politik der doppelten Standards und der Völkerrechts¬ 
brüche durch die Bundesregierung droht jedes Vertrau¬ 
en in die internationale Rechtsordnung zu untergraben. 
Deshalb sagen wir als Linke: 20 Jahre Bundeswehr im 
Kosovo sind 20 Jahre zu viel. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir sollten die Bundeswehr so schnell wie möglich ab- 
ziehen. Die Geschichte hat gezeigt: Die Präsenz von 
deutschen Soldaten auf dem Balkan hat niemals etwas 
Gutes bewirkt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin ist für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen die Kollegin Katja Keul. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die guten Nachrichten zuerst: Die Sicherheits¬ 
lage im Kosovo hat sich weiter verbessert, das deutsche 
Feldlager in Prizren ist geräumt, die deutsche Beteili¬ 
gung an den operativen Reservekräften konnte beendet 


werden, und faktisch sind nur noch 70 Bundeswehrsol- (C) 
daten vor Ort. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Die 
Bundesregierung macht weiterhin eine gute 
Arbeit!) 

Da stellt sich die Frage, warum wir immer noch ein Kon¬ 
tingent von 400 Soldaten mandatieren sollten - ein Man¬ 
dat für 100 Soldaten ohne Reservebataillon würde doch 
völlig ausreichen 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Nein!) 

aber dafür haben wir von Ihnen noch keine ausreichende 
Begründung gehört. 

Der Umfang des Mandats ist aber nur das kleinere 
Problem. Schwerwiegender ist die faktische Veränderung 
des Auftrages. Trotz aller Warnungen seitens der UN und 
der NATO hat die kosovarische Regierung gegen den 
Protest und Widerstand der serbischen Minderheitsabge¬ 
ordneten den Aufbau militärischer Streitkräfte im Parla¬ 
ment durchgesetzt. Dabei wurde die in der Verfassung 
vorgesehene doppelte Zweidrittelmehrheit, für die auch 
die Abgeordneten der serbischen Minderheit hätten zu¬ 
stimmen müssen, bewusst umgangen, indem man das 
Wort „Armee“ nicht wörtlich ins Gesetz geschrieben hat. 
Dennoch werden die Sicherheitskräfte, Kosovo Securi¬ 
ty Forces, im Gesetz nunmehr als „Professional armed 
and authorized military forces“ bezeichnet und erhalten 
ein ausdrückliches Mandat zur Landesverteidigung. Es 
werden militärische Rangbezeichnungen, Uniformen so¬ 
wie eine militärische Kommandostruktur eingeführt. Es (D) 
überzeugt also nicht, wenn die Bundesregierung in der 
Begründung des Mandates schreibt: 

Das Recht der Republik Kosovo auf Schaffung re¬ 
gulärer Streitkräfte im Einklang mit den Bestim¬ 
mungen der kosovarischen Verfassung wird von der 
Bundesregierung grundsätzlich anerkannt. 

Hier hat die kosovarische Regierung eben gerade nicht 
im Einklang mit der Verfassung gehandelt. 

Der Aufbau einer kosovarischen Armee ist ohnehin 
völkerrechtlich und auch sicherheitspolitisch hochbri¬ 
sant, weil sich dadurch die bestehenden Spannungen wei¬ 
ter verschärfen und eine politische Einigung erschwert 
wird. Noch im Dezember hat NATO-Generalsekretär 
Stoltenberg deshalb gewarnt, der geplante Schritt kom¬ 
me zur Unzeit, laufe dem Rat vieler NATO-Partner zu¬ 
wider und könne sich negativ auf die Aussichten auf die 
euro-atlantische Integration Kosovos auswirken. Sollte 
das Mandat der Kosovo Security Forces erweitert wer¬ 
den, so Stoltenberg, sehe sich die NATO gezwungen, ihr 
Engagement in dem Land auf den Prüfstand zu stellen. 

Es war dann letztlich Trump, der sich kurz darauf von 
der NATO-Position distanzierte und stattdessen die Aus¬ 
rüstung mit US-Waffen und -Fahrzeugen zusicherte. Das 
kann aber für uns nicht automatisch bedeuten, dass das - 
trotz der berechtigten Bedenken, die sowohl die NATO 
als auch die UNO zuvor geäußert hatten - eine Prüfung 
des Auftrages obsolet macht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) Im Mandat steht als Auftrag der Bundeswehr die Unter¬ 
stützung des Aufbaus der Kosovo Armed Forces. Wie 
genau soll diese Unterstützung aussehen? Was macht 
die Bundeswehr überhaupt noch anderes, als den Aufbau 
dieser Armee zu unterstützen? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine Frak¬ 
tion hat das KFOR-Mandat seit 20 Jahren mit ganz gro¬ 
ßer Mehrheit mitgetragen. Es ging dämm, einen Beitrag 
für ein sicheres Umfeld zu leisten. KFOR ist ein gutes 
Beispiel dafür, wie aufwendig es ist, selbst in einem noch 
so kleinen Land mit weniger Einwohnern als Berlin und 
trotz eines riesigen internationalen militärischen und zi¬ 
vilen Kontingents für eine Stabilisierung der Sicherheits¬ 
lage zu sorgen. Wenn dieser Auftrag jetzt wenigstens 
teilweise erfüllt werden konnte, dann freut uns das alle. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Richtig!) 

Was im Kosovo aber immer noch fehlt, ist die Klärung 
der Statusfrage. Dazu braucht es eine politische Einigung 
zwischen den beiden Nachbarstaaten. Solange es diese 
Einigung nicht gibt, ist die Entwicklung des Kosovos in 
vielerlei Hinsicht blockiert. 

Die Einigung über die Anerkennung darf jetzt nicht 
erschwert werden, indem man den zweiten Schritt vor 
dem ersten macht und gegen den Widerstand der eigenen 
Minderheiten und unter Umgehung der Verfassung mili¬ 
tärische Streitkräfte aufbaut. 

(Beifall der Abg. Sevim Dagdelen [DIE 
LINKE]) 

Hier gibt es noch viele Fragen, die beantwortet werden 
müssen. 

Leider hat die Bundesregierung den Antrag, wie im¬ 
mer, zu spät in den Bundestag eingebracht, sodass wir 
nächste Woche wieder nur Sondersitzungen haben wer¬ 
den. Antworten müssen Sie auf diese Fragen aber trotz¬ 
dem liefern. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin in der Debatte für 
die Fraktion CDU/CSU ist die Kollegin Gisela Manderla. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gisela Manderla (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen und 
Kolleginnen! Der Zwischenfall im Zuge einer Polizeiraz¬ 
zia im Norden des Kosovos vor gut einer Woche hat wie¬ 
der einmal vor Augen geführt, dass bedauerlicherweise 
immer noch nicht von einer Normalisierung des bilatera¬ 
len Verhältnisses zwischen der Republik Kosovo und der 
Republik Serbien gesprochen werden kann. Um dieses 
Ziel zu erreichen, ist die Republik Kosovo nach wie vor 
auf internationale Unterstützung angewiesen. 


Es ist daher richtig und wichtig, dass die Bundesrepu- (C) 
blik seit nunmehr 20 Jahren Teil dieser Unterstützung ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ohne die sich gegenseitig ergänzenden Beiträge der am 
Einsatz beteiligten Nationen würde nicht nur die Ent¬ 
wicklung einer befriedeten Republik Kosovo, sondern 
auch die Stabilität der gesamten Region gefährdet. 

Zwar ist die Sicherheitssituation vor Ort grundsätzlich 
ruhig, jedoch besteht durchaus ein Eskalationspotenzial, 
wie der Vorfall in der letzten Woche gezeigt hat. Eine Be¬ 
friedung der angespannten Lage zwischen dem serbisch 
bevölkerten Norden und der kosovarischen Bevölkerung 
im Rest des Landes wäre ein wichtiger Schritt, um die 
Beziehungen zwischen der Republik Kosovo und Serbi¬ 
en insgesamt zu verbessern. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, aus diesem Grun¬ 
de wollen wir als Bundesrepublik uns auch weiterhin 
im Namen dieses Prozesses engagieren und für eine 
nachhaltige Entwicklung der gesamten Region Sorge 
tragen - nicht zuletzt in Form des EU-geführten Norma¬ 
lisierungsdialogs zwischen beiden Staaten. Hierbei steht 
Deutschland zu seinen Verpflichtungen gegenüber den 
NATO-Partnern und gegenüber der internationalen Ge¬ 
meinschaft. 

So wurden seit 1999 Finanzmittel in Höhe von über 
630 Millionen Euro zur Förderung des wirtschaftlichen 
und sozialen Aufbaus bereitgestellt. Die Hauptschwer¬ 
punkte des deutschen Engagements sind hierbei die 
Verbesserung der Infrastruktur sowie die Durchführung 
umfassender Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung. (P) 
Beispielsweise - das ist auch heute schon mehrmals ge¬ 
nannt worden - ist geplant, einen Innovationspark zu 
errichten, um die wirtschaftliche Entwicklung sowie die 
Entstehung von Innovationen und Arbeitsplätzen zu be¬ 
günstigen. 

Dank des KFOR-Einsatzes kann eine kontinuierliche 
Verbesserung der Situation vor Ort konstatiert werden. 
Infolge des Engagements konnten lokale Sicherheits¬ 
strukturen installiert und dementsprechend ein weitestge¬ 
hend befriedetes Umfeld für die kosovarische Bevölke¬ 
rung geschaffen werden. Und dämm geht es doch! Ohne 
diese Leistungen wäre für die wirtschaftliche wie die ge¬ 
sellschaftliche Entwicklung des Landes kein Raum. 

Auch lässt sich feststellen, dass sich der Charakter 
der Mission aufgrund der bereits erzielten Fortschritte 
in den letzten 20 Jahren durchaus gewandelt hat. Stand 
zu Beginn des Einsatzes noch die Friedensschaffung im 
Vordergrund, geht es inzwischen in erster Linie um die 
Friedenserhaltung. Auch aus diesem Grunde kann die 
Personalstärke sukzessive reduziert werden. 

Ein zentraler Baustein des KFOR-Mandats zur Förde¬ 
rung des Stabilisierungsprozesses ist daher sein komple¬ 
mentärer Ansatz, nicht nur mit den kosovarischen Insti¬ 
tutionen, sondern auch mit der OSZE, der EU sowie den 
Vereinten Nationen eng zusammenzuarbeiten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Menschen im 
Kosovo haben unseren Einsatz und den Einsatz unserer 
Soldaten und Soldatinnen verdient. Deshalb sollten wir 
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Gisela Manderla 

(A) auch heute wieder die Verlängerung des Einsatzes be¬ 
schließen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Letzter Redner in der Debatte ist der 
Kollege Nikolas Löbel für die Fraktion der CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nikolas Löbel (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie 
jedes Jahr beraten wir heute intensiv über die Verlänge¬ 
rung des KFOR-Mandats in der Republik Kosovo, und 
das ist auch gut so. Die Entwicklung im Westbalkan ist 
stets im Fluss; das Mandat ist kein Selbstzweck. Es geht 
seit über 20 Jahren darum, Verantwortung im Westbalkan 
zu übernehmen. 

Seit einigen Jahren hat sich das Mandat gewandelt. 
Es geht nun, wie unsere Bundesverteidigungsministerin 
einmal sagte, um ein „langsames Ausgleiten“ des Ein¬ 
satzes. Das heißt, es geht um eine flexible, schrittweise 
Anpassung der Truppenstärke in Abhängigkeit von der 
Bewertung der Sicherheitslage vor Ort. Der KFOR-Ein- 
satz dient nunmehr der Überwachung der Entwicklung 
von demokratisch kontrollierten und multiethnischen Si¬ 
cherheitsstrukturen. Insoweit stellt der Kosovo-Einsatz 
exemplarisch den Wandel der Herausforderungen dar, 
vor denen die Bundeswehr immer wieder steht: von der 
) humanitären Intervention bis hin zur militärischen Siche¬ 
rung eines politischen Prozesses. 

Einst waren dort über 6 000 deutsche Soldatinnen 
und Soldaten im Einsatz, heute sind es gerade einmal 
76 deutsche Soldatinnen und Soldaten. Die Obergrenze 
liegt mittlerweile nur noch bei 400 und wurde damit seit 
dem vergangenen Jahr nochmals um die Hälfte reduziert. 

Damit bleibt gewährleistet, dass die Bundeswehr bei 
einer unerwarteten Verschlechterung der Sicherheitslage 
im Kosovo schnell reagieren kann. 

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Wie letzte Wo¬ 
che!) 

Diese Möglichkeit müssen wir uns auch in Zukunft er¬ 
halten; denn es bleiben ein Konflikt- und ein Eskalations¬ 
potenzial in der Region, vor allen Dingen im Norden des 
Landes, entlang der ethnischen Konfliktlinien. 

Wir sehen dort anhaltende wirtschaftliche Missstän¬ 
de, die kontinuierlich zu hoher Arbeitslosigkeit und ei¬ 
nem ungeminderten Abwanderungsdruck führen. Das 
hat Konsequenzen für die gesamte Region und damit 
in der Folge auch für Europa. Korruption, organisierte 
Kriminalität und unzureichende Rechtsstaatlichkeit müs¬ 
sen noch entschlossener und entschiedener als bisher 
bekämpft werden. Als wäre das alles nicht genug: Erst 
kürzlich zeigte eine Verschärfung der Situation zwischen 
Serbien und Kosovo wieder, wie wahr diese Worte sind. 

Der Kosovo fordert seit nunmehr über zehn Jahren 
die Anerkennung seiner Unabhängigkeit durch Serbien. 


Serbien verweigert das beharrlich. Der jüngste Beschluss (C) 
des Kosovos, eine eigene Armee aufzubauen, sowie die 
Auferlegung von Importzöllen auf serbische Waren in 
Höhe von 100 Prozent, was beiden Ländern schadet, 
schüren das Feuer des Konflikts. Ebenso lassen uns die 
Anspielungen des kosovarischen Präsidenten Thaci in 
den letzten Tagen zu der Idee eines Großalbaniens auf¬ 
horchen. Die relative Ruhe in der Region ist also keines¬ 
wegs gesichert. 

Zwar wurden kürzlich wieder Verhandlungen aufge¬ 
nommen, doch der Vorstoß des serbischen Präsidenten 
Vucic hinsichtlich eines Gebietstausches birgt eher Kon¬ 
flikt- als Konfliktlösungspotenzial - und das von noch 
größerem Ausmaß. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das 
müssen Sie mir erklären!) 

Es gibt absolut keine Garantie, dass sich eine Grenzände¬ 
rung oder ein Gebietstausch auf Serbien oder den Koso¬ 
vo beschränken würde. Die Umsetzung eines solchen 
Vorschlages könnte unmittelbar auch eine Kettenreaktion 
auf die ganze Region - auf Albanien, Mazedonien oder 
Montenegro - zur Folge haben. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Ach so! 

Früher gab es keine Kettenreaktion! Das ist 
lächerlich!) 

Natürlich spielt auch externer Einfluss eine Rolle. 
Russland, China, Saudi-Arabien: all diese Kräfte üben 
Einfluss in der Region aus. Deswegen geht es auch dä¬ 
mm, den deutschen Einfluss dort zu bewahren. 

(D) 

Angesichts dieser Entwicklungen ist es, glaube ich, 
richtig, dass wir das KFOR-Mandat verlängern und pa¬ 
rallel dazu mit der EULEX-Mission die Rechtsstaatlich¬ 
keit und den Aufbau von Polizei, Justiz und Verwaltung 
auf einer zivilen Ebene verstärken und unterstützen, da¬ 
mit wir als Deutschland in Europa weiterhin unserer Ver¬ 
antwortung für den westlichen Balkan auch im Kosovo 
gerecht werden. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und des Abg. Bijan Djir- 
Sarai [FDP]) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Deshalb schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/10421 an die in der Tagesordnung auf¬ 
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. - Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Zweite Beratung und Schlussabstimmung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs ei¬ 
nes Gesetzes zu dem Protokoll vom 6. Febru¬ 
ar 2019 zum Nordatlantikvertrag über den 
Beitritt der Republik Nordmazedonien 

Drucksachen 19/9744,19/10418 
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(A) Beschlussempfehlung und Bericht des Auswärti¬ 

gen Ausschusses (3. Ausschuss) 

Drucksache 19/10661 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion Die 
Linke vor. 

Nach interfraktioneller Vereinbarung sind für die Aus¬ 
sprache 38 Minuten vorgesehen. - Kein Widerspruch 
dazu. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Als Erster erhält das Wort 
für die Fraktion der SPD der Kollege Josip Juratovic. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Josip Juratovic (SPD): 

Sehr geehrter Flerr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Erlauben Sie mir bitte, heute in meiner Funk¬ 
tion als Obmann der SPD-Bundestagsfraktion im Unter¬ 
ausschuss Zivile Krisenprävention folgendes Szenario 
darzustellen: Was passiert, wenn wir kein grünes Licht 
für den NATO-Beitritt Nordmazedoniens geben? 

Nehmen wir an, wir würden zum wiederholten Mal 
Nordmazedonien aus strategischen Gründen opfern, die 
kein Bürger nachvollziehen kann, weder in Europa noch 
in der Region des Westbalkans. Zunächst würde das den 
Gegnern des Prespa-Abkommens, nämlich den national¬ 
konservativen Kräften in Griechenland, bei den anste¬ 
henden Wahlen Anfang Juli zum Sieg verhelfen. Dann 
wäre das mühsam zustande gekommene Namensabkom- 
men, in dem sich die Griechen dank Tsipras und Mazedo¬ 
nien dank Zaev auf den Namen Nordmazedonien einigen 
konnten, bald Geschichte. 

Es wäre wieder einmal das Signal, dass sich die EU 
nicht an ihr Versprechen hält und immer wieder neue Kri¬ 
terien für die Eröffnung der EU-Beitrittsverhandlungen 
aufstellt. Dies führt zur völligen Verunsicherung in der 
ganzen Region und vor allem zur Entmutigung der Be¬ 
völkerung, irgendwann als Teil der Europäischen Union 
dazuzugehören. Was wäre das Ergebnis? Dass wieder 
einmal die Gegner Europas Aufwind bekommen, ln ei¬ 
nem Dominoeffekt würden sich die Gesellschaften radi- 
kalisieren und die Politik ihre Zukunft in nationalradika¬ 
len Lösungen suchen. 

Eine der nationalradikalen Lösungen ist bereits im 
Aufmarsch: der großalbanische Gedanke in Albanien, 
Kosovo und Nordmazedonien, ln Nordmazedonien sind 
über 20 Prozent der Bürger albanischstämmig. Wenn 
sich die Albaner in Nordmazedonien radikalisieren und 
auf der anderen Seite die slawischstämmigen Nordma¬ 
zedonier, könnte das Ohrid-Friedensabkommen infrage 
gestellt werden. Dies könnte zu einem erneuten Bür¬ 
gerkrieg in Nordmazedonien führen, was wiederum die 
Kosovo-Albaner in den Konflikt ziehen könnte, worauf 
dann Serbien reagieren könnte und möglicherweise auch 
die Republika Srpska in Bosnien-FIerzegowina. Die USA 
würden den Schutzpatron der Albaner spielen, die Rus¬ 
sen den Schutzpatron der Serben und die Türkei den der 
Bosniaken in Bosnien-Herzegowina und im Sandschak 
in Südserbien. Es entstünde also ein Flächenbrand, der 


Europa ins Chaos stürzen könnte, zumindest den West- (C) 
balkan. Wir hätten ein Dejä-vu des Zerfalls des ehemali¬ 
gen Jugoslawiens. 

Warum erzähle ich das heute? Weil wir heute nicht nur 
über den NATO-Beitritt Nordmazedoniens entscheiden. 

Es geht hier um mehr. Es geht um das wichtige Signal, 
dass sich Europa und insbesondere wir uns in Deutsch¬ 
land bewusst sind, dass wir mit dieser Entscheidung prä¬ 
ventiv handeln können. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit der Einbindung Nordmazedoniens tragen wir 
dazu bei, die politisch schwelende Glut auszulöschen 
und gar nicht erst zum Brand werden zu lassen; denn der 
Westbalkan ist kein Osten Europas, und somit sprechen 
wir nicht von einer Osterweiterung. Der Westbalkan ist 
der Innenhof der Europäischen Union. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt auf dem Westbalkan sehr viele Menschen, die 
seit Jahrzehnten mühsam Stück für Stück für eine de¬ 
mokratische Grundordnung kämpfen. Diese Menschen 
müssen wir unterstützen, indem wir ihre Länder glaub¬ 
würdig in transatlantische und europäische Strukturen 
integrieren. Der EU-Beitrittsprozess ist noch lange kein 
EU-Beitritt, und Kapiteleröffnung bedeutet den Beginn 
und kein Ende des Beitrittsprozesses. Es ist vielmehr ein 
Prozess, in dem die Demokratie und ihre Grundwerte 
eine Chance bekommen. 

Kolleginnen und Kollegen, die weitere Entwicklung 
auf dem Westbalkan ist nicht nur ein Sicherheitsfaktor ^£>) 
für die EU. Sie ist Sinnbild für ihre Glaubwürdigkeit und 
für die Glaubwürdigkeit von uns Demokraten. Dabei will 
ich besonders meinen CDU- und CSU-Kolleginnen und 
-Kollegen ans Herz legen, dass es auch beim EU-Beitritt 
des Westbalkans nicht um parteistrategische Fragen geht, 
sondern es geht um die Zukunft der Demokratie und de¬ 
ren Grundwerte auf dem Westbalkan. 

(Beifall bei der SPD) 

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie um die Soli¬ 
darität mit der Demokratie und den Demokraten auf dem 
Westbalkan und um Ihre Zustimmung zu diesem Gesetz¬ 
entwurf. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner in der Debatte ist der 
Kollege Petr Bystron für die Fraktion der AfD. 

(Beifall bei der AfD) 

Petr Bystron (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Lie¬ 
be Kollegen! Heute sprechen wir über die NATO-Erwei- 
terung von Nordmazedonien. Mazedonien: Das ist das 
Land, das 2016 in Idomeni die Balkanroute geschlossen 
hat. Damals schon hat Herr Dr. Gauland gesagt: Maze- 
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Petr Bystron 

(A) donien hat mit ein paar Dorfpolizisten das geschafft, wo¬ 
von uns Angela Merkel erzählt hat, dass wir das nicht 
schaffen, dass die Griechen das nicht schaffen, dass man 
das auch nicht mit großen Armeen schaffen kann. - Das 
verdient unseren Respekt und unsere Sympathie fiir Ma¬ 
zedonien. Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Mein Kollege Professor Weyel hat gestern bei der 
Vorbesprechung zu dieser Sitzung scherzhaft gesagt: 
Mazedonien hat mit 8 000 Soldaten das geschafft, was 
die Griechen mit 100 000 Soldaten nicht geschafft haben. 
Eigentlich müssten wir die Griechen aus der NATO raus¬ 
schmeißen und die Mazedonier aufnehmen. 

Lassen Sie uns schauen, ob das so einfach ist. Wie 
ist die Entwicklung in Mazedonien? Kollege Juratovic 
hat es schon gesagt: Ja, Mazedonien hat zwar jetzt ein 
Abkommen mit Griechenland abgeschlossen. Aber der 
Streit um den Namen ist seit Gründung der Republik da. 
Das Land hat immense Probleme mit seinen Nachbarn. 

Das Land ist darüber hinaus seit 2001 an der Gren¬ 
ze zu Kosovo in bewaffnete Kämpfe verwickelt. Terro¬ 
risten, ehemalige UCK-Kämpfer, gehen immer wieder 
über die Grenze nach Mazedonien - jetzt nennen sie sich 
National Liberation Army, NLA - und greifen Dörfer in 
Mazedonien an. Schon damals, 2001, gab es diese Kämp¬ 
fe. Sie haben das Land an den Rand eines Bürgerkrieges 
geführt. 

Jetzt hören Sie gut zu, was diese damals gefordert ha- 

(B) ben - das betrifft Sie nämlich alle -: Sie haben der Regie¬ 
rung damals vorgeworfen, sie würde prorussische Politik 
betreiben, und forderten diese auf, der NATO und der EU 
beizutreten. - Also, da befinden Sie sich in ganz toller 
Gesellschaft. 

Das Land befindet sich seit 2015 in einer tiefen in¬ 
nenpolitischen Krise. Die Krise wurde durch Veröffent¬ 
lichung von illegal erstellten Mitschnitten von Gesprä¬ 
chen des amtierenden Ministerpräsidenten ausgelöst. Es 
wurde durch gewaltsame Aufstände und immer wieder 
auch durch Schießereien und Überfälle der albanischen 
Terroristen begleitet. 

Ich erwähne nur ein einziges Beispiel: Im Dorf Kuma- 
novo wurde noch 2015 geschossen. Dort sind acht maze¬ 
donische Polizisten erschossen worden, zehn Angreifer 
sind getötet worden, 37 Polizisten verletzt und 28 An¬ 
greifer verhaftet. Das sage ich nur, damit Sie ein Gefühl 
für die Dimension dieser Konflikte haben. 

Das Land hat auch ein massives Korruptionsproblem. 
Es laufen Verfahren gegen ehemalige Minister, Abge¬ 
ordnete und Funktionäre wegen Eipressung, Korruption, 
Geldwäsche. Das wird durch den CIA-Report bestätigt. 
Die CIA sagt: Mazedonien ist Europas Umschlagplatz 
für asiatisches Heroin und Haschisch und eine Transit¬ 
drehscheibe für südamerikanisches Kokain. Das Land 
hat, obwohl es kein Finanzplatz ist, massive Probleme 
mit Geldwäsche. 

(Zuruf des Abg. Manuel Sarrazin [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 


- Auch da befinden Sie sich in toller Gesellschaft, Herr (C) 
Sarrazin, wenn Sie so etwas unterstützen. 

(Beifall bei der AfD) 

Ich komme zum Schluss. Artikel 10 des Nordatlan¬ 
tikvertrages besagt: Die NATO kann jeden europäischen 
Staat einladen, der NATO beizutreten, „der in der Lage 
ist, die Grundsätze dieses Vertrags zu fördern und zur Si¬ 
cherheit des nordatlantischen Gebiets beizutragen“. 

Ich bin sehr gespannt, wie Sie hier nachher argumen¬ 
tieren werden. Wollen Sie die Sicherheit des nordatlan¬ 
tischen Gebiets mit einem Land erhöhen, das seit seiner 
Gründung ständig Konflikte mit seinen Nachbarn hat, 
das seit seiner Gründung immer wieder bewaffnete Aus¬ 
einandersetzungen an der Grenze zu Kosovo hat, mit 
einem Land, das massive Probleme mit Geldwäsche hat 
und ein Umschlagplatz für Drogen ist, einem Land, das 
innenpolitisch instabil ist und von Korruption erschüttert 
wird? Also, wir von der AfD sehen das nicht, und deswe¬ 
gen lehnen wir diesen Gesetzentwurf ab. 

(Beifall bei der AfD) 

Herr Juratovic, ich weiß nicht, wo Sie Geografie ge¬ 
lernt haben: Sie haben Mazedonien 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nordmazedonien!) 

- Nordmazedonien - als „Innenhof von Europa“ bezeich¬ 
net. Das würde bedeuten: Die Türkei ist ein Teil von Eu¬ 
ropa. Das ist sie nicht. 

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- (D) 
NEN]: Sogar Russland ist ein Teil von Euro¬ 
pa!) 

Wir sehen den Balkan, wenn überhaupt, als einen Vörhof 
von Europa. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner ist der Kollege Jürgen 
Hardt für die Fraktion der CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mich hat doch gerade verwundert, wie konsequent der 
Kollege Bystron den neuen Namen des Landes vermie¬ 
den hat, wo doch sogar der Kreml „Nordmazedonien“ als 
neuen völkerrechtlichen Namen von Nordmazedonien 
anerkannt hat. Normalerweise liest man bei der AfD ja 
die Kreml-Bulletins sorgfältig; deswegen wundert mich 
das schon ein bisschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem Beitritt Nordma¬ 
zedoniens zur NATO zu. 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Richtig!) 
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(A) Es ist ein großartiger Erfolg einer klugen und langfristi¬ 
gen NATO-Politik. Es zeigt, dass das Angebot der NATO 
an die Staaten des westlichen Balkans, sich dem Vertei¬ 
digungsbündnis anzuschließen, auf fruchtbaren Boden 
fällt, dass die NATO nach wie vor offenbar ein sehr at¬ 
traktiver Sicherheitspartner ist, ein wichtiger, sicherer 
Hafen für alle diejenigen, die ihren Platz in der Welt und 
Sicherheit für ihre Menschen suchen. 

Insofern ist das eben auch eine Bestätigung der NATO 
insgesamt, und es ist auch ein Beleg dafür, dass die Po¬ 
litik einer gemeinsamen Sicherheitsarchitektur in der 
Lage ist, Konflikte dort, wo sie lange geschwelt haben, 
zu überwinden. Es war mit Sicherheit sehr hilfreich für 
die Beilegung des Konflikts zwischen Griechenland und 
Nordmazedonien, wenngleich ich auch an die Adresse 
aller politischen Akteure sagen muss: Es war, von außen 
betrachtet, ziemlich unverständlich, dass diese Namens¬ 
frage so lange und so hartnäckig dem Beitritt von Nord¬ 
mazedonien zur NATO entgegengestanden hat. Ich hoffe, 
dass auch der Prozess der letzten Monate in den Köpfen 
derer, die das jahrelang in diese Richtung betrieben ha¬ 
ben, ein Stück weit gezeigt hat, dass das Vergangenheit 
ist und dass es eine gemeinsame Zukunft gibt, in die man 
aufbrechen sollte. 

Nordmazedonien hat rund 8 000 Soldaten. Das er¬ 
scheint auf den ersten Blick wenig, ist aber, gerechnet 
auf die Zahl der Einwohner des Landes, durchaus mehr, 
als wir Soldaten der Bundeswehr haben. Nordmazedo¬ 
nien wirkt bereits heute in NATO-Missionen mit, die ja 
für andere Staaten geöffnet sind. Dies gilt etwa für den 

' Afghanistan-Einsatz. Auch der Kosovo-Einsatz, über den 
wir gerade gesprochen haben, wird von Nordmazedonien 
unterstützt. Nordmazedonien wirkt auch an UN-manda- 
tierten Einsätzen, etwa am UNIFIL-Einsatz, mit, ist so¬ 
mit also bereits ein Stück weit integriert, sodass ich da¬ 
von ausgehe, dass die Völlintegration Nordmazedoniens 
in die NATO dann auch reibungslos und zügig erfolgen 
kann. 

Ein Verteidigungsbündnis wie die NATO, das voraus¬ 
sichtlich bald 30 Mitglieder haben wird, ist in besonde¬ 
rer Weise Profiteur von einer Vergrößerung der Zahl der 
Mitglieder und auch der Zahl der Soldaten, weil in der 
Verteidigungspolitik, insbesondere dann, wenn man sich 
defensiv aufstellt, 1 plus 1 eben mehr als 2 ist, genauer 
gesagt: 29 plus 1 mehr als 30 ist. Die gemeinsame Ab¬ 
schreckungswirkung, die gemeinsame Glaubwürdigkeit 
des wechselseitigen Eintretens wächst mit jedem weite¬ 
ren Mitglied an. 

Für uns Deutsche sollte der Beitritt Nordmazedoniens 
zur NATO eine starke Erinnerung, ein sanfter Hinweis 
darauf sein, dass auch wir uns immer wieder vergewis¬ 
sern müssen, welchen Schatz wir durch die deutsche 
NATO-Mitgliedschaft haben, dass diese Mitgliedschaft 
große Vorteile für Deutschland in den letzten Jahrzehn¬ 
ten gebracht hat und dass sie bis zum heutigen Tage wie 
kaum ein anderes Bündnis, in das wir integriert sind, Vor¬ 
teile hat. Daraus erwachsen Verpflichtungen und auch 
Erwartungen, gerade kleinerer NATO-Partner, die wir 
erfüllen müssen. 


An dieser Stelle sei noch mal deutlich unterstrichen, (C) 
dass in den letzten Jahren, zumindest solange Ursula 
von der Leyen Verteidigungsministerin ist, die deut¬ 
schen Verteidigungsanstrengungen entsprechend unse¬ 
rer NATO-Zusagen stetig gestiegen sind. Auch für den 
Haushalt 2020 sieht die Bundesregierung ein deutliches 
Wachstum der Verteidigungsausgaben entsprechend 
der Notwendigkeiten für die Modernisierung unserer 
Streitkräfte vor, sodass wir mit gutem Gewissen unseren 
NATO-Partnern entgegentreten können, die das deutsche 
Licht flir zu schwach leuchtend ansehen. Deutschland ist 
nicht nur der zweitgrößte Truppensteller bei Auslands¬ 
einsätzen der NATO, sondern auch der zweitgrößte Bei¬ 
tragszahler hinsichtlich der NATO-Strukturen. Daran 
wird die Tatsache, dass jetzt mit Nordmazedonien ein 
weiterer Partner hinzugekommen ist, nichts ändern. 

Im Gegenteil: Deutschland wird seinen Verpflich¬ 
tungen innerhalb der NATO auch in Zukunft in vollem 
Umfang gerecht werden müssen. Dafür steht die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. Dafür, glaube ich, sollten alle 
an der Sicherheit Deutschlands interessierten Kollegin¬ 
nen und Kollegen hier im Deutschen Bundestag stehen. 
Verteidigungsausgaben in angemessenem Maße sollten 
nicht Gegenstand von parteipolitischer Auseinanderset¬ 
zung sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin für die Fraktion der 
FDP ist die Kollegin Renata Alt. 

(Beifall bei der FDP) 

Renata Alt (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 27 Jah¬ 
re haben Griechenland und Nordmazedonien um einen 
Namen gerungen. 2018 wurde endlich das historische 
Prespa-Abkommen verabschiedet. Die Premierminister 
Alexis Tsipras und Zoran Zaev erhielten dafür völlig 
zu Recht den Ewald-von-Kleist-Friedenspreis auf der 
Münchner Sicherheitskonferenz. Sie haben bewiesen, 
was derzeit weltweit schwer möglich scheint: Konflikte 
können dank diplomatischer Bemühungen gelöst wer¬ 
den. 

(Beifall bei der FDP) 

Diese Einigung ist ein wichtiger Beitrag zur Sicherheit 
und Stabilität in der Region. Aber noch mehr: Der Weg 
ist jetzt frei für einen NATO-Beitritt Nordmazedoniens. 

(Beifall bei der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Linken, die 
NATO sichert seit über 70 Jahren Frieden, Freiheit und 
Sicherheit in Europa. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD - Zaklin Nastic [DIE LINKE]: Sagen Sie 
das den Menschen in Afghanistan!) 
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Renata Alt 

(A) Das Bündnis hat sich verpflichtet, seine Tür auch für den 
Westbalkan offenzuhalten, für die Länder, die unsere 
Werte teilen und bereit sind, sicherheitspolitische Verant¬ 
wortung zu übernehmen. Nordmazedonien erfüllt diese 
Kriterien. Mehr noch: Das Land ist schon lange - Herr 
Hardt, Sie haben es gerade in Ihrer Rede erwähnt - ein 
verlässlicher Partner der NATO auf dem Westbalkan. Vor 
24 Jahren beteiligte es sich erstmals an der operativen 
Arbeit. Im Kosovo leistet das nordmazedonische Mili¬ 
tär wertvolle logistische Unterstützung, auch für unsere 
deutschen KFOR-Truppen. Seit 17 Jahren beteiligt sich 
das Land in Afghanistan, derzeit in der Mission Resolute 
Support, um die afghanischen Sicherheitskräfte auszubil¬ 
den und zu beraten. 

Meine Damen und Herren, wenn wir Nordmazedonien 
in die NATO aufnehmen, verfolgen wir unsere ureigenen 
europäischen Interessen. Wir Freie Demokraten wollen 
ein Europa, das auf globaler Ebene geschlossen handelt. 
Dabei können wir uns keinen Krisenherd mitten in Euro¬ 
pa leisten. Der Westbalkan ist innenpolitisch fragil. Er ist 
Spielball globaler und regionaler Mächte, und das dürfen 
wir nicht zulassen. 

Von einer Mitgliedschaft in der EU ist Nordmazedo¬ 
nien weit entfernt. Die EU-Kommission hat es gerade 
letzte Woche bestätigt, ln den Bereichen Korruptions¬ 
bekämpfung, Einhaltung von Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechten sind Reformen dringend notwendig. 
Mit einer NATO-Mitgliedschaft zeigt Nordmazedoniens 
politischer Kompass aber ganz klar nach Westen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

(B) der SPD) 

Sie bietet uns die Chance, das Land an die europäischen 
Standards heranzuführen. Unterstützen wir es dabei! 

Meine Damen und Herren, Nordmazedonien ist ver¬ 
gleichsweise klein, mit nur 2 Millionen Einwohnern 
eigentlich kleiner als Berlin. Aber für die Bindung des 
Westbalkans an die Europäische Union ist sein NATO- 
Beitritt ein großes politisches Signal. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Josip 
Juratovic [SPD]) 

Dem Gesetzentwurf stimmen wir deshalb zu. Den 
Entschließungsantrag lehnen wir ab. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner ist für die Fraktion 
Die Linke der Kollege Dr. Alexander Neu. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Präsident! Heute reden wir mal wieder über eine NATO- 
Osterweiterung. Diesmal geht es um die Republik Make- 
donia. Es geht um die räumliche Ausdehnung der NATO, 
es geht um die Sicherung von Einflusssphären der 
NATO, es geht um harte Machtpolitik. Das sind geopo- 


litische Machtspielchen, wie sie in der ersten Hälfte des (C) 
20. Jahrhunderts schon einmal stattgefunden haben und 
bekanntermaßen zu zwei Katastrophen, den Weltkriegen, 
führten. Dass Deutschland als treibende Kraft dabei ist, 
macht uns schon fassungslos. 

Statt, wie versprochen, die NATO nicht auszudehnen, 
statt das gemeinsame Haus Europa für gemeinsame Si¬ 
cherheit und Frieden für alle Staaten Europas zu bauen, 
sehen wir eine Fortsetzung der Politik der geteilten Si¬ 
cherheit, deren Ergebnis Aufrüstung und Säbelrasseln 
sind. Das ist verantwortungslose Außen- und Sicher¬ 
heitspolitik, sehr geehrte Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf des Abg. 

Peter Beyer [CDU/CSU]) 

Es ist beobachtbar: Seitdem Russland die Weltbüh¬ 
ne wieder betreten hat und eigene Interessen formuliert, 
prescht die NATO mit der Osterweiterung massiv voran. 
Militärisch ist die Aufnahme von Makedonien - wie die 
von Montenegro in der Vergangenheit - überhaupt kein 
Gewinn. Aber geostrategisch ist sie ein großer Zugewinn. 

Der südosteuropäische Raum wird nämlich unter die 
Kontrolle der NATO genommen. Offensichtlich akzep¬ 
tiert die US-geführte NATO keine neutralen souveränen 
Staaten in Südosteuropa, sondern übt massiven Druck 
auf Staaten aus, die sich den euroatlantischen Strukturen 
nicht freiwillig unterordnen und sich nicht in diese ein- 
ordnen wollen. 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Was?) 

(D) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Herr Neu, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge¬ 
ordneten Aggelidis? 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Wenn es dem Erkenntnisgewinn dienlich ist, dann ger¬ 
ne. 

(Tino Chrupalla [AfD]: Kann man ja vorher 
nicht wissen!) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Bitte sehr. 

Grigorios Aggelidis (FDP): 

Genau, es hängt von Ihrer Antwort ab, ob das dem Er¬ 
kenntnisgewinn dienlich ist oder nicht. 

(Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Trotzdem vielen Dank, Herr Dr. Neu, dass Sie die Fra¬ 
ge zulassen. - Ich habe mich, gerade als jemand, des¬ 
sen Wurzeln im griechischen Teil Mazedoniens bzw. in 
Nordgriechenland liegen, schon gefragt, wie jemand von 
einer Partei, die angeblich so sehr für Frieden ist, auf die 
Idee kommt, nachdem die beiden Staaten sich auf einen 
Namen geeinigt haben, der Frieden, Aussöhnung und 
Stabilität in diese Region bringen soll, hier im Deutschen 
Bundestag ganz bewusst eben nicht von der Republik 
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Grigorios Aggelidis 

(A) Nordmazedonien zu sprechen, sondern den anderen Na¬ 
men zu verwenden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Es würde mich schon interessieren, wieso Sie dieses Be¬ 
mühen der beiden Länder um eine friedliche Koexistenz 
missachten und ein Stück weit ad absurdum führen und 
wie Sie die Anmaßung begründen, mit der Sie quasi die 
Entscheidungshoheit der beiden Länder oder des Landes 
Nordmazedonien darüber, wie das Land zu heißen hat, 
infrage stellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP - Peter 
Beyer [CDU/CSU]: SED-Nachfolge! - 
Stephan Brandner [AfD]: Die hetzen und spal¬ 
ten! Das ist doch typisch!) 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Kollege, Ihnen dürfte bekannt sein, dass 
es ein Referendum zur Verfassungsänderung gab. Zwei 
Drittel der Bevölkerung des Landes haben das Referen¬ 
dum politisch aktiv boykottiert. Dennoch sind die Regie¬ 
rung Makedoniens und die Regierung Griechenlands zu 
diesem Abkommen gelangt, das heißt gegen den demo¬ 
kratischen Willen der Mehrheit der Bevölkerung. 

(Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: Jetzt gehen 
wir über ganz glattes Eis! - Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

^ Sehr geehrte Damen und Herren, zum Thema Make¬ 
donien. Griechenland hat den größten geografischen Teil 
Makedoniens in seinem Staatsgebiet. Es gibt einen Teil 
Makedoniens in Bulgarien, und es gibt einen Teil Make¬ 
doniens, der den Staat Makedonien heutzutage umfasst. 
Also, welches Problem haben Sie damit? 

(Niels Annen [SPD]: Das Parlament hat ent¬ 
schieden! - Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: 

Ich bin fassungslos!) 

Welches Problem haben Sie damit? 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Wir haben hier jetzt aber keine Dialogveranstaltung, 
sondern fahren in der Debatte fort. Die Frage ist beant¬ 
wortet. 

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE): 

Vielen Dank. Dann wollen wir fortsetzen. - Die Be¬ 
fürworter einer NATO-Erweitemng beten ja ständig das 
Mantra herunter, dass jeder souveräne Staat in Europa 
selbst über seine Bündnisfrage entscheiden müsse. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das hat Gorbatschow eingeführt!) 

Das suggeriert, dass die NATO Staaten aufnehmen müs¬ 
se. Diese Aussage ist bewusst irreführend und unterliegt 
auch einer Faktenreduktion; denn der Aufnahmewunsch 


eines Staates ist nicht gleichzusetzen mit der Aufnahme- (C) 
Verpflichtung der NATO. Erstens. 

Zweitens. Kleine Staaten in Europa, vor allem in Ost¬ 
europa, entscheiden nur sehr begrenzt mit darüber, ob sie 
Mitglied der NATO werden wollen. Diese Entscheidung 
des Wollens obliegt Washington und Brüssel. Die ent¬ 
scheiden über die Schicksale der Staaten Osteuropas. 

(Zuruf von der FDP: So ein Unsinn!) 

Nun gibt es einige Fakten, die man benennen kann. Es 
gibt einige NATO-Propagandabüros in Moldawien, Ma¬ 
kedonien und Montenegro, die die Bevölkerung in der 
Vergangenheit auf NATO-Zustimmung trimmen sollten. 

Es gab erheblichen Druck auf die politische Klasse bzw. 
auf Teile der politischen Klasse, wenn die NATO-Begeis- 
terung nicht so groß war, wie es erwartet wurde, wie zum 
Beispiel in Makedonien, in der Ukraine - dort endete es 
mit einem Regime Change - oder in Moldawien. 

(Stephan Brandner [AfD]: Das kennen wir 
in Deutschland von der Flüchtlingsbegeiste¬ 
rung!) 

Das Referendum in Makedonien habe ich gerade ange¬ 
sprochen. Es wurde sehr großzügig uminterpretiert durch 
die prowestliche makedonische Regierung und unseren 
NATO-Generalsekretär. Im weiteren Verfahren - das war 
ganz interessant - im makedonischen Parlament kam 
eben keine Zweidrittelmehrheit für eine Verfassungsän¬ 
derung zustande. Daraufhin wurden die entsprechenden 
acht Abgeordneten vom US-Botschafter in Skopje einge¬ 
laden - nein, vorgeladen - und gemaßregelt, wie make¬ 
donische Zeitschriften berichteten, und es wurde entspre- (D) 
chend Druck ausgeübt, wonach sie zugestimmt haben. 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Die Rolle des rus¬ 
sischen Botschafters in Nordmazedonien ist 
auch sehr beleuchtenswert!) 

Das Fazit, sehr geehrte Damen und Herren, ist doch, 
dass im geopolitischen Kampf 

(Josip Juratovic [SPD]: Unter aller Sau!) 

- wunderbar in der sich herausbildenden multipolaren 
Weltordnung die NATO offensichtlich skrupellos voran¬ 
geht, wenn es um ihre Erweiterung geht. Der Anspruch 
auf Souveränität oder die Respektierung demokratischer 
Entscheidungen von unwilligen Staaten oder der unwil¬ 
ligen Bevölkerung stören da nur und werden missachtet. 

Die nächsten Staaten im Visier der NATO sind Bosnien, 
die Republik Serbien und Moldawien. In der Gedanken¬ 
welt des Westens gibt es offensichtlich keine Alternati¬ 
ven zur NATO, wie auch im Gesetzentwurf auf Seite 2 
festgehalten ist. Wir, Die Linke, sehen Alternativen. Wir 
sagen: Stabilität und Frieden durch gemeinsame Sicher¬ 
heit von Lissabon bis Wladiwostok statt NATO-Expan- 
sion. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN - Jürgen Hardt 
[CDU/CSU]: Müder Beifall bei der Lin¬ 
ken! - Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Linkspartei tritt auch bald der 
NATO bei, wenn es so weitergeht!) 
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Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner in der Debatte ist der 
Kollege Jürgen Trittin für Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Früher 
galt die internationale Solidarität unter den Linken noch 
was. Aber das, was der Kollege Neu hier vorgeführt hat, 
war nun wirklich ein einziges Abwatschen eines Genos¬ 
sen, nämlich von Alexis Tsipras. Der hat das Friedens¬ 
abkommen von Prespa gegen den wütenden Widerstand 
der Bruderpartei der CDU, der Nea Dimokratia, und der 
offenen Nationalisten in Griechenland durchgesetzt und 
muss sich hier von einem Vertreter der Linkspartei vor¬ 
werfen lassen, das sei alles eine Verschwörung der CIA. 
Also, wo leben wir denn? Morgen kommst du mit Chem- 
trails, oder was? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord¬ 
neten der CDU/CSU) 

Und es ist falsch: 7 000 Soldaten gefährden nicht das 
Kräftegleichgewicht mit Russland. 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Viel Spaß in Bre¬ 
men!) 

Man kann 7 000 Soldaten in die NATO aufnehmen und 
trotzdem ein gutes Verhältnis mit Russland weiterentwi¬ 
ckeln. Das ist nötig, und es ist richtig. Es ist eine Ein¬ 
zelfallentscheidung, es ist kein Präjudiz an dieser Stelle. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Heike Hänsel [DIE LINKE]: Wo leben Sie 
denn?) 

Das Wichtigste aber: Es ist die Basis der europäischen 
Sicherheitsarchitektur, dass jedes Land seine Bündnisse 
frei wählen kann. Dieses Recht kann man niemandem 
absprechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abge¬ 
ordneten der CDU/CSU - Zuruf des Abg. 

Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]) 

Die Frage, um die sich hier alles kreist, ist die der 
Stabilität. Alle beziehen sich auf Stabilität. Da würde 
ich gerade den Kolleginnen und Kollegen von der CDU/ 
CSU raten, noch mal nachzugucken: Was war eigentlich 
im Mittelpunkt der Abstimmung im Parlament, bei der 
fakultativen Volksbefragung? Der Wunsch der Bevölke¬ 
rung Nordmazedoniens war nicht nur, in die NATO zu 
kommen. Der Wunsch war, Teil eines gemeinsamen Eu¬ 
ropas zu werden. Deswegen stand im Mittelpunkt auch 
die Frage der Perspektive für einen Beitritt zur Europäi¬ 
schen Union. 

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das ha¬ 
ben sie boykottiert! Das ignorieren Sie doch 
gerade!) 

Es gibt einen Länderbericht der Kommission, es gibt eine 
entsprechende Empfehlung, und im Juni soll es eine all¬ 
gemeine Ratssitzung geben, auf der darüber entschieden 


werden kann. Und wer wird dem bei dieser Ratssitzung (C) 
nicht zustimmen? Die Bundesregierung. Und wissen Sie, 
warum nicht? 

(Stephan Brandner [AfD]: Erzählen Sie es 
uns!) 

Das Auswärtige Amt wollte das; aber das Kanzleramt hat 
die Versendung der entsprechenden Vorlage untersagt, 
weil die Große Koalition auch in dieser Frage komplett 
uneins ist und sich darauf nicht verständigen kann. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Völliger 
Quatsch! - Stephan Brandner [AfD]: Was Sie 
alles wissen!) 

Deswegen sage ich Ihnen: Sie treten nicht nur das 
EUZBBG mit Füßen; das haben wir gemeinsam verab¬ 
schiedet. Sie hätten dem Bundestag ja die Frage vorlegen 
können: Sind die Fortschritte so weit, dass man Beitritts¬ 
verhandlungen aufnehmen kann, ja oder nein? Nein, Sie 
hindern den Bundestag daran, über diese Frage zu ent¬ 
scheiden. Die Bundesregierung blockiert an dieser Stelle. 

Ich habe dabei einen ganz schlimmen Verdacht: Sie 
gehen mit Alexis Tsipras genauso um wie der Kollege 
Alexander Neu. Tsipras hat sein politisches Schicksal mit 
diesem Friedensabkommen verbunden; er wird wahr¬ 
scheinlich dafür abgewählt. 

(Zuruf der Abg. Heike Hänsel [DIE LINKE]) 

Mein Verdacht ist - ich weiß, dass viele Außenpolitiker 
und Europapolitiker bei Ihnen das anders sehen; das gilt (D) 
auch für manche Innenpolitiker, was wir schon bei ande¬ 
ren Dingen gesehen haben 

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, welcher denn?) 

Das Kanzleramt und die CDU/CSU setzen in ihrer Mehr¬ 
heit darauf, das so lange auszusitzen, bis jene Nea Dimo¬ 
kratia in Griechenland wieder an der Macht ist, damit Sie 
auf Dauer Nordmazedonien den Weg in die Europäische 
Union versperren können. 

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Das ist unbegrün¬ 
det!) 

Da sage ich Ihnen: Das ist etwas, was nicht geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Peter Beyer [CDU/CSU]: Deswegen wird es 
ja auch nicht gemacht!) 

Das hieße nämlich, dass die NATO kein Wertebünd¬ 
nis - neben dem militärischen Aspekt - ist, sondern dass 
die NATO so etwas wie ein Surrogat für die Europäer 
zweiter Klasse ist: Beim Militär dürft ihr dabei sein, aber 
bei einem gemeinsamen ökonomischen und politischen 
Europa bleibt ihr Bürger zweiter Klasse. - Das ist das 
Gegenteil von Stabilisierung, das wäre Destabilisierung. 
Gerade wenn man den NATO-Beitritt befürwortet, darf 
man sich nicht so verhalten, wie Sie es getan haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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(A) Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Nächster Redner ist der Kollege 
Christian Schmidt für die Fraktion CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Oh, 
lä, lä, kann ich nur zur Verschwörungstheorie von Herrn 
Neu im Hinblick auf die NATO sagen; das ist das eine. 

(Zuruf des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE]) 

In der Negierung dessen konnte ich bei dem Kollegen 
Trittin noch mitklatschen. Aber, lieber Kollege Trittin, 
der zweite Teil Ihres Beitrags geht doch scharf an der Re¬ 
alität vorbei, und zwar sehr scharf. 

Erstens. Diese Bundesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen - ich nehme freundlicherweise mal die Kolle¬ 
gen von der SPD mit ins Boot - 

(Stephan Brandner [AfD]: Alle?) 

sind an einer NATO-Mitgliedschaft Nordmazedoniens 
nicht nur interessiert, sondern wir tagen gerade hier, um 
den Ratifizierungsprozess zu beenden. Des Weiteren ist 
es unsere klare Position, dass die Erwartung auf allen 
Ebenen, die uns zur Verfügung stehen, an all diejeni¬ 
gen herangetragen wird, die in diesen Ländern Verant¬ 
wortung tragen oder tragen werden - wenn es vielleicht 
zukünftig in Griechenland nicht mehr Herr Tsipras sein 
will -, dass die Fakten, die mit der Beitrittsvereinbarung 

(B) Nordmazedoniens zur NATO geschaffen worden sind, in 
keiner Weise mehr angerührt werden. Das ist politisches 
und juristisches Faktum. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP - Zuruf des 
Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]) 

Zweitens müssen wir in aller Klugheit über die in der 
Tat bestehende weitere Fragestellung Nordmazedoniens, 
das nun wirklich viel zu lange auf der Wartebank - ge¬ 
messen an der politischen Geschichte der Nachbar¬ 
schaft - gesessen hat, diskutieren. Übrigens - weil vom 
Kosovo die Rede war; ich habe den Eindruck, dass nicht 
alle, die heute geredet haben, wirklich wissen, wie die 
Zusammenhänge sind - ist Mazedonien in ganz schwie¬ 
rigen Zeiten einer der Strongholds für die friedliche Ent¬ 
wicklung gewesen. Ich lade den Kollegen Kolbow mal 
zum Vortrag ein und schicke ihn zu verschiedenen Frak¬ 
tionen, damit die erfahren können, was die Mazedonier 
unter schwierigsten Bedingungen damals für uns und für 
diese Region getan haben. 

Zur Mitgliedschaft in der Europäischen Union. Ja, 
Kollege Trittin, da sind wir uns wieder einig; denn Si¬ 
cherheit definiert sich nicht nur durch die NATO, son¬ 
dern durch ein europäisches Konzept. Ein europäisches 
Verständnis, die Staaten des Westbalkans miteinzubezie- 
hen, ist gerade in unserem eigenen Interesse. Da kann 
man nicht anfangen, zu sagen: Der eine gefällt mir, der 
andere gefällt mir nicht. - Ich muss versuchen, zu sagen: 
Ihr müsst da und dort besser werden. 


Ja, zwei Länder - Nordmazedonien und Albanien - 
haben gerade erst in der letzten Woche von der Euro¬ 
päischen Kommission einen Zustandsbericht erhalten, 
ebenso wie die anderen Länder. Es gibt gute Ansätze und 
Anzeichen, dass wir über die Beitrittsverhandlungen mit 
diesen Ländern in überschaubarer Zeit sprechen und ent¬ 
scheiden. Das Auswärtige Amt ist bereits apostrophiert 
worden - der Kollege Roth sitzt ja dort; er tut nur so, als 
ob er arbeiten würde, weil das ein Thema ist, das ihn sehr 
interessiert. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU, der SPD 
und der FDP - Stephan Brandner [AfD]: Er 
schreibt mit!) 

- Er arbeitet sonst sehr viel. Aber ich weiß, dass das The¬ 
ma der Mitgliedschaft Nordmazedoniens und Albaniens 
gerade für den Europastaatsminister sehr wichtig ist. 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Herr Schmidt, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Trittin? 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 

Sie stellen aber nicht die Zwischenfrage, die eigent¬ 
lich Kollege Roth stellen wollte? 

(Heiterkeit - Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wer weiß! Er hat vielleicht 
gerade was ins Handy getippt!) 

Bitte. 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Lieber Herr Kollege Schmidt, da Sie die Arbeit von 
Herrn Roth so loben: Kollege Roth hat - das ist keine 
Verschwörungstheorie, sondern entnehme ich einem Ver¬ 
merk des Bundestages - uns allen am 8. Mai geschrieben, 
dass bei Eröffnung von Beitrittsverhandlungen zunächst 
der Deutsche Bundestag über diese Frage entscheiden 
muss. Wenn es so ist, dass in der Junisitzung des Allge¬ 
meinen Rates dieses Thema auf Betreiben der rumäni¬ 
schen Präsidentschaft - das ist schon lange bekannt - auf 
die Tagesordnung gesetzt wird, ist die einzige Frage, die 
ich habe: Welchen Grund hat die Bundesregierung und 
die sie tragende Koalition, diese Frage nicht vorher dem 
Bundestag vorzulegen? 

Das wäre doch ein Punkt, zu dem wir uns in unserer 
Einigkeit über die Frage „Soll das Land beitreten, oder 
soll es das nicht?“ hätten austauschen können. Dann hät¬ 
ten wir einen Beschluss gefasst, und die Bundesregierung 
hätte mit dem Backing des Bundestages auf die Sitzung 
des Rates gehen können und dort eine Position vertreten 
müssen. So muss Herr Roth, wenn er dort hinfährt, wie¬ 
der nur simulieren, als wenn er eine Meinung hätte. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 
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Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 

Lieber Kollege Trittin, zum Ersten weise ich natürlich 
das „wieder nur simulieren“ zurück. Herr Roth simuliert 
nie. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Er bringt vielmehr die Position der Bundesregierung zum 
Ausdruck, 

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Es gibt keine Position der Bundesre¬ 
gierung, wurde uns gestern gesagt!) 

die da lautet, dass wir zwei Dinge in aller Klugheit und in 
aller Ruhe in den Blick nehmen müssen. „In aller Klug¬ 
heit“ heißt, dass wir beide Länder, die für die Aufnahme 
von Verhandlungen zur Diskussion stehen, nach meiner 
Meinung jedenfalls, möglichst gemeinsam in diese Ver¬ 
handlungen hineinführen sollen. 

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wann?) 

- Nach dem Juni kommt ein September. 

Zum anderen sollten wir auch den Blick darauf rich¬ 
ten, dass wir eines von gegenwärtig noch 28 Mitglie¬ 
dern in der Europäischen Union sind. Die Diskussionen 
werden so, wie sie bei uns geführt werden - sehr sach¬ 
bezogen, sehr themenbezogen, auch die Schwierigkeit 
mancher Fragen insbesondere zu Albanien berücksichti¬ 
gend -, nicht in allen Ländern mit gleichen Ergebnissen 
geführt werden. 

Deswegen lassen wir uns Zeit, den Bericht der Kom¬ 
mission, der gerade mal eine Woche vorliegt, zu lesen, zu 
studieren. Dann werden wir allerdings in der Tat zügig 
und unter Respektierung des Gesetzes, das wir gemein¬ 
sam verabschiedet haben, nämlich dass der Deutsche 
Bundestag hierüber zu beschließen hat, die Frage ent¬ 
scheiden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE 
LINKE]) 

Das ist eine kluge Orientierung an den zeitlichen und 
sachlichen Notwendigkeiten, um so etwas erfolgverspre¬ 
chend und zielführend zu machen. 

Ich freue mich, dass Nordmazedonien jetzt in die 
NATO hineinkommt. Ich freue mich, dass wir bald gute 
Gespräche mit Nordmazedonien und Albanien über die 
Entscheidung zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 
zur Europäischen Union führen werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Grigorios Aggelidis [FDP]) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Ja, da hat der Kollege Trittin für eine schöne Verlänge¬ 
rung der Redezeit gesorgt, die war nämlich schon abge¬ 
laufen, als die Frage gestellt wurde. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: So bin ich!) 


Als Nächstes hat das Wort der Kollege Dr. Karl-Heinz (C) 
Brunner für die Fraktion der SPD. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): 

Sehr verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen! Meine sehr verehrten Herren! Die heutige Dis¬ 
kussion zum Beitritt Nordmazedoniens in die NATO hat 
glücklicherweise nach den Anfängen und dem, was von 
rechts und links auf uns eingestürmt ist, einen guten in¬ 
haltlichen Verlauf genommen. 

Ich will noch einmal in den Mittelpunkt stellen, was 
eigentlich auf dem Westbalkan passiert ist. Wir sind hier 
im Hohen Haus in dem Haus, in dem in der Bundesre¬ 
publik Deutschland Demokratie lebt, in dem Demokratie 
gezeigt wird und gezeigt wird, dass Menschen miteinan¬ 
der ihre Zukunft gestalten können und gestalten wollen, 
ohne sich die Köpfe einzuschlagen, ohne kriegerische 
Auseinandersetzungen. Und wir in diesem Haus sollten 
vorrangig die Aufgabe in den Mittelpunkt stellen, den 
Menschen im Land und in Europa zu zeigen, dass eu¬ 
ropäische Parlamentarierinnen und Parlamentarier in der 
Lage sind, Konflikte diplomatisch zu lösen. 

Kollegin Alt hat es sehr treffend gesagt: ln Nordmaze¬ 
donien und Griechenland ist der gesamten europäischen 
Familie gezeigt worden, dass die Ministerpräsidenten 
Zoran Zaev und Alexis Tsipras ohne das Abzielen auf ir¬ 
gendeinen schnellen politischen Erfolg, quasi ohne auf 
Stimmen- oder Wahlergebnisse zu schielen, das Große 
und Ganze in den Mittelpunkt gestellt haben und zu ei- (Q) 
ner Lösung des Namenskonflikts und zu einer Lösung 
des langen kulturellen Streits in dieser Region beige¬ 
tragen haben. Dies sollten wir als leuchtendes Zeichen 
vom Westbalkan nicht nur zur Kenntnis nehmen, sondern 
lobend immer wieder erwähnen. Es ist nicht selbstver¬ 
ständlich, dass Politiker die europäische Einigung, die 
Beilegung eines Streits, einer Auseinandersetzung auf 
anderen Ebenen vorziehen. Deshalb sage ich hier herz¬ 
lichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, der heute vorlie¬ 
gende Ratifizierungsvertrag zum Beitritt zur NATO ist 
aber auch der äußere Ausdruck des nordmazedonischen 
Volkes, frei und unabhängig zu entscheiden, welchem 
Bündnis es angehören will. Schauen Sie doch mal auf die 
Landkarte, wo Nordmazedonien liegt. Das Land ist im 
Wesentlichen umschlossen von Staaten, die bereits Mit¬ 
glied der NATO sind: im Osten Griechenland, im Süden 
Albanien, im Norden Bulgarien, Kosovo und ein kleines 
Stück von Serbien. Es ist die logische Konsequenz, dass 
Nordmazedonien Mitglied in der NATO nicht nur wer¬ 
den will, sondern werden muss; denn Menschen, die in 
gleichen Bündnissen sind, werden sich nicht mehr, wie 
noch vor 30 Jahren auf dem Balkan üblich, die Köpfe 
einschlagen. 

Ich bitte uns alle in diesem Haus, dies auch im Hin¬ 
blick auf den europäischen Einigungsprozess zu betrach- 
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(A) ten. Denn die heutige Entscheidung - das haben einige 
Rednerinnen und Redner angesprochen Nordmaze¬ 
donien in die NATO aufzunehmen, darf keine Einbahn¬ 
straße sein, dergestalt, dass wir Nordmazedonien - ich 
nehme das Bild vom Esel und der Karotte - weiterhin die 
Karotte Vorhalten, damit es alle Voraussetzungen erfüllt, 
und anschließend, wenn es sie erreicht hat, die Karotte 
wieder wegziehen. Nordmazedonien muss, wenn es die 
entsprechenden Voraussetzungen erfüllt, wie jeder freie 
Staat Europas den Zugang zur Europäischen Union und 
zu dieser Familie bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Denn dieses Land liegt im Herzen Europas, in der Mit¬ 
te Europas, und die Menschen sind Europäerinnen und 
Europäer. 

Vielleicht ein Hinweis für diejenigen aus dem christ¬ 
lichen Lager, die Angst haben, dass Mazedonien nicht so 
gut zu Europa passt: Wer kommt aus Mazedonien, au¬ 
ßer Alexander dem Großen? Wer ist die Nationalheilige? 
Mutter Teresa haben Sie ja wohl alle anerkannt. Sie ist 
die Mazedonierin, die wir sicherlich hier haben wollen. 
Wir wollen ein gutes mitteleuropäisches Land, und dafür 
zu arbeiten, ist unser aller Aufgabe. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Letzter Redner in der Debatte ist der 
^ ’ Kollege Peter Beyer für die Fraktion CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Peter Beyer (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her¬ 
ren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir begehen in 
diesem Jahr 70 Jahre NATO, und damit feiern wir auch 
70 Jahre Sicherung des Friedens und 70 Jahre des Einste¬ 
hens füreinander im System des kollektiven Beistands. 
Nun laden wir ein bzw. schaffen mit dem Vertragsgesetz 
die formellen Voraussetzungen dafür, dass Nordmazedo¬ 
nien als 30. Mitgliedsland aufgenommen wird. An dieser 
Stelle will ich auch der bisher noch nicht in der Debatte 
erwähnten Parlamentarischen Versammlung der NATO 
danken. Der Leiter der deutschen Delegation, Professor 
Dr. Karl Lamers, ist hier. Auch hier wurde sehr viel dafür 
getan, dass dieser Weg bereitet wurde. 

Meine Damen und Herren, wenn ein Land Mitglied 
werden will, muss es sich auch mit dem Selbstverständ¬ 
nis des Bündnisses identifizieren. Und das ist die Ge¬ 
währung von Freiheit und Sicherheit durch den Einsatz 
politischer und nötigenfalls auch militärischer Mittel, 
und das alles auf der Grundlage gemeinsamer Werte wie 
Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit. 
Die Republik Nordmazedonien, wie sie heute heißt, hat 
in dem Heranführungsprozess an dieses jetzige Stadium 
des Aufnahmeverfahrens gezeigt, dass sie so weit ist. 

Meine Damen und Herren, bei allen Errungenschaf¬ 
ten gibt es weitere erhebliche Anstrengungen zu leisten. 


Dazu gehören der Kampf gegen die organisierte Krimi- (C) 
nalität, die Bekämpfung der Korruption und auch weitere 
erhebliche Verbesserungen im Justizwesen, in der öffent¬ 
lichen Verwaltung und auch bei der Reform des Sicher¬ 
heitsapparats. Gerade beim letzten Punkt war lange Zeit 
wenig Fortschritt zu verzeichnen. Allerdings ist erfreuli¬ 
cherweise Anfang Mai ein Gesetz verabschiedet worden, 
in dem es um eine klarere Regulierung der Dienste geht. 

Das alles sind doch Errungenschaften in der jüngeren 
Zeit, die wir respektieren, akzeptieren und zur Kenntnis 
nehmen, allen voran die Lösung des Namensstreits, das 
Prespa-Abkommen mit dem Nachbarn Griechenland. 

Erst das hat es letztlich ermöglicht und den Weg frei ge¬ 
macht für die Aufnahme in die NATO, die wir heute for¬ 
mell mit dem Vertragsgesetz bekräftigen dürfen. 

Meine Damen und Herren, das Nachbarschaftsab¬ 
kommen mit Bulgarien - das wurde bisher noch nicht 
erwähnt - ist ebenfalls ein wichtiger Baustein in einem 
friedlichen Miteinander der Nachbarländer. Mit die¬ 
sen beiden Vereinbarungen hat es Nordmazedonien ge¬ 
schafft, keine Nachbarschaftsstreitigkeiten mehr offen 
zu haben, und all das - das sage ich auch mit Blick auf 
alles, was dort an Landtauschvorschlägen zwischen Ser¬ 
bien und dem Kosovo immer noch herumwabert -, ohne 
Grenzverläufe zu verändern. 

Meine Damen und Herren, auch im Inneren gibt es 
breite Unterstützung für den NATO-Beitritt Nordmaze¬ 
doniens. Hervorzuheben ist in jüngerer Zeit erfreulicher¬ 
weise auch das Bekunden der Oppositionsparteien, eine 
konstruktive Rolle einzunehmen und sich für eine klare ' 
Befürwortung zur euroatlantischen Integration des Lan¬ 
des auszusprechen. Das NATO-Beitrittsbegehren ist ein 
freies, selbstbestimmtes, souveränes Begehren Nordma¬ 
zedoniens. 

Meine Damen und Herren, eine Wahrheit ist auch: Wer 
beitritt, muss beitragen. Nordmazedonien macht dies be¬ 
reits, einige Beispiele haben wir vorhin schon genannt, 
ich ergänze die Beteiligung - schon seit einiger Zeit - an 
der Resolute Support Mission in Afghanistan. In Zeiten, 
in denen es massive Versuche dritter Akteure gibt - ich 
nenne nur Russland und China -, Einfluss auf die Ent¬ 
wicklung der Länder des westlichen Balkans zu nehmen, 
ist es sehr, sehr wichtig, die transatlantische Einheit, die 
westliche Werte- und Einstandsgemeinschaft zu bekräf¬ 
tigen und zu stärken. Ein wichtiges Signal war, dass der 
Nordatlantikrat in Skopje, in Nordmazedonien, vor we¬ 
nigen Tagen seine Sitzung abgehalten hat. Das würdigt 
auch noch einmal die Reformschritte des Landes. 

Herr Präsident, ich schließe. Die Erweiterung der 
NATO in letzter Zeit bildet die Veränderungen der glo¬ 
balen Sicherheitsarchitektur ab, nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes. So wird sich auch - nach der 
Aufnahme Nordmazedoniens - dieses Land konstruk¬ 
tiv einbringen müssen, Position beziehen müssen, bei¬ 
spielsweise bei auch nicht ganz trivialen Themen wie 
dem INF-Vertrag und seinem Fortbestehen oder seiner 
Nachfolge. 
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Meine Damen und Herren, ich werbe für die Zustim¬ 
mung zum Vertragsgesetz und danke Ihnen für die Auf¬ 
merksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann: 

Vielen Dank. - Wir kommen damit zum Ende der De¬ 
batte und zur Abstimmung über den von der Bundesre¬ 
gierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Protokoll vom 6. Februar 2019 zum Nordatlantikvertrag 
über den Beitritt der Republik Nordmazedonien. Der 
Auswärtige Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss¬ 
empfehlung auf Drucksache 19/10661, den Gesetzent¬ 
wurf der Bundesregierung auf Drucksachen 19/9744 und 
19/10418 anzunehmen. 

Zweite Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. Es 
gibt nur zwei Lesungen, weil dies ein Vertragsgesetz 
ist. - Das sind die Fraktionen der SPD, des Bündnis¬ 
ses 90/Die Grünen, der CDU/CSU und FDP. Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Fraktionen von AfD und Die 
Linke. Wer enthält sich? - Niemand. Damit ist der Ge¬ 
setzentwurf mit breiter Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent¬ 
schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa¬ 
che 19/10687. Wer stimmt für diesen Entschließungs¬ 
antrag? - Das ist die Fraktion Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? - Das ist der Rest des Hauses. Damit ist der 
Entschließungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten Katja 
Keul, Annalena Baerbock, Katja Dörner, wei¬ 
teren Abgeordneten und der Fraktion BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Grundgeset¬ 
zes (Ergänzung des Artikels 6 zur Stärkung 
der Kinderrechte) 

Drucksache 19/10552 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 

Ausschuss für Inneres und Heimat 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Norbert Müller (Potsdam), Dr. Petra Sitte, Doris 
Achelwilm, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion DIE LINKE eingebrachten Entwurfs ei¬ 
nes Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Verankerung von Kinderrechten) 

Drucksache 19/10622 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. - Es gibt keinen 
Widerspruch dazu und ist deshalb so beschlossen. 


Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat als Erste die (C) 
Kollegin Katja Dörner für Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Katja Dörner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Lie¬ 
be Kollegen! Liebe Gäste auf der Tribüne! Wir feiern 
in diesem Jahr ein großartiges Jubiläum. Vor 30 Jahren 
haben sich die Vereinten Nationen auf einen Katalog 
von 54 Artikeln verständigt, der die Rechte von Kindern 
weltweit festschreibt, der jedem Kind, unabhängig da¬ 
von, wo es herkommt, wo es lebt, unabhängig von sei¬ 
nem familiären, kulturellen oder ethnischen Hintergrund 
gleiche Rechte garantieren soll. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Ich übertreibe nicht, wenn ich sage, dass die UN-Kin- 
derrechtskonvention ein zivilisatorischer Meilenstein 
ist, auf den wir stolz sein können, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Die UN-Kinderrechtskonvention konkretisiert die all¬ 
gemeinen Menschenrechte für die besondere Gruppe der 
Kinder und Jugendlichen. Die Weltgemeinschaft hat also 
schon vor 30 Jahren anerkannt, dass Kinder eben keine 
kleinen Erwachsenen sind, dass sie andere Anforderun- 
gen an den Staat stellen und dem Staat gegenüber auch 
spezielle Rechte haben müssen. 

Weil Kinder keine kleinen Erwachsenen sind, wurden 
ihre Rechte in der UN-Kinderrechtskonvention konkret 
festgeschrieben. Ganz zentral sind dabei das Recht eines 
jeden Kindes auf Schutz, das Recht auf die Förderung 
seiner Entwicklung, das Recht auf Beteiligung und die 
Verpflichtung, die Interessen und das Wohl des Kindes 
bei allen sie betreffenden Angelegenheiten besonders in 
den Vordergrund zu rücken, sie vorrangig zu berücksich¬ 
tigen. 

Diese zentralen Rechte der UN-Kinderrechtskonvention 
haben wir in unserem Gesetzentwurf aufgegriffen. Die 
Aufnahme dieser Rechte in unser Grundgesetz wäre ein 
Meilenstein für ein kindergerechtes Deutschland. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum 30. Geburtstag der UN-Kinderrechtskonvention 
sollten wir diesen Schritt gehen. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, nun sagen ja ei¬ 
nige: Die Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz 
würde den Kindern gar nichts bringen. - Ich halte das für 
falsch. Wir alle wissen auch, dass eine Grundgesetzände¬ 
rung, die Aufnahme der Rechte der Kinder ins Grundge¬ 
setz, keinen Automatismus auslöst im Sinne von: wenn 
A, dann B. Aber die Aufnahme der Kinderrechte ins 
Grundgesetz ermöglicht ganz konkrete Fortschritte und 
ganz konkrete Änderungen. Ich will sagen: Mit starken 
Rechten im Grundgesetz würden wir den Staat beispiels- 
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weise endlich dazu verpflichten, auf allen Ebenen konse¬ 
quent gegen Kinderarmut vorzugehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Wir sind eines der reichsten Länder der Welt, und trotz¬ 
dem ist jedes fünfte Kind arm oder von Armut bedroht. 
Dieses Problem wäre lösbar, wenn wir die Weichen in 
der Politik anders stellen würden, wenn die Bundesregie¬ 
rung das Wohl von Kindern bei ihren Entscheidungen tat¬ 
sächlich in den Mittelpunkt stellen müsste, wenn Kinder 
wenigstens konsequent mit ihren eigenen Bedürfnissen 
wahrgenommen werden müssten. 

Kinder einfach als abgeleitete 80-Prozent-Erwachsene 
zu behandeln, wie das früher im ALG II der Fall war, 
wäre dann, wenn wir die Kinderrechte in das Grundge¬ 
setz aufnehmen würden, nicht mehr möglich, und das 
wäre ein großer Fortschritt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Mit starken Kinderrechten im Grundgesetz würden 
wir die Rolle von Kindern in familiengerichtlichen Ver¬ 
fahren stärken. Besonders bewegt hat mich der Fall des 
Jungen aus Staufen, der Opfer furchtbaren Missbrauchs 
geworden ist, ein Junge, der in mehreren familienge- 
richtlichen Verfahren kein einziges Mal angehört wurde, 
geschweige denn, dass sein Wohl im Vordergrund gestan¬ 
den hätte. Dieser Fall ist ein besonders schlimmes Bei¬ 
spiel von leider viel zu vielen. 

Ich bin mir sicher: Um den Staat darauf zu ver¬ 
pflichten, Kinder besser zu schützen, ist die Aufnahme 
von Kinderrechten ins Grundgesetz ein ganz wichtiger 
Schritt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN) 

Nun sagen einige: Mit der Stärkung der Kinderrechte 
würden die Elternrechte beschnitten. - Das Gegenteil ist 
der Fall. Starke Kinderrechte stärken Eltern; sie stärken 
Familien darin, Schutz, Förderung und Beteiligung ein¬ 
fordern zu können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN und der 
Abg. Katja Mast [SPD]) 

Hier einen Widerspruch aufzumachen, ist falsch und re¬ 
gelrecht widersinnig. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es ist sinnvoll, die 
Kinderrechte auf Schutz, Förderung und Beteiligung und 
die Orientierung am Kindeswohl in dieser Kombination 
in unser Grundgesetz aufzunehmen; denn sie hängen eng 
miteinander zusammen. Das Kindeswohl setzt Beteili¬ 
gung voraus. Schutz ist dann möglich, wenn Kinder kon¬ 
sequent beteiligt werden, ihr Wille auch etwas zählt und 
wenn die Voraussetzungen geschaffen sind, dass sie sich 
zu starken Persönlichkeiten entwickeln, die ihre Rechte 
kennen und auch wahrnehmen können. 


Unser Grünengesetzentwurf will Kinder stark machen. (C) 
Deshalb habe ich immer von einer starken Formulierung 
im Grundgesetz gesprochen; denn auf die Formulierung 
kommt es hierbei an. Kinderrechte im Grundgesetz dür¬ 
fen eben gerade keine Symbolpolitik sein. Sie müssen 
einen echten Mehrwert für die Kinder haben. Und so 
schön es ist, dass die Koalition in ihrem Koalitionsver¬ 
trag die Aufnahme der Kinderrechte in das Grundgesetz 
vereinbart hat - ich sage ganz klar: Für eine schwache 
Formulierung, die den Kindern in diesem Land gar nichts 
bringt, stehen wir Grüne nicht zur Verfügung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir eröffnen heu¬ 
te die Debatte zumindest an dieser Stelle. Und ich freue 
mich über den großen Zuspruch, den wir für unser Anlie¬ 
gen aus der Breite der Bevölkerung haben, 

(Stephan Brandner [AfD]: Den gibt es nicht! 

Das bilden Sie sich ein in Ihrer Blase! Alle 

Vernünftigen sind dagegen!) 

von dem großen und immer größer werdenden Bündnis 
für die Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz, 
von vielen Kolleginnen und Kollegen aus den Bundes¬ 
ländern und auch aus den Fraktionen hier im Hause, die 
noch keinen eigenen Antrag eingebracht haben. 

(Stephan Brandner [AfD]: Nur die rot-griine 
Mischpoke!) 

Ich hoffe, dass im Herbst zum 30. Geburtstag der 
UN-Kinderrechtskonvention eine Zweidrittelmehrheit 
hier im Bundestag und auch im Bundesrat zustande 
kommt ' 

(Stephan Brandner [AfD]: Definitiv nicht!) 


(Stephan Brandner [AfD]: Vergessen Sie es!) 

die einen echten Mehrwert für die Kinder in unserem 
Land bringt. 

(Stephan Brandner [AfD]: Das wird nichts! 
Wollen wir wetten?) 

- Ich glaube - Sie können hier so viel reinrufen, wie Sie 
wollen -, die AfD wird da keine größere und relevante 
Rolle spielen, und das ist auch gut so. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Thorsten Frei für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
CDU, CSU und SPD haben ja bereits im Koalitionsver- 


fiir eine Formulierung im Grundgesetz, 
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(A) trag vereinbart, dass sie auch im Verfassungsrecht, in 
unserem Grundgesetz, die Situation für Kinder in unse¬ 
rer Gesellschaft verbessern möchten. Das ist völlig un¬ 
bestritten. Deshalb verfolgen wir dieses Ziel und haben 
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe damit beauftragt, bis 
zum Ende des Jahres Vorschläge vorzulegen, wie und 
in welcher Form man das am allerbesten machen kann; 
denn wir sind uns im Ziel vollkommen einig: Wir möch¬ 
ten die bestmöglichen Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass Kinder sich zu eigenständigen Persönlichkeiten in 
unserer Gesellschaft entwickeln können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Aber jenseits dieser Frage kommt es eben auch ganz 
entscheidend darauf an, dass wir die Verfassungswirk¬ 
lichkeit, das Verfassungsrecht und auch die Tatsache zur 
Kenntnis nehmen, dass die Diskussion über Kinderrech¬ 
te im Grundgesetz ja nichts Neues ist. Vielmehr haben 
sich bereits die Verfassungsväter und -mütter in den Jah¬ 
ren 1948 und 1949 mit der Frage beschäftigt, wie man 
die Rechte von Kindern am besten verankern und ermög¬ 
lichen kann. 

Deshalb müssen wir sehen, dass sich in den vergange¬ 
nen 70 Jahren der Verfassungsrealität in unserem Land 
da natürlich keine Leerstelle aufgetan hat, sondern - ganz 
im Gegenteil - Kinderrechte durch unser Grundgesetz 
gewahrt und geschützt sind; denn die Grundrechte in die¬ 
sem Grundgesetz gelten für alle Menschen in unserem 
Land, 

(Beifall des Abg. Martin Patzelt [CDU/CSU]) 

(B) unabhängig von der Frage, ob sie alt oder jung, arm oder 
reich, krank oder gesund sind. Das ist zumindest unser 
Vorsatz, und das ist auch durch den Artikel 6, nach dem 
die Kinder im Rahmen ihrer Familie einem besonderen 
Schutz unterliegen, tatsächlich geschützt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Insofern müssen wir genau überlegen, wie man dieses 
oberste Ziel, nämlich Kinder in unserer Verfassung zu 
schützen, so formuliert, dass man das austarierte Verhält¬ 
nis von Staat, von Familie, von Eltern und Kindern nicht 
durcheinanderbringt, sondern gewährleistet, dass auch die 
kluge und besonnene Rechtsprechung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts, mit der das in den letzten 70 Jahren aus¬ 
buchstabiert wurde, entsprechend berücksichtigt wird. 

Ich will an dieser Stelle Folgendes sagen. Das Erste 
ist - das soll keine Relativierung sein; das ist mir wich¬ 
tig Wir haben vor wenigen Wochen hier in diesem 
Flause das Jubiläum „70 Jahre Grundgesetz“ feierlich be¬ 
gangen. Eine Bemerkung, die mir aus mehreren Reden, 
die aus diesem Anlass gehalten wurden, ganz besonders 
in Erinnerung geblieben ist, ist, dass unsere Verfassung 
nicht nur die Grundlage dafür ist, dass wir in unserem 
Land seit sieben Jahrzehnten in Frieden, Freiheit und 
Wohlstand leben können, sondern dass sie letztlich mit 
ihren knappen Sätzen und Artikeln auch die Grundla¬ 
ge dafür war, Herausforderungen, die sich in den letz¬ 
ten sieben Jahrzehnten in unserem Land gestellt haben, 
vernünftig und sehr gut zu lösen. Deshalb sollten wir, 
glaube ich, vorsichtig sein, wenn es darum geht, an die¬ 
se Verfassung Hand anzulegen, und sehr genau schauen, 


welche Wirkung das hätte. Es könnte durchaus sein, Frau (C) 
Dörner, dass Sie zwar das Richtige meinen und das rich¬ 
tige Ziel verfolgen, aber unter Umständen mit dem, was 
Sie in Ihrem Gesetzentwurf formulieren, das Gegenteil 
davon erreichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Deswegen muss man sich so intensiv mit dieser Frage 
auseinandersetzen und beschäftigen. 

Der zweite Punkt, den ich an der Stelle ansprechen 
möchte, ist: Wir haben ein austariertes Verhältnis von 
Staat, Eltern und Kindern. Dieses Verhältnis darf durch 
eine Änderung des Grundgesetzes nicht zugunsten des 
Staates und zulasten der Eltern verschoben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der AfD und der FDP) 

Das ist ein ganz entscheidendes Anliegen für uns, und da¬ 
für werden wir uns auch einsetzen. Denn trotz allem, was 
Sie, Frau Dörner, in Ihrem Beitrag dargestellt haben, wie 
Kinder geschützt werden können, muss doch vollkom¬ 
men klar sein, dass Sie Kinder nicht von ihrer Familie 
und den Eltern lösen können. 

(Katja Dörner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Genau!) 

Wer in unserem Land etwas für Kinder und Kinderrechte 
tun will, muss Familien stärken und unterstützen, weil 
das den Rahmen bildet, in dem Kinderrechte dann tat¬ 
sächlich abgebildet werden können. 

(D) 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der AfD und der FDP) 

Da geht es dann schlicht auch um die Frage, wie wir 
Eltern befähigen, ihren Aufgaben, die in Artikel 6 Ab¬ 
satz 2 des Grundgesetzes dargestellt sind, tatsächlich 
nachzukommen. Da haben wir eine ganz klare Marsch¬ 
route, die unser Verfassungsrecht vorgibt: Darüber zu 
entscheiden, was dem Wohl der Kinder entspricht, ist 
zuallererst die Aufgabe der Eltern. Es ist Elternpflicht, 
Elternaufgabe und Elternrecht. Der Staat, so steht es in 
Artikel 6, hat eine Wächterfunktion, um zu gewährleis¬ 
ten, dass die Eltern diesen Rechten und Pflichten auch 
tatsächlich verfassungsgemäß nachkommen. An dieser 
Grundausrichtung wollen und werden wir nichts verän¬ 
dern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es kann lediglich darum gehen, dass wir klarstellen - 
das ist dann in der Tat mehr als Symbolpolitik dass es 
uns darauf ankommt, den richtigen rechtlichen Rahmen 
dafür zu schaffen, dass Kinderrechte gestärkt werden. 

Sie haben es angesprochen: Dabei muss uns vollkom¬ 
men klar sein, dass wir nicht bei Symbolpolitik stehen 
bleiben dürfen, sondern dass wir am Ende auch gefragt 
werden, ob wir das, was wir vorgeben zu tun, tatsäch¬ 
lich erreicht haben. Dafür möchte ich nur ein Beispiel 
anführen: Zurzeit treffen sich gerade die Justizminister 
zur Justizministerkonferenz. Sie beschäftigen sich unter 
anderem mit dem Thema Kindesmissbrauch, weil wir 
jedes Jahr Zehntausende Fälle von Kindesmissbrauch 
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(A) haben und in vielen Bereichen gesetzliche Regelungen, 
sowohl im materiellen Recht als auch im Prozessrecht, 
letztlich noch nicht geeignet sind, um diesen Herausfor¬ 
derungen wirklich zu begegnen. Es ist nicht akzeptabel, 
dass wir im Bereich der Kinderpomografie einen nied¬ 
rigeren Strafrahmen haben als beispielsweise beim ein¬ 
fachen Diebstahl. Und es ist auch nicht akzeptabel, dass 
wir unseren Ermittlungsbehörden viele Möglichkeiten 
nicht an die Hand geben, um Straftaten gegen Kinder in 
diesem Bereich tatsächlich aufzudecken. Und es ist auch 
nicht in Ordnung, dass wir nicht alles Menschenmögli¬ 
che tun, um diesen Tätern, die Kinder massenhaft miss¬ 
brauchen, auf die Schliche zu kommen und ihr Handeln 
zu bestrafen. 

ln diesem Zusammenhang möchte ich noch einen 
letzten Punkt ansprechen: Allein im Jahr 2017 gab es 
8 400 Fälle von Kindesmissbrauch in Deutschland, de¬ 
nen nicht nachgegangen werden konnte, weil Daten ge¬ 
löscht werden mussten und nicht zur Aufdeckung von 
Verbrechen zur Verfügung standen. Ich will das deshalb 
erwähnen, weil es ein ganz praktisches Beispiel dafür 
ist, dass wir etwas wirklich Wichtiges tun müssen, um 
Kinder zu schützen, damit sie in unserem Land frei und 
unbeschadet von solchen Beeinträchtigungen aufwach¬ 
sen können. Dafür müssen wir uns einsetzen. Daran wird 
sich entscheiden, ob wir kinderfreundlich sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

(B) Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Abgeordnete Mariana Harder-Kühnel 
für die AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Forderung „Kinderrechte ins Grund¬ 
gesetz“ hört sich erst einmal richtig gut an. Aus diesem 
Grund reagieren viele Bürger bei der Frage, ob sie sich 
Kinderrechte im Grundgesetz wünschen, verständlicher¬ 
weise und reflexartig mit Zustimmung. Aber sind Kinder 
nicht bereits vollumfänglich Träger von Grundrechten? 
Ist das Grundgesetz lückenhaft? Müssen Kinderrechte 
eingeführt werden? Oder geht es in Wahrheit um etwas 
ganz anderes? 

Ich sage Ihnen, dass keine Grundgesetzänderung 
erforderlich ist; denn das Grundgesetz kennt keine Al¬ 
tersbeschränkung. Kinder sind wie Erwachsene Grund¬ 
rechtsträger und genießen die Grundrechte auf Leben, 
körperliche Unversehrtheit, Meinungs-, Religionsfreiheit 
etc. Dies ist auch die Meinung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts. Jedes Kind ist grundrechtsberechtigt und wird 
durch die Grundrechte umfassend geschützt. 

(Beifall bei der AfD) 

Montesquieu sagte: 

Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu erlassen, 
dann ist es notwendig, kein Gesetz zu erlassen. 


Was ist also der wahre Hintergrund für diese populis- (C) 
tische Forderung? Meine Damen und Herren, was sich 
hinter den Gesetzentwürfen verbirgt, ist ein Angriff auf 
das Erziehungsrecht der Eltern. 

(Beifall bei der AfD) 

Dem Ausdruck des linken Traums von der staatlichen 
Lufthoheit über den Kinderbetten, diesem Vorhaben er¬ 
teilt die AfD eine klare Absage, meine Damen und Her¬ 
ren. 

(Beifall bei der AfD) 

Denn nach Artikel 6 Absatz 2 GG sind „Pflege und Erzie¬ 
hung der Kinder“ das „natürliche Recht der Eltern“ und 
die ihnen „zuvörderst obliegende Pflicht. Über ihre Be¬ 
tätigung wacht die staatliche Gemeinschaft“. Der Staat 
hat also eine reine Wächterfunktion. Er muss eingreifen, 
wenn Eltern versagen, aber er darf das Primat der elterli¬ 
chen Fürsorge nicht an sich ziehen. 

(Beifall bei der AfD - Sven Lehmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer macht 
das denn?) 

Kinder haben das Recht auf Erziehung durch ihre El¬ 
tern, und es gibt niemanden, der das besser kann als sie - 
kein Staat und keine Kita. Die Eltern, nicht der Staat, 
sollen entscheiden, wie sie ihre Kinder erziehen und wel¬ 
che Werte sie ihnen mitgeben; denn es sind gerade die 
schrecklichen Erfahrungen aus der Nazizeit, in der ein 
übergriffiger, totalitärer Staat in die Familien hineinre¬ 
gierte, 

(D) 

(Katja Dörner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Sie wissen ja überhaupt nicht, worüber 
Sie reden! Wie immer!) 

die die Väter und Mütter des Grundgesetzes zu dieser 
starken Betonung des Elternrechts bewogen haben. Führt 
man nun die Kinderrechte ein, wäre es damit an vielen 
Stellen vorbei; denn dann werden Kinderrechte künftig 
so definiert, wie der Staat es will. Er kann diese Rechte 
dann als Anwalt der Kinder notfalls auch gegen deren El¬ 
tern durchsetzen. Das kann mit einer Kindergartenpflicht 
beginnen 

(Katja Dörner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das haben wir heute auch schon!) 

und mit der Entziehung von Kindern aus politisch miss¬ 
liebigen Familien enden. All das hatten wir im Sozialis¬ 
mus und im Faschismus. Das wollen wir nie mehr haben, 
und dafür wird die AfD sich einsetzen. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie sollten wissen, dass auch die CDU/CSU bis vor 
Kurzem genauso dachte. Noch 2017 befürchtete deren 
familienpolitischer Sprecher eine Schwächung der El¬ 
ternrechte - ich zitiere Marcus Weinberg -: 

Ich habe die Sorge, dass die explizite Verankerung 
von Kinderrechten im Grundgesetz die Kinder in 
eine rechtliche Distanz zu den Eltern bringt... Denn 
letztlich betätigt sich der Staat dann als Anwalt des 
Kindes gegen seine Eltern. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 104. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 6. Juni 2019 


12651 


Mariana Iris Harder-Kühnel 

Aber auch hier hat die CDU/CSU nur wenig später 
eine Kehrtwende in Richtung linker Ideologie vollzogen 
und diese Bedenken schon im Koalitionsvertrag über 
Bord geworfen. 

(lngmar Jung [CDU/CSU]: Nicht zugehört 
eben!) 

Festzuhalten ist damit: Was wir alle wollen, ist Lie¬ 
be, Schutz und Fürsorge für Kinder. Genau aus diesem 
Grund fordert die AfD, eine kinderfreundliche Gesell¬ 
schaft als Staatsziel ins Grundgesetz aufzunehmen. 

(Beifall bei der AfD) 

Was aber mit den hier vorliegenden Gesetzentwürfen der 
Linken und der Grünen bezweckt wird, das ist kein Mehr 
an Rechten für, sondern letztlich der staatliche Zugriff 
auf Kinder. Es geht gerade nicht darum, die Rechte von 
Kindern zu stärken. Noch mal: Kinder haben bereits alle 
Rechte. Es geht dämm, die Rechte der Eltern zu schwä¬ 
chen. Es geht dämm, dem Staat die Möglichkeit zu ge¬ 
ben, in das Erziehungsrecht der Eltern einzugreifen. Wir 
von der AfD werden uns dem entschieden entgegenstel¬ 
len; 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

denn die Lufthoheit über den Kinderbetten gehört nicht 
dem Staat. Die Lufthoheit über den Kinderbetten gehört 
den Eltern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die SPD-Fraktion hat nun die Abgeordnete Esther 
Dilcher das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Esther Dilcher (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Mein Manuskript ist schon wieder völlig 
durcheinandergekommen. 

(Stephan Brandner [AfD]: Dann sortieren Sie 
es! Eins, zwei, drei, vier!) 

- Das sortiere ich jetzt. Ich sage Ihnen auch, wie, Herr 
Brandner. Warten Sie es einmal ab, vielleicht lernen Sie 
dann etwas. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der AfD: 

Darauf warten wir schon seit Jahren!) 

Kinderrechte sind Menschenrechte, sind Grundrechte. 
Das ist unser sozialdemokratisches Verständnis. Das ist 
unsere Herleitung. So finden wir sie unserer Auffassung 
nach noch nicht in der Verfassung. Kinderrechte sind uns 
aber besonders wichtig. Daher haben wir die 1989 verab¬ 
schiedete UN-Kinderrechtskonvention auch in der Bun¬ 
desrepublik verabschiedet. Ja, es ist zutreffend: Dieses 
Übereinkommen ist bis heute noch nicht vollständig um¬ 
gesetzt. Deshalb haben wir uns im Koalitionsvertrag ver¬ 
pflichtet - auch wenn sich das beim Kollegen Frei nicht 


so anhörte -, die Kinderrechte im Grundgesetz weiter zu 
verankern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie werden jetzt sagen: Dann stimmen Sie doch un¬ 
serem Gesetzentwurf zu. - Ja, welchem Gesetzentwurf? 
Dem Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen oder 
dem der Linken? 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 

Wir können ja zu dritt einen machen!) 

- Sie haben auch keinen gemeinsamen gemacht. - Die 
Antwort wissen Sie bereits. Deswegen denke ich genau 
wie Sie, es ist eine rein rhetorische Frage, um uns den 
Eindruck zu vermitteln, wir würden unsere Hausaufga¬ 
ben nicht machen. Das ist aber mitnichten so. 

Der Kollege Frei hat es bereits erwähnt: Die 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe arbeitet seit letztem Jahr. 
Der Vorschlag ist in der Abstimmung. Daher werden wir 
den Gesetzentwurf der Linken und den Gesetzentwurf 
von Bündnis 90/Die Grünen heute ablehnen und das von 
der Koalition in Gang gesetzte Verfahren abschließen. 

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Heute wird doch gar nicht abge¬ 
stimmt!) 

Wir freuen uns aber schon auf Ihr Signal, dass Sie dann 
diesem Gesetzentwurf hoffentlich zustimmen und wir die 
Grundgesetzänderung mit der erforderlichen Mehrheit 
durchsetzen werden. 

Es geht in der UN-Kinderrechtskonvention dämm, 
Kinder zu schützen, zu beteiligen und ihnen eine unge¬ 
störte Entwicklung, Bildung und Ausbildung zu ermög¬ 
lichen. Frage ist, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wie 
erreichen wir dieses Ziel? Bis jetzt werden Kinder im 
Artikel 6 unseres Grundgesetzes erwähnt. Sie sind dort 
jedoch nur sogenannte Objekte; es heißt nämlich: 

Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegen¬ 
de Pflicht. 

ln diesem Zusammenhang sind sie also nicht Subjekt mit 
der Möglichkeit, selbst zu handeln. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Sie sprechen 
Kindern die Subjektfähigkeit ab? - Grigorios 
Aggelidis [FDP]: Wo haben Sie denn stu¬ 
diert?) 

- In diesem Zusammenhang ist das durchaus richtig. Sie 
dürfen das nicht aus dem Zusammenhang reißen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entschei¬ 
dung vom 16. Januar 2002 festgestellt, dass die Gewähr¬ 
leistung des Elternrechts in erster Linie dem Schutz des 
Kindes diene, ln diesem Zusammenhang haben die El¬ 
tern das Recht über die Kinder. Grammatikalisch gesehen 
sind das nun einmal Subjekt und Objekt. Also wäre das 
Ziel, Kinder zu schützen, damit zumindest erreicht. Oder 
nicht? Teilweise ja. Kinder selbst sind als solche keine 
Grundrechtsträger im Sinne von Artikel 6 des Grundge¬ 
setzes. Das Bundesverfassungsgericht führt dazu aus, das 
Kind sei ein Wesen mit eigener Menschenwürde - die 
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(A) Kollegin Mariana Harder-Kühnel hat es gesagt - und 
einem eigenen Recht auf Entfaltung seiner Persönlich¬ 
keit im Rahmen von Artikel 1 und Artikel 2. Aber die 
Kinder können ihre Rechte als Kinder selbst nicht ein¬ 
fordern oder durch eine Interessenvertretung ihre Rechte 
wahrnehmen lassen. Das müssen wir unbedingt ändern. 
Durch diese Rechtsprechung kommt noch lange nicht 
zum Ausdruck, dass im UN-Übereinkommen ein Vor¬ 
rang des Kindeswohls verankert ist. Das setzt nämlich 
voraus, dass Kinder gleichberechtigte Mitglieder unserer 
Gesellschaft sind, ln Politik, Verwaltung und Rechtspre¬ 
chung wird das Kindeswohl aber leider immer noch nicht 
umfassend berücksichtigt. Einen Teil dieser Diskussion 
hierzu hat die Friedrich-Ebert-Stiftung im Rahmen des 
„Zukunft 2020“-Projekts unter dem Titel zusammenge¬ 
fasst: „Machen wir’s den Kindern Recht?!“ 

Gerne erklären wir alle: Kinder sind doch unsere Zu¬ 
kunft. - Das tut gut, und das kommt an. Doch wie sieht es 
in der Praxis aus? Wie steht es mit den Kinderrechten im 
Alltag? Was ist mit Kindern, die vernachlässigt und miss¬ 
handelt werden? ln Deutschland leben circa 82 Millionen 
Einwohner, davon rund 15 Millionen Kinder und davon 
wiederum 4,6 Millionen Kinder unter sechs Jahren. Nach 
Schätzungen von UNICEF werden etwa 5 bis 10 Prozent 
aller Kinder unter sechs Jahren in Deutschland von ihren 
Eltern vernachlässigt. Das sind also zwischen 230 000 
und 460 000 Kinder im Jahr. Und wie viele Kinder kom¬ 
men noch dazu, die sich darüber hinaus durch unsere 
Gesellschaft vernachlässigt fühlen müssen, weil ihnen 
kein gleichberechtigter Zugang zu Bildung, Ausbildung 

,,, ] und gesicherter Lebensperspektive gewährt wird? Fragen 
wir uns also: Nimmt die Zahl dieser - in Anführungszei¬ 
chen - „Opfer“ ab, wenn wir Kinderrechte im Grundge¬ 
setz verankern? Unsere Verfassung ist hauptsächlich der 
Werterahmen für unser Zusammenleben in der Bundesre¬ 
publik. Danach müssen sich alles staatliche Handeln und 
auch das Handeln jeder und jedes Einzelnen richten. 

Wir dürfen bei dieser Debatte keinesfalls aus den Au¬ 
gen lassen und müssen unsere Rechts- und Sozialpoli¬ 
tik darauf ausrichten, dass gerade in den sogenannten 
einfachgesetzlichen Regelungen, die zur Anwendung 
und Umsetzung dienen, diese Werte mit erhöhter Auf¬ 
merksamkeit bedacht werden, damit die Verankerung 
von Kinderrechten im Grundgesetz nicht nur eine leere 
Worthülse bleibt, sondern praktische Handlungsleitfäden 
für Politik, Verwaltung und Rechtsprechung geschaffen 
werden, die die Lebenssituation von Kindern konkret 
und praktisch endlich mit der Wertschätzung ausstattet, 
die sich hinter der allgemeinen Floskel „Kinder sind un¬ 
sere Zukunft“ verbirgt. 

2015 hat das Bundesfamilienministerium eine un¬ 
abhängige Monitoringstelle zur UN-Kinderrechtskon- 
vention beim Deutschen Institut für Menschenrechte 
eingerichtet. Diese Stelle beobachtet unabhängig, wie 
Kinderrechte umgesetzt werden, und setzt sich für Kin¬ 
derrechte ein. 

Ich finde es trotzdem wichtig und mit mir natürlich 
auch die SPD-Fraktion, dass wir als Ausdruck dieser 
besonderen Wertschätzung die Kinderrechte im Grund¬ 


gesetz verankern werden. Unsere sozialdemokratische (C) 
Familienministerin Franziska Giffey 

(Stephan Brandner [AfD]: Frau Dr. Giffey!) 

stellt seit 2018 jährlich 51 Millionen Euro für die neu 
errichtete Bundesstiftung Frühe Hilfen zur Verfügung. 
Dieses Netzwerk leistet einen wichtigen Beitrag zur vor¬ 
beugenden Unterstützung von Familien. 

Durch die Verfassungsänderung wird sich auch un¬ 
ser Bewusstsein ändern. Wir werden daher das eine tun, 
nämlich das Grundgesetz ändern, ohne das andere zu las¬ 
sen, nämlich weiterhin unser Handeln in Gesetzgebung, 
Politik, Verwaltung und Rechtsprechung auf die Verbes¬ 
serung von Kinderrechten ausrichten. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Frau Kollegin Dilcher, Sie können weitersprechen, 
dann aber auf Kosten der Kollegen. 

Esther Dilcher (SPD): 

Machen wir es also unseren Kinder recht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Dr. Marco Buschmann für 
die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Marco Buschmann (FDP): (D) 

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol¬ 
legen! Kinder sind unsere Zukunft. Kinder sind keine 
kleinen Erwachsenen, Kinder sind heranreifende Persön¬ 
lichkeiten. Es ist gut, dass wir miteinander darüber spre¬ 
chen, was wir tun können, um ihren Weg auch als Politik 
und Staat zu begleiten. 

Eines ist in der Debatte klargeworden: Der erste Zu¬ 
gang dazu ist das einfache Recht, ist eine gute Famili¬ 
enpolitik, ist eine gute Bildungspolitik, ist eine gute 
Sozialpolitik. Das ist es auch, was die UN-Kinder- 
rechtskonvention will. Ihr ist es herzlich egal, auf wel¬ 
cher Normstufe ihre Anliegen umgesetzt werden. Die 
UN-Kinderrechtskonvention will, dass die Dinge umge¬ 
setzt werden, und das geschieht über Recht und Gesetz. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Trotzdem darf man natürlich auch um die Verfassung 
keine Tabuzonen aufbauen. Es ist völlig in Ordnung, dass 
wir auch über Artikel 6 sprechen. Ich muss offen gestan¬ 
den sagen, dass mir einige Forderungen ein bisschen zu 
mutlos sind. Die Kollegen der Grünen gehen Artikel 6 
Absatz 5 an und sagen: Es darf künftig nicht mehr „une¬ 
heliche Kinder“ heißen, sondern es müsse „nichteheliche 
Kinder“ heißen. Meine Damen und Herren, ich bin der 
Meinung, das Recht sollte überhaupt keine Unterschei¬ 
dung mehr machen, ob ein Kind ehelich oder nichtehe¬ 
lich gezeugt ist. 

(Beifall bei der FDP) 
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(A) Das ist eine Entscheidung der Eltern, und es geht den 
Staat nichts an, ob das Kind in einer Ehe erzogen wird 
oder nicht. Das ist eine private Entscheidung der Eltern. 

Das Weitere, das wir hier ansprechen müssen, ist: 
Wenn wir Artikel 6 anfassen, was soll sich konkret än¬ 
dern? - Unsere Fraktion hat dazu eine Anhörung gemacht 
mit wirklich glühenden Befürwortern des Projekts, har¬ 
ten Gegnern und auch vielen Sachverständigen. Dort ha¬ 
ben wir die Frage gestellt: Was wollt ihr, das sich in der 
Rechtswirklichkeit konkret ändert? - Da gab es Beispie¬ 
le: Traumatherapie für ausländische Kinder - ich finde, 
darüber kann man reden; das muss man aber nicht in die 
Verfassung schreiben -, Beteiligungsrechte in rechtli¬ 
chen Prozessen oder Verwaltungsverfahren - das kann 
man in die Verfassung schreiben; entscheidender ist aber, 
dass wir das ins einfache Gesetz schreiben, weil es ohne¬ 
hin dort hingehört. Wenn man mal fragt, was die Verfas¬ 
sungsänderung bedeuten soll, ist das Hauptziel ein, ich 
sage mal, gesellschaftlicher Bewusstseinswandel. 

(Beifall bei der FDP) 

Darüber, finde ich, kann man reden. Aber dann muss 
doch der Obersatz klar sein: Wenn man Artikel 6 der Ver¬ 
fassung anfasst, dann darf kein Schaden entstehen. Ich 
finde, da muss man jetzt einmal differenzieren. Bislang 
sind die beiden Gesetzentwürfe in einen Topf gewor¬ 
fen worden. Zu beantragen, wie es Die Linke hier tut, 
nämlich Artikel 6 Absatz 2, auf dem über 70 Jahre ver¬ 
fassungsgerichtliche Rechtsprechung zur Stärkung und 
zum Schutz des Kindes, zur Stärkung und zum Schutz 
der Familien basieren, auf den Müllhaufen der Geschich- 

(B) te zu befördern, und zu glauben, das stärke die Rechte 
von Kindern, wäre eindeutig ein verfassungsrechtlicher 
Schaden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

ln dem Dreieck von staatlichem Wächteramt, Familie 
und Kindern ist dies kein Gesetz zur Stärkung von Kin¬ 
dern. Sie wollen ein Gesetz zur Schwächung von Fami¬ 
lien und zur Stärkung des Staates, und das wird mit uns 
nicht zu machen sein. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Norbert Müller [Potsdam] 

[DIE LINKE]: Sie haben ein sehr eigenartiges 
Familienbild!) 

Da gehen die Grünen schon vorsichtiger und klüger 
vor. Sie wollen nicht die Obliegenheiten der Eltern zur 
Erziehung der Kinder mal eben auf den Müllhaufen der 
Verfassungsgeschichte befördern, so wie Sie das tun, 
sondern stellen neben das Erziehungsrecht der Eltern das 
Wohl des Kindes. Das kann man natürlich machen; aber 
in Wahrheit ist das nicht neu. Die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts sagt doch ganz eindeutig: 
Wir haben das Konzept der Elternverantwortung. Und 
die Elternverantwortung ist immer zuerst dem Wohl des 
Kindes verpflichtet. Jetzt müssen Sie die Frage beant¬ 
worten - ich bin gespannt, was die Anhörungen dazu er¬ 
geben werden -: Wollen Sie nur etwas reinschreiben, was 
schon längst Praxis ist - dann hat es Appellwirkung; das 
kann man machen -, oder ist es so, wie es ein zunehmend 


großer Teil der Staatsrechtswissenschaft sagt, dass, wenn 
Sie eine Formulierung hineinnehmen, die nichts verän¬ 
dert oder das bewährte Dreieck aus staatlichem Wächter¬ 
amt, Familie/Eltern und Kindern möglicherweise zulas¬ 
ten von Kindern und Familien und zugunsten des Staates 
verändert, dies dann keine Stärkung von Kinderrechten, 
sondern nur eine Stärkung des Staates ist? Darüber wird 
im weiteren Verfahren zu reden sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. 

Dr. Patrick Sensburg [CDU/CSU]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Abgeordnete Norbert Müller für die 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Norbert Müller (Potsdam) (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her¬ 
ren! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Im 30. Jahr 
der Verabschiedung der UN-Kinderrechtskonvention 
führen wir im Deutschen Bundestag erneut eine Debat¬ 
te über die Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz, 
und das ist gut. Die erste Initiative dazu gab es übrigens 
in der 14. Wahlperiode von der PDS-Bundestagsfraktion, 
die bereits 2000 einen Gesetzentwurf eingebracht hat, 
um die Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ebenso lange mahnt uns, Herr Dr. Buschmann, der 
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes in seinen ab¬ 
schließenden Empfehlungen zu den Staatenberichten, die 
die Bundesregierung alle fünf Jahre zur Umsetzung der 
Kinderrechte abgibt, in Deutschland doch bitte endlich 
die Kinderrechte ins Grundgesetz aufzunehmen. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist keine fantastische Diskussion, sondern Realität. 

Die UN-Kinderrechtskonvention ist bereits geltendes 
einfaches Bundesrecht. Sie hat nicht Verfassungsrang, 
aber ist dank der FDP mit der vollständigen Ratifizierung 
im Jahre 2011 - Konservative, aber auch Sozialdemokra¬ 
ten und Grüne haben das fast 20 Jahre nicht hinbekom¬ 
men - in Deutschland geltendes einfaches Bundesrecht. 

(Ingmar Jung [CDU/CSU]: Die CDU war 
auch beteiligt!) 

Das genügt aber nicht, und ich will Ihnen auch sagen, 
warum. 

Warum sollen Kinderrechte ins Grundgesetz? Die 
Gegner sagen, Elternrechte würden eingeschränkt. Ja, 
um Himmels willen! Kinder sind doch nicht das Eigen¬ 
tum ihrer Eltern. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne¬ 
ten der SPD - Dr. Marco Buschmann [FDP]: 

Aber auch nicht des Staates!) 
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(A) Was ist denn das für eine verquere Vorstellung von Fa¬ 
milie, die Sie haben? Bei der AfD interessiert mich das 
nicht; die haben sowieso ein verqueres Familienbild. 

(Martin Reichardt [AfD]: Das muss man sich 
doch nicht von so einem wie Ihnen sagen las¬ 
sen!) 

Aber was ist denn das für ein Bild von Familie, das Sie 
hier entwickeln, bei dem Kinder und Eltern ständig im 
Konflikt miteinander sind und der Staat jetzt intervenie¬ 
ren soll? 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Das vermit¬ 
teln Sie doch gerade!) 

Das ist doch nicht die Realität. Die Realität ist, dass Sie 
Elternrechte stärken, wenn Sie die Rechte der Kinder 
stärken. Dazu müssten Sie mal wissen, was Kinderrechte 
sind. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne¬ 
ten der SPD - Martin Reichardt [AfD]: Das ist 
doch alles Unsinn! Das kommt doch alles aus 
Ihrer stalinistischen Mottenkiste!) 

Sie haben offenbar gar keine Ahnung, was Grundrech¬ 
te sind. Grundrechte sind Abwehrrechte gegenüber dem 
Staat und nicht Abwehrrechte gegenüber den Eltern. Das 
heißt, wenn die Kinderrechte im Grundgesetz gestärkt 
werden, werden die Abwehrrechte gegenüber dem Staat 
gestärkt und nicht gegenüber den Eltern. Gucken Sie 
noch mal rein, dann sehen Sie das. 

(B) 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das nächste Argument ist, Menschenrechte würden ja 
auch für Kinder gelten. Ja, das stimmt. Aber Kinder sind 
eben keine kleinen Erwachsenen. Sie haben besonderen 
Anspruch auf Schutz, sie haben besonderen Anspruch auf 
Förderung und besonderen Anspruch auf Beteiligung, 
übrigens einen anderen als Erwachsene. Ich will Ihnen 
ein einfaches Beispiel geben: Wir hatten gerade Europa- 
und Kommunalwahlen. Vor den Europawahlen gab es 
verschiedene Vorstöße, das Wahlalter zu senken. Kinder 
und Jugendliche haben kein Wahlrecht, sollen aber nach 
der UN-Kinderrechtskonvention in allen Dingen, die 
sie betreffen, beteiligt werden. Weil das in Deutschland 
nun mal nicht so ist, weil hier bei Bundestagswahlen nur 
Deutsche, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ein 
Wahlrecht haben, heißt das: Wir müssen Kinder beson¬ 
ders beteiligen, und zwar anders als Erwachsene, die ein 
Wahlrecht haben. Deswegen brauchen wir Kinderrechte 
im Grundgesetz. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 

Beate Walter-Rosenheimer [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Ein anderes Beispiel: die Proteste von Fridays for Fu- 
ture. Hier wird die Schulpflicht gegen das Grundrecht 
auf Versammlungsfreiheit ausgespielt. Im Zweifel wer¬ 
den Kinder eben nicht beteiligt. Entscheidend ist aber die 
Versammlungsfreiheit. Das zeigt: Wir müssen auch hier 


die Rechte von Kindern stärken, weil sie an dieser Stelle (C) 
eben überhaupt nicht klar sind. 

(Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- Meine Redezeit ist so gut wie zu Ende. Ich glaube, Sie 
müssen eine Kurzintervention machen. - Das zeigt die 
komplette Verlogenheit der Debatte. 

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. 

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Gott sei Dank!) 

Der letzte Punkt, der mir besonders wichtig ist - mei¬ 
ne Kollegin Sabine Zimmermann wird gleich die zweite 
Rede vonseiten unserer Fraktion halten -: ln kaum einem 
Land Europas entscheidet die soziale Stellung so sehr 
über den Bildungserfolg von Kindern. Wir sagen: Das 
Recht auf Förderung muss besonders verankert werden. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Sie können gerne weitersprechen. Das kostet aber die 
Kollegin Zimmermann Redezeit. 

Norbert Müller (Potsdam) (DIE LINKE): 

Neben den großen Themen - Kinderarmut und ande¬ 
re; Katja Dörner hat das schon angesprochen - brauchen 
wir ein spezielles, in der Verfassung verankertes Recht 
auf Förderung. Ich bitte Sie, nach Überweisung in den 
Ausschuss unserem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) (D) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Dr. Völker Ullrich für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Unter den vielen Beschreibungen unserer Welt 
ist auch eine möglich, die die Kinder in den Mittelpunkt 
stellt und die deutlich macht, dass unsere Welt jung ist. 

Über 2 Milliarden Menschen sind derzeit unter 15 Jah¬ 
re alt. Für diese Menschen weltweit ist die UN-Kinder- 
rechtskonvention Hoffnung und Zuversicht zugleich. Wir 
wissen, dass wir nur eine Zukunft haben, wenn wir auf 
die Kinder setzen 

(Stephan Brandner [AfD]: Indem wir uns auf 
die Kinder setzen? Was sagen die Kinder, 
wenn wir uns auf sie setzen? Ich setze mich 
nicht auf Kinder!) 

und ihnen die bestmöglichen Voraussetzungen gewähr¬ 
leisten, überall auf der Welt. 

Ich weiß, dass dies in vielen Teilen der Welt noch 
nicht in dem Umfang möglich ist, wie wir es uns erwiin- 
schen. Trotzdem bedeuten 30 Jahre Kinderrechtskonven¬ 
tion auch 30 Jahre Hoffnung. Ich glaube, das ist ein ganz 
wichtiger Moment. Die großen Punkte der Kinderrechts¬ 
konvention kann man zusammenfassen mit dem Streben 
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(A) nach einem besseren Kindeswohl, nach einem Verbot 
von Diskriminierung, nach Beteiligung und nach einem 
Recht auf Leben und Entwicklung. Das alles findet sich 
in dieser Konvention, die übrigens bereits im Range ei¬ 
nes einfachen Bundesgesetzes in Deutschland vollum¬ 
fänglich gilt. Deswegen ist in der Tat die Frage erlaubt, 
ob es eine Begriindungsnotwendigkeit gibt, neben der 
UN-Kinderrechtskonvention auch eine Verfassungsände¬ 
rung herbeizuführen. 

Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass auch un¬ 
ter der Geltung des bereits seit 70 Jahren bestehenden 
Artikels 6 unseres Grundgesetzes hervorragende Verän¬ 
derungen für Kinder in Deutschland möglich waren. 

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD]) 

Als im Jahre 1948/49 das Grundgesetz verabschiedet 
worden ist, sind in den Schulen in Deutschland Kinder 
noch gezüchtigt worden. Das Recht auf gewaltfreie Er¬ 
ziehung ist erst im Jahr 2000 in das Bürgerliche Gesetz¬ 
buch aufgenommen worden. Das zeigt, dass wir bereits 
einen langen Weg hinter uns haben. Nach der Recht¬ 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts heißt es ganz 
klar: Das Wohl der Kinder liegt den Eltern besonders am 
Herzen. Eine kindgerechte Entwicklung steht auch im 
Mittelpunkt des Erziehungsauftrages. - Das hat dazu ge¬ 
führt, dass sich in unserem Land zu Recht unendlich viel 
getan hat. 

Trotzdem stehen wir vor dem juristischen Problem, 
dass wir einerseits die Kinder mit ihren besonderen 
Lebenssituationen in den Blick nehmen müssen, an- 

(B) dererseits aber bei der Beurteilung ihrer Stellung die 
UN-Kinderrechtskonvention als einfaches Bundesge¬ 
setz heranziehen müssen. Deswegen haben wir uns als 
Große Koalition auf den Weg gemacht, ausgehend von 
dieser Situation etwas Besseres zu schaffen. Dabei trete 
ich jedem entgegen, der das juristisch - bewusst oder un¬ 
bewusst, weil er es nicht anders weiß - falsch bewertet. 
Nach wie vor steht im Mittelpunkt unserer Überlegungen 
das Recht der Eltern auf Erziehung ihrer Kinder, weil die 
Eltern die Verantwortung bei der Erziehungsarbeit tra¬ 
gen. Damit ist die Familie die Organisation, die für die 
Erziehung der Kinder zuständig ist. Gleichwohl wollen 
wir, dass die Eltern im Rahmen ihrer Erziehungsleistung 
durch ein Staatliches Wächteramt begleitet werden. Wir 
wollen die Rechte der Kinder stärken und damit deutlich 
machen, dass uns eine kindgerechte Gesellschaft beson¬ 
ders am Herzen liegt. Um deutlich zu machen, dass die 
Stärkung von Familien im Mittelpunkt unserer Politik 
steht, wollen wir dies durch eine Änderung im Grundge¬ 
setz zum Ausdruck bringen. Die Kinder und ihre Rechte 
liegen uns besonders am Herzen. 

Wir wollen und werden eine Änderung des Grundge¬ 
setzes aber sehr sorgsam angehen. Da stellt sich zunächst 
die Frage, wo diese Änderung angesiedelt sein wird, ob 
in Artikel 2, wie einige Staatsrechtslehrer Vorschlägen, 
oder in Artikel 6. Ich glaube, sie gehört in das Umfeld 
der elterlichen Sorge, der Sorge der Eltern für ihre Kin¬ 
der, weil wir daran nichts ändern wollen. Ich mache auch 
darauf aufmerksam, dass die Verfassung gerade in den 
ersten 20 Artikeln eine schöne, ästhetische Sprache hat. 
Kinder haben es verdient, dass wir in einer schönen, äs¬ 


thetischen Sprache auch ihre Rechte besonders hervor- (C) 
heben. 

Ja, man kann darüber sprechen, ob das, wie manche 
behaupten, Symbolpolitik ist oder nicht. Aber ich glau¬ 
be, wenn wir für die Rechte von Kindern eintreten, wenn 
wir uns weiterhin auf den Weg machen, eine kindgerech¬ 
te und familienfreundliche Gesellschaft zu entwickeln, 
dann kann das niemals Symbolpolitik sein. Vielmehr ist 
es ein wichtiger staatlicher Auftrag, den wir Umsetzern 

(Beifall der Abg. Dagmar Ziegler [SPD]) 

Wir haben das Grundgesetz in den letzten Jahren in 
vielen Punkten geändert, insbesondere in einer Sprache, 
die eher an Verwaltungsrecht erinnert. Ich erinnere an 
die Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Dann können wir 
uns doch im gleichen Atemzug überlegen, wie, mit wel¬ 
chem Satz wir die Rechte von Kindern im Grundgesetz 
verankern. Aber das wird nicht ausreichen. Es wird auch 
dämm gehen, das eine zu tun und das andere nicht zu las¬ 
sen. Wir müssen uns nach wie vor für die Verbesserung 
von Bildungschancen für Kinder sehr stark einsetzen, 
auch für eine inklusive Bildung. Wir sind gerade dabei, 
die Kinder- und Jugendhilfe auf noch bessere, praxis¬ 
tauglichere Füße zu stellen. Wir müssen auch über die 
Entlastung von Familien im Steuerrecht sprechen und 
darüber, warum der Kinderfreibetrag noch immer nicht 
auf der Höhe des Freibetrages für Erwachsene ist. Das 
alles sind Themen, über die wir sprechen können. Am 
Ende des Tages kommt es darauf an, wie wir die Rechte 
von Familien, aber auch die Rechte von Kindern ganz 
konkret stärken. Unser Ziel muss sein, eine der kinder¬ 
freundlichsten Gesellschaften auf der Welt zu sein. Der (D) 
Satz, dass Kinder unsere Zukunft sind, ist keine unver¬ 
bindliche Programmempfehlung, sondern der Kern un¬ 
serer Politik. Deswegen werden wir eine Grundgesetz¬ 
änderung sehr sorgsam angehen. Die Kinder, um die es 
geht, haben es verdient, dass wir uns mit dieser Grund¬ 
gesetzänderung sehr sorgsam und intensiv beschäftigen. 
Machen wir uns auf den Weg! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Abgeordnete Stephan Brandner für 
die AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Brandner (AfD): 

Meine Damen und Herren! Liebe Besucher auf der 
Tribüne! In diesem Jahr wird unser Grundgesetz 70 Jah¬ 
re alt. Es hat bislang ziemlich viele Änderungen er- und 
überlebt. Der Staats- und Verfassungsrechtler Grimm 
beklagte unlängst die Aufblähung des Grundgesetzes - 
aus gutem Grund; denn alles, was in der Verfassung ge¬ 
regelt ist, wird der Politik entzogen. Jede Grundgesetz¬ 
änderung schränkt den Souverän, also das Volk und die 
zurzeit 709 Mitglieder des Bundestages, die fast alle hier 
sitzen, massiv ein. Jede Grundgesetzänderung stärkt und 
politisiert das Bundesverfassungsgericht mit seinen nur 
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(A) 16 Mitgliedern. Es gibt also eine Schieflage durch jede 
Grundgesetzänderung, wodurch wir uns binden. - Meine 
Damen und Herren, das vorweg. 

Der hier diskutierte Gesetzentwurf der Grünen kommt 
unter dem sympathischen Titel „Stärkung der Kinder¬ 
rechte“ daher. Er verfolgt aber das gleiche Ziel wie der 
Gesetzentwurf der Linken. Das passt übrigens zu der Be¬ 
obachtung, wonach diese beiden linken hetzerischen und 
spalterischen Extreme des politischen Spektrums sehr 
häufig und vor allem hier im Bundestag komplizenhaft 
zulasten Deutschlands und der Deutschen agitieren und 
agieren. 

(Beifall bei der AfD) 

Der Bürger muss wissen: Da, wo „links“, „grün“ oder 
„bunt“ draufsteht, ist stets sehr viel international sozia¬ 
listisches Rotes drin. Genauso ist es auch hier: Sie wol¬ 
len - typisch! - Freiheiten einschränken und die Familie 
entwerten. Sie von Grün bis ganz links wollen den Eltern 
in die Erziehung der Kinder pfuschen. Im Ergebnis wol¬ 
len Sie unsere Kinder verstaatlichen. 

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Sie lachen 
über Ihre eigenen Witze, Herr Brandner!) 

Das ist die unterste Schublade politischen Handelns und 
sollte jedem, der für unsere freiheitliche Gesellschafts¬ 
ordnung steht, und jedem, der gegen noch mehr Staat ist, 
zu denken geben und von jedem, der so tickt, abgelehnt 
werden. Deshalb werden wir von der AfD den Gesetzent- 

(B) wurf ablehnen. 

(Beifall bei der AfD - Beifall bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr gut!) 

Etwas Entwarnung gibt es: Die grünen und die linken 
Antragsteller verfolgen ihre verwerflichen Ideen nicht 
so richtig mit Verve. Sie wollen - noch offenbar - nur 
ein wenig provozieren; ansonsten hätten sie ihre lieblos 
zusammengeschusterten Gesetzentwürfe nicht erst vor 
wenigen Stunden in schlechter Schriftform präsentiert: 

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Gesetzentwurf der Linken erinnert an einen lieb¬ 
los zusammengestückelten Entwurf einer Verwaltungs¬ 
vorschrift und erfüllt nicht annähernd die Ansprüche an 
einen ernstzunehmenden Entwurf eines Gesetzes zur Än¬ 
derung unseres Grundgesetzes. 

(Beifall bei der AfD - Kerstin Kassner [DIE 
LINKE]: Sie können das ja so viel besser!) 

Sie zitieren nicht einmal die richtige Version des Grund¬ 
gesetzes. Da haben Sie offensichtlich falsch gegoogelt. 

Formell etwas besser, liebe Grüne, ist Ihr Gesetzent¬ 
wurf, inhaltlich aber nicht. Sie kennen Artikel 6 Absatz 1 
unseres Grundgesetzes - er wurde heute oft zitiert -: Ehe 
und Familie stehen unter staatlichem Schutz. - Zur Fa¬ 
milie gehören, sofern vorhanden, natürlich auch die Kin¬ 
der. Deshalb gehören sie begrifflich genau an diese Stel¬ 


le und dürfen von den Familien nicht getrennt werden. (C) 
Das, was in Artikel 6 Absatz 2 geregelt ist, reicht völlig 
aus. Die Kinder sind volle Grundrechtsträger; Kollegin 
Harder-Kühne 1 hatte daraufhingewiesen. 

Von Anfang an war Ihnen das aber ein Dorn im Auge. 

Die linken Grappierungen haben die Äxte an die Keim¬ 
zelle unserer Gesellschaft und die wichtigste Gemein¬ 
schaft unseres Zusammenlebens gelegt, 

(Kerstin Kassner [DIE LINKE]: Das ist ja 
wirklich grotesk!) 

in den letzten Jahren noch zunehmend mit Hilfe der 
Schwarzen, der Hellroten und der Gelben, wenn ich an 
die Homo-Ehe denke, die verfassungswidrig ist. Meine 
Damen und Herren, als nächster Schritt sollen nun die 
Kinder verstaatlicht werden. Da machen Sie offenbar alle 
mit. Das, was Kollege Ullrich und die Kollegin Dilcher 
gerade geschildert haben, lässt tief blicken und uns mit 
großer Sorge aus dieser Debatte herausgehen. 

Meine Damen und Herren, diese unheilige Allianz 
aus Rot und Grün, meist unterstützt durch Schwarz und 
Gelb in der Familienpolitik, zeigt auch heute wieder, wes 
Geistes Kind Sie sind. Sie wollen Familien zerstören. Sie 
wollen Eltern entrechten und Kinder mithilfe des Staa¬ 
tes in Position gegen ihre Eltern bringen. Da machen wir 
nicht mit. 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: Sie 
haben ja keine Ahnung davon, was eine Fa¬ 
milie ist!) (D) 

Sie wollen nicht mehr Kinderrechte, Sie wollen weniger 
Familie und mehr Staat. Das geht mit der AfD nicht. Da¬ 
für werden wir kämpfen. Ihre Zweidrittelmehrheit, die 
Sie hier in den Raum gestellt haben, können Sie sich ab- 
schminken. 

(Beifall bei der AfD) 

Wir lehnen diese familien- und gesellschaftsfeind¬ 
lichen Gesetzentwürfe ab. Dabei sei nur am Rande der 
bekannte berüchtigte Umgang der Grünen mit Kindern 
erwähnt. Ich sage nur Frühsexualisierung, Pädophilie 
und nenne exemplarisch Herrn Cohn-Bendit. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Diese Bemerkungen können Sie jetzt leider nicht mehr 
machen. Sie müssen bitte einen Punkt setzen. 

Stephan Brandner (AfD): 

„Braucht’s des?“, fragte einer von Ihnen beim letzten 
Mal; ich glaube, das war der Herr Grundl. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Herr Brandner, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich bin 
gehalten. Ihnen das Wort zu entziehen, wenn Sie nach der 
zweiten Ermahnung nicht den Punkt setzen. 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 104. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 6. Juni 2019 


12657 


Stephan Brandner (AfD): 

Ich gebe diese Frage gerne zurück. Das braucht es 
nicht, genauso wenig wie Sie. 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD - Steffi Lemke [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war ja mal gar 
nichts!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Susann Rüthrich für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Susann Rüthrich (SPD): 

Kommen wir aus dem Kabarett wieder in den Bun¬ 
destag zurück. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Kinder sind unsere Zukunft - ja, aber nicht 
nur; sie sind ja schon da. 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 

Genau!) 

Genau genommen geht es nicht einmal um uns, sondern 
um sie, um die Kinder, und zwar um ihrer selbst willen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht um das heutige Leben von allen Kindern in 
unserem Land, wenn wir fordern: Kinderrechte müs¬ 
sen endlich den Stellenwert bekommen, den die Kinder 
verdienen. Sie müssen auf Augenhöhe mit den anderen 
Grundrechten kommen. Wir haben gerade den 70. Ge¬ 
burtstag unseres Grundgesetzes gefeiert, und am 1. Juni 
hatten wir den Kindertag. Mit Kinderrechten im Grund¬ 
gesetz wäre jeder Tag Kindertag; denn um das Wohlerge¬ 
hen der Kinder und ihre Entwicklung hat es uns allen an 
jedem Tag im Jahr zu gehen. 

Da wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
mit Ihnen, liebe Grüne und Linke, einig sind, freue ich 
mich, dass wir heute diese Debatte führen. Noch mehr 
freue ich mich aber, dass wir uns auch in der Regierung 
einig sind. Deswegen hat die SPD mit der CDU/CSU im 
Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir die Kinderrechte 
ins Grundgesetz aufnehmen, ln der Kinderkommission 
des Bundestages haben wir uns schon in der letzten Le¬ 
gislaturperiode unter meinem Vorsitz angeschaut, wie 
es um die Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland 
bestellt ist. Da gibt es noch eine ganze Menge zu tun; 
denn es kommen nicht alle Kinder zu ihrem Recht, wie 
es eigentlich möglich und nötig wäre. 

Kinder, deren Eltern wenig Geld haben, sind oft aus¬ 
geschlossen, haben schlechtere Chancen in der Schule, 
sind weniger gesund. Ja, Kinderarmut hat Folgen. 

(Martin Reichardt [AfD]: Das kommt von 
Hartz IV, wenn ich mich richtig entsinne! Das 
habt ihr doch beschlossen!) 


Ich persönlich setze mich daher schon lange für eine (C) 
Kindergrundsicherung ein und will, dass kein Kind in 
Deutschland mehr arm ist. Wir schauen aber beispiels¬ 
weise auch auf die Kinder mit Behinderungen. Welche 
Kämpfe müssen sie und ihre Eltern ausstehen, um end¬ 
lich zu ihrem Recht zu kommen? Sie haben aber das 
Recht, gleichberechtigter Teil unserer Gesellschaft zu 
sein. Davon sind wir noch viel zu weit entfernt, trotz all 
der großen Schritte, die wir unzweifelhaft getan haben. 

Kinder mit Migrationsbiografien - entweder bei sich 
selbst oder in ihren Familien - erleben weiterhin Diskri¬ 
minierung. Das geht nicht. Flüchtlingskinder sind sogar 
an vielen Stellen viel zu lange abgeschottet und ausge¬ 
schlossen. Sie spielen im Asylverfahren de facto kaum 
eine Rolle. Auch das geht nicht. Solange Kinder, deren 
Geschlecht nicht eindeutig Junge oder Mädchen ist, wie 
es die Mehrheitsgesellschaft oft erwartet, sogenannte In¬ 
terkinder, immer noch unnötigerweise geschlechtsanglei¬ 
chenden Operationen ausgesetzt sind, 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 

Wir haben einen Antrag dazu vorgelegt!) 

müssen wir uns um die Kinderrechte und das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit und freie Entwicklung der 
Identität der Kinder weiterhin sorgen; denn diese Kinder 
können sich nicht wehren. 

Nur einmal nebenbei: Das Recht auf Spiel und frei 
gestaltete Zeit für Kinder ignorieren wir Erwachsenen 
umso lieber und sehr gern. Nachdem wir die Kinder mit 
unseren ökonomisch geprägten Leistungsanforderun¬ 
gen so richtig schön vollgestopft haben, behaupten wir 
hinterher immer noch, dass die Jugend von heute quasi (D) 
kaum noch lesen und schreiben könne. Was für ein fürch¬ 
terliches Bild zeichnen wir häufig von unseren Kindern 
und Jugendlichen? 

(Zurufe von der AfD) 

- Hören Sie doch einmal auf, immer dazwischenzuquat¬ 
schen. Sie wollten hierher, also müssen Sie mir jetzt auch 
zuhören. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zuruf des 
Abg. Martin Reichardt [AfD]) 

Als Mutter von drei kleinen Kindern und als jemand, 
die Bildungsarbeit in Schulen mit jungen Ehrenamtli¬ 
chen gemacht hat, als ehemalige Vorsitzende eines Kin¬ 
der- und Jugendverbandes kann ich nur sagen: Unsere 
Kinder sind großartig. Jeder junge Mensch ist wunderbar 
und in unserer Gesellschaft herzlichst willkommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Da wir dies hier deutlich machen können, freue ich 
mich über die heutige Debatte. Nachdem Kinder- und 
Jugendverbände, Kinderärzteverbände und andere, auch 
zusammen mit vielen in den Parteien, lange Zeit für die 
Kinderrechte im Grundgesetz gekämpft haben, wird es in 
diesem Jahr hoffentlich endlich so weit sein, 

(Martin Reichardt [AfD]: Im neunten Monat 
abtreiben ist in Ordnung, ja? Wo sind da die 
Kinderrechte?) 
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wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, sich hier ei¬ 
nen Ruck geben und mit uns zusammen Ja sagen. 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe arbeitet und wird uns 
hoffentlich in diesem Jahr einen Formulierungsvorschlag 
vorstellen. Über die Bundesländer werden auch Sie, liebe 
Grüne und Linke, die Möglichkeit haben, Ihre Formulie¬ 
rungsvorschläge einzubringen. Ich gehe davon aus, dass 
Sie das tun werden. Ich erwarte, dass wir dann hier im 
Parlament über einen umfassenden Vorschlag diskutie¬ 
ren und nicht über den kleinsten gemeinsamen Nenner, 
auf den sich die Mitglieder der Arbeitsgruppe irgendwie 
einigen konnten. Was wir nicht brauchen, ist, jetzt For¬ 
mulierungen zu beschließen, wodurch wir mehrere par¬ 
allele Verfahren hätten. Den Formulierungsvorschlag der 
Arbeitsgruppe können wir, wenn wir ihn endlich bekom¬ 
men und kennen, mit unseren umfassenden Formulie¬ 
rungsvorschlägen und Vorstellungen abgleichen. 

Es geht um Schutz, Förderung, Entwicklung und 
Beteiligung. Ohne Beteiligung ist das Wohl des Kindes 
überhaupt nicht zu ermitteln. 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 

Genau!) 

Ohne Beteiligung funktioniert auch Kinderschutz 
nicht. Ein Kind muss erfahren und erlebt haben, dass 
seine Meinung, seine Rede eine Wirkung hat, damit es 
sich im Ernstfall auch an Erwachsene wendet, wenn ihm 
etwas zugestoßen ist oder ihm etwas angetan wurde. 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 

Richtig!) 

Es geht auch nicht um irgendeine Förderung, um irgend¬ 
einen Schutz, sondern um den bestmöglichen. Das ist der 
Geist, den die Kinderrechtskonvention atmet. Es muss 
unser Anspruch und unser Versprechen sein, dass wir 
jedem Kind und jeder Familie die bestmöglichen Bedin¬ 
gungen schaffen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Norbert Müller [Potsdam] [DIE 
LINKE] - Zuruf des Abg. Martin Reichardt 
[AfD]) 

Wir stärken mit den Kinderrechten die Eltern; denn 
sie sind die Sachwalter der Rechte ihres Kindes. Sie soll¬ 
ten nicht kämpfen müssen, um mit ihrem Kind zu ihrem 
Recht zu kommen. Geben Sie sich also einen Ruck. Las¬ 
sen Sie uns die Kinderrechte ins Grundgesetz aufneh¬ 
men, unserem Grundgesetz die Kinderrechte schenken; 
denn die Kinderrechte stünden unserem Grundgesetz 
unheimlich gut. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Matthias Seestern-Pauly für 
die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 


Matthias Seestern-Pauly (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Seit über 20 Jahren wird nunmehr 
die Debatte über die Aufnahme von Kindergrundrech¬ 
ten ins Grundgesetz geführt, und zwar - das merken wir 
zum Teil auch heute - sehr kontrovers. Dies haben wir 
als Freie Demokraten Ende letzten Jahres zum Anlass 
genommen, einen Fachkongress durchzuführen, um uns 
abermals intensiv mit allen Facetten dieses Themas aus¬ 
einanderzusetzen. 

Ich persönlich als kinder- und jugendpolitischer Spre¬ 
cher meiner Fraktion, auch als Lehrer, vor allem aber als 
Vater bin immer dafür, die Rechte und Chancen von Kin¬ 
dern zu stärken. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Aufnahme eines Kindergrundrechts ins Grundgesetz 
kann hierbei ein Instrument sein; dies fordern im Übrigen 
viele Verbände wie das Deutsche Kinderhilfswerk oder 
UNICEF Deutschland seit Langem. In diesem Zusam¬ 
menhang sage ich aber auch ganz klar: Wir Freie Demo¬ 
kraten wollen keinen miterziehenden Staat. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir Freie Demokraten wollen explizit nicht, dass die 
Rechte von Kindern und Eltern durch eine Grundgesetz¬ 
änderung gegeneinander ausgespielt werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD) 

Bei vielen, bei renommierten Staatsrechtlern, aber auch 
bei einigen Verbänden, besteht die große Sorge, dass ge¬ 
nau dies passieren könnte. Diese Sorge sollten wir ernst 
nehmen, vor allem da alle betonen, dass dies gerade nicht 
passieren soll. Wir sollten dies außerdem ernst nehmen, 
weil wir hier über eine Änderung unseres Grundgeset¬ 
zes diskutieren. Eine solche Änderung hat fundamentale 
Folgen, nicht nur bis zur nächsten Wahl, sondern auch für 
die kommenden Jahrzehnte und Generationen. Es wird 
also darauf ankommen, eine adäquate Formulierung zu 
finden, die beide Aspekte, die ich gerade benannt habe, 
sicherstellt, nämlich erstens die Stärkung unserer Kinder 
und zweitens den Schutz des Elternrechts vor staatlichen 
Eingriffen. Es wird auch darauf ankommen, wo genau 
diese Grundgesetzänderung angesiedelt werden soll. 

Die hierfür eingesetzte Bund-Länder-Arbeitsgrup- 
pe - das haben wir gerade schon gehört - ist mehr oder 
minder auf den letzten Metern. Ich halte es für dringend 
notwendig, das Abschlusspapier dieser Arbeitsgruppe 
abzuwarten, und zwar aus zwei Gründen: erstens aus 
Respekt gegenüber der Arbeit dieser Arbeitsgruppe und 
zweitens, um auf diesem Ergebnis gemeinsam und kon¬ 
struktiv aufbauen zu können, um zu einer guten Lösung 
im Sinne unserer Kinder als auch der Eltern zu kommen. 

(Beifall bei der FDP) 

Lassen Sie mich abschließend auf einen wichtigen 
Aspekt eingehen, der hier schon mehrfach angesprochen 
wurde. Unabhängig von einer möglichen Grundgesetz¬ 
änderung müssen wir uns darauf konzentrieren, durch 
einfachgesetzliche Regelungen die Rahmenbedingungen 
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für unsere Kinder so zu verbessern, dass die Belange von 
Kindern insgesamt mehr berücksichtigt werden; denn 
eine Grundgesetzänderung allein wird dieses Ziel nicht 
erreichen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Sabine Zimmermann für 
die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Kinderrechtsausschuss der Vereinten Na¬ 
tionen sagt zur Lage der Kinderrechte in Deutschland: 
Kinderarmut ist verbreitet. Sie betrifft Kinder Alleiner¬ 
ziehender, kinderreicher Familien, Familien mit Migrati¬ 
onshintergrund und Familien, in denen Eltern erwerbslos 
oder prekär beschäftigt sind. - Der Ausschuss fordert 
den Kampf gegen Kinderarmut, einen angemessenen Le¬ 
bensstandard für Kinder und bessere Unterstützung für 
arme Familien. Genau das fordert Die Linke seit Jahren; 
aber hier in der Regierung bewegt sich leider nichts, mei¬ 
ne Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Seit Jahren stagnieren die Zahlen von Kindern in 
Hartz-IV-Bedarfsgemeinschaften bei rund 2 Millionen. 
Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, endlich ein 
wirksames Konzept gegen Kinderarmut vorzulegen. 
Stattdessen gibt es 10 Euro mehr Kindergeld ab Juli, wo¬ 
von Kinder in Hartz-IV-Bedarfsgemeinschaften nichts, 
aber auch gar nichts haben; denn es wird ihnen beim Re¬ 
gelsatz wieder weggenommen. So organisiert der Staat 
auf dem Rücken der Kinder jedes Jahr zusätzliche Haus¬ 
haltseinsparungen von 5 Milliarden Euro. Das ist eine 
Schande, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Linke fordert eine Kindergrundsicherung, die je¬ 
dem Kind in diesem Land gleiche Chancen aufzeigt und 
vor allen Dingen sichert. Kinderarmut ist keine Lappalie. 
Sie gehört zu den schwersten Verletzungen des Kindes¬ 
wohls. Das Kindeswohl ist das Leitmotiv der UN-Kin- 
derrechtskonvention und sollte es auch im deutschen 
Recht sein. Das betrifft alle Rechtsbereiche. Es muss sich 
etwas tun in der Gesetzgebung, in der Verwaltung, aber 
auch in der Rechtsprechung. 

Ein eigenständiges Grundrecht für Kinder und Ju¬ 
gendliche ist daher keine Symbolpolitik. Es bindet den 
Gesetzgeber. Es verpflichtet die Gerichte, Gesetze ver¬ 
fassungskonform anzuwenden, dass vor allen Dingen 
das Kindeswohl gewährleistet ist. Es bewirkt, dass sich 
Kinder gegen die Verletzung ihrer Rechte mit der Ver¬ 
fassungsbeschwerde wehren können. Das, meine Da¬ 
men und Herren, ist bitter nötig. Weil Gegenwehr nicht 
ausreicht, braucht es auch echte Beteiligungsrechte für 
Kinder und für Jugendliche. Das fordert Die Linke. So 


geht nämlich lebendige Demokratie. So geht politische (C) 
Bildung, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Artikel 6 im Grundgesetz zu ergänzen, ist ein erster 
Schritt, ein Minimum, worauf sich die demokratischen 
Parteien hier eigentlich einigen müssten. 

(Martin Reichardt [AfD]: Nehmen Sie sich da 
aus, oder was?) 

Und, meine Damen und Herren der SPD und der CDU, 
es steht im Koalitionsvertrag. Machen Sie also ernst und 
schreiben Sie die Kinderrechte ins Grundgesetz. Sie ha¬ 
ben Die Linke an der Seite, also tun Sie was. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Letzte Redner in dieser Debatte ist der Abgeordnete 
Ingmar Jung für die CDU/CSU-Fraktion. Während er auf 
dem Weg nach vorne ist, bitte ich die zu den folgenden 
18 Abstimmungen herbeigeeilten Kolleginnen und Kol¬ 
legen, Platz zu nehmen und auch für diesen Beitrag die 
notwendige Aufmerksamkeit herzustellen. 

Herr Jung, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ingmar Jung (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin, herzlichen Dank. Auch wenn Sie 
glauben, dass die Kolleginnen und Kollegen tatsächlich ' ’ 
nur wegen der Abstimmungen da sind, freue ich mich 
trotzdem, dass Sie für Aufmerksamkeit sorgen möchten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nach einer 
Stunde Debatte ist es schwierig, hier noch etwas wirk¬ 
lich Neues beizutragen. Ich will gleichwohl versuchen, 
auf etwas einzugehen, was wir bereits gehört haben. An¬ 
knüpfend an den letzten Wortbeitrag möchte ich einmal 
in aller Deutlichkeit sagen: Der Eindruck, der hier in 
manchen Wortbeiträgen vermittelt wurde, Kinder seien 
nicht grundrechtsfähig und Kinder hätten keine Grund¬ 
rechte, ist vollkommen falsch, und den sollte man auch 
so nicht stehen lassen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der FDP) 

Kinder sind grundrechtsfähig. Kinder sind auch be¬ 
schwerdefähig - das wurde eben kurz angesprochen 
und natürlich sind sie im Rahmen unserer verfassungs¬ 
mäßigen Ordnung, wie wir sie seit 70 Jahren leben, ab¬ 
solut geschützt und genießen besondere Rechte. Daran 
sollten wir auch gar keinen Zweifel lassen, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Gleichwohl haben wir uns in der Koalition vorgenom¬ 
men - die Bund-Länder-Arbeitsgruppe ist mehrmals er¬ 
wähnt worden -, zu prüfen, auf welchem Weg wir eine 
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(A) besondere Formulierung von Kinderrechten im Grund¬ 
gesetz schaffen können. Ich mahne uns alle an, Sorg¬ 
falt zu wahren, wenn wir die Verfassung ändern. Denn 
manchmal ist etwas gut gemeint, aber am Ende dann 
nicht gut gemacht. Die Linke glaubt, die Verfassung 
ändern zu können, indem wir das, was sich bewährt hat 
und was Kinder übrigens seit 70 Jahren schützt, näm¬ 
lich das Modell von Elternrechten, Kinderrechten und 
Familienschutz in unserer Verfassung, über den Haufen 
werfen. Eines kann ich Ihnen heute schon sagen - Herr 
Buschmann hat ebenfalls zu Recht daraufhingewiesen 
Das wird mit der CDU/CSU-Fraktion auf gar keinen Fall 
zu machen sein, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch bei dem zugegebenermaßen wesentlich abge¬ 
wogeneren Vorschlag der Grünen muss man doch schon 
genau hinschauen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit 
dem neuen Artikel 6 Absatz 4a formulieren Sie ein Spe- 
zialgrundrecht. Das klingt im ersten Moment gut. Aber 
was passiert am Ende im Hinblick auf Auslegung und 
Rechtsprechung, wenn Sie ein Spezialgrundrecht heraus¬ 
greifen, dieses gewähren und andere nicht? Mit einer sol¬ 
chen Spezialregelung schränken Sie möglicherweise an 
anderer Stelle sogar Kinderrechte ein. Das müssen wir 
uns genau anschauen. Deswegen sind wir gut beraten, 
den Vorschlag der Expertenkommission abzuwarten und 
dann gemeinsam mit aller Sorgfalt zu diskutieren und 
hier nicht vorschnell Formulierungsvorschläge für die 
Änderung unserer Verfassung zu machen. 

j-ßj Eines muss aber auch klar sein - das ist für uns selbst¬ 
verständlich Kinderrechte sind immer dann besonders 
gewährt, wenn wir starke Familien haben und wenn wir 
nicht anfangen, wie es einige hier getan haben, Eltern¬ 
rechte und Kinderrechte gegeneinander auszuspielen. 
Das sind zwei Seiten derselben Medaille, meine Damen 
und Herren. Kinder sind immer dann stark, wenn die 
Eltern und die Familien stark sind. Darauf werden wir 
bei der Grundgesetzänderung am Ende auch achten. Das 
kann ich Ihnen heute schon versprechen, meine Damen 
und Herren. 

Lassen Sie mich doch noch eines sagen, da 30 Jahre 
Kinderrechtskonvention mehrmals angesprochen wur¬ 
den: Die Kinderrechte sind in Deutschland gesetzlich 
umgesetzt. Praktisch für Kinder tun wir doch etwas 
durch Gesetze, durch tatsächliche und durch praktische 
Politik und nicht durch Grundgesetzänderungen. Ja, als 
ein gewisses Symbol ist es richtig; das haben wir jetzt 
mehrmals gehört. Aber schauen Sie sich doch an, was 
wir tun: Wir haben über das Kindergeld gesprochen. Da 
haben wir etwas verändert. Wir haben das Elterngeld ver¬ 
ändert. Wir haben in den letzten Jahren den Kitaausbau 
vorangebracht. Wir haben jetzt einen Digitalpakt. All das 
sind bildungs- und familienpolitische Punkte, die Kin¬ 
dern doch unmittelbar nutzen. Wir reden jetzt darüber, 
dass wir die Strafbarkeit für das Cybergrooming auswei¬ 
ten und dass wir tatsächliche Angriffspunkte haben. Das 
sind doch Dinge, die Kinder jeden Tag schützen, meine 
Damen und Herren. Dafür brauchen wir keine Grund¬ 
gesetzänderung. Sie mag am Ende für ein klares Signal 
sorgen. Aber den Schutz von Kindern schaffen wir durch 


tatsächliche, pragmatische Politik, jeden Tag, und nicht (C) 
durch Symboldebatten, meine Damen und Herren. 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: Sie 
haben doch den Koalitionsvertrag unterschrie¬ 
ben, oder?) 

- Wir haben den Koalitionsvertrag selbstverständlich 
unterschrieben. Sie haben offenbar, Herr Müller, meiner 
Rede bisher nicht zugehört. Das ist das Problem: dass 
diese Debatte von den Seiten rechts und links dieses Par¬ 
laments missbraucht wird, um hier Gerüchte zu streuen. 

(Zuruf des Abg. Norbert Müller [Potsdam] 

[DIE LINKE]) 

- Ja, Sie haben uns eben vorgeworfen, wir würden die 
Kinder als Eigentum der Eltern betrachten. 

(Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 

Das war die AfD!) 

Das ist Ihr Verständnis von Familie. Das ist nicht unser 
Verständnis, meine Damen und Herren, und deswegen 
machen wir auch eine andere Politik als Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich rufe uns alle auf, dieses Thema mit etwas mehr 
Ruhe und etwas mehr Sorgfalt anzugehen. Gerade wenn 
es um unsere Verfassung geht, sind Schnellschüsse im¬ 
mer falsch. Deshalb lassen Sie uns abwarten, was die 
Expertenkommission und was die Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe uns Vorschlägen. Lassen Sie uns dann in einem 
abgewogenen Prozess gemeinsam entscheiden, welcher 
Weg der richtige ist. ^ 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwür¬ 
fe auf den Drucksachen 19/10552 und 19/10622 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge¬ 
schlagen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - Das 
ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so be¬ 
schlossen. 

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 31a bis 
31 f, den Zusatzpunkten 5 a bis 5 h sowie den Tagesord¬ 
nungspunkten 21a und 21 b. Es handelt sich um Über¬ 
weisungen im vereinfachten Verfahren. Es handelt 
sich zum Teil um unstrittige Überweisungen, zum Teil 
um strittige Überweisungen. 

Aus diesem Grunde bitte ich zuallererst die Kollegin¬ 
nen und Kollegen, Platz zu nehmen und die notwendige 
Aufmerksamkeit herzustellen, damit wir von hier vorn 
die entsprechenden Abstimmungsergebnisse für das Pro¬ 
tokoll feststellen können. - Sie haben noch einen Moment 
Zeit. Für die unstrittigen Überweisungen bis zu den strit¬ 
tigen Überweisungen bitte ich die entsprechende Ord¬ 
nung herzustellen, damit ich das Abstimmungsverhalten 
feststellen kann. Das gilt für die Damen und Herren, die 
an der rechten Seite bereits stehen - vielleicht können Sie 
aus den hinteren Reihen die Botschaft übermitteln, falls 
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(A) ich dort nicht zu verstehen bin das gilt aber genauso für 
die linke Seite des Hauses von hier aus gesehen. 

Wir kommen zunächst zu den unstrittigen Überwei¬ 
sungen. Tagesordnungspunkte 31 a bis 31 f, Zusatzpunkte 
5 a bis 5 d sowie 5 f bis 5 h und die Tagesordnungspunkte 
21 a und 21 b: 

31. a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Gelbhaar, Daniela Wagner, Matthias 
Gastei, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Verkehrswende in Städten, mehr Raum 
für das Rad - Einführung von Fahrrad¬ 
straßen erleichtern und Fahrradzonen 
etablieren 

Drucksache 19/5893 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Gelbhaar, Daniela Wagner, Matthias 
Gastei, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Das Straßenverkehrsrecht reformieren - 
Straßenverkehrsordnung fahrrad- und 
fußverkehrsfreundlich anpassen 

Drucksache 19/8980 

(B) 


e) Beratung des Antrags der Abgeordneten (C) 
Dr. h. c. Thomas Sattelberger, Nicola Beer, 

Katja Suding, weiterer Abgeordneter und 

der Fraktion der FDP 

Ein Europa der Innovation 
Drucksache 19/10301 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen¬ 
abschätzung (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 

Union 

f) Beratung des Antrags der Abgeordne¬ 
ten Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 

Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Ausstattung von Angehörigen der Bun¬ 
dessicherheitsbehörden mit Naloxon 

Drucksache 19/10627 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Inneres und Heimat 

ZP 5 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Hubertus Zdebel, Lorenz Gösta Beutin, Ralph 
Lenkert, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion DIE LINKE 

Fracking in Deutschland ohne Ausnahmen 
verbieten 


Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Kirsten Tackmann, Heidrun Bluhm, 
Amira Mohamed Ali, weiterer Abgeordne¬ 
ter und der Fraktion DIE LINKE 

Gemeinsame Agrarpolitik ändern - In¬ 
sektenfreundliche Landwirtschaft för¬ 
dern 

Drucksache 19/9344 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Heidrun Bluhm, Dr. Kirsten Tackmann, 
Dr. Gesine Lötzsch, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE 

Soforthilfemaßnahmen für die deutsche 
Forstwirtschaft 

Drucksache 19/10287 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Haushaltsausschuss 


Drucksache 19/482 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen¬ 
abschätzung 

Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Jimmy Schulz, Stephan Thomae, Manuel 
Höferlin, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion der FDP 

Urheberrecht nicht zur Einschränkung der 
Informationsfreiheit missbrauchen 

Drucksache 19/10076 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss Digitale Agenda 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Gesine Lötzsch, Garen Lay, Sabine Leidig, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Ausverkauf von Bahnliegenschaften been¬ 
den 

Drucksache 19/10349 
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Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuss (f) 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frank 
Sitta, Manuel Höferlin, Grigorios Aggelidis, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Lückenschluss-Auktion - Frequenzvergabe 
neu denken 

Drucksache 19/10618 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss Digitale Agenda 

f) Beratung des Antrags der Abgeordne¬ 
ten Claudia Müller, Anja Hajduk, Kerstin 
Andreae, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Starkes Handwerk braucht gute Fachkräf¬ 
te 

Drucksache 19/10628 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen¬ 
abschätzung 

Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Kommunen 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten Omid 
Nouripour, Kai Gehring, Margarete Bause, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Nicaragua - Menschen- und Bürgerrechts¬ 
verletzungen verurteilen, Friedensbemü¬ 
hungen unterstützen 

Drucksache 19/10634 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuss (f) 

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Corinna Riiffer, Anja Hajduk, Markus Kurth, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Wege bahnen statt Hürden bauen - Teilha¬ 
be behinderter Menschen am Arbeitsleben 
verbessern 

Drucksache 19/10636 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

21. a) Erste Beratung des von der Bundesregie¬ 
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Errichtung des Implantateregisters 
Deutschland und zu weiteren Änderun¬ 


gen des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (C) 
(Implantateregister-Errichtungsgesetz - 
EIRD) 

Drucksache 19/10523 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit (f) 

Haushaltsausschuss 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Axel Gehrke, Paul Viktor Podolay, 

Dr. Robby Schlund, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Freiwillige Teilnahme der Patienten am 
Implantateregister 

Drucksache 19/10630 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

(Abg. Hansjörg Müller [AfD] begibt sich 
zum Präsidium) 

- Herr Abgeordneter, wir kommen jetzt zu den Abstim¬ 
mungen. Eben deshalb habe ich darum gebeten, dass die 
notwendige Aufmerksamkeit hergestellt wird, damit wir 
alle wissen, was wir gerade tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der FDP, 

der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE (D) 

GRÜNEN) 


Wir kommen nun zu einer Überweisung, bei der die 
Federführung strittig ist. 

Zusatzpunkt 5 e: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Gero 
Clemens Hocker, Frank Sitta, Nicole Bauer, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Freie Fahrt für Angler 

Drucksache 19/10617 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur (f) 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

Federführung strittig 

Interfraktionell wird Überweisung des Antrags der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 19/10617 mit dem Ti¬ 
tel „Freie Fahrt für Angler“ an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Fraktionen 
der CDU/CSU und der SPD wünschen Federführung 
beim Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
die Fraktion der FDP wünscht Federführung beim Aus¬ 
schuss für Ernährung und Landwirtschaft. 

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs¬ 
vorschlag der Fraktion der FDP, Federführung beim Aus¬ 
schuss für Ernährung und Landwirtschaft. Wer stimmt 
für diesen Überweisungsvorschlag? - Das sind die Frak- 


Das gilt für alle Fraktionen. 
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(A) tionen der FDP, der AfD, die Fraktion Die Linke und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? - 
Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer enthält sich? - Es 
sind von hier vorne keine Enthaltungen zu erkennen. Der 
Überweisungsvorschlag ist mit den Stimmen der Koaliti¬ 
onsfraktionen abgelehnt. 

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungs¬ 
vorschlag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD, 
Federführung beim Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur. Wer stimmt für diesen Überweisungsvor¬ 
schlag? - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Oppositionsfraktionen. Wer 
enthält sich? - Der Überweisungsvorschlag ist angenom¬ 
men. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 32 a bis 32 o sowie 
die Zusatzpunkte 6 a und 6 b auf. Es handelt sich um 
die Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Aus¬ 
sprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 32 a: 

Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio¬ 
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Ent¬ 
wurfs eines Gesetzes zur Erteilung der Zustim¬ 
mung nach § 7 Absatz 2 in Verbindung mit 
Absatz 1 des Integrationsverantwortungsge¬ 
setzes zu dem Vorschlag einer Satzungsände¬ 
rung der Europäischen Investitionsbank vom 
19. März 2019 

Drucksache 19/10145 

(B) Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz¬ 
ausschusses (7. Ausschuss) 

Drucksache 19/10684 

Der Finanzausschuss empfiehlt in seiner Beschluss¬ 
empfehlung auf Drucksache 19/10684, den Gesetzent¬ 
wurf der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD auf 
Drucksache 19/10145 anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Hand¬ 
zeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 
Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen, der FDP-Fraktion, 
der Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der AfD-Fraktion angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich gestehe, wir sind hier vorn 
schon sehr gespannt auf das Abstimmungsergebnis. Da 
Sie alle schon seit September 2017 dabei sind, wissen 
Sie, wie die dritte Beratung und Schlussabstimmung hier 
abgewickelt wird. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetz¬ 
entwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - Jetzt bitte 
ich diejenigen, die diesem Gesetzentwurf nicht zustim¬ 
men wollen, sich zu erheben. - Ich muss jetzt davon aus¬ 
gehen, dass die Damen und Herren, die im Saal stehen, 
ohne dass ich sie in irgendeiner Weise den Fraktionen 
zuordnen kann, dem nicht zustimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der AfD, der FDP, der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Ich bitte diejenigen, die sich enthalten, sich zu erheben. - 
Das ist zumindest in großen Teilen die AfD-Fraktion. Wir 
stellen fest, dass es Abgeordnete im Saal gibt, die sich 
sowohl bei der Nichtzustimmung als auch bei der Enthal¬ 
tung erhoben haben. Weil wir noch weitere Abstimmun¬ 
gen abzuwickeln haben, bitte ich in aller Ernsthaftigkeit, 
die Ordnung im Saal herzustellen, sodass wir unzweifel¬ 
haft die Ergebnisse feststellen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir sind uns hier vorne im Moment einig, dass der Ge¬ 
setzentwurf in dritter Beratung in jedem Fall mit großer 
Mehrheit angenommen wurde. 

Sollte es notwendig sein, bitte ich die Kollegin 
Lötzsch, den Kollegen, die hinter ihr stehen, zu überset¬ 
zen, was ich gerade gesagt habe, und gegebenenfalls den 
Kollegen Straetmanns, den Herren und Damen, die hinter 
ihm stehen, das ebenfalls zu übersetzen. Ich bitte, den 
Kolleginnen und Kollegen in den hinteren Reihen mitzu¬ 
teilen, was wir hier tun. 

(Unruhe) 

Ist das jetzt so schwer? 

Tagesordnungspunkt 32 b: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikge¬ 
setzes 

Drucksache 19/9763 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus¬ 
ses für Ernährung und Landwirtschaft (10. Aus¬ 
schuss) 

Drucksache 19/10292 

Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa¬ 
che 19/10292, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 19/9763 in der Ausschussfassung anzu¬ 
nehmen. 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP auf Drucksache 19/10676 vor, über den wir zuerst 
abstimmen. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? - 
Das sind die Fraktionen der FDP und der AfD. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die Koalitionsfraktionen, 
die Fraktion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? - Es gibt keine Enthaltung. 
Damit ist der Änderungsantrag gegen die Stimmen der 
FDP-Fraktion und der AfD-Fraktion abgelehnt. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei¬ 
chen. - Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt 
dagegen? - Das ist die FDP-Fraktion. Wer enthält sich? - 
Das sind die Fraktionen der AfD, der Linken und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung angenommen. 
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Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der Gesetz¬ 
entwurf ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der FDP-Fraktion bei Enthaltung der 
übrigen Fraktionen des Hauses angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie¬ 
ßungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa¬ 
che 19/10677. Wer stimmt für diesen Entschließungsan¬ 
trag? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der 
Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der Koaliti¬ 
onsfraktionen, der FDP-Fraktion und der AfD-Fraktion 
gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke bei Enthal¬ 
tung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 32 c: 

Zweite Beratung und Schlussabstimmung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs ei¬ 
nes Gesetzes zu der Vereinbarung vom 10. Ok¬ 
tober 2018 zwischen der Regierung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland und der Regierung 
der Republik Polen über Umweltverträglich¬ 
keitsprüfungen und Strategische Umweltprü¬ 
fungen im grenzüberschreitenden Rahmen 
(Vertragsgesetz zur Deutsch-Polnischen Ver¬ 
einbarung über Umweltprüfungen) 

Drucksache 19/9509 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus¬ 
ses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Si¬ 
cherheit (16. Ausschuss) 

Drucksache 19/10314 

Ich bitte, denjenigen Kolleginnen und Kollegen, die 
jetzt erst herbeigeeilt sind und hier in den Gängen stehen, 
zu übermitteln, was wir vor knapp fünf Minuten hier mit¬ 
einander vereinbart haben, damit wir auch die folgenden 
Abstimmungen ordnungsgemäß abwickeln können. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 19/10314, den Gesetzentwurf der Bundesre¬ 
gierung auf Drucksache 19/9509 anzunehmen. 

Zweite Beratung 

und Schlussbestimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Das sind die Koalitionsfraktionen, die FDP-Fraktion, die 
Fraktion Die Linke, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und von mir den Fraktionen nicht zuzuordnende weite¬ 
re Abgeordnete, die in den hinteren Reihen stehen. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die AfD-Fraktion und wie¬ 
derum weitere Kollegen, die ich nicht zuordnen kann. - 
Wer enthält sich? - Der Gesetzentwurf ist angenommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 32 d: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370 
vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der 
Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung 


des Marktes für inländische Schienenperso- (C) 
nenverkehrsdienste und der Verwaltung der 
Eisenbahninfrastruktur 

Drucksachen 19/9738, 19/10520 

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus¬ 
schusses für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(15. Ausschuss) 

Drucksache 19/10689 

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa¬ 
che 19/10689, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf den Drucksachen 19/9738 und 19/10520 in der Aus¬ 
schussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen wol¬ 
len, um ihr Handzeichen. - Das sind die Koalitionsfrakti¬ 
onen, die FDP-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? - Das sind die Fraktion 
Die Linke und die AfD-Fraktion. - Wer enthält sich? - 
Das ist von hier vorne nicht festzustellen; wir sehen kei¬ 
ne Enthaltung. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - Das 
sind wiederum die Koalitionsfraktionen, die FDP-Frak¬ 
tion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie 
weitere Abgeordnete. Wer stimmt dagegen? - Das sind 
die Fraktion der AfD und die Fraktion Die Linke. Wer 
enthält sich? - Es ist kein Scherz: Es gibt immer noch (pj) 
Kolleginnen und Kollegen, die hier bei der Frage, ob sie 
sich enthalten, stehen bleiben. Ich gehe davon aus, dass 
Sie bei den weiteren Abstimmungen sachgerecht abstim¬ 
men. - Der Gesetzentwurf ist in jedem Fall in dritter 
Beratung und Schlussabstimmung mit der notwendigen 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 32 e auf: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Nicole Höchst, Dr. Marc Jongen, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Neuer Hochschulpakt 2021 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), 

Dr. h. c. Thomas Sattelberger, Katja Suding, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Hochschulpakt 4.0 - Qualitätsoffensive für 
die Lehre 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Nicole 
Gohlke, Dr. Petra Sitte, Doris Achelwilm, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Finanzierung der Wissenschaft auf eine ar¬ 
beitsfähige Basis stellen 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten Kai Gehring, 
Ekin Deligöz, Dr. Anna Christmann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Neue Dynamik für die Hochschulfinanzie¬ 
rung 

Drucksachen 19/5043, 19/4545, 19/5056, 

19/3143,19/8249 

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/8249 die Ab¬ 
lehnung des Antrags der Fraktion der AfD auf Drucksa¬ 
che 19/5043 mit dem Titel „Neuer Hochschulpakt 2021“. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Die Beschluss¬ 
empfehlung ist gegen die Stimmen der AfD-Fraktion mit 
den Stimmen der übrigen Fraktionen des Hauses ange¬ 
nommen. 

Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung emp¬ 
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 19/4545 mit dem Titel 
„Hochschulpakt 4.0 - Qualitätsoffensive für die Leh¬ 
re“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Die Beschluss¬ 
empfehlung ist gegen die Stimmen der FDP-Fraktion bei 
Zustimmung der übrigen Fraktionen des Hauses ange¬ 
nommen. 

Unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung emp¬ 
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 19/5056 mit dem Ti¬ 
tel „Finanzierung der Wissenschaft auf eine arbeitsfähige 
Basis stellen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh¬ 
lung? - Das sind die Koalitionsfraktionen, die FDP-Frak- 
tion und die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das 
ist die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? - Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Beschlussempfeh¬ 
lung ist angenommen. 

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buch¬ 
stabe d seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung 
des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 19/3143 mit dem Titel „Neue Dynamik für 
die Hochschulfinanzierung“. Wer stimmt für diese Be¬ 
schlussempfehlung? - Das sind die Koalitionsfraktionen, 
die AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. - Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Fraktion Die Linke und die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? - Es 
gibt keine Enthaltungen. Damit ist die Beschlussempfeh¬ 
lung angenommen. 

Tagesordnungspunkt 32 f: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Kai 
Gehring, Beate Walter-Rosenheimer, Dr. Anna 
Christmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

BAföG sichern und ausbauen 


- zu dem Antrag der Abgeordneten Nicole (C) 
Gohlke, Dr. Petra Sitte, Doris Achelwilm, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Armutsfeste Ausbildungsförderung einfüh¬ 
ren 

Drucksachen 19/508, 19/1748,19/3364 

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be¬ 
schlussempfehlung auf Drucksache 19/3364 die Ableh¬ 
nung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 19/508 mit dem Titel „BAföG sichern 
und ausbauen“. Wer stimmt für diese Beschlussem¬ 
pfehlung? - Das sind die Koalitionsfraktionen und die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das sind die Frak¬ 
tion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Wer enthält sich? - Die FDP-Fraktion enthält sich. Die 
Beschlussempfehlung ist angenommen. 

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe 
b seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des An¬ 
trags der Fraktion Die Linke auf Drucksache 19/1748 mit 
dem Titel „Armutsfeste Ausbildungsförderung einfüh¬ 
ren“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Das 
sind die Koalitionsfraktionen, die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen, die FDP-Fraktion und die AfD-Fraktion. 

Wer stimmt dagegen? - Die Fraktion Die Linke. - Gibt 
es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Die Beschluss¬ 
empfehlung ist damit angenommen. 

Tagesordnungspunkte 32 g bis 32 o. Wir kommen zu 
den Beschlussempfehlungen des Petitionsausschusses. 

Tagesordnungspunkt 32 g: ^ 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 288 zu Petitionen 

Drucksache 19/10225 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Wer ent¬ 
hält sich? - Die Sammelübersicht 288 ist damit einstim- 


Tagesordnungspunkt 32 h: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 289 zu Petitionen 

Drucksache 19/10226 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Wer ent¬ 
hält sich? - Die Sammelübersicht 289 ist einstimmig an¬ 
genommen. 

Tagesordnungspunkt 32 i: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 290 zu Petitionen 

Drucksache 19/10227 

Wer stimmt dafür? - Das sind die Koalitionsfraktio¬ 
nen, die FDP-Fraktion, die AfD-Fraktion, die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? - Die 


mig angenommen. 
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(A) Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? - Die Sammel¬ 
übersicht 290 ist mit den gerade festgestellten Abstim¬ 
mungsergebnissen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 32 j: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 291 zu Petitionen 

Drucksache 19/10228 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Die Sammelübersicht 291 ist gegen die 
Stimmen der FDP-Fraktion bei Zustimmung der anderen 
Fraktionen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 32 k: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 292 zu Petitionen 

Drucksache 19/10229 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Die Sammelübersicht 292 ist gegen die 
Stimmen der AfD-Fraktion bei Zustimmung aller ande¬ 
ren Fraktionen des Flauses angenommen. 

Tagesordnungspunkt 32 1: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 293 zu Petitionen 

(B) 

Drucksache 19/10230 

Wer stimmt dafür? - Das sind die Koalitionsfrak¬ 
tionen, die AfD-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? - Das sind die Fraktion Die Linke und 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? - 
Die Sammelübersicht 293 ist mit den gerade festgestell¬ 
ten Abstimmungsergebnissen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 32 m: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 294 zu Petitionen 

Drucksache 19/10231 

Wer stimmt dafür? - Das sind die Koalitionsfraktio¬ 
nen, die Fraktion Die Linke, die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? - Das sind die Fraktion 
der AfD und die FDP-Fraktion. Wer enthält sich? - Die 
Sammelübersicht 294 ist damit angenommen. 

Tagesordnungspunkt 32 n: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 295 zu Petitionen 

Drucksache 19/10232 

Wer stimmt dafür? - Das sind die Koalitionsfraktionen 
und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Fraktionen der AfD, der FDP 


und die Fraktion Die Linke. Die Sammelübersicht 295 ist (C) 
damit angenommen. 

(Zuruf von der LINKEN) 

- Entschuldigung: Gab es noch Enthaltungen? - Das ist 
offensichtlich nicht der Fall. Es bleibt also beim festge¬ 
stellten Abstimmungsergebnis. 

Tagesordnungspunkt 32 o: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti¬ 
onsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 296 zu Petitionen 

Drucksache 19/10233 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Die 
Linke auf Drucksache 19/10646 vor, über den wir zuerst 
abstimmen. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? - 
Das sind die Fraktion Die Linke und die Fraktion Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? - Das sind die 
Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion und die Fraktion 
der FDP. Wer enthält sich? - Enthaltungen sind nicht 
festzustellen. Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt. 

Nun kommen wir zur Abstimmung über die Sammel¬ 
übersicht 296. Wer stimmt dafür? - Das sind die Koa¬ 
litionsfraktionen, die AfD-Fraktion und die FDP-Frakti¬ 
on. Wer stimmt dagegen? - Das sind die Fraktion Die 
Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es 
Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Die Sammelüber¬ 
sicht 296 ist damit angenommen. 

Zusatzpunkt 6 a: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stefan 
Schmidt, Anja Hajduk, Britta Haßelmann, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Für unsere Städte und Gemeinden - Grund¬ 
steuergesetz jetzt einbringen 

Drucksache 19/10635 

Wer stimmt für diesen Antrag? - Das sind die Frak¬ 
tion der FDP, die Fraktion Die Linke und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? - Das 
sind die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der AfD. 

Wer enthält sich? - Niemand. Der Antrag ist mit Mehr¬ 
heit abgelehnt. 

Zusatzpunkt 6 b: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus¬ 
schusses für Recht und Verbraucherschutz 
(6. Ausschuss) 

zu dem Streitverfahren vor dem Bundesver¬ 
fassungsgericht 2 BvE 3/19 

Drucksache 19/10663 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz emp¬ 
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung, in dem Streitver¬ 
fahren 2 BvE 3/19 vor dem Bundesverfassungsgericht 
eine Stellungnahme abzugeben und den Präsidenten zu 
bitten, eine Prozessbevollmächtige oder einen Prozess¬ 
bevollmächtigten zu bestellen. Wer stimmt für diese Be¬ 
schlussempfehlung? - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
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(A) sich? - Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen, der FDP-Fraktion, der Fraktion 
Die Linke, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Ent¬ 
haltung der AfD-Fraktion angenommen. 

Ich danke allen beteiligten Kolleginnen und Kollegen 
für die entsprechende Abwicklung dieses Abstimmungs¬ 
verfahrens. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf: 

Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Stellvertreters des Präsidenten 

(3. Wahlgang) 

Drucksache 19/10562 

Die Fraktion der AfD schlägt auf der Drucksa¬ 
che 19/10562 den Abgeordneten Gerold Otten vor. 

Die Wahl erfolgt mit verdeckten Stimmkarten, also 
geheim. Im dritten Wahlgang ist nach unserer Geschäfts¬ 
ordnung der Bewerber dann gewählt, wenn er die Mehr¬ 
heit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt, also die 
Zahl der Jastimmen größer ist als die Zahl der Neinstim¬ 
men. Enthaltungen bleiben insofern unberücksichtigt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um die nö¬ 
tige Aufmerksamkeit für einige Hinweise: 

Für diese Wahl benötigen Sie Ihren gelben Wahlaus¬ 
weis aus Ihrem Stimmkartenfach in der Lobby. Die für 
die Wahl eines Vizepräsidenten gültige gelbe Stimmkarte 
und den amtlichen Wahlumschlag erhalten Sie von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern an den Ausgabeti- 

(B) sehen oben neben den Wahlkabinen. 

Die Wahl ist geheim. Sie dürfen Ihre Stimmkarte da¬ 
her nur in der Wahlkabine ankreuzen und müssen die 
Stimmkarte ebenfalls noch in der Wahlkabine in den Um¬ 
schlag legen. Die Schriftführerinnen und Schriftführer 
sind verpflichtet, jeden, der seine Stimmkarte außerhalb 
der Wahlkabine kennzeichnet oder in den Umschlag legt, 
zurückzuweisen. Die Stimmabgabe kann in diesem Falle 
jedoch vorschriftsmäßig wiederholt werden. 

Gültig sind nur Stimmkarten mit einem Kreuz bei 
„ja“, „nein“ oder „enthalte mich“. Ungültig sind Stim¬ 
men auf nichtamtlichen Stimmkarten sowie Stimmkar¬ 
ten, die mehl' als ein Kreuz, kein Kreuz, andere Namen 
oder Zusätze enthalten. 

Bevor Sie die Stimmkarte in die Wahlurne werfen, 
müssen Sie der Schriftführerin oder dem Schriftführer an 
der Wahlurne Ihren gelben Wahlausweis übergeben. Die 
Abgabe des Wahlausweises dient als Nachweis für die 
Beteiligung an der Wahl. Kontrollieren Sie bitte daher, 
ob der Wahlausweis Ihren Namen trägt. 

Ich bitte nun die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Das ist der Fall. 
Ich eröffne die Wahl und bitte, zu den Ausgabetischen 
zu gehen. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben hier oben 
einen Wechsel gemacht. Ich wünsche Ihnen einen sehr 
schönen Nachmittag. 


Ich frage, ob alle, die hier im Raum sind, ihre Stimm- (C) 
karte abgegeben haben. - Ich sehe, das ist der Fall. Dann 
schließe ich die Wahl und bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Wie 
immer wird Ihnen das Ergebnis der Wahl später bekannt 
gegeben. 1 ' 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, Platz zu neh¬ 
men, damit ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufru- 
fen kann. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 8 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der AfD 

Souveränität in der Energieversorgung si¬ 
chern - Sanktionspolitik bei Nord Stream 2 
entgegentreten 

Ich eröffne die Aktuelle Stunde und gebe dem ers¬ 
ten Redner das Wort. Das ist für die AfD-Fraktion 
Dr. Alexander Gauland. 

(Beifall bei der AfD) 

Dr. Alexander Gauland (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Energieversorgung berührt den Souveränitätskern eines 
jeden Landes. Die Geopolitik seit der Industrialisierung 
wird wesentlich von den Energiebedürfnissen der Staaten 
bestimmt. Eine sichere Energieversorgung ist nicht alles, 
aber ohne eine sichere Energieversorgung ist alles nichts. 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der SPD: (D) 

Meine Güte!) 

Der Bau von Nord Stream 2 stellt die Bundesregierung 
zumindest scheinbar vor eine Alternativentscheidung 
zwischen russischen und amerikanischen Interessen. 

(Zuruf des Abg. Manuel Sarrazin [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Diese Entscheidung war in den vergangenen 70 Jahren 
immer einfach: Die USA waren unser Verbündeter, unse¬ 
re Schutzmacht und unser Vormund. Inzwischen ist das 
nicht mehr so eindeutig. 

Es gibt zwei Argumente gegen Nord Stream 2. Das 
eine lautet: Diese Pipeline sichere auch das Überleben 
des Systems Putin, möge der auch beteuern, es handele 
sich um ein rein wirtschaftliches Projekt. Nord Stream 2 
sei eben Geopolitik pur. - Das stimmt allenfalls zur Hälf¬ 
te. Nord Stream 2 ist Wirtschaft und Geopolitik. Aber 
warum hört man dieses Argument mit dem Überleben 
eigentlich nie, wenn es um saudisches Öl geht? 

(Beifall bei der AfD - Timon Gremmels 
[SPD]: Oh, die AfD ist aufgewacht!) 

Donald Trumps Widerstand gegen das Projekt folgt 
weit mehr wirtschaftlichen als geostrategischen Inte¬ 
ressen. Ihm geht es in erster Linie darum, Russland als 
Erdgaslieferanten vom Markt zu drängen und stattdessen 
teures amerikanisches Flüssiggas zu verkaufen. Bei aller 
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(A) Sympathie: Wir verwahren uns dagegen, aus reinen Ge¬ 
schäftsgründen politisch unter Druck gesetzt zu werden, 
und wir finden dieses Verhalten der amerikanischen Re¬ 
gierung und ihres Botschafters in diesem Lande indis¬ 
kutabel. 

(Beifall bei der AfD) 

Deutschland ist kein amerikanisches Prokonsulat! 

Das wirkliche geopolitische Problem entsteht gegen¬ 
über Polen, der Ukraine und dem Baltikum. Diese Länder 
betrachten die Pipeline mit Misstrauen. Das Verhältnis 
zu Polen ist ohnehin dank der Migrationspolitik schlecht 
und wird sich durch Nord Stream 2 nicht verbessern. Wir 
können unsere Energieversorgung aber nicht politischen 
Stimmungen unterordnen, die Folgen der Auflösung der 
Sowjetunion sind. 

(Zuruf des Abg. Manuel Sarrazin [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das gilt ganz besonders gegenüber der Ukraine. 

(Beifall bei der AfD) 

Das zweite Argument gegen die Pipeline lautet: Wir 
brauchen das Gas gar nicht. Die Pipeline sei nicht nur 
überflüssig, sie behindere die Energiewende. - Hier kann 
man eigentlich nur bitter lächeln. Ein Land, das aus der 
Atomenergie und der Kohleverstromung komplett aus¬ 
steigt, steht vor dem Problem, dass sich mit Windkraft 
und Solarenergie eben keine stabile Grundlast hersteilen 
lässt. 

(B) (Beifall bei der AfD - Oliver Krischer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Oje, oje, oje!) 

Wer sagt: „Wir brauchen das Gas nicht“, sollte wenigs¬ 
tens so redlich sein und fordern, die Laufzeit der Atom¬ 
kraftwerke zu verlängern oder den Atomausstieg ganz 
aufzuheben; 

(Beifall bei der AfD) 

denn das deutsche Versorgungssystem benötigt Kraft¬ 
werke, die schnell und verlässlich den fehlenden Strom 
einspeisen. 

Nord Stream 2, meine Damen und Herren, ist ein ty¬ 
pisches Beispiel für die Politik der Bundeskanzlerin. Es 
ist geradezu ein Kennzeichen ihrer Amtszeit, sich in Si¬ 
tuationen zu bringen, wo am Ende nur die Wahl zwischen 
zwei Übeln bleibt. Die Kanzlerin ist ja nicht einmal mit 
der Schwesterpartei d’accord. Manfred Weber plädiert 
offen gegen Nord Stream 2, und zwar ganz bescheiden 
im Namen der EU, sozusagen als Europäer gegen deut¬ 
sche Interessen. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Bundeskanzlerin bekommt jetzt die Quittung für die 
illusorische Energiewende samt dem überstürzten Atom¬ 
ausstieg, für das eingetrübte Verhältnis zu den USA und 
das ungeklärte zu Russland, für die Verärgerung der Ost- 
und Südosteuropäer durch deutsche Schulmeisterei und 
Ignoranz, also für viele Jahre diplomatische Stümperei. 

(Beifall bei der AfD) 


Trotzdem, meine Damen und Herren - und das ist (C) 
wahrscheinlich eine Premiere -, stellen wir uns in dieser 
Frage hinter die Kanzlerin und hinter die Bundesregie¬ 
rung. Wir brauchen Nord Stream 2. Die AfD-Fraktion 
wird das unterstützen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Gauland. - Nächster Redner: für die 
CDU/CSU-Fraktion Dr. Joachim Pfeiffer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich vorausschi¬ 
cken, dass es für uns als CDU/CSU globale Herausforde¬ 
rungen gibt wie die militärische Sicherheit, wie Handel, 
wie Klimaschutz. Dazu gehört auch die Sicherung der 
Energieversorgung; auch diese braucht globale Antwor¬ 
ten, braucht multilaterale Ansätze. Deshalb sind wir als 
CDU/CSU, wir als Deutschland, wir als EU gefordert, 
diese multilateralen Ansätze zu stärken und nicht zu 
schwächen. 

Ich komme gleich dazu, warum wir der Meinung sind, 
dass Nord Stream 2 - es ist ja auch von Souveränität die 
Rede - die Souveränität Deutschlands und Europas stärkt 
und nicht schwächt, die Multilateralität stärkt und nicht 
schwächt und deshalb im deutschen und im europäischen 
Interesse ist. Souveränität sichert man sich, in dem man 
mehrere Möglichkeiten vorhält. 

Bei der aktuellen Diskussion um den Aufbau von 5G 
merken wir, dass wir in Europa und in Deutschland im 
Moment nicht mehr über alle technologischen Fähigkei¬ 
ten und Instrumente verfügen, um eine solche Techno¬ 
logie unabhängig von amerikanischen, unabhängig von 
chinesischen Technologien aufzubauen. Deshalb sind 
wir, glaube ich, gut beraten, uns zu überlegen, wie wir 
dort europäische Kompetenzen stärken. 

Heute geht es um die Energieversorgungssicherheit 
und um die Energieversorgung. Dort sind wir noch nicht 
so weit, und dort darf es auch nicht so weit kommen, dass 
wir die Souveränität über die Energieversorgung verlie¬ 
ren. Deshalb ist es richtig, dass wir im europäischen Ver¬ 
bund die Versorgungssicherheit und die Energieversor¬ 
gung stärken. 

Warum stärkt Nord Stream 2 Deutschland und Euro¬ 
pa? Das will ich Ihnen noch mal darlegen; ich hatte das - 
wir hatten ja schon mehrere Diskussionen dazu - auch 
schon mal erläutert. Der Gasverbrauch nimmt zu. Die 
erneuerbaren Energien und das Gas werden zukünftig 
das Rückgrat der Energieversorgung bilden. Der Gas¬ 
verbrauch wird in Europa auf 500 bis 600 billion cubic 
meters pro Jahr zunehmen. Wenn der Gasverbrauch zu¬ 
nimmt, dann müssen wir uns überlegen, woher das Gas 
kommt und welche Optionen wir haben. Im Moment ist 
die Situation die, dass wir rund 400 bcm über Pipelines 
aus Nordafrika, aus der Türkei und aus Russland nach 
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(A) Deutschland bringen. Wenn Nord Stream 2 dazukommt, 
kommen zusätzlich rund 10 Prozent des zukünftigen Be¬ 
darfs dazu. Das heißt, wir haben mehr und nicht weniger 
Möglichkeiten, um Liquidität im europäischen Markt zu 
sichern. 

Wir haben zusätzlich das erwähnte LNG - Liquefied 
Natural Gas was zum Beispiel aus den USA, aber auch 
aus dem Nahen Osten nach Europa kommen kann, mit 
perspektivischen Kapazitäten von bis zu 50 Prozent. Wir 
haben dann noch Speicherkapazitäten von 20 Prozent, 
und wir haben perspektivisch eine Eigenproduktion in 
Europa von vielleicht ebenfalls 20 Prozent. Das heißt, 
aufsummiert haben wir im Bereich der Gasversorgung 
die Situation, ungefähr 200 Prozent unseres zukünftigen 
Bedarfs selber zu sichern bzw. über diese Infrastruktur 
darzustellen. Genau deshalb stärkt Nord Stream 2 die 
Souveränität, stärkt die Versorgungssicherheit und ist im 
europäischen Interesse. 

Es stärkt auch die Wettbewerbsfähigkeit, weil wir im 
Binnenmarkt mehr Liquidität haben und damit letztlich 
einen größeren, besseren Wettbewerb haben. Mehr Li¬ 
quidität, mehr Wettbewerb bringen im Ergebnis durch 
niedrige Preise auch dem Verbraucher etwas. 

Es stärkt außerdem die Nachhaltigkeit, weil Gas im 
Vergleich zu Kohle oder zu Öl beispielsweise einen bes¬ 
seren, geringeren C0 2 -Footprint hat und eine Gasinfra¬ 
struktur nicht nur auf das fossile Zeitalter begrenzt ist; 
denn über eine Gasinfrastruktur kann man zukünftig 
beispielsweise auch Wasserstoff, Biogas oder Biomethan 
transportieren. 

(B) 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]) 

Das heißt, im Ergebnis stärkt Nord Stream 2 nicht nur 
Deutschland, sondern auch Europa in der Versorgungssi¬ 
cherheit, in der Wettbewerbsfähigkeit und in der Nach¬ 
haltigkeit. Deshalb ist es richtig, dass wir Nord Stream 2 
in Deutschland und in Europa weiter verfolgen und un¬ 
seren Partnern in der Welt klarmachen, dass wir uns für 
unsere Souveränität einsetzen 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Richtig!) 

und es da keine Abstriche gibt. Wir werden politisch mit 
den USA, mit China, mit Russland weiterhin die Multi- 
lateralität suchen; das ist, wie ich eingangs gesagt habe, 
unser Ziel. Wir wollen uns nicht abschotten, wir müssen 
aber auch deutlich machen, dass wir, wenn es darauf an¬ 
kommt, souverän und unabhängig sind. Und mit Nord 
Stream 2 stärken wir diese Unabhängigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Pfeiffer. - Nächster Redner für die 
FDP-Fraktion: Dr. Martin Neumann. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Martin Neumann (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich nehme es vorweg: Deutschland und 


Europa brauchen einen starken und unabhängigen Ener- (C) 
giemarkt. Dieser starke und unabhängige Energiemarkt 
muss bezahlbare Preise, Versorgungssicherheit und Ak¬ 
zeptanz zur Grundlage haben und sich natürlich der Ein¬ 
haltung der Klimaziele von Paris unterordnen. Hierfür, 
meine Damen und Herren, spielen russische Gaslieferun¬ 
gen auch in Zukunft eine wichtige Rolle. Hier äußern wir 
aber nicht nur markige Sprüche, um etwas zu erreichen, 
sondern wir haben eine ganze Reihe von inhaltlichen 
Gründen, anhand derer sich Nord Stream 2 als ein wichti¬ 
ger Teil des europäischen Energiemarkts darstellen lässt. 

Das Projekt Nord Stream 2 trägt sehr entscheidend 
zur Diversifizierung des Energiemarkts in Europa bei. Es 
trägt vor allem zu einem größeren Anbieterspektrum bei. 

Und wenn wir aus Kernenergie, wenn wir aus Kohle aus¬ 
steigen, wird die Rolle von Gas in der Bundesrepublik 
Deutschland bedeutsamer. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich möchte es hier nicht als umweltschädliches fossiles 
Energiesystem verteufeln, vielmehr müssen wir in Zu¬ 
kunft - und dazu muss es dann auch eine entsprechende 
Infrastruktur geben - die Chance nutzen, beispielsweise 
auch grünes Gas durch die entsprechenden Leitungen zu 
leiten. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch LNG wird in Zukunft eine große Rolle spielen. 
Wichtig ist aber, glaube ich, dass wir einen Markt be¬ 
kommen, der uns im Wettbewerb die Möglichkeit gibt, 
bezahlbare Preise für den deutschen Energiemarkt zu 
sichern. Ohne Kohle, ohne Kernenergie und ohne Gas - (D) 
wenn man auch das nicht haben möchte - wird es ganz, 
ganz schwierig mit der Versorgung. Ich denke, wir müs¬ 
sen viel, viel stärker darauf setzen, dass die europäische 
Gasinfrastruktur weiter ausgebaut und modernisiert wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn wir müssen Gas an dieser Stelle ganz klar in einen 
Zukunftsmarkt einbetten. 

Jetzt kommt auch Kritik an der Bundesregierung; 
denn, wenn wir sagen, wir wollen keinen nationalen Al¬ 
leingang, dann kann es nicht sein, dass man die europäi¬ 
schen Partner ein Stück weit außen vor lässt. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist also versäumt worden, sich mit den europäischen 
Partnerländern entsprechend abzustimmen bzw. abzu¬ 
sprechen. Jetzt hat die Bundesregierung eine Chance. Die 
Wahlen in Dänemark haben stattgefunden. Man muss 
sich also mit der neuen Regierung in Dänemark abstim¬ 
men; denn gerade auf dem dänischen Sektor hakt es ja. 

Jetzt brauchen wir Einvernehmen mit den Kolleginnen 
und Kollegen in Dänemark, um dieses Thema nach vorn 
zu treiben. 

Die Einbindung des russischen Gases in den europäi¬ 
schen Energiemarkt ist also, wie gesagt, eine ganz, ganz 
wichtige Geschichte; denn Energiepolitik, meine Damen 
und Herren, ist auch ein großes Stück weit Geopolitik. 

Jetzt muss ich noch mal ganz kurz zurückspringen: 

Was bedeutet das für die Verbraucher, was bedeutet das 
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(A) für die Wirtschaft? Wir haben ein größeres Angebot; das 
sorgt dafür, dass es Wettbewerb gibt und Preise posi¬ 
tiv beeinflusst werden. Wir wollen letztendlich Versor¬ 
gungssicherheit - darüber ist ja mehrfach gesprochen 
worden und diese muss auch in Zukunft stabil sein. 
Mehr Versorgungssicherheit, meine Damen und Herren, 
sorgt aber gleichzeitig auch für mehr Stabilität und Ak¬ 
zeptanz, und das ist, glaube ich, ein ganz, ganz wichti¬ 
ger Punkt. Nicht nur die Wirtschaft profitiert also davon, 
sondern der Standort Deutschland insgesamt. 

Ich will noch mal mit einer Mär aufräumen: Nord 
Stream 2 ist kein politisches Druckmittel; ich glaube, 
diese Vorstellung muss man ein wenig von der Bildfläche 
verschwinden lassen. Denn wir brauchen diesen breiten 
Markt, und da - ich hatte es ja betont - spielt das russi¬ 
sche Erdgas eine entsprechende Rolle. Bisherige Erfah¬ 
rungen, meine Damen und Herren, belegen diese Zuver¬ 
lässigkeit, von der ich gerade sprach, und natürlich auch 
eine gewisse Kontinuität. Selbst im Kalten Krieg - das 
kann man nachvollziehen - gab es diese Zuverlässigkeit, 
und es wurden immer auch zuverlässig Verträge bedient. 

Es besteht also ein großes Interesse daran, eine sta¬ 
bile Energieversorgung in Deutschland und in Europa 
hinzukriegen und in den europäischen Energiemarkt zu 
integrieren. Ich glaube, dann wird das eine oder ande¬ 
re Problem in Deutschland, das man hier und da viel¬ 
leicht vermutet, verschwinden. Ich denke, wenn wir uns 
der politischen Bedeutung dieser Aufgabe bewusst sind, 
dann kann das, was auf dem europäischen und auf dem 
deutschen Energiemarkt notwendig ist, auch in Zukunft 

(B) gelingen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Neumann. - Nächster Redner: für 
die SPD-Fraktion Timon Gremmels. 

(Beifall bei der SPD) 

Timon Gremmels (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ja, wir brauchen Nord Stream 2. Aber was wir 
ganz sicher nicht brauchen, ist die AfD mit ihrer Null¬ 
kompetenz in Energiefragen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - 
Zurufe von der AfD) 

Sie brauchen wir ganz gewiss nicht. Wer den menschen¬ 
gemachten Klimawandel leugnet, wer meint, dass wir 
weiterhin auf Kohlekraft und Atomkraft setzen müssen, 
der hat jegliche energiepolitische Glaubwürdigkeit ver¬ 
spielt und der sollte hier kleinere Brötchen backen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD - Siegbert Droese 
[AfD]: Lesen Sie mal die Umfragen!) 

Ja, wir brauchen Erdgasimporte, weil in Deutschland 
die Förderung von Erdgas abnimmt, auch in Europa; zum 


Beispiel steigen auch die Niederlande aus der Erdgasför- (C) 
derung aus. Auch wir in Deutschland brauchen Erdgas, 
weil wir zu Recht bis spätestens 2038 aus der Kohle und 
bis 2022 aus der Atomenergie aussteigen wollen und an 
deren Stelle Gaskraft brauchen; denn die Gaskraftwerke 
sind der flexible Partner für die erneuerbaren Energien, 
sie sind die Brücke ins Erneuerbare-Energien-Zeitalter. 

Und deswegen brauchen wir auch Gas, meine sehr ver¬ 
ehrten Damen und Herren. 

(Karsten Hilse [AfD]: Sie müssen ja auch 
Ihre Leute bezahlen!) 

Gas ist auch ein Rohstoff, so für unsere chemische In¬ 
dustrie. Viele chemische Produkte, die in Deutschland 
hergestellt werden, werden aus Gas hergestellt. Gas ist 
somit ein wichtiger Grundstoff, und deswegen müssen 
wir darauf achten, dass wir hier eine ordentliche Gasver¬ 
sorgung haben. 

Aber - das sage ich auch ganz klar und deutlich Gas 
muss grüner werden. Die Infrastruktur, in die wir jetzt 
investieren, wird dazu führen, dass wir künftig zum Bei¬ 
spiel auch Wasserstoff via Nord Stream 2 liefern können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Insofern ist diese Investition sinnvoll, meine sehr verehr¬ 
ten Damen und Herren. 

Nord Stream 2 ist ein europäisch-russisches Projekt. 

Ich erinnere daran, dass sich Unternehmen aus Russland, 
Frankreich, Deutschland, Holland an der Finanzierung 
beteiligen. Und auch das Gas, das über Nord Stream 2 
kommt, wird in ganz Europa gebraucht, nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in anderen Ländern. Ja, selbst 
Osteuropa und die Ukraine können davon profitieren, 
indem wir über die sogenannte Schubumkehr das Gas 
wieder nach Osteuropa schicken. Auch vor diesem Hin¬ 
tergrund ist das eine sinnvolle Investition. 

Ich sage an dieser Stelle auch deutlich: Es gibt einen 
europäischen Konsens in dieser Frage. Ich erinnere, dass 
die Ausweitung der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie von 27 
der 28 Mitgliedstaaten am Ende des Tages unterzeichnet 
worden ist; alleine Manfred Weber will dagegen kämp¬ 
fen. Ich sage Ihnen: Allein das ist ein Grund, warum er 
nicht EU-Kommissionspräsident werden soll. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 

Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]) 

Wir als Sozialdemokraten werden dafür verhandeln und 
dafür kämpfen, dass das Frans Timmermans wird. Das ist 
also ganz klar. 

(Reinhard Houben [FDP]: Er wird es aber 
nicht, Herr Kollege! - Zuruf des Abg. Oliver 
Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man 
sich Donald Tramp anhört, meint man, er habe so große 
Sorge um die europäische Energiesicherheit, 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Ja!) 

er habe richtig Angst, dass hier das Licht ausgeht. Wer 
das glaubt, der glaubt auch an den Weihnachtsmann, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Donald Tramp 
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(A) geht es alleine darum, sein Fracking-Gas in den europäi¬ 
schen Markt zu drücken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]) 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN - Paul Lehrieder [CDU/CSU]: 
Wo ist der Sigmar?) 

- Ich muss ja einen wunden Punkt getroffen haben, 

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
(B) NEN]: Wir sind begeistert!) 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Timon Gremmels. - Nächster Redner: 
Alexander Ulrich für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das ist eine sehr interessante Aktuelle Stunde, die ja den 
Titel „Souveränität in der Energieversorgung sichern - 
Sanktionspolitik bei Nord Stream 2 entgegentreten“ 
trägt. Flerr Gauland, wenn Sie als AfD diesen Titel für 
die von Ihnen beantragte Aktuelle Stunde wählen, dann 
müssen Sie auch etwas zur Sanktionspolitik Ihres Freun¬ 
des Donald Trump sagen. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Flabe ich 
doch deutlich gesagt!) 

Er ist doch Ihr Vorbild des Rechtspopulismus. Es sind 
doch Ihre Leute, die gerade Sanktionspolitik androhen. 
Sagen Sie doch mal, was Donald Trump macht. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das habe ich 
doch gesagt! Flaben Sie nicht zugehört?) 

- Nein, Sie haben gar nichts gesagt. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben im Prinzip irgendwas dahergeredet, aber Sie 
haben nicht gesagt, dass die Sanktionspolitik von Donald 
Trump ausgeht. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Dann haben 
Sie nicht zugehört!) 

Dem muss entgegengetreten werden. Da hat die AfD 
aber in dieser Aktuellen Stunde vollkommen versagt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Flerr Gremmels, es ist richtig, dass sich da einige weg¬ 
ducken; auch der Wirtschaftsminister duckt sich weg. 
Das Problem ist: Die Bundesregierung duckt sich kom¬ 
plett weg. 

(Timon Gremmels [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

Auch Außenminister Fleiko Maas aus Ihrer Partei wird 
jede Woche vom US-Botschafter vorgeführt. Wo ist denn 
der Außenminister, wenn es darum geht, dass wir eine 
souveräne Energiepolitik machen, dass wir eine souve¬ 
räne Außenpolitik machen, bei der es um die Interessen 
von Deutschland und Europa und nicht um die Interessen 
von Amerika und um deren Fracking-Gas geht? 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Auch der Außenminister Fleiko Maas taucht völlig ab. 


wenn Sie, liebe Kollegen von der Union, sich so ereifern. 
Klären Sie das mal mit Ihrem amtierenden Wirtschafts¬ 
minister, solange er noch Wirtschaftsminister ist. 

Aber ich sage auch: Ja, wir müssen zu Nord Stream 2 
klare Bedingungen stellen - was wir auch getan haben. 
Es darf nicht sein, dass durch die Ukraine künftig sozu¬ 
sagen kein Gas mehr geleitet wird. Wir haben auch in 
der deutsch-europäischen Initiative herausgestellt, dass 
wir bereit sind, die Ukraine bei der Modernisierung ihres 
Gasnetzes zu unterstützen. Es liegt auch im Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland, die Ukraine dort als Part¬ 
ner zu sehen. 

Ich möchte aber an dieser Stelle noch etwas deutlich 
machen: Es ist, glaube ich, keine drei Wochen her, dass 
hier in Berlin ein großes russisches Gassymposium statt¬ 
fand. Da gab es von Gazprom die Äußerung, wir sollten 
doch mal über Nord Stream 3 nachdenken. Ich sage Ihnen 
für die SPD-Bundestagsfraktion ganz klar und deutlich: 
Das brauchen wir nicht. Wir sind, glaube ich, dann mit 
Gas gut versorgt. Insofern können wir hier eine glasklare 
Absage in Richtung Russland und in Richtung Gazprom 
senden: Nord Stream 3 brauchen wir nicht, aber hinter 
Nord Stream 2 stehen wir. 

In diesem Sinne: Glück auf! Alles Gute! Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 


Das ist sein großes Anliegen, das er vorantreibt. Dabei 
bedient er sich aller Mittel, auch, indem er Sanktionsan¬ 
drohungen äußert. Das ist aus meiner Sicht der falsche 
Weg. 

Ich zitiere jetzt mal einen Wirtschaftsminister: 

Sanktionspolitik ist weder ein geeignetes noch ein 
angemessenes Instrument zur Beförderung natio¬ 
naler Exportinteressen und der heimischen Ener¬ 
giebranche. 

Recht hatte dieser Wirtschaftsminister. Aber das war 
nicht der amtierende Wirtschaftsminister! Der ist in die¬ 
ser Debatte abgetaucht. Das war Sigmar Gabriel, ein So¬ 
zialdemokrat, der hier Position bezogen hat. Ich würde 
mir wünschen, dass Herr Altmaier an dieser Stelle auch 
mal klare Worte Richtung USA schickt, meine sehr ver¬ 
ehrten Damen und Herren. 


(Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Das stimmt 
doch gar nicht! Schade, dass ich erst so spät 
dran bin!) 

Und um die Sache auf den Gipfel zu treiben: Vor an¬ 
derthalb Stunden hatten wir eine Sitzung des Europaaus¬ 
schusses mit der Kanzlerin. Liebe Zuschauerinnen und 
Zuschauer, liebe Fernsehzuschauer und liebe lnteres- 
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(A) sierte aus der Industrie, ich habe die Kanzlerin zweimal 
gefragt: Was ist die Antwort der deutschen Bundesregie¬ 
rung auf die Sanktionsandrohungen der USA? - Zwei¬ 
malige Antwort war: Das ist das Problem der Wirtschaft. 
Sie muss sich entscheiden, ob sie in Zukunft Geschäfte 
mit Amerika oder mit Russland oder mit wem auch im¬ 
mer machen will. - Eine deutsche Politik, die sich von 
den USA bedrohen lässt und keinerlei Antworten darauf 
findet, versagt auf ganzer Linie. Man kann da nicht mehr 
von einer souveränen und eigenständigen Politik reden. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Herr Pfeiffer, auch Sie haben sich hier jetzt für Nord 
Stream 2 ausgesprochen. Sagen Sie doch mal etwas zu 
dem, was in Amerika passiert! Wenn Trump erfolgreich 
ist, brauchen wir uns nicht mehr über Eigenständigkeit 
unterhalten. 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Richtig!) 

Dann sind wir nur noch der Hinterhof amerikanischer 
Interessen. Wir als Linke lehnen dieses Duckmäusertum 
der deutschen Bundesregierung entschieden ab. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der AfD - Jürgen Hardt [CDU/CSU]: 

Das ist eine echte AfD-Rede!) 

Ja, ich gebe einigen Vorrednern recht: Manfred 
Weber ist leider wegen dieses Themas völlig ungeeignet, 

(B) EU-Kommissionspräsident zu werden. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des Abg. Steffen Kotre 
[AfD]) 

Im Februar gab es eine Einigung auf europäischer Ebe¬ 
ne über die Änderung der Gasrichtlinie. Frankreich hatte 
einen Vorstoß gemacht, und zum Glück ist in der letz¬ 
ten Minute eine Einigung gelungen. Dass man dann im 
Wahlkampf, um irgendwelche polnischen Stimmen zu 
bekommen, 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Richtig!) 

diesen Kompromiss infrage stellt und damit der deut¬ 
schen Bundesregierung in den Rücken fällt und der über¬ 
großen Mehrheit in diesem Haus entgegentritt, ist doch 
allein schon Beweis dafür, dass Manfred Weber schon 
mit seiner heutigen Funktion völlig überfordert ist. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

Wenn man sich die geopolitischen Strategien einmal 
anschaut, stellt man fest: Donald Tramp geht es nicht um 
Geopolitik, ln erster Linie geht es ihm um Fracking-Gas. 
Liebe Grüne, Sie lehnen Nord Stream 2 ja ab, aber Sie 
müssen schon wissen, dass wir Gas wahrscheinlich schon 
als Brückentechnologie brauchen. Das Fracking-Gas aus 
den USA ist viel umweltschädlicher und viel teurer als 
das Gas, das aus Russland kommt. Deshalb müssen Sie 
da Ihre Rolle finden. Sie dürfen nicht indirekt Befürwor¬ 


ter von Fracking-Gas sein. Deshalb müssen Sie da Ihre (C) 
Position überdenken. 


(Beifall bei der LINKEN) 

Eines ist auch klar: Nehmen wir an, es wäre eine geo- 
politische Strategie von Tramp. Der Grundgedanke der 
Europäischen Union ist doch eigentlich, dass, wenn Län¬ 
der miteinander wirtschaften, die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich diese kriegerisch gegenüberstehen, verringert 
wird. Allein aus diesem Grund sollten wir ein Interesse 
daran haben, gute wirtschaftliche Beziehungen zu Russ¬ 
land zu haben. Gerade deshalb müssten wir sagen: Wir 
stehen hinter Nord Stream 2. Wir wollen auch die ande¬ 
ren Sanktionen abbauen. Wir wollen mit Russland part¬ 
nerschaftlich Zusammenarbeiten und nicht der verlänger¬ 
te Arm des kalten Kriegers Donald Tramp sein. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Abschließend möchte ich sagen: Ich glaube, wir sind 
an einem neuen Tiefpunkt der deutsch-amerikanischen 
Beziehungen angekommen; denn das, was da wöchent¬ 
lich passiert, hat nichts mehr 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Gar 
nichts!) 


mit einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit auf Au¬ 
genhöhe zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 


Ein US-Botschafter führt uns wöchentlich vor, und die 
Bundesregierung findet keine Antwort. In den letzten 
Wochen hat der US-Kongress wieder mal Beschlüsse 
gefasst, und es gibt keine Antwort der Bundesregierung. 
Man schickt unsere deutsche Botschafterin in Washing¬ 
ton vor. Sie schreibt mal einen Brief und wird dann dafür 
kritisiert. Es kommt aber keine Antwort der deutschen 
Bundesregierung. All das zeigt, dass die Partnerschaft 
mit Amerika keine Partnerschaft auf Augenhöhe mehr 
ist. 


(D) 


Ein amerikanischer Präsident, der unsere Souveränität 
nicht achtet, der entscheiden will, wie die deutsche Poli¬ 
tik funktioniert, dem sollten wir entgegentreten und zum 
Beispiel sagen, er solle die US-amerikanischen Soldaten 
aus Deutschland abziehen, er solle die Atomwaffen aus 
Deutschland abziehen. Wir wollen nicht von Amerika be¬ 
stimmt werden. Der Deutsche Bundestag hält das Heft 
des Handelns in den Händen, aber nicht der amerikani¬ 
sche Präsident. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Alexander Ulrich. - Nächster Redner: 
für Bündnis 90/Die Grünen Jürgen Trittin. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unila¬ 
teralismus, Nationalismus - all dies ist Gift für die inter¬ 
nationalen Beziehungen, für die Weltwirtschaft und letzt- 
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(A) endlich für den Weltfrieden. Dazu zählen auch unilaterale 
Sanktionen, die Bedrohung deutscher Unternehmen mit 
Sekundärsanktionen, Erpresserbriefe aus Botschaften 
und Ähnliches, ln der Tat muss man von der Bundesre¬ 
gierung erwarten, dass sie endlich etwas tut und nicht 
nur davon redet, um unsere europäischen und deutschen 
Unternehmen vor so etwas zu beschützen. Herr Altmaier 
muss aus seinem Phlegma raus, und Frau Merkel muss 
aufhören, sich dem Handeln zu verweigern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aber über Sie, Herr Gauland, muss ich mich dann 
doch wundern. Als Richard Grenell seinen Job hier an¬ 
trat, konnten alle sehen, wie die AfD-Abgeordneten auf 
dem Tempelhofer Feld Schlange gestanden haben, um 
ein Seifte mit diesem Steve Bannon der US-Diplomatie 
zu bekommen. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und bei der SPD - Stefan 
Keuter [AfD]: Das stimmt doch gar nicht!) 

- Bevor Sie sagen: „Das stimmt alles nicht“, will ich 
noch aus dem Glückwunschtelegramm des Kollegen 
Gauland zur Amtseinführung von Herrn Trump zitieren. 
Darin sprach er davon, dass es sich bei ihm und Herrn 
Trump um „natürliche Verbündete“ handele. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD - Kersten Steinke [DIE LINKE]: Da hat 
er ja recht! - Zurufe von der SPD: Oh!) 

(B) 

Jetzt stellen Sie sich hierhin und beklagen US-amerikani¬ 
sche Einmischung, allen voran von Donald Tramp. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: So ist das, 
wenn man deutsche Interessen wahrnimmt!) 

Ja, es stimmt: Richard Grenell betreibt Brachial¬ 
marketing für Fracking-Gas. Übrigens, lieber Kollege 
Pfeiffer: Fracking-Gas hat keine bessere C0 2 -Bilanz als 
Steinkohle. Es hat genau die gleiche, und es ist keine 
Übergangstechnologie. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Darauf zu setzen, hieße, den Teufel mit dem Beelzebub 
auszutreiben. 

Aber wenn wir hier mit America First in der Ener¬ 
giepolitik konfrontiert sind, dann dürften Sie doch zuletzt 
überrascht sein. Das ist doch genau das, was Sie wollen: 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Nein! Nein!) 

das Recht des Stärkeren anstelle der Stärke des Rechts. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie verstehen 
überhaupt gar nichts!) 

Das ist doch das, was Bannon und Bolton, die Sie sonst 
beklatschen, jeden Tag predigen. Jetzt wird es ange¬ 
wandt, und jetzt fangen Sie an, zu jaulen. Sie sollten mal 


selber sehen, was passiert, wenn Nationalisten das Um¬ 
setzen, was Sie ankündigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Wenn Sie sich jetzt hierhinstellen und sagen, Sie ver¬ 
teidigen deutsche Interessen, um die Souveränität in der 
Energieversorgung zu sichern, dann muss ich sagen: Die 
hängt nicht an Nord Stream 2. Nord Stream 2 ist wie vie¬ 
le andere fossile Projekte keine Übergangstechnologie, 
sondern nichts anderes als eine Wette gegen die europä¬ 
ischen Klimaschutzziele, eine Wette gegen das Pariser 
Abkommen - nichts anderes. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Quatsch! Unglaub¬ 
lich! - Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wie war 
das mit der Kugel Eis?) 

Liebe Freundinnen und Freunde von der SPD, nur 
wenn wir bis 2030 den Verbrauch von Öl, Gas und Kohle, 
von fossiler Energie, um 30 Prozent reduzieren - reduzie¬ 
ren, absolute Reduktion -, werden wir die Pariser Ziele 
erreichen. Das müssten Sie wissen, Herr Gremmels. Wir 
werden bis 2050 sicherzustellen haben, dass vier Fünf¬ 
tel, 80 Prozent, der heute bekannten Vorräte an Kohle, Öl 
und Gas unter der Erde bleiben, sonst werden wir dieses 
Ziel nicht erreichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie können sich jeden Freitag bei den Profis darüber kun¬ 
dig machen, wenn Sie wollen. 

(Zurufe von der AfD: Hahaha!) 

Zum Mitschreiben, liebe Kollegen von der AfD: 

(Karsten Hilse [AfD]: Von Ihnen schreiben 
wir gar nichts mit!) 

Energieversorgungssicherheit gibt es nicht national. Wis¬ 
sen Sie eigentlich, dass 70 Prozent unserer Primärener¬ 
gieträger importiert werden? 90 Prozent der Steinkohle 
kommen aus dem Ausland, 90 Prozent des Öls, 90 Pro¬ 
zent des Gases. Und jetzt für alle, die gerne von Laufzeit¬ 
verlängerung träumen: 100 Prozent des Urans müssen 
importiert werden. Darauf kann man keine Energiever¬ 
sorgungssicherheit aufbauen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wie also verstärkt man seine Energiesouveränität? 
Wie sorgt man für Energieversorgungssicherheit? 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Was schwafeln Sie 
eigentlich für Zeug? Sie haben doch überhaupt 
keine Ahnung! Sie haben null Ahnung! Ist ja 
peinlich, was Sie von sich geben!) 

Indem man die heimischen Energien stärkt. Und was sind 
die heimischen Energien, die wir haben? Was wuchs, bis 
die Große Koalition einen Deckel draufgemacht hat? Er¬ 
neuerbare Energien. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Sie haben überhaupt 
keine Ahnung!) 
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(A) Ich sage Ihnen eines, liebe Kolleginnen und Kolle¬ 
gen von der AfD: Wer demonstriert denn zusammen mit 
Gegenwind gegen jedes neue Windrad? Das heißt doch 
nichts anderes als: Sie leugnen nicht nur den Klimawan¬ 
del, Sie sind nicht nur gegen das EEG, sondern Sie unter¬ 
graben auch täglich unsere Energiesouveränität, indem 
Sie unsere Importabhängigkeit in die Höhe treiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
bei der AfD) 

Deswegen nehme ich das Ihnen nicht ab mit den deut¬ 
schen Interessen. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Nee! Sie wis¬ 
sen nicht, wie das geht!) 

Ich will Ihnen auch sagen, warum ich Ihnen das nicht 
wirklich abnehme: 

(Karsten Hilse [AfD]: Ist ja schlimmer als im 
Sportpalast hier! - Dr. Alice Weidel [AfD]: So 
ein peinliches Geschwafel!) 

Eine Partei, deren Abgeordnete meinen, sie müssten 
Wahlkreisbüros in Russland aufmachen, 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN - Lachen bei der 
AfD) 

eine Partei, die entgegen völkerrechtlichen Vereinbarun¬ 
gen mit Diplomatenpässen auf die Krim reist und das an¬ 
schließend als Privatreisen ausgibt, eine Partei, die einen 

(B) Abgeordneten wie Herrn Frohnmaier in ihren Reihen hat, 
der in Russland offen als Einflussagent geführt wird, 

(Zurufe von der AfD: Oh!) 

eine solche Partei handelt nicht im deutschen Interesse. 
Das sind keine Patrioten, das sind vaterlandslose Gesel¬ 
len. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP - Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Hahaha! Ausgerechnet! Aus¬ 
gerechnet Trittin!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Hilse, ich will Ihnen etwas sagen: Der Vergleich 
des Deutschen Bundestages mit dem Sportpalast ist his¬ 
torisch und politisch und moralisch verwerflich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der FDP und der LINKEN) 

Nächster Redner: Mark Helfrich für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mark Helfrich (CDU/CSU): 

Verehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Eins können wir heute festhalten: Ich glaube, dass 
Nord Stream 2 zumindest als Lebenselixier für Jürgen 


Trittin gut ist. Ich will es jetzt gerne wieder ein bisschen (C) 
ruhiger und sachlicher werden lassen. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordne¬ 
ten der CDU/CSU und der FDP - Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ach nein!) 

Bei Hamlet heißt es: „Sein oder nicht sein, das ist 
hier die Frage.“ Bei Nord Stream 2 schwingt immer die 
Frage mit: Gutes Erdgas oder schlechtes Erdgas? Lassen 
Sie mich darauf eine Antwort geben: In Deutschland ist 
der Atomausstieg beschlossene Sache. Auch der Aus¬ 
stieg aus der Kohleverstromung ist mit dem Kohlekom¬ 
promiss vorgezeichnet, und die dadurch entstehenden 
Versorgungslücken werden wir nicht so schnell durch 
erneuerbare Energien ausfüllen können. Die Kommis¬ 
sion „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 
empfiehlt daher im Hinblick auf den Kohleausstieg einen 
beschleunigten Ausbau von Gaskraftwerken. Deshalb 
brauchen wir mittelfristig Erdgas als alternative Ener¬ 
giequelle. Langfristig müssen wir dieses durch syntheti¬ 
sches Gas aus erneuerbaren Quellen ersetzen. 

Derzeit erleben wir, dass die Gasproduktion in 
Deutschland stark rückläufig ist. Deutschland ist der 
weltgrößte Erdgasimporteur und auch einer der größ¬ 
ten Gasverbraucher der Welt. Mit dem Abschalten der 
Kohlekraftwerke wird unser Gasbedarf weiter ansteigen. 

Aber nicht nur nach Deutschland, sondern auch in die 
Europäische Union werden in Zukunft mehr Gasimporte 
stattfinden; denn auch die niederländische und die briti¬ 
sche Gasförderung sind stark rückläufig. Zudem ist der 
Kohleausstieg keine deutsche Erfindung, sondern wird 
auch in anderen europäischen Ländern stattfinden. Das (D) 
bedeutet: Wir müssen uns die Frage stellen, wie wir un¬ 
sere Energieversorgung zukünftig sichern wollen. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mit Erneuerbaren!) 

Mithilfe von Nord Stream 2 sollen jedes Jahr 55 Mil¬ 
liarden Kubikmeter russisches Gas nach Deutschland 
geliefert werden. Das wären etwa 40 Prozent des europä¬ 
ischen Mehrbedarfes an Gas. Von Deutschland aus würde 
dieses Gas dann an viele europäische Nachbarländer wei¬ 
tergeleitet. Insofern ist Nord Stream 2 ein wichtiger Bau¬ 
stein für die Lösung des europäischen Energieproblems. 

Aber - es ist wichtig, das an dieser Stelle zu sagen - um 
die Energiesouveränität zu sichern, setzen Deutschland 
und Europa richtigerweise auf Diversifizierung; denn nur 
diese führt zu einer kostengünstigen und zuverlässigen 
Erdgasversorgung und ist elementar für Energiesicher¬ 
heit in Europa. Deshalb brauchen wir Pipelinegas aus 
Aserbaidschan genauso wie die Versorgung mit LNG, 
das per Schiff zu uns kommt. Das sollten wir in unser 
Versorgungsportfolio aufnehmen. 

Knapp 10 Prozent der europäischen Gasimporte ent¬ 
fallen derzeit auf Flüssigerdgas, Tendenz steigend. Da¬ 
her müssen wir in die europäische Terminalinfrastruk¬ 
tur investieren, auch und vor allem in Deutschland. Als 
Schleswig-Holsteiner darf ich sagen: Ich wünsche mir 
sehr, dass ein LNG-Terminal in Brunsbüttel realisiert 
wird. Mit eigenen LNG-Terminals hat Deutschland noch 
mehr Flexibilität beim Gasbezug und ein Plus an Versor¬ 
gungssicherheit. 
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Auch wenn es nicht das Hauptthema dieser Debatte 
sein soll, lassen Sie mich noch ein paar Aspekte zum 
Thema LNG sagen. Im Transportbereich fuhrt der Ein¬ 
satz von LNG als Kraftstoff für Lkws und Schiffe zu 
einer starken Reduktion der Luftverschmutzung; denn 
es entstehen keine Schwefeldioxidemissionen, 80 Pro¬ 
zent weniger Stickoxide, so gut wie kein Feinstaub und 
20 Prozent weniger C0 2 -Emissionen. Zu guter Letzt: Aus 
LNG wird mittelfristig LRG, Liquefied Renewable Gas. 
Wir reden hier also nicht über eine fossile Brückentech¬ 
nologie, die am Ende sozusagen ins Nichts führen würde. 

Kommen wir zurück zum eigentlichen Thema der Ak¬ 
tuellen Stunde. Meine sehr vereinten Damen und Herren, 
im Hinblick auf die amerikanischen Sanktionsandrohun¬ 
gen muss eines ganz deutlich gesagt werden: Fragen der 
europäischen Energiepolitik werden in Europa und nicht 
in den USA entschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des Abg. Michael Theurer 
[FDP]) 

Das Damoklesschwert von Sanktionen wird von den 
Amerikanern immer mal wieder hingehängt, um geo- 
politische Interessen durchzusetzen, nicht nur bei Nord 
Stream 2, sondern aktuell auch bei den Themen Iran oder 
Huawei. Das macht deutlich: Europa und die EU dürfen 
sich in Anbetracht solcher Drohgebärden nicht auseinan¬ 
derdividieren lassen. Der EU-Kompromiss vom Februar 
dieses Jahres kann deshalb gar nicht hoch genug einge¬ 
schätzt werden. Das zeigt im Übrigen auch, wie sehr wir 
ein Interesse an verbesserten partnerschaftlichen Bezie¬ 
hungen mit den Vereinigten Staaten haben müssen; denn 
die jetzige Situation können wir keinesfalls gutheißen. 

Am Ende möchte ich eines sagen: Es kann dazu kom¬ 
men, dass die angedrohten Strafmaßnahmen der USA 
notgedrungen zum Ausstieg beteiligter Unternehmen füh¬ 
ren. Aber diese Maßnahmen werden nicht dazu führen, 
dass das Projekt scheitert. Russland würde mit Sicherheit 
alle Anstrengungen unternehmen, Nord Stream 2 allein 
fertigzustellen. Da es Ihnen, liebe Kollegen von der AfD, 
wirklich nicht um die beteiligten Unternehmen geht und 
auch nicht um die deutsche oder europäische Energiesou¬ 
veränität, sondern ausschließlich um Russland, sage ich 
Ihnen: Machen Sie sich keine Sorgen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Beatrix von 
Storch [AfD]: Sie haben überhaupt nichts ver¬ 
standen!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Mark Helfrich. - Nächster Redner: für 
die AfD-Fraktion Steffen Kotre. 

(Beifall bei der AfD) 

Steffen Kotre (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mein Vorredner, Herr Helfrich, hat da etwas 


falsch verstanden. Die AfD macht Politik für Deutsch- (C) 
land. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Richtig!) 

Es liegt im deutschen Interesse, wenn es sinnvolle Pro¬ 
jekte mit Russland gibt. Das hat überhaupt nichts mit der 
russischen Politik zu tun. 

(Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Ach, nee!) 

Das will ich an dieser Stelle noch einmal klarstellen. 

Die Aktuelle Stunde, die wir beantragt haben, erfreut 
mich insoweit, als wir von der AfD die Erkenntnis mit¬ 
nehmen, dass fast alle im Haus am gleichen Strang zie¬ 
hen, nämlich Nord Stream 2 zu ermöglichen. 

(Timon Gremmels [SPD]: Aber dafür brau¬ 
chen wir keine AfD! - Gegenruf des Abg. 

Dr. Alexander Gauland [AfD]: Doch, das 
brauchen Sie! Das sieht man an Herrn Weber!) 

Herr Trittin, korrigieren Sie mich bitte, wenn ich Sie 
falsch verstanden habe. Ich habe Sie so verstanden, dass 
die Grünen Nord Stream 2 am liebsten beerdigen wür¬ 
den. Trotzdem freut es uns, dass wir die Aktuelle Stun¬ 
de haben, damit noch einmal klargestellt wird, dass es 
hier im Hohen Hause nahezu Konsens ist, dass wir Nord 
Stream 2 unterstützen, allerdings - jetzt kommen wir 
zum Einwand von Herrn Ulrich - bitte nicht so ungedul¬ 
dig sein. 

Mein Redepart zielt darauf ab, dass wir den rosaro¬ 
ten Elefanten benennen, der hier im Raum steht. Wenn (pj) 
dem so ist, wie wir heute festgestellt haben, dass Nord 
Stream 2 sehr, sehr wichtig ist für unsere Energiever¬ 
sorgung und es einige Vertreter der USA gibt, die ver¬ 
suchen, das zu torpedieren, dann muss doch die Bundes¬ 
regierung sofort aufschreien und sagen: Nein, so geht es 
nicht. - Die Bundesregierung muss doch Herrn Grenell 
klarmachen: Nein, so geht es nicht. - Dann muss man 
dem Herrn sagen, dass man ihm, wenn er so weiter ar¬ 
tikuliert, die Koffer vor die Tür setzt. Ganz klare Kante. 

Die Bundesregierung ist hier in der Pflicht, Schaden vom 
deutschen Volk abzuwenden 

(Beifall bei der AfD) 

und natürlich auch Schaden von Europa. Wenn europäi¬ 
sche oder deutsche Unternehmen bedroht werden, dann 
muss sich die Bundesregierung doch sofort davorstellen; 
denn die USA machen sogar exterritoriale Gesetze. Das 
erinnert ganz stark an Kanonenbootpolitik, das heißt, sie 
wollen Handel mit gezogener Waffe führen, indem sie 
uns hier etwas mit juristischen Mitteln aufzwingen wol¬ 
len - exterritorial, wie gesagt. Das funktioniert nicht. 

Noch etwas zur Argumentation. Es werden immer 
zwei Argumente in den Raum gestellt. Das eine Argu¬ 
ment ist: Gastransit durch die Ukraine muss erhalten 
bleiben. - Der bleibt ja erhalten. Merkel und Putin ha¬ 
ben sich so verständigt. Dann gibt es das andere Argu¬ 
ment: Wir würden abhängig werden vom russischen 
Erdgas. - Na ja, das ist doch lächerlich. Wir bekommen 
einige Kubikmeter mehr Erdgas, aber umgekehrt wird 
doch ein Schuh daraus: Die Russen sind doch abhängiger 
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(A) mit Blick auf die Finanzierung ihres Haushalts. Schauen 
Sie bitte einmal in den Staatshaushalt von Russland. Ich 
glaube, 40 Prozent - das ist die Marke - nimmt Russ¬ 
land mit Rohstoffverkäufen ein. Da macht sich doch eher 
Russland von uns abhängig und nicht wir von Russland. 
Also zieht dieses Argument nicht. 

(Beifall bei der AfD) 

Dieses Argument ist einfach nur ein Scheinargument. 

Wir wissen alle, was dahintersteckt. Die USA wollen 
einfach nur ihren Handel durchdrücken. Die USA wollen 
einfach ihre Wirtschaft ankurbeln mithilfe ihres drecki¬ 
gen und noch dazu überteuerten Fracking-Gases. Nichts 
anderes steckt dahinter. Das ist eigentlich relativ durch¬ 
sichtig. Da sagen wir: Nein, das wollen wir so nicht. - 
Wir fordern die Bundesregierung auf, dem entgegenzu¬ 
treten. Man könnte hier durchaus ein sprachliches Bild 
anwenden, dass sich die US-Amerikaner wie marktwirt¬ 
schaftliche Neandertaler verhalten, die lieber die Keule 
schwingen, als sich in den Wettbewerb zu begeben. Auch 
das lehnen wir ab. 

(Beifall bei der AfD) 

Nun hat sich die Bundesregierung gesagt: Na gut, 
dann kommen wir den US-Amerikanern ein bisschen 
entgegen. - Jawohl, in Europa darf jetzt mehr Flüssiggas 
aus den USA importiert werden. Das soll so sein. Die 
Kontingente werden vervielfacht. Die Bundesregierung 
hat zugestimmt. Wir unterstützen den Bau von Flüssig¬ 
gasterminals. 

(B) Letztendlich hat sich die Bundesregierung sogar in 
erbärmlicher Art und Weise von ihrer eigenen Rechtsauf¬ 
fassung wegbegeben, dass dieses Projekt ein multinatio¬ 
nales Projekt von europäischen Staaten ist, aber die EU 
nichts angeht. So stand im Gutachten des EU-Rates, dem 
sich die Bundesregierung vollumfänglich angeschlossen 
hat: Die EU verfügt in diesem Zusammenhang über kei¬ 
ne Kompetenzen in den Ausschließlichen Wirtschaftszo¬ 
nen der Mitgliedstaaten. - Das war noch Stand vor einem 
halben Jahr. Plötzlich knickt die Bundesregierung ein. 
Das ist erbärmlich. 

(Beifall bei der AfD) 

Hier sieht man, dass die Bundesregierung die deut¬ 
schen Interessen und auch die europäischen Interessen 
nicht mehr grundsätzlich wahrnimmt. Ich fordere die 
Bundeskanzlerin und die Bundesregierung auf, hier ein 
klares Bekenntnis zu abzugeben und eine klare Kante ge¬ 
genüber den Amerikanern zu fahren. Stehen Sie zu die¬ 
sem Projekt. Stehen Sie zu Ihrem Amtseid: zum Wohle 
des deutschen Volkes handeln. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Steffen Kotre. - Nächster Redner für die 
SPD-Fraktion: Johann Saathoff. 

(Beifall bei der SPD) 


Johann Saathoff (SPD): (C) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Heute geht es in dieser Aktuellen Stunde um 
die Souveränität der Energieversorgung. Ich finde, das ist 
ein gutes Stichwort: Souveränität der Energieversorgung. 
Denn: Watt du siilmst kloar fiedelst, musst du neet annern 
tomoden. - Also, man muss anderen nicht zumuten, was 
man selbst machen kann. 

Souveränität ist wichtig. Wir wollen uns grundsätzlich 
nichts aufoktroyieren lassen, sondern unsere Geschicke 
selbst entscheiden. Aber Herr Kotre, bevor Sie glauben, 
dass jetzt zu viel Einigung in Ihre Richtung unterwegs 
ist: Wir kommen nur zufällig zum gleichen Ergebnis. Wir 
haben völlig unterschiedliche Beweggründe, zu diesem 
Ergebnis zu kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie glauben nämlich, man könne so tun, als seien wir 
in der Energieversorgung schon unabhängig. Das ist de¬ 
finitiv nicht der Fall. Sie von der rechten Seite des Parla¬ 
ments versuchen es mit Stein- und Braunkohle. Steinkoh¬ 
le aus Deutschland ist schon seit Jahrzehnten gegenüber 
ausländischen Quellen nicht wettbewerbsfähig und wird 
zu 100 Prozent aus dem Ausland importiert. Braunkoh¬ 
le hat Auswirkungen auf ganze Landschaften, und der 
C0 2 -Ausstoss ist enorm. Sie versuchen, mit der Atom¬ 
energie deutsche Unabhängigkeit zu simulieren, aber Sie 
beachten dabei nicht, dass Uran zu 100 Prozent aus dem 
Ausland bezogen werden muss. Wir könnten in Deutsch¬ 
land tatsächlich mehr Erdgas fördern. Wird aber wohl 
nicht reichen, denke ich. Die einzigen Energieträger, die 
in Deutschland kostenlos und unendlich zur Verfügung 
stehen - das ist die bittere Wahrheit für Sie, meine Da¬ 
men und Herren von der AfD -, sind Sonne und Wind. 

(Beifall bei der SPD) 

Darauf setzen wir als SPD-Fraktion. Übrigens setzt 
die SPD-Fraktion nicht erst seit letzter Zeit darauf, son¬ 
dern schon seit Jahrzehnten. Ich darf an dieser Stelle da¬ 
rauf hinweisen, dass es Hermann Scheer war, der sich 
dafür eingesetzt hat und das Stromeinspeisungsgesetz 
eingebracht hat, mit dem alles begann. Erfunden und 
umgesetzt von der SPD. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die letzten Wahlen haben uns gezeigt, dass der 
Anteil der Menschen, für die Klimaschutz wichtig ist, in 
ganz Deutschland definitiv größer ist als aktuell hier im 
Deutschen Bundestag. Wir werden Erdgas sicher brau¬ 
chen auf dem Weg zu den Erneuerbaren, die die Men¬ 
schen in Deutschland wollen. Selbstverständlich soll die¬ 
ses Erdgas auch zunehmend grün werden, aber das dauert 
noch etwas. Wir sind eben nicht unabhängig; denn nur 
mit Erdgas aus der Krummhörn zum Beispiel werden wir 
die Republik nicht versorgen können. 

Weil das so ist, sind Kooperationen dringend notwen¬ 
dig. Wir brauchen verlässliche Partner, und wir müssen 
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uns breit aufstellen und unsere Versorgung mit Erdgas 
diversifizieren, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

gerade auch, weil klar ist, dass zum Beispiel die Erdgas¬ 
quellen aus den Niederlanden schnell versiegen werden. 
Genau dafür ist auch Nord Stream 2 notwendig, und zwar 
für ganz Europa und nicht lediglich flir Deutschland, wie 
Sie sich das wünschen würden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Russland, liebe Kolleginnen und Kollegen, war bei 
der Gasversorgung immer ein verlässlicher Partner. Es 
gibt keinen Grund, daran zu zweifeln, dass das auch in 
Zukunft so ist. Durch die Kooperation mit Russland hat 
Deutschland auch immer eine Kommunikation gehabt, 
einen Kommunikationsfaden, der außenpolitisch so 
wichtig ist in dieser unsicheren Welt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das mag dem einen oder anderen unpopulär erschei¬ 
nen. Das mag auch unpopulär sein, aber auch und gera¬ 
de in diesen schwierigen Zeiten sollte man den Dialog 
suchen und nicht die Konfrontation. Das gilt für Russ¬ 
land genauso wie für andere Länder, mit denen wir im 
Moment in schwierigen Verhandlungen stehen. Nur mit 
Dialog, der gesucht wird - auch aktiv von uns -, können 
wir ökologische Standards bei der Frage der russischen 
Gasförderung ansprechen; denn wir haben durchaus auch 
ökologische Themen, beispielsweise was den Methan¬ 
schlupf angeht. 

Zur Diversifizierung gehört genauso ein LNG-Ter- 
minal. Wenn wir also über Souveränität in der Energie¬ 
versorgung reden, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann 
kann man sagen: Ein LNG-Terminal in Wilhelmshaven 
ist eine souveräne Entscheidung Deutschlands für die 
Versorgungssicherheit. 

Auch beim Import von LNG gibt es natürlich ökologi¬ 
sche Herausforderungen in Bezug auf die Herkunftsquel¬ 
len zu besprechen; das haben wir gerade gehört. Ich höre 
immer wieder, dass Kolleginnen und Kollegen sagen, 
LNG sei automatisch gefracktes Gas aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika. Das ist definitiv nicht der Fall. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mark 
Helfrich [CDU/CSU]) 

LNG kann von überall aus der Welt kommen, und LNG 
wird sicher in der weiteren Zukunft gebraucht werden, 
um den Weg hin zu 90 bis - von mir aus am allerliebs¬ 
ten - 100 Prozent erneuerbare Energien bis 2050 zu be¬ 
reiten. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Johann Saathoff. - Nächster Redner für 
die CDU/CSU-Fraktion: Karl Holmeier. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Paul Lehrieder 
[CDU/CSU]: Guter Mann!) 


Karl Holmeier (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Souveränität der deutschen Energieversorgung ist 
gesichert, und sie wird auch in Zukunft gesichert sein. 
Sie war nie in Gefahr. Dafür hat die CDU/CSU mit ihrer 
Energiepolitik gesorgt. 

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD]) 

Wir haben eine ganze Reihe von Maßnahmen ergriffen, 
um genau das sicherzustellen. 

(Timon Gremmels [SPD]: Und was macht 
Herr Weber?) 

Wir stehen zu unseren Zielen in der Klima- und Ener¬ 
giepolitik. Wir setzen die Energiewende um. 

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Merkt man aber nichts von!) 

Des Weiteren werden wir es schaffen, den Kohleaus¬ 
stieg bis 2038 auf den Weg zu bringen. Die Bundesre¬ 
gierung wird die Empfehlungen der Kohlekommission 
umsetzen. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wann?) 

Wir wollen die C0 2 -Emissionen senken. Das heißt aber 
auch: Wenn wir Kohle- und Atomkraftwerke vom Netz 
nehmen, müssen wir die entstehenden Lücken in der 
Energieversorgung schließen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir müssen und werden die Versorgungssicherheit 
gewährleisten. Dafür müssen wir in Zukunft neben dem 
verstärkten Ausbau der erneuerbaren Energien mehr auf 
den Energieträger Gas setzen. Der Ausstieg aus der Koh¬ 
le- und Atomkraft lässt uns gar keine andere Wahl, als die 
Kapazitäten dir den Gasimport zu erhöhen. 

Derzeit beziehen wir rund 40 Prozent unseres Erd¬ 
gases aus Russland, rund 31 Prozent aus Norwegen und 
rund 25 Prozent aus den Niederlanden. Aber: Sowohl un¬ 
sere einheimische als auch die niederländische Erdgas- 
förderung werden zurückgehen. Gleichzeitig aber steigt 
der Gasbedarf Europas kontinuierlich an. Es zeichnen 
sich Versorgungslücken ab. Diese Lücken müssen wir 
kompensieren, um die Versorgungssicherheit weiterhin 
gewährleisten zu können. Deshalb ist der Bau von Nord 
Stream 2 richtig; denn er eröffnet uns eine neue Versor¬ 
gungsroute für den so dringend benötigten Rohstoff Erd¬ 
gas. Ohne Nord Stream 2 wird aufgrund des fehlenden 
Wettbewerbs der Preis für Gas sicherlich auch steigen. 

Meine sehr vereinten Damen und Herren, Nord 
Stream 2 ist eine Maßnahme, um die Energiesicherheit 
Deutschlands in Zukunft gewährleisten zu können. Aber 
Nord Stream 2 ist nur eine Maßnahme von vielen. Wir 
wollen keine einseitige Abhängigkeit, weder von einem 
Energielieferanten noch von einer Energiequelle. 

Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag unter ande¬ 
rem - es wurde gerade schon angesprochen - den Ausbau 
der LNG-Infrastruktur in Deutschland festgeschrieben. 
Wir wollen damit mehr Transportwege für Erdgas nach 
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(A) Deutschland öffnen. Wir fördern hierzu die Nutzung 
alternativer Kraftstoffe und den Aufbau einer entspre¬ 
chenden Tank- und Ladeinfrastruktur ab 2021 zusätzlich 
mit 16 Millionen Euro. Gerade im Lkw-Bereich haben 
wir bei den LNG-Fahrzeugen zum Beispiel durch eine 
Mautbefreiung für zwei Jahre zusätzlich einen Anschub 
gegeben. Die Vielfältigkeit der Erdgasversorgung, sei es 
durch die LNG-lnfrastruktur oder durch Nord Stream 2 
und andere bestehende Erdgasleitungen, sichert für die 
nähere Zukunft die zuverlässige Energieversorgung in 
Europa und Deutschland. 

Erdgas ist aber auch für das Erreichen unserer Kli¬ 
maziele von entscheidender Bedeutung. Strom aus Gas 
bedeutet in der Praxis 50 Prozent weniger C0 2 als bei 
der Nutzung von Kohle. Erdgas ist für uns daher ein 
wichtiger Energieträger der näheren Zukunft. Langfristig 
sichern wir durch den Ausbau der erneuerbaren Energi¬ 
en unsere Energieversorgung. Der Anteil von Gas an der 
Stromversorgung und vor allem der Anteil von erneuer¬ 
baren Energien werden kontinuierlich steigen. 

(Timon Gremmels [SPD]: Sagen Sie auch 
noch was zu Manfred Weber?) 

- Manfred Weber ist ein guter Mann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU - 
Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auf diesem Wege erreichen wir unsere Klimaziele - ohne 
Versorgungslücken und ohne Abhängigkeiten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die USA 
wollen den Ausbau von Nord Stream 2 stoppen. Präsi¬ 
dent Tramp hat das in den letzten Monaten immer wieder 
bekräftigt und Nord Stream 2 stark kritisiert. Die USA 
befürchten eine Abhängigkeit Deutschlands und Europas 
von russischem Gas. Richtig ist aber: Russland ist ein 
wichtiger Energielieferant für Deutschland und Europa. 
Russland ist aber auch nur ein Lieferant von vielen. Dro¬ 
hungen, wie sie derzeit aus den USA zu vernehmen sind, 
verschlechtern leider nur das Klima in der deutsch-ame¬ 
rikanischen Freundschaft und Zusammenarbeit. 

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Geht es 
noch schlechter?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um die Kli¬ 
maziele zu erreichen wird Erdgas in den nächsten Jahren 
eine höhere Bedeutung gewinnen. Deshalb ist es richtig, 
dass die Leitung Nord Stream 2 gebaut wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des 
Abg. Dr. Diether Dehm [DIE LINKE] - 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das müssen 
Sie aber noch Herrn Weber beibringen!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Karl Holmeier. - Nächste Rednerin: 
Dr. Daniela De Ridder für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 


Dr. Daniela De Ridder (SPD): (C) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr verehrte Gäste! In Sachen Energiepoli¬ 
tik ist Deutschland ein überaus mutiges Land. Nicht nur, 
dass wir den Ausstieg aus der Kern- bzw. Atomenergie 
vollziehen; wir trennen uns auch sukzessive von der 
Kohleenergie. Sie sehen also, liebe Kolleginnen und Kol¬ 
legen, sehr verehrte Gäste: Die Bundesregierung nimmt 
das Thema Klimaschutz seit Langem sehr ernst. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Oliver Krischer [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: 97 Prozent der 
Menschen sehen das anders! - Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da muss 
selbst die SPD lachen!) 

Als Hochverbraucherland müssen wir aber sicherstel¬ 
len, dass unser Energiebedarf gedeckt bleibt. Bis dahin 
nutzen wir Brückentechnologien wie die Versorgung mit 
Erdgas, ja, und erneuerbare Energien, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen. Können wir die Versor¬ 
gung allerdings nicht sicherstellen, wird Deutschland ei¬ 
nen erheblichen Schaden erleiden. Das ist so sicher wie 
das Amen in der Kirche. Das Projekt Nord Stream 2 ist 
daher wesentlicher Bestandteil dieser Versorgung. Und 
es ist doch überaus wünschenswert, dass es auf diesem 
Anbietermarkt Wettbewerb gibt. 

Lassen Sie mich eine Information geben: Die USA 
haben unseren Energiebedarf tatsächlich erkannt und 
würden uns gerne mehr von ihrem Flüssiggas anbie¬ 
ten. Allerdings: Bei der Verarbeitung und Umwandlung 
von Flüssiggas in den gasförmigen Zustand - ich weiß (D) 
nicht, wo die Chemikerinnen und Chemiker unter fhnen 
sitzen - entsteht zusätzliches C0 2 . Wollen wir das? Wir 
kennen die Bedenken der Ukraine, der baltischen Staaten 
und auch Polens, ja, und auch der Vereinigten Staaten. 

Es bleibt dabei: Weder in Moskau noch in Washington, 
lieber Herr Gauland, werden unsere energiepolitischen 
Perspektiven diskutiert. Hier werden die Entscheidungen 
gefällt; seien Sie sicher. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Thomas 
Erndl [CDU/CSU]) 

Das hat auch unser Außenminister, lieber Herr Ulrich, 
schon längst klargemacht; Sie sollten ihm vielleicht bes¬ 
ser mal zuhören. 

Es mag berechtigte Kritik an Nord Stream 2 geben; 
aber lassen Sie uns doch mal das ganze Bild aufmachen. 

Hier gibt es eine Konkurrenzlandschaft, die es zu be¬ 
schreiben gilt. Wenn der US-amerikanische Außenmi¬ 
nister Mike Pompeo dazu aufruft, eine von Russland un¬ 
abhängige Energiebasis zu entwickeln, verfolgt er doch 
nicht wirklich eine europäische Kohäsionspolitik. Seien 
wir doch mal ehrlich: Es geht um Eigeninteressen. Nichts 
anderes hat er doch auch im Sinn, wenn er die Antwort 
offen lässt, wie jüngst in einem RTL-fnterview, ob nie¬ 
derländische Unternehmen wegen ihrer Beteiligung an 
Nord Stream 2 sanktioniert werden oder eben nicht. 

Im Übrigen: Vor rund sechs Wochen hat der US-ame¬ 
rikanische Energieminister Rick Perry in Brüssel für 
den Kauf von Flüssiggas geworben. Als Partner für die 
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(A) Energieversorgung, so sagte er, seien die USA ein ver¬ 
lässlicherer Partner als Russland. Ein Schelm, wer Böses 
dabei denkt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Andreas 
G. Lämmel [CDU/CSU]) 

Polen hat ein vitales Interesse, eigenen Projekten den 
Vorzug zu geben. Denn mit der beschlossenen Baltic 
Pipe, die norwegisches Gas bis nach Südosteuropa trans¬ 
portieren soll, würde Polen tatsächlich zum Verteilerland 
werden. Mit Nord Stream 2 - auch das gehört zur Wahr¬ 
heit dazu - bliebe dies allerdings ein frommer Wunsch. 
Und in der Ukraine - um das Bild zu komplettieren - be¬ 
zeichnet Naftogaz die Pipeline Nord Stream 2 als „räu¬ 
berische Investition“. 

Sie sehen, die Tonalität ist in der Tat sehr rau. Die 
Ukraine moniert, durch Nord Stream 2 umgangen zu 
werden. Doch dies ist nur ein ganz kleiner Teil der großen 
Wahrheit. Die Ukraine wird auch im Süden, durch weite¬ 
re Pipelines durch das Schwarze Meer, umgangen. Auch 
das türkische Pipelineprojekt Turk Stream wird die Ukra¬ 
ine weiterhin unter Druck setzen. Nord Stream 2 allein ist 
nicht die wegbrechende Transiteinnahme für die Ukrai¬ 
ne. Was Kiew allerdings tatsächlich im Moment braucht, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ist eine 
ernsthafte Fortsetzung der Minsker Verhandlungen. 

Lassen Sie mich nun einmal auf die Kritik hier im 
Hause zurückkommen. Machen wir uns von russischem 
Gas abhängig? Mitnichten; denn nur 50 Prozent unserer 

(B) Gasversorgung stammen tatsächlich aus Russland. 

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das ist aber ein ziemlich hoher Anteil!) 

Wir sollten, lieber Jürgen Trittin, den Dialog mit Russ¬ 
land fortsetzen. Insofern haben wir da hoffentlich eine 
Schnittmenge. Mehrere Vorschläge wurden bereits unter¬ 
breitet, wie man das Dilemma der Gaslieferungen nach 
Europa auflösen kann, und zwar so, dass alle Beteiligten 
gewinnen. Vor rund anderthalb Jahren schlug die Bun¬ 
desregierung vor, lieber Herr Ulrich, dass westliche Fir¬ 
men die alten und teilweise maroden Trassenabschnitte 
modernisieren sollten. Dafür werden dann Know-how 
und Kredite zur Verfügung gestellt. Die Russische Fö¬ 
deration verpflichtet sich, eine Mindestmenge durch die 
Leitungen zu transportieren. Die Ukraine wiederum wird 
ihre Gasnetze nicht als politisches Druckmittel einset- 
zen. - Das wäre doch mal was! Das diente dem Dialog 
und der Lösung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Daniela De Ridder. - Der letzte Red¬ 
ner in der Aktuellen Stunde: Jürgen Hardt für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


Jürgen Hardt (CDU/CSU): (C) 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich finde es gut, dass die Fraktionen mit Daniela De 
Ridder und mir auch Außenpolitikern die Gelegenheit 
geben, zu diesem Thema das Wort zu ergreifen. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Trittin!) 

- Entschuldigung! Wie konnte mir das passieren! Es tut 
mir wirklich leid. Diese Bewerbungsrede als Außenmi¬ 
nister einer schwarz-grünen Bundesregierung ist überall 
so angekommen. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte auf die außenpolitischen Aspekte einge- 
hen. Wir haben es uns als Deutschland mit dem Thema 
Nord Stream 2 bei unseren Partnern leider selbst sehr 
schwer gemacht. Wir hätten von Anfang an wesentlich 
offener, wesentlich transparenter mit Polen, mit den Bal¬ 
ten, mit anderen - auch mit Brüssel - über dieses Pro¬ 
jekt reden müssen. Dass von Anfang an der nicht von der 
Hand zu weisende Eindruck entstanden war, mit diesem 
Investitionsprojekt Nord Stream 2 verbinde ein früherer 
Bundeskanzler persönliche wirtschaftliche Interessen, 
hat uns diese Chance ein Stück weit verhagelt. 

Auch die Aussage der Bundesregierung, Nord 
Stream 2 sei ein rein privatwirtschaftliches Projekt, war 
natürlich nicht hilfreich, weil in dem Augenblick, wo 
wichtige europäische Partner wie Polen, wie die balti¬ 
schen Staaten - auch die Brüsseler Kommission - sagen, 
das Projekt hat eine politische, eine europapolitische Di¬ 
mension, Deutschland einfach anerkennen muss, dass das (^) 
so ist, und das Thema in diesem Sinne bearbeiten muss. 

Das heißt nicht, dass man die eigene Überzeugungskraft 
nicht einsetzt, das Projekt nicht trotzdem hinkriegt; aber 
man muss sich eben diese Mühe machen und darf nicht 
wegtauchen vor dieser europapolitischen Debatte. 

Diese Debatte ist insbesondere auch eine Debatte über 
unser Verhältnis zu Russland. Da ist natürlich die Frage 
des Gases schon seit langer Zeit ein wichtiges Thema. 

Ich erinnere mich an die Diskussion der 70er-Jahre: Ist es 
sinnvoll, dass ein deutsches Unternehmen Röhren liefert 
nach Russland - damals Sowjetunion -, damit sowjeti¬ 
sches Gas nach Deutschland und Europa kommt? Wir ha¬ 
ben das gemacht. Wir sind davon überzeugt, dass das ein 
Beitrag zur Entspannung der Politik in den 80er-Jahren 
geworden ist, weil die Sowjets die Einnahmen aus den 
Gaslieferungen sehr lohnenswert fanden. 

Es hat damals auch aus Amerika nicht die Proteste ge¬ 
geben wie heute - weil Amerika damals Energie impor¬ 
tierte. Nun ist es zum Exporteur von Energie geworden; 
ein Schuft, wer Böses dabei denkt. 

(Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Ein Schelm!) 

Das Thema hat also eine ganze Reihe von außenpoli¬ 
tischen, globalen Aspekten. Damit bin ich beim Thema 
USA und der hier angesprochenen Problematik der extra¬ 
territorialen Wirkung von Sanktionen oder gar von direk¬ 
ten Sanktionen gegen Unternehmen, die jetzt entweder 
im Iran oder auch bei diesem Projekt Nord Stream 2 be¬ 
teiligt sind. 
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(A) Ich glaube, Nord Stream 2 hat allein deshalb eine eu¬ 
ropäische Dimension, weil die Antwort darauf, wie wir 
auf solche unfaire Wirtschaftspolitik von Amerika - wie 
wir sie befürchten müssen - reagieren, nur eine gemein¬ 
same europäische sein kann. Ich erinnere daran, dass die 
gegenwärtige Handelsauseinandersetzung mit den USA 
über Stahl- und Aluminiumzölle, aber eben auch über 
drohende Automobilzölle nur durch eine gemeinsame, 
geschlossene Antwort der Europäischen Union beant¬ 
wortet werden kann. Das gelingt ja im Augenblick auch 
in der Form, dass wir zum Beispiel durch die Geschlos¬ 
senheit der EU, amerikanische Soja- und andere Agrar¬ 
produkte auf den europäischen Markt zu lassen, eine 
Position aufbauen, in der es dem amerikanischen Präsi¬ 
denten schwerfallen würde, jetzt Handelsauseinanderset¬ 
zungen mit Europa anzufangen, weil man dann genau an 
dieser Stelle wieder kappen kann. 

Ich finde, allein das belegt die Notwendigkeit, dass wir 
Fragen, die die Energieversorgung in Europa insgesamt 
angehen, gemeinsam mit unseren europäischen Partnern 
abstimmen - weil wir deren Solidarität brauchen, wenn 
es hinterher darum geht, zum Beispiel Firmen wie Win¬ 
tershall oder andere, die an dem Projekt beteiligt sind, 
vor ungerechtfertigten, unangemessenen Maßnahmen, 
wie sie in Amerika gegenwärtig diskutiert werden, zu 
schützen. 

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD] und Michael Theurer [FDP]) 

Es gibt in Europa eine große Einigkeit, dass es not¬ 
wendig ist, die Gasversorgung zu diversifizieren - was 

(B) 

im Übrigen heißt, dass man die Sicherheit haben muss, 
dass man auf bestimmtes Gas nicht angewiesen sein 
wird. Litauen hat ein Flüssiggasterminal. Die frühere 
Präsidentin von Litauen, Frau Grybauskaite, hat mir ge¬ 
sagt, Litauen bezieht weiter fleißig russisches Gas, aber 
zu wesentlich besseren Konditionen, als das vorher der 
Fall war, weil nämlich der Lieferant, Gazprom, genau 
weiß: Wenn wir unsere Gaslieferungen wirtschaftlich 
oder politisch als Druckmittel einsetzen, dann verlieren 
wir unser Geschäft. - Genau so müssen wir unsere Gas¬ 
versorgung diversifizieren. Dabei sind die Amerikaner 
Partner. Die Europäer aber sind umso mehr zu geschlos¬ 
senem Handeln aufgefordert. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Jürgen Hardt. - Damit ist die Aktuelle 
Stunde beendet. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
möchte ich Ihnen das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis des 3. Wahlgangs der 
Wahl eines Stellvertreters des Präsidenten bekannt ge¬ 
ben: abgegebene Stimmzettel 667, ungültige Stimmzettel 
gab es keine. Mit Ja haben 211 Abgeordnete gestimmt, 
mit Nein haben 426 Abgeordnete gestimmt, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 


es gab 30 Enthaltungen. Der Abgeordnete Gerold Otten (C) 
hat die erforderliche Mehrheit nicht erreicht; er ist damit 
nicht zum Stellvertreter des Präsidenten gewählt. 1) 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Geset¬ 
zes gegen illegale Beschäftigung und Sozial- 
leistungsmissbrauch 

Drucksachen 19/8691, 19/9768, 19/10066 

Nr. 1.7 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz¬ 
ausschusses (7. Ausschuss) 

Drucksache 19/10683 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 19/10697 

Hierzu liegt je ein Entschließungsantrag der Frakti¬ 
on der AfD sowie der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vor. Über den Gesetzentwurf werden wir später nament¬ 
lich abstimmen. Ich weise die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen darauf hin, dass zur Annahme des Gesetzentwurfes 
nach Artikel 87 Absatz 3 des Grundgesetzes die absolute 
Mehrheit erforderlich ist, das heißt 355 Stimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Da ich keinen 
Widersprach höre und sehe, ist das so beschlossen. ^ 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Ingrid 
Arndt-Brauer für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Ingrid Arndt-Brauer (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Meine Damen und Herren! Der vor¬ 
liegende Gesetzentwurf bzw. das Gesetz zur Bekämp¬ 
fung illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit erwei¬ 
tert die Kompetenzen der sogenannten Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit des Zolls. Hier geht es darum, dass wir als 
Reaktion auf neue und besonders heftige Erscheinungs¬ 
formen von Schwarzarbeit, illegaler Beschäftigung und 
ähnlichen Dingen, zum Beispiel auch Menschenhandel, 
reagieren und diese Dinge dadurch verstärkt bekämpfen. 
Zukünftig kann die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zum 
Beispiel Tagelöhnerbörsen, den sogenannten Arbeiter¬ 
strich, auflösen und schon die Anbahnung stören und da¬ 
durch auch verhindern. 

Dadurch, dass wir mehr Personal einstellen werden, 
haben wir in Zukunft die Möglichkeit, den Datenaus¬ 
tausch mit anderen Behörden verstärkt zu betreiben. 

Wir werden in bestimmten Regionen auch die Dinge 
verhindern können, die wir bisher nicht bekämpfen konn¬ 
ten. Dazu gehört auch so etwas wie Menschenhandel, der 


1 ' Namensverzeichnis der Teilnehmer an der Wahl siehe Anlage 2 
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(A) in einigen Regionen verstärkt stattfindet. Als Stichwort 
nenne ich die Prostitution und die damit verbundene il¬ 
legale Einwanderung. Bisher konnte die Finanzkontrol¬ 
le Schwarzarbeit in diesem Bereich nicht tätig sein. Das 
wird in Zukunft möglich sein. Bei Kollegen der Grünen 
gab es Bedenken, dass wir den Prostituiertenschutz nicht 
ernst nähmen. Ich denke, wir gehen mit Augenmaß vor: 
Wir schützen Prostituierte, aber wir schützen keinen 
Menschenhandel. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Es wird ein verstärktes Auskunftsrecht gegenüber 
Onlineplattformen geben. Auf diesen Plattformen wer¬ 
den neuerdings auch Dienstleistungen angeboten - frü¬ 
her war das gar nicht möglich und auch hier gibt es 
Schwarzarbeit. Auch hier können wir etwas tun. 

Wir schaffen die Möglichkeit, dass die FKS als klei¬ 
ne Staatsanwaltschaft tätig wird und deswegen auch in 
Gewerben, in denen Kettenbetrügereien stattfinden, Buß¬ 
geldtatbestände aufnehmen kann und damit zum Beispiel 
im Baugewerbe verstärkt gegen solche Betrügereien Vor¬ 
gehen kann. 

Wir werden die Telekommunikationsüberwachungs¬ 
möglichkeiten ausweiten. Auch das ist eine Form moder¬ 
ner Verbrechensbekämpfung, die früher in dieser Form 
nicht nötig war, die jetzt aber auf alle Fälle nötig ist. 

Wir werden auch den Kindergeldmissbrauch bekämp¬ 
fen; mein Kollege Michael Schrodi sagt nachher noch 
etwas dazu. Vor allen Dingen die Kollegen der Linken 

(B) äußerten, dass das nicht sinnvoll sei. Ich denke, das ist 
sinnvoll. Mein Kollege wird dazu noch etwas sagen. 
Auch die Bedenken des Bundesrates konnten, denke ich, 
ausgeräumt werden. 

Wir werden mehr Personal einstellen. Im Gegensatz 
zur AfD, die meint, man müsse die Personalreserven nur 
ausschöpfen, sind wir der Meinung, wir brauchen mehr 
Personal beim Zoll für die neuen Aufgaben. Wir werden 
deswegen mehr Planstellen schaffen. Wir werden es mit 
diesen Planstellen ermöglichen, dass die Finanzkontrol¬ 
le Schwarzarbeit im Bereich illegaler Beschäftigung und 
Schwarzarbeit effektiv arbeitet. 

Ich bin froh, dass wir das überprüfen werden. Wir 
werden eine Revisionsklausel einführen: im Prostituti¬ 
onsbereich in zwei Jahren, beim Gesetz in fünf Jahren. 
Ich glaube, das Ergebnis wird sein: Wir gehen erfolgreich 
gegen Missbrauch in diesen Bereichen vor. Und wir wer¬ 
den dadurch natürlich auch erhebliche Mehreinnahmen 
in der Staatskasse haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Ingrid Arndt-Brauer. - Nächster Redner: 
für die AfD-Fraktion Kay Gottschalk. 

(Beifall bei der AfD) 


Kay Gottschalk (AfD): 

Sehr geehrte Präsidentin! Verehrte Kollegen! Liebe 
Zuschauer! Liebe Zuhörer! Heute haben wir die zweite 
und dritte Beratung zum Entwurf eines Gesetzes gegen 
illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch. 
Gleich vorweg kann ich sagen: Wir als AfD-Fraktion 
werden diesem Gesetzentwurf zustimmen. Nach unse¬ 
rem Dafürhalten geht das Gesetz in die richtige Richtung 
und greift einige sehr wichtige Punkte auf. Ich hatte das 
in meiner Rede zur ersten Beratung dieses Gesetzent¬ 
wurfs schon gesagt. Ich hatte, wie auch andere, gesagt, 
dass der Missbrauch des Kindergeldes einzudämmen ist. 
Wir sind froh, dass Sie dem Druck der AfD nachgeben. 
Sie stellen in Ihrem Gesetzentwurf ja selbst fest: 

Im Bereich des Kindergeldes hat seit mehreren Jah¬ 
ren die missbräuchliche Beantragung in organisier¬ 
ter Form zugenommen. 

Meine Damen und Herren, hier wird aus angeblichem 
Populismus endlich Realpolitik. Und ich prophezeie Ih¬ 
nen, meine Damen und Herren: Das ist nicht das letzte 
Mal in diesem Hohen Hause. 

(Beifall bei der AfD) 

Darüber hinaus verfolgt die Bundesregierung mit dem 
Gesetz Ziele wie illegale Beschäftigung bekämpfen, So¬ 
zialleistungsmissbrauch bekämpfen und Schwarzarbeit 
noch stärker bekämpfen. Es sollen gravierende Beitrags¬ 
ausfälle in der Sozialversicherung und Ausfälle bei den 
Steuereinnahmen verringert werden und neue legale Ar¬ 
beitsplätze geschaffen werden. Das halten wir als AfD 
generell für unterstützungswürdig. 

Neu wird sein, dass die FKS nun voll in Fällen kon¬ 
trollieren kann - Frau Arndt-Brauer hat es erwähnt 
wo sich Dienst- und Werkleistungen anbahnen bzw. nur 
vorgetäuscht werden. Meine Damen und Herren, vielen 
Dank, dass Sie mit Ihrer Politik endlich in der Realität 
ankommen. Viele da draußen werden Ihnen das danken. 

Als Opposition machen wir uns aber natürlich auch 
Gedanken, wir haben Beweggründe und Motive, Geset¬ 
ze besser zu machen. Mit unserem Entschließungsantrag 
bringen wir einige Punkte ein - Frau Arndt-Brauer, Sie 
haben das dankenswerterweise erwähnt die ich kurz 
erläutern möchte, die ich vor allen Dingen Ihnen da drau¬ 
ßen darbringen möchte; denn es geht um Ihr Geld. 

Als Erstes mussten wir feststellen, dass aufgrund des 
Gesetzes insgesamt 4 360 neue Arbeitskräfte in der Zoll¬ 
verwaltung sowie 178 Arbeitskräfte bei den weiteren 
Einrichtungen des Bundes eingestellt werden sollen. Das 
ist ein Aufwuchs um etwas über 10 Prozent, zusätzlich zu 
den bereits vorhandenen 40 000 Planstellen nach Bundes¬ 
haushaltsgesetz 2019. Die Kosten hierfür steigen stufen¬ 
weise jährlich bis auf 464 Millionen Euro im Jahr 2030, 
die dann fortlaufend gezahlt werden müssen. Dass für 
mehr Kontrolle mehr Personal eingestellt werden muss, 
das ist uns klar; aber wir fragen auch nach, wieso im 
Jahr 2018 von den rund 36 000 Planstellen 4 500 nicht be¬ 
setzt waren. Das heißt, der Saldo wächst sogar auf. Nach 
Bundeshaushaltsordnung, § 7, hat die Bundesverwaltung 
zu prüfen - das haben wir im Entschließungsantrag be¬ 
antragt -, wie viel Personal sie beschäftigt, und sie hat 
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(A) dazu, wie wir es im Entschließungsantrag geschrieben 
haben und ich es mehrmals in der Anhörung gefordert 
habe, eine Personalbedarfsermittlung vorzulegen. Davon 
ist nichts geschehen. Es kamen stumpfe Antworten: Das 
sei ein schwarzer und ein grauer Bereich; das könne man 
noch nicht abschätzen. - Meine Damen und Herren, es 
ist unsere Aufgabe, hier Optimierungspotenziale aufzu¬ 
zeigen, und das tun wir. 

(Beifall bei der AfD) 

Professor Bosch von der Universität Duisburg-Essen 
sprach in der Anhörung von unterschiedlichen Zustän¬ 
digkeiten. Die FKS, die Zollfahndung und die FIU haben 
unterschiedliche Zentraldirektionen. Sie haben vergleich¬ 
bare Aufgaben, benötigen vergleichbare Ausrüstung und 
wenden ähnliche Kontrollmethoden an, und trotzdem 
haben wir eine Patchworkorganisation. Das heißt, Syn¬ 
ergieeffekte, die sich aus einer Zusammenarbeit ergeben 
könnten, werden nicht gehoben. 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: FIU ist nicht für 
Menschenhandel zuständig!) 

Hier entstehen Ihnen, meine Damen und Herren, Kosten, 
die man eindämmen könnte. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle muss man 
mit der Regierung vielleicht einmal in einen kurzen wis¬ 
senschaftlichen Exkurs eintreten und den Unterschied 
zwischen Effektivität und Effizienz darstellen: Ich hoffe 
und setze voraus - deswegen stimmen wir zu -, dass die¬ 
ses Gesetzesvorhaben zumindest effektiv ist, das heißt, 
dass Sie die Ziele erreichen werden. Ob man diese Ziele 

(B) aber mit dem geringstmöglichen wirtschaftlichen Auf¬ 
wand erreicht, sei dahingestellt. Um es verständlicher 
auszudrücken: Wenn es unser Ziel wäre, gemeinsam ei¬ 
nen Baum zu fällen - die Grünen werden sich jetzt hier 
wahrscheinlich wieder auf den Boden legen; ich kor¬ 
rigiere: wenn es um Windräder ginge, würden sie das 
wahrscheinlich nicht tun -, dann nähme die Bundesre¬ 
gierung den Steinkeil des Urmenschen. Damit lässt sich 
selbstverständlich ein Baum fällen. Insoweit ist das ef¬ 
fektiv. Die AfD würde eine Kettensäge nehmen. Das geht 
schneller und ist zudem auch tatsächlich effizient. - Ich 
sehe ein paar verdutzte Gesichter bei den Grünen und bei 
der SPD; das ist gut. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Michael Schrodi [SPD]: Es 
ist ein wenig wirr, was Sie vortragen!) 

Zuweilen sind Sie ja zumindest dann effizient und effek¬ 
tiv, wenn es um die Fünfprozenthürde geht. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch anmerken - das 
muss man, wenn wir an die Anhörung denken, mahnend 
hier ansprechen -: Wir alle sollten die Bürokratiekosten 
im Auge behalten. - Das geht Sie da draußen an. Das geht 
den Mittelstand an, die mittelständischen Unternehmen; 
denn für den Mittelstand gibt es bereits jetzt - das wurde 
auch gesagt - über 10 000 - ich wiederhole es, meine 
Damen und Herren: über 10 000 - Informationspflichten. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Gottschalk. 


Kay Gottschalk (AfD): 

Ich komme zum Ende. - Vielleicht sollten wir mit 
dem Frühjahrsputz anfangen und auch an dieser Stelle 
ausmisten, damit Sie endlich wieder Politik auch für den 
deutschen Mittelstand machen. 

Trotz aller Bauchschmerzen werden wir diesem Ge¬ 
setzentwurf zustimmen, weil hier viele AfD-Gene drin 
sind, und das unterstützen wir. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Danke schön, Kay Gottschalk. - Nächster Redner: für 
die CDU/CSU-Fraktion Johannes Steiniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Johannes Steiniger (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Gottschalk, 
Sie haben ja ganz gut angefangen; aber am Schluss wur¬ 
de es wieder etwas wirr. Ich möchte mich gleich zu Be¬ 
ginn meiner Rede gegen eines verwehren, nämlich da¬ 
gegen, dass in diesem Gesetzentwurf „AfD-Gene“ drin 
seien. Das ist überhaupt nicht der Fall, sondern das ist die 
Politik der Großen Koalition. Es ist gut, dass wir heute 
diesen Gesetzentwurf verabschieden; 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

denn wir setzen damit heute ein Stoppschild gegen 
Schwarzarbeit, ein Stoppschild gegen Ausbeutung und 
auch ein Stoppschild gegen Kindergeldbetrag. Dass wir 
das noch vor der Sommerpause hinbekommen, ist eine 
gute Sache. Ich möchte mich bei allen Kolleginnen und 
Kollegen dafür bedanken, dass wir dem Zoll und den an¬ 
deren jetzt entsprechende Ermittlungsmöglichkeiten an 
die Hand geben. 

Wir haben drei Bausteine - diese wurden eben schon 
anskizziert -: Wir wollen erstens mehr Kompetenzen für 
den Zoll, dann aber auch mehr Personal, sodass diese 
Kompetenzen auch ausgefüllt werden können. Wir wol¬ 
len zweitens einen besseren Datenaustausch, und wir 
wollen drittens die Anreize dafür reduzieren, nur auf¬ 
grund des Kindergeldes nach Deutschland zu kommen. 

Wir haben in den letzten Wochen viel diskutiert, auch 
über die Europawahl. Als Große Koalition, als SPD, aber 
auch als CDU/CSU müssen wir uns, glaube ich, an die 
eigene Nase fassen und sagen: Wir haben da auch Ver¬ 
trauen verloren. - Aber: Der Gesetzentwurf, den wir heu¬ 
te beschließen, und der Prozess, wie wir zum heutigen 
Beschluss gekommen sind, sind, glaube ich, eine Blau¬ 
pause dafür, wie wir Politik machen müssen, um Vertrau¬ 
en zurückzugewinnen. Denn am Anfang stand das Zu¬ 
hören, dann kam das Erkennen des Problems, dann das 
Handeln, das Vorschlägen von Lösungen, das Einbinden 
der Betroffenen und dann der parlamentarische Prozess, 
einen guten Entwurf noch besser zu machen, Frau Staats- 
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(A) Sekretärin. Wenn wir so weitermachen, dann können wir 
vielleicht auch die Große Koalition positiv weiter gestal¬ 
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Ingrid Arndt-Brauer [SPD]) 

Wie haben wir zugehört? Es gab im letzten Sommer 
einen Hilferuf von Bürgermeistern aus den Kommunen, 
die gesagt haben: Achtung, wir haben hier das Problem, 
dass der Kindergeldmissbrauch ansteigt, dass es zu Aus¬ 
beutung im Bereich der Schwarzarbeit kommt, dass 
Menschen nach Deutschland gelockt werden, die dann 
unter schlimmen Umständen hier wohnen, dass daran 
organisierte Kriminalität hängt und dass über gefälschte 
Arbeitsverträge und auch gefälschte Geburtsurkunden es 
immer wieder zu Kindergeldbetrug kommt. - Wir haben 
gesagt: Ja, klar, da gibt es ein Problem, und da muss die 
Politik handeln. 

Das Finanzministerium hat dann ein großes Paket mit, 
ich glaube, insgesamt 15 Gesetzen geschnürt, die hier 
angepasst und verändert werden. Um das einmal im Ein¬ 
zelnen darzustellen: Der Zoll darf mehr. Zuständigkeiten 
werden geordnet. Der Datenaustausch wird verbessert. 
Man darf jetzt - das wurde bereits gesagt - schon im 
Verdachtsfall gegen illegale Beschäftigung einschreiten. 
Es sind Lücken geschlossen worden. Wir haben uns auch 
vorgenommen, das personell zu unterlegen, und zwar mit 
4 360 zusätzlichen Stellen bis ins Jahr 2030. Das zeigt: 
Wir stehen hinter dem Zoll, und wir sagen: Der Zoll 
macht eine gute Arbeit; aber er muss dann auch personell 
^ gut aufgestellt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Ein zweiter Punkt war die Frage: Wie gehen wir mit 
dem Thema Kindergeldbetrug um? Auch dort haben 
wir ein ganzes Maßnahmenbündel geschnürt, das wir 
jetzt hier beschließen und das - das ist unsere Auffas¬ 
sung - dazu führen wird, dass wir den Kindergeldbetrug 
eindämmen können. Wir sagen erstens, dass neu zuge¬ 
zogene EU-Ausländer in den ersten drei Monaten kein 
Kindergeld in Deutschland bekommen können. Das ist 
aus meiner Sicht fair, konsequent und auch europarechts¬ 
konform. 

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Das ist überhaupt nicht 
fair! - Abg. Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

- Der Herr Kollege möchte, glaube ich, eine Zwischen¬ 
frage stellen; die habe ich wohl provoziert. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Ich wollte Sie gerade fragen, ob Sie das zulassen. 

Johannes Steiniger (CDU/CSU): 

Ich wusste ja, dass der Herr Strengmann-Kuhn die 
Frage stellt. 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Ja oder nein? 

Johannes Steiniger (CDU/CSU): 

Ja, bitte. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Ja, gut. 

(Udo Theodor Hemmelgarn [AfD]: Eine Ge¬ 
fälligkeitsfrage?) 

Johannes Steiniger (CDU/CSU): 

Nein, aber wir diskutieren darüber schon seit ein paar 
Monaten. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Gut. Jetzt ist Herr Strengmann-Kuhn dran. 

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, dass Sie die Zwischenbemerkung zulas¬ 
sen. - In der Tat: ln den Ausschüssen diskutieren wir das 
schon intensiv. Deswegen ist es auch gut, hier noch ein¬ 
mal die unterschiedlichen Argumente vorzutragen. Sie 
haben von Kindergeldbetrug geredet. Es ist richtig, dass 
man dagegen vorgeht. Geburtsurkunden zu fälschen, Ar¬ 
beitsverträge zu fälschen, ist etwas, wo der Staat eingrei- 
fen muss. Das ist Betrug. Das ist Missbrauch. Da müssen 
wir etwas tun. 

Aber das, was Sie zuletzt genannt haben, ist kein 
Betrug. Da geht es um Kinder, die rechtmäßig hier in 
Deutschland leben, und denen wollen Sie das Kindergeld 
verweigern. Das ist an sich sozialpolitisch problematisch; 
das ist in der Sachverständigenanhörung auch so gesagt 
worden. Denn es trägt nicht dazu bei, tatsächlich den Be¬ 
trug zu beseitigen, und es widerspricht dem Europarecht. 

Einmal zur Erklärung für die, die sich im Europarecht 
nicht so gut auskennen: Normalerweise gibt es ein Dis¬ 
kriminierungsverbot. Das heißt: EU-Biirger und -Bürge¬ 
rinnen aus anderen Ländern müssen genauso behandelt 
werden wie deutsche EU-Biirger und -Bürgerinnen. Aus¬ 
nahme bei den Sozialleistungen ist die Sozialhilfeleis¬ 
tung, also Arbeitslosengeld II oder die Grundsicherung 
im Alter. Da darf man Einschränkungen machen. Das 
Kindergeld ist aber keine Sozialhilfeleistung, und das hat 
in der Sachverständigenanhörung auch niemand so be¬ 
hauptet und belegen können. 

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Frage!) 

Können Sie erklären, warum das Kindergeld, das ja ei¬ 
nerseits eine Steuerleistung und andererseits für die, die 
nicht erwerbstätig sind, eine Familienleistung darstellt, 
eine Sozialleistung, aber eben keine Sozialhilfeleistung 
ist? Da gibt es Urteile, und zwar auch vom Bundesverfas¬ 
sungsgericht aus diesem Jahr und vom EuGH. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Gut. Ich glaube, die Frage ist angekommen. 
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Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): 

Also: Erklären Sie einmal, warum das Kindergeld eine 
Sozialhilfeleistung ist. Denn nur dann könnte es einge¬ 
schränkt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Steiniger, bitte. 

Johannes Steiniger (CDU/CSU): 

Herzlichen Dank für diese Frage und herzlichen Dank, 
dass Sie meine Redezeit damit ein Stück weit verlängern. 
Ich dachte mir schon, dass Sie darauf zu sprechen kom¬ 
men. 

Ich begründe zuerst, warum wir das hier so machen. 

Erstens. Der Hauptgrund ist, dass wir Anreize reduzie¬ 
ren wollen, dass man nur aufgrund von Kindergeldzah¬ 
lungen nach Deutschland kommt. Das wollen wir näm¬ 
lich nicht, und daher wollen wir den Anreiz reduzieren. 

Zweitens, zur europarechtlichen Frage. Schauen Sie 
in Artikel 24 Absatz 2 der Freizügigkeitsrichtlinie. Da¬ 
rin steht genau - so haben Sie das auch skizziert -, 
dass man Sozialhilfe für arbeitslose Ausländer entspre¬ 
chend einschränken kann, um nationale Haushalte zu 
schützen. Jetzt ist es aber so: Das Kindergeld bei uns in 
Deutschland wirkt bei arbeitslosen, nicht erwerbstätigen 
EU-Ausländern eben wie eine Sozialhilfeleistung, und 
deswegen kann man das sehr gut begründen. Wenn Sie 
sich die entsprechende einschlägige EU-Rechtsprechung 
dazu anschauen, dann sehen Sie, dass das da ähnlich ist. 

Ich habe in den letzten vier Monaten einen juristischen 
Begriff gelernt, den ich jetzt hier im Plenum auch nennen 
will. Das ist ein Argumentum a maiore ad minus. Das 
heißt: Wenn ich die Möglichkeit habe, bestimmte Sozi¬ 
alleistungen einzuschränken, dann habe ich erst recht die 
Möglichkeit, das Kindergeld einzuschränken. Wir haben 
hier also gar keine europarechtlichen Zweifel, und des¬ 
wegen beschließen wir das heute auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Jörg Cezanne 
[DIE LINKE]: Der EuGH hat bisher anders 
geurteilt!) 

- Nein. Da müssen Sie sich einmal die einschlägige 
Rechtsprechung dazu anschauen. 

Also: Das ist der Punkt, den wir am meisten diskutiert 
haben. Wir führen ein, dass Familienkassen nun auch bei 
Verdacht die Zahlung einstellen können. Dadurch gibt es 
dann entsprechend einen Puffer in der Ermittlung; darauf 
hat die Familienkasse hingewiesen. Sie hat im Übrigen 
auch bei der Anhörung darauf hingewiesen, dass sie mit 
einer Wartezeit von drei Monaten sehr zufrieden ist. Wir 
sorgen für besseren Datenaustausch, und wir geben da¬ 
mit ganz klar das Signal: Wir akzeptieren in Zukunft Be¬ 
trug nicht mehr. 

Wir haben dann die Betroffenen eingebunden. Das 
haben wir in einer internen Anhörung mit Zoll, Famili¬ 
enkasse und den Bürgermeistern, aber auch in der Anhö¬ 


rung des Finanzausschusses gemacht. Daraus sind sieben (C) 
Änderungsanträge entstanden. Wir haben den Datenaus¬ 
tausch noch einmal verbessert. Jetzt aber auch der Ap¬ 
pell an die Kommunen vor Ort und an die Länder: Die 
Werkzeuge liegen nun auf dem Tisch. Jetzt müssen sie 
auch angegangen werden. Vieles hängt dabei auch von 
der Kooperation vor Ort ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Ingrid Arndt-Brauer [SPD]) 

Insgesamt haben wir hier einen sehr guten Gesetz¬ 
entwurf. Ich möchte mich herzlich beim Bundesfinanz- 
ministerium und bei den Kolleginnen und Kollegen 
Berichterstattern für die gute Beratung bedanken. Ich 
denke, wenn wir vor der Sommerpause dieses gute Ge¬ 
setz verabschieden, dann geben wir dem Zoll und ande¬ 
ren die notwendigen Werkzeuge an die Hand, um diesen 
Missbrauch entsprechend zu bekämpfen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Ingrid Arndt-Brauer [SPD]) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Johannes Steiniger. - Nächster Redner: 
für die FDP-Fraktion Markus Herbrand. 

(Beifall bei der FDP) 

Markus Herbrand (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es freut die FDP, dass die brachliegende Bekämpfung (D) 
von Sozialleistungsbetrug, Schwarzarbeit und Lohnaus¬ 
beutung endlich aufgegriffen wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Dabei denke ich nicht nur an den strikten Umgang mit 
der Kindergeldabzocke, bei der mühsam erarbeitetes 
Steuergeld der Steuerzahler für Kinder, die es nicht gibt, 
ausgegeben wird. Auch der Kampf gegen den sogenann¬ 
ten Arbeiterstrich, bei dem die Arbeitskraft der Schwä¬ 
cheren in unserer Gesellschaft auf niederträchtige Weise 
ausgebeutet wird, wird angegangen. Das ist gut so. Es ist 
eigentlich schon bizarr, dass das SPD-geführte Finanz¬ 
ministerium dazu erst jetzt aktiv wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber das Gesetz bleibt hinter seinen Möglichkeiten 
zurück. Es geht nämlich nicht nur dämm, mehr Leute 
beim Zoll einzustellen. Es geht vielmehr dämm, auch 
strukturell dafür zu sorgen, dass der Zoll seiner Arbeit 
sachgerecht nachgehen kann, ln den vergangenen Jahren 
sind immer mehr Aufgaben - manchmal aus nachvoll¬ 
ziehbaren Gründen, manchmal aus weniger nachvoll¬ 
ziehbaren Gründen - den Zöllnerinnen und Zöllnern 
übertragen worden. Deshalb stimmt: Der Zoll braucht 
mehr Mitarbeiter. Es ist aber - das möchte ich hier auch 
in aller Deutlichkeit betonen - grundfalsch, andere Mög¬ 
lichkeiten brachliegen zu lassen, die dem Zoll seine Ar¬ 
beit erleichtern würden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, damit sind wir beim 
Thema Digitalisierung und somit auch bei dem grund- 
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(A) sätzlichen Problem, weshalb dieser Gesetzentwurf hinter 
seinen Möglichkeiten bleibt. Die IT-Programme, mit de¬ 
nen die Zöllner arbeiten, sind zum Teil steinalt. Bei Kon¬ 
trollen laufen sie mit Klemmordnern hemm und müssen 
handschriftlich Daten aufnehmen, um die gleichen Daten 
dann später mühsam in Programme einzuspeisen, die mit 
anderen Programmen der Verwaltung nicht kompatibel 
sind. Das ist einfach kein Zustand. 


(Beifall bei der FDP) 

Auch nach den geplanten technischen Fortschritten im 
Rahmen des Gesetzes jagt der Zoll Verbrecher zum Teil 
noch wie in der Steinzeit. Das sieht man zum Beispiel an 
der Schweizer Grenze, wo im vergangenen Jahr 17 Mil¬ 
lionen Umsatzsteuerrückerstattungen vom Zoll per Fland 
erstellt werden mussten, weil keine IT bereitgestellt wird. 

(Zuruf von der SPD: Skandal!) 


Das Finanzministerium hat vom Normenkontrollrat 
in unüblich deutlichen Worten einen Rüffel dafür erhal¬ 
ten, dass die durch das Gesetz entstehenden Kosten nicht 
transparent dargestellt wurden. Das ist eine große Bla¬ 
mage. Genau aus diesem Grund ist es auch eine herbe 
Enttäuschung, dass Sie mit dem Gesetz neue Doppel¬ 
strukturen aufbauen. Wir wollten dies ändern. Unseren 
Entschließungsantrag hierzu hat die Große Koalition 
aber ohne jedwede Begründung abgelehnt. Ich möchte 
noch einmal an alle appellieren, sich endlich mehr mit 
bürokratischen Folgekosten, die Gesetze immer mit sich 
bringen, zu beschäftigen. 


(B) 


(Beifall bei der FDP) 

Es gehört zu unserer Verantwortung, Gesetze effizient 
auszugestalten. 


Geschätzte Kollegen, wir haben Sympathien für die 
Forderungen im vorliegenden Gesetzentwurf, und wir 
tragen die grundlegende Stoßrichtung mit. Wegen der ge¬ 
nannten Schwachpunkte und auch, weil nicht sämtliche 
Bedenken hinsichtlich möglicher unverhältnismäßiger 
Eingriffe in die Grundrechte ausgeräumt wurden, werden 
wir uns aber enthalten. 


Flerzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Markus Fierbrand. - Nächster Redner: 
für die Fraktion Die Linke Jörg Cezanne. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Jörg Cezanne (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Flerren! Wir 
teilen das Anliegen des vorliegenden Gesetzentwurfs, 
illegale Beschäftigung besser zu kontrollieren und zu un¬ 
terbinden und Missbrauch von Sozialleistungen zu ver¬ 
hindern. Aber der Gesetzentwurf leistet das nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Er beseitigt nicht die Ursachen von illegaler Beschäfti¬ 
gung. Er bestraft sogar noch die Opfer ausbeuterischer 


Arbeitsverhältnisse, und er verstößt gegen europäisches (C) 
Recht und diskriminiert EU-Biirgerinnen und EU-Biir- 
ger. 

Die Gewerkschaft der Polizei, die Zoll- und Finanz¬ 
gewerkschaft und andere haben verschiedentlich darauf 
hingewiesen, wie groß der Personalmangel beim Zoll 
ist - das ist auch in den Vorreden deutlich geworden 
und deshalb ist es gut und richtig, dass wir die Finanz¬ 
kontrolle Schwarzarbeit stärken. So weit haben Sie unse¬ 
re Zustimmung zu dem, was Sie versuchen. Der zentrale 
Mangel aber ist - um ein Bild zu benutzen -: Sie kau¬ 
fen der Feuerwehr ein neues Einsatzfahrzeug, aber Sie 
drehen den Gashahn nicht ab, aus dem das Feuer immer 
wieder befördert wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Mehr Kontrolle beim Mindestlohn, bei der Schwarz¬ 
arbeit und bei den Tagelöhnerbörsen ist gut. Besser wäre 
es, Unternehmen, die Teile von Aufträgen an Subunter¬ 
nehmer auslagern, mit einer Nachunternehmerhaftung zu 
verpflichten, die Einhaltung von Tarifverträgen, sozialen 
Standards und Mindestlohn zu kontrollieren. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das Gleiche gilt für Minijobs, die häufig ein Einfallstor 
für Betrug beim Mindestlohn sind, und das gilt auch für 
die ausufernde Verbreitung von Werkverträgen, die häu¬ 
fig mit Scheinselbstständigkeit und Sozialbetrug einher¬ 
gehen. Aber hier unternehmen Sie nichts. 

Ich habe schon darauf hingewiesen: Dass die Opfer 
von Ausbeutung, also die Menschen, die ihre Arbeits- 
kraft in Tagelöhnerbörsen zu Markte tragen, genauso be- ^ 
straft werden sollen - immerhin nicht in gleicher Flöhe - 
wie diejenigen, die die Tagelöhnerbörsen nutzen, um sich 
billige Arbeitskräfte zu besorgen, das ist ein Bruch in der 
gesamten Systematik. Das lehnen wir ab. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der wesentliche Bruch im vorliegenden Gesetzent¬ 
wurf - und das kann ich überhaupt nicht nachvollzie¬ 
hen - ist: Während Sie bei der Kontrolle von Schwarz¬ 
arbeit und Mindestlöhnen fast vollständig auf präventive 
Maßnahmen verzichten, machen Sie genau das Gegen¬ 
teil beim Versuch der Eindämmung des Missbrauchs von 
Kindergeld. Sie scheuen nicht einmal vor dem Bruch von 
EU-Recht zurück. Sie stellen neu zuziehende EU-Biirge- 
rinnen und -Bürger unter den Generalverdacht, betrügeri¬ 
sche Absichten zu haben, und streichen den Anspruch für 
Kindergeld für die ersten drei Monate. Dabei handelt es 
sich dabei nicht um eine Sozialleistung - es ist vielmehr 
eine Familienleistung im Rahmen der Einkommensbe¬ 
steuerung und Sie tun dies, obwohl Sie nicht sagen 
können, wie hoch der Missbrauch beim Kindergeldbezug 
überhaupt ist. Die katholischen Bischöfe haben uns in der 
vorletzten Woche darauf hingewiesen, dass der Versuch, 
bestimmte Gruppen von EU-Biirgern von einem An¬ 
spruch auf Kindergeld auszuschließen, europapolitisch 
verfehlt sei und dass der Vorschlag keinen Kindergeld¬ 
missbrauch verhindern werde, sondern dass er einer Ten¬ 
denz Vorschub leiste, nach der Grenzen und Trennlinien 
zwischen den Bürgern Europas durch die Unterschei- 
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(A) düng nach der Staatsangehörigkeit durch die Legislative 
vertieft werden. Der EuGH hat im Februar ein weiteres 
Mal seine Rechtsprechung bestätigt, dass der Anspruch 
auf Familienleistung nicht von der Stellung als Arbeit¬ 
nehmerin oder Arbeitnehmer, also dem Vörliegen eines 
Arbeitsvertrags, abhängig gemacht werden darf. 

Sie liegen mit Ihrem vorliegenden Gesetzentwurf völ¬ 
lig daneben. Deshalb werden wir ihn ablehnen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Jörg Cezanne. - Nächste Rednerin: für 
Bündnis 90/Die Grünen Beate Müller-Gemmeke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle¬ 
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Gäste! Illegale Be¬ 
schäftigung und Arbeitsausbeutung müssen konsequent 
bekämpft werden; denn es geht um Menschen, die aus¬ 
gebeutet, getäuscht, betrogen und menschenunwürdig 
behandelt werden. Opfer von Arbeitsausbeutung werden 
aber zu wenig geschützt und die Täter zu wenig verfolgt. 
Deshalb wollen auch wir die Finanzkontrolle Schwarz¬ 
arbeit stärken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

(B) sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der vorliegende Gesetzentwurf bringt einige gute 
Maßnahmen auf den Weg, beispielsweise die tariflichen 
Mindeststandards für Unterkünfte im Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetz und Sanktionen bei vorgetäuschten Arbeits¬ 
verhältnissen. Die FKS wird zur „kleinen Staatsanwalt¬ 
schaft“, was die Verfahren beschleunigen kann. Wichtig 
ist auch, dass die FKS bei Verdacht auf ausbeuterische 
Arbeitsbedingungen endlich ermitteln darf. Wir unter¬ 
stützen, dass die FKS mehr Personal bekommen soll; das 
fordern wir schon lange. Die Stellen müssen dann aber 
auch wirklich besetzt werden. Immer nur anzukündigen, 
das ist einfach zu wenig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Damit bin ich auch schon bei den kritischen Punkten, 
die wir ablehnen; sie werden in unserem Entschließungs¬ 
antrag ausführlich benannt. Es ist zwar gut, dass die FKS 
besser gegen die sogenannten Arbeiterbörsen Vorgehen 
kann, dabei müssen aber die Sanktionen konsequent auf 
diejenigen konzentriert werden, die Menschen illegal be¬ 
schäftigen und ausbeuten, und nicht auf die Menschen, 
die davon betroffen sind. Sie brauchen keine Bußgelder, 
sondern Beratung und Unterstützung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Außerdem sind die Opfer von Ausbeutung immer auch 
potenzielle Zeugen, die helfen können, die Verantwort¬ 
lichen, also diejenigen, die von Arbeitsausbeutung pro¬ 


fitieren, dingfest zu machen. Deswegen lehnen wir Buß- (C) 
gelder gegen die Opfer von Arbeitsausbeutung strikt ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Der Opferschutz muss gestärkt werden. Im vorlie¬ 
genden Gesetzentwurf gibt es hier aber eine Leerstelle. 
Zentral wichtig sind flächendeckende Beratungsstellen; 
denn die Menschen müssen ihre Rechte kennen. Wichtig 
ist auch, dass sie ihre Rechte besser durchsetzen können. 
Deshalb fordern wir einen kollektiven Rechtsschutz, ein 
Verbandsklagerecht; denn wir dürfen die Menschen nicht 
alleine lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Notwendig ist auch eine bessere Zusammenarbeit 
zwischen der FKS und anderen Behörden. Wir kritisieren 
aber, dass beim Datenaustausch der Prüfauftrag der FKS 
keine Rolle mehr spielen soll. Alles kann erfasst und an 
alle möglichen, auch polizeiferne Behörden übermittelt 
werden. Nicht einmal die Anmeldestellen für die Prosti¬ 
tuierten wurden rausgenommen. Auch die Telekommu¬ 
nikationsüberwachung wird ausgeweitet, und das ohne 
nachvollziehbare Begründung und ohne klare gesetzliche 
Grundlage, die Zweck und Grenzen regelt. Das alles ist 
unverhältnismäßig und völlig grenzenlos. Das ist für uns 
nicht akzeptabel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Dann gibt es noch den sachfremden Punkt - er wurde 
schon angesprochen Neu zugezogenen Unionsbürge- ^ 
rinnen und -bürgern wird generell Leistungsmissbrauch 
unterstellt, und deswegen sollen sie zukünftig drei Mo¬ 
nate lang pauschal kein Kindergeld erhalten. Das ist un¬ 
säglich, und - ich sage es noch mal - das ist auch euro¬ 
parechtswidrig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der LINKEN - Johannes Steiniger 

[CDU/CSU]: Falsch!) 

Deswegen lehnen wir das natürlich ab. 

Unser Fazit ist also: Wir wollen die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit stärken. Das ist uns wirklich ein Anlie¬ 
gen. Das darf aber nicht zulasten von Grundrechten und 
Rechtsstaatsprinzipien gehen. Das ist hier aber der Fall, 
und deshalb können wir uns nur enthalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Beate Müller-Gemmeke. - Nächster 
Redner: Michael Schrodi für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Michael Schrodi (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Europawahl hat deutlich gezeigt, 
dass eine übergroße Mehrheit für ein starkes Europa ist. 
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(A) Dafür gibt es auch gute Gründe. Zum Beispiel gingen 
68 Prozent unserer Exporte in europäische Länder. Es ist 
fast schon problematisch, dass wir so viel exportieren. 

Europa darf aber nicht nur ein Europa der Wirtschaft 
und des Kapitalverkehrs sein. Wir wollen auch ein Euro¬ 
pa der persönlichen Freiheiten und Chancen eines jeden 
Einzelnen. Deshalb ist die Arbeitnehmerfreizügigkeit ein 
hohes Gut. An dieser Stelle sei auch noch mal grundsätz¬ 
lich gesagt: Wir in Europa und auch in Deutschland profi¬ 
tieren von dieser Arbeitnehmerfreizügigkeit. 2017 waren 
rund 2,4 Millionen Erwerbstätige aus dem EU-Ausland 
bei uns in Deutschland. Das waren 6 Prozent aller Er¬ 
werbstätigen. ln anderen Ländern ist der Anteil sogar 
noch höher. 

Man muss es deutlich sagen: Diese Menschen kom¬ 
men zu uns, sie leben hier, sie arbeiten hier, sie zahlen 
hier Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. Sie sind 
eine Stütze unserer Gesellschaft, und das ist auch gut so. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im Zusammenhang mit der Arbeitnehmerfreizügig¬ 
keit kommt es aber auch zu Missbrauch auf dem Arbeits¬ 
markt und zu einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
von Sozialleistungen. Wir haben in den letzten Jahren 
übrigens schon einiges dagegen getan und entsprechende 
Maßnahmen ergriffen, zum Beispiel die Begrenzung der 
rückwirkenden Auszahlung des Kindergeldes auf sechs 
Monate, und wir reagieren jetzt auch auf aktuelle Dinge, 
die wir angehen müssen. 

(B) Mit diesem Gesetz schaffen wir beispielsweise mehr 
Ordnung auf dem Arbeitsmarkt. Wir stärken den Zoll, 
und wir gehen gegen Schwarzarbeit und Ausbeutung vor, 
sodass die Menschen, die zu uns kommen, hier nicht aus¬ 
gebeutet werden. Es ist gut, dass wir das an dieser Stelle 
angehen, und ich bin dem Finanzminister dankbar, dass 
er hier den Zoll stärkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Mit diesem Gesetz werden wir auch Schleppern das 
Handwerk legen, die Familien mit falschen Versprechen 
nach Deutschland locken, in Schrottimmobilien unter¬ 
bringen und gefälschte Arbeitsverträge und Geburtsur¬ 
kunden besorgen. Diese Familien beantragen dann Kin¬ 
dergeld, von dem ihnen ein großer Teil als Miete wieder 
abgepresst wird. Wir wollen diese Menschen schützen, 
wir wollen den Städten helfen, und wir wollen in enger 
Abstimmung mit den Kommunen den Schleppern das 
Wasser abgraben. Daher machen wir uns hier auf den 
Weg. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten der CDU/CSU - Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und warum 
erheben Sie dann Bußgelder? Das ist doch wi¬ 
dersprüchlich!) 

Ich möchte hier nur zwei Maßnahmen kurz erwäh¬ 
nen: zum einen den verbesserten Datenabgleich, um 
Betrugsfälle schnell zu erkennen, und zum anderen das 
Prüfungsrecht der Familienkassen, die bei begründeten 
Verdachtsfällen eingreifen und die Kindergeldleistungen 


auch vorläufig einstellen können. Das sind gezielte Maß- (C) 
nahmen, um Missbrauch zu bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es sei an dieser Stelle auch noch mal erwähnt, dass 
wir mit diesem Gesetz Fehler in einem anderen Gesetz 
ein Stück weit heilen, bei dem wir gesehen haben: Auch 
da ist etwas nicht in die richtige Richtung gelaufen. 

Zur Verhinderung unberechtigter Inanspruchnahme 
von Kindergeld haben wir, wie gerade erwähnt, die rück¬ 
wirkende Auszahlung auf sechs Monate begrenzt. Wir 
haben aber gemerkt, dass es da Ungerechtigkeiten bei 
der steuerlichen Günstigerprüfung gibt. Wir ändern das 
nun, sodass nicht der bestehende Kindergeldanspruch, 
sondern nur das tatsächlich ausgezahlte Kindergeld bei 
der Günstigerprüfung eingerechnet wird. Damit stärken 
wir auch die Familien und beseitigen wir eine Ungerech¬ 
tigkeit. Das ist für das Plenum hier vielleicht nur eine 
Kleinigkeit, aber für die Familien ist das eine wichtige 
Sache. 

(Beifall des Abg. Johannes Steiniger [CDU/ 

CSU]) 

In diesem Sinne: Das ist ein Gesetzentwurf, dem man 
zustimmen kann und sollte. Denn wir gehen damit die 
relevanten Probleme an und stellen Familien besser, und 
ich hoffe, das wird hier in großer Übereinstimmung auch 
passieren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- (D) 

ten der CDU/CSU - Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Familien 
besserstellen?) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Michael Schrodi. - Nächster Redner: für 
die CDU/CSU-Fraktion Dr. Thomas de Maiziere. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Thomas de Maiziere (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol¬ 
legen! Fast am Ende der Debatte kann man wohl sagen, 
dass eigentlich alle Redner dem Anliegen dieses Gesetz¬ 
entwurfs zugestimmt haben. Einige begründen ihre Ent¬ 
haltung mit mehr oder weniger starken Argumenten und 
sagen: 

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Starke Argumente!) 

Wir stimmen nicht dafür, weil ihr unserem Entschlie¬ 
ßungsantrag nicht zustimmt. - Sei es drum! Die Einzi¬ 
gen, die richtig hart dagegen sind, sind die Linken. Des¬ 
halb haben wir, glaube ich, irgendwas richtig gemacht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so¬ 
wie bei Abgeordneten der AfD und der FDP) 

Wir wollen mit diesem Gesetzentwurf nicht - das 
hat der Kollege Schrodi genau richtig gesagt - die Ar¬ 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die aus bestimmten 
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(A) EU-Staaten zu uns kommen - sagen wir mal, aus Bulga¬ 
rien und Rumänien hier arbeiten und Steuern zahlen, 
in ein schlechtes Licht rücken, 

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das passiert aber!) 

sondern im Gegenteil: Mit der Regelung, die hier ge¬ 
troffen wird, wollen wir ihren Ruf und auch den Ruf 
ihrer Länder schützen. Wir wollen die Betroffenen vor 
Ausbeutung bewahren und denen, die sie unter falschen 
Voraussetzungen herlocken, das Handwerk legen. Darin 
sind wir völlig einer Meinung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das Gesetz ist also gut für die Arbeitnehmer, weil es 
sie schützt, es ist gut für die Arbeitgeber, weil sie gleiche 
Wettbewerbsbedingungen vorfinden, und es ist gut für 
die Zollbeamten, weil sie neue Befugnisse kriegen und 
die Dinge in Ordnung bringen können. 

(Beifall des Abg. Johannes Steiniger [CDU/ 

CSU] - Zuruf der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE]) 

Ich muss jetzt - auch in Richtung der Grünen - ein 
paar Sätze zu den Europarechtsfragen sagen, damit das 
einmal gesagt wird - Herr Kollege Steininger hat dazu 
auch schon etwas angemerkt -: Die Behauptung, etwas 
sei europarechtswidrig, macht es noch nicht europa¬ 
rechtswidrig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Natürlich gibt es - das kann ich Ihnen als Jurist sagen - 
immer wieder mal unterschiedliche Auffassungen; das 
ist so. In der Tat hat ein Sachverständiger - in Worten: 
einer - vom Deutschen Anwaltverein gesagt, die Sache 
sei europarechtswidrig, und es gibt auch andere, die das 
vortragen. 

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Drei! DGB und Di¬ 
akonie auch!) 

- Hören Sie doch zu. - Das stimmt. Alle betroffenen Res¬ 
sorts der Bundesregierung - das BMF, das Arbeits- und 
Sozialministerium, das Innenministerium, das Justizmi¬ 
nisterium - sind dagegen der Meinung, das sei europa¬ 
rechtskonform. Auch der Europäische Gerichtshof ist der 
Auffassung, dass das europarechtskonform ist - den fin¬ 
de ich in dieser Frage noch einen Hauch wichtiger als den 
Deutschen Anwaltverein -, und wir sind übrigens auch 
der Auffassung. Nur damit das mal feststeht! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich will nur noch mal für das Protokoll sagen, damit 
hier kein falscher Eindruck entsteht: Es ist nicht so, dass 
wir das trotzdem machen, obwohl Sie sagen, das sei eu¬ 
roparechtswidrig, sondern wir halten es für richtig, dass 
den Schleppern, die andere unter der Vortäuschung hier¬ 
herlocken, sie würden Kindergeld bekommen, während 
es im Endeffekt ihre Schlepper bekommen, das Hand¬ 
werk gelegt wird. Wir machen es also nicht, obwohl es 
angeblich europarechtswidrig ist, sondern wir machen 


es, weil wir es für sinnvoll und für europarechtskonform (C) 
halten. Das ist unsere Position. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, Herr Herbrand hat es schon 
gesagt: Es gibt hier lT-Probleme. Wir haben die Regeln 
für den Datenaustausch zwischen den verschiedenen Be¬ 
hörden gemeinschaftlich noch mal sehr stark erweitert 
und verbessert. Allerdings muss das auch umgesetzt wer¬ 
den. Das hat mit der IT-lnfrastmktur und mit Schnittstel¬ 
len zu tun. Ich kann die Länder und Kommunen sowie 
die Bundesbehörden, die davon betroffen sind - den Zoll, 
die Bundesagentur, die Kindergeldkassen usw. -, nur auf¬ 
fordern, es jetzt wirklich nicht nur bei dieser gesetzlichen 
Möglichkeit eines Datenaustausches zu belassen, son¬ 
dern das auch tatsächlich umzusetzen. 

Bei der Anhörung haben wir gehört, dass eine Vertre¬ 
terin des Landes Nordrhein-Westfalen, die lange daran 
gearbeitet hat, gesagt hat: Sie können schöne Gesetze 
machen - das ist alles gut und schön -, aber vor Ort muss 
es einer in die Hand nehmen. Einer muss den Austausch 
aller Behörden koordinieren und Entsprechendes tun. - 
Das bedeutet: Wir können hier nur die Grundlage für den 
Austausch von Informationen schaffen. Dass dann auf 
der Basis dieser gemeinsamen Informationen auch ge¬ 
meinsam gehandelt wird, kann nur vor Ort sichergestellt 
werden. 

Ich wünsche mir, dass das Gesetz zum Anlass ge¬ 
nommen wird, dies entschlossen anzupacken, und werbe (pj) 
noch mal um Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. de Maiziere. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich bitte Sie jetzt, auch dem letzten Red¬ 
ner noch Ihr Ohr zu schenken. Der letzte Redner in dieser 
Debatte ist Alexander Radwan für die CDU/CSU-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alexander Radwan (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Viele 
Vorredner haben ja schon erklärt, warum dieses Gesetz 
notwendig ist, und der Kollege de Maiziere hat dargelegt, 
dass der eine oder andere aus bestimmten Gründen doch 
nicht zustimmen wird. 

Diese Woche ist natürlich eine gute Woche, weil 
die Große Koalition morgen ein Gesetz zum Thema 
„Durchsetzung der Ausreisepflicht“ und das Fachkräf¬ 
teeinwanderungsgesetz verabschieden sowie die Aus¬ 
bildungsförderung auf den Weg bringen wird und wir 
heute das Gesetz gegen illegale Beschäftigung und So¬ 
zialleistungsmissbrauch beraten. Was diese Woche zeigt, 
ist eindeutig: Die Große Koalition und die sie tragenden 
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Alexander Radwan 

(A) Fraktionen sind handlungsfähig. Wir handeln zum Wohle 
Deutschlands. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Dass der Sozialmissbrauch und die illegale Beschäf¬ 
tigung heute angegangen werden, ist ein gutes Zeichen, 
weil beides letztendlich unsozial ist. Es richtet sich ge¬ 
gen die Menschen. Es verärgert unsere Bürger. Und es 
entsteht ein volkswirtschaftlicher Schaden in Milliarden¬ 
höhe. Dem wollen wir mit diesem Gesetz entgegentreten. 
Gerade Themen wie Zwangsarbeit, Menschenhandel, 
aber auch der Kindergeldmissbrauch sind Probleme, die 
jetzt gelöst werden müssen. 

Ein Mittel dazu ist der Aufbau von Stellen beim Zoll, 
meine Damen und Herren; die Zahlen wurden bereits ge¬ 
nannt. Der Kollege hat bereits erklärt: Wir stehen hinter 
dem Zoll. - Ich muss auch sagen: Den einen oder ande¬ 
ren Auftritt damals im Rahmen der Mindestlohnkontrolle 
haben wir uns genau angeschaut. Aber letztendlich ist der 
Zoll hier beim Vollzug des Rechts dringend notwendig. 

Meine Damen und Herren, es ist auch notwendig, 
das Recht entsprechend anzuwenden. Zukünftig wird 
die Arbeit erleichtert werden, weil die Anbahnung der 
Schwarzarbeit zum Beispiel nicht mehr erst auf der Bau¬ 
stelle selber verfolgt wird, sondern bereits auf dem Ar¬ 
beiterstrich angegangen werden kann. 

(Unruhe) 

/D\ 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Radwan, eine Sekunde. - Wir sind, nur zu Ihrer 
Information, mitten in einer Debatte. Ich möchte die Kol¬ 
leginnen und Kollegen bitten, Ihre Gespräche entweder 
draußen zu führen oder sich hinzusetzen und dem Kolle¬ 
gen Radwan zuzuhören. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der AfD, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie das nicht tun, lasse ich den Redner einfach 
nicht wieder anfangen. Dann warten wir einfach. 

Es ist auch bemerkenswert, wie viele aus seiner ei¬ 
genen Fraktion glauben, sie müssten sich über andere 
Dinge unterhalten. Also, ich sage das noch einmal: Bitte 
hinsetzen und Platz nehmen, sonst wird die Debatte nicht 
fortgesetzt. - So, gut. Herr Radwan, bitte. 

Alexander Radwan (CDU/CSU): 

Besten Dank, Frau Präsidentin. - Ich komme aus Bay¬ 
ern. Wir sind Reden in Bierzelten gewohnt. Von daher 
ist die entsprechende Untermalung meiner Rede für mich 
jetzt nicht störend. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD) 

Ich will jetzt natürlich nicht das Plenum mit einem Bier¬ 
zelt gleichsetzen. Sehen Sie mir diese Bemerkung nach. 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Das hätte ich gleich gesagt. 

Alexander Radwan (CDU/CSU): 

Wir kennen uns. Von daher ist das alles in Ordnung. 

Meine Damen und Herren, noch zwei Punkte. Der 
erste Punkt ist der Kindergeldmissbrauch und die Rede 
von Herrn Cezanne. Ich habe schon ein wenig Probleme 
damit, dass Sie gerade den präventiven Teil kritisieren. 
Es geht hier darum, das Geschäftsmodell der Schlepper 
kaputtzumachen, sie also daran zu hindern, Geld damit 
zu verdienen, indem sie Kinder nach Deutschland brin¬ 
gen. Ich glaube, das, was wir machen, ist eine zutiefst 
soziale Angelegenheit, ein zutiefst soziales Ziel. Dass Sie 
das negieren, kann ich nicht ganz nachvollziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Jörg Cezanne [DIE LINKE]: Sie wollen den 
Missbrauch verhindern, indem Sie die Leis¬ 
tung abschaffen? Das ist doch absurd!) 

Es geht auch um die Prüfung bei einem Verdacht. Dass 
hier bei einem Verdacht schneller gehandelt werden 
kann, ist ein scharfes Schwert. Die Nutzung dieses In¬ 
struments wird zukünftig möglich sein. 

Der zweite Punkt, der verbesserte Datenaustausch 
zwischen den Behörden, wurde angesprochen. Wir ha¬ 
ben eine Vielzahl von Behörden: die Familienkassen, 
Ausländerbehörden. Ich nenne hier auch die Länder und 
Kommunen sowie den Zoll. Hier werden wir auch ent¬ 
sprechende Maßnahmen zu Effizienzsteigerungen, die 
angemahnt wurden, herbeiführen. 

Meine Damen und Herren, die Regierungskoalition 
ist handlungsfähig. Die Regierungskoalition reagiert auf 
entsprechende Entwicklungen auf der europäischen Ebe¬ 
ne, ohne dabei eben Europa abschaffen zu wollen. Die 
einen wollen europäische Probleme dadurch lösen, dass 
sie aus der Europäischen Union austreten wollen. Wir 
wollen auf Entwicklungen mit Regelungen auf nationaler 
Ebene reagieren und damit Europa ein besseres Ansehen 
bei den Bürgern in Deutschland verschaffen. 

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Alexander Radwan. - Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf gegen 
illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch. 
Der Finanzausschuss empfiehlt in seiner Beschlussem¬ 
pfehlung auf Drucksache 19/10683, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf den Drucksachen 19/8691 und 
19/9768 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bit¬ 
te diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschuss¬ 
fassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der Gesetzent¬ 
wurf ist damit in zweiter Beratung angenommen. Zuge¬ 
stimmt haben die Fraktionen von SPD, CDU/CSU und 
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Vizepräsidentin Claudia Roth 

(A) AfD. Dagegengestimmt hat die Fraktion Die Linke, und 
enthalten haben sich die Fraktionen der FDP und der 
Grünen. 

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Nach Artikel 87 Absatz 3 des 
Grundgesetzes ist zur Annahme des Gesetzentwurfs die 
absolute Mehrheit - das sind 355 Stimmen - erforder¬ 
lich. Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf nament¬ 
lich ab. Ich bitte die Schriftführer und Schriftführerinnen, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind die Plätze an 
den Urnen besetzt? - Gut. Dann eröffne ich die namentli¬ 
che Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die Abstimmung und bitte die Schriftführerin¬ 
nen und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 
Ich gebe das Ergebnis der Abstimmung später bekannt. 11 

Wir kommen zur Abstimmung über die Entschlie¬ 
ßungsanträge, zunächst über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 19/10710. Wer 
stimmt für diesen Entschließungsantrag? - Das ist die 
AfD. Gegenprobe! - Das sind alle übrigen Fraktionen 
des Hauses. Enthaltungen? - Keine. Der Entschließungs¬ 
antrag ist damit abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
/p\ Grünen auf Drucksache 10/10711. Wer stimmt dafür? - 
Die Grünen. Gegenprobe! - AfD, CDU/CSU, SPD. Ent¬ 
haltungen? - Linke und FDP. Damit ist der Entschlie¬ 
ßungsantrag ebenfalls abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Beatrix 
von Storch, Marc Bernhard, Stephan Brandner, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Verbot der Hisbollah 

Drucksache 19/10624 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 

Auswärtiger Ausschuss 

Interfraktionell sind für die Aussprache 38 Minuten 
vereinbart. - Es gibt keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich weiß nicht, warum es hier so laut ist. Würden Sie 
bitte, wenn Sie jetzt dieser Debatte folgen wollen, sich 
hinsetzen und aufmerksam zuhören; ansonsten sollten 
Sie den Plenarsaal verlassen. 

Ich eröffne die Aussprache. Die erste Rednerin ist für 
die AfD-Fraktion die Kollegin Beatrix von Storch. 

(Beifall bei der AfD) 


Ergebnis Seite 12693 C 


Beatrix von Storch (AfD): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! Die AfD 
bringt heute den Antrag ein, die islamistische Terroror¬ 
ganisation Hamas 

(Benjamin Strasser [FDP]: Hisbollah! Lesen 
Sie mal Ihren eigenen Antrag! - Weitere Zu¬ 
rufe) 

- Hisbollah - in Deutschland zu verbieten. Die Hamas 
gehört auch verboten; aber die Hisbollah agiert hier. 

Die Frage, ob die Hisbollah verboten werden muss, 
stellt sich eigentlich nicht, sondern es stellt sich die Fra¬ 
ge, warum das nicht längst geschehen ist. Die Hisbollah 
führt einen Terrorkrieg gegen die israelische Zivilbe¬ 
völkerung. Dieser Krieg hat ein Ziel: die Auslöschung 
des jüdischen Staates. Der Hisbollah-Generalsekretär 
Nasrallah hat am Al-Quds-Tag 2013 erklärt: Israel ist 
wie Krebs, der ausgerottet werden muss. - Mit den His¬ 
bollah-Anhängern ist dieser Geist bei uns eingewandert, 
und in diesem Geist skandieren sie heute auf unseren 
Straßen an den Al-Quds-Tagen Parolen wie „Juden ins 
Gas“. Die einzig angemessene Reaktion darauf lautet: 
Die Hisbollah und ihre Anhänger gehören nicht nach 
Deutschland; die müssen hier raus. 

(Beifall bei der AID) 

Hinter dem Wegschauen steckt ein feiger Gedanke: 
Wenn wir vor denen zu Kreuze kriechen, dann lassen 
sie uns vielleicht in Ruhe und morden woanders. - Die 
Hisbollah hat genau das schon reichlich unter Beweis 
gestellt: Sie schlägt auch in Europa zu. Wir erinnern 
uns an ihre Beteiligung beim „Mykonos“-Attentat 1992 
in Berlin oder an den Anschlag in Bulgarien 2012. Die 
Bedrohung ist aber kein Grund zum Einknicken; sie ist 
vielmehr ein Grund zum Aufstehen: Wir lassen uns von 
Terroristen nicht erpressen! 

(Beifall bei der AID) 

Die Hisbollah ist aber nicht nur eine international 
agierende Terrororganisation, sie ist auch ein global ope¬ 
rierendes kriminelles Netzwerk. Die US-Behörde für den 
Kampf gegen den Drogenhandel, DEA, hat schon 2016 
festgestellt, dass die Hisbollah mit lateinamerikanischen 
Drogenkartellen kooperiert und große Mengen Kokain in 
die USA und nach Europa bringt. Die diabolische Logik 
dahinter ist klar: Sie will die Ungläubigen in die Drogen¬ 
abhängigkeit treiben und mit Gewinnen aus dem Drogen¬ 
handel ihren Terror gegen die Ungläubigen finanzieren. 

Und was tut die Bundesregierung? Sie versteckt sich 
hinter der abstrusen, akademischen Unterscheidung zwi¬ 
schen dem militärischen Arm der Hisbollah und dem 
politischen Arm, der bei uns legal ist. Nicht einmal die 
Hisbollah selbst macht diesen Unterschied. Um im Bild 
zu bleiben: Die zwei Arme sind Teil desselben Körpers. 
In der Terrororganisation schießt der eine die Raketen, 
der andere rekrutiert die Terroristen, und der Dritte be¬ 
schafft dafür das Geld, ln Deutschland passiert genau 
das: die Mittelbeschaffung im Schutze der Legalität. 
Über 1 000 Hisbollah-Aktivisten sammeln in Deutsch¬ 
land Spenden für den Ausbau der Macht der Terroror¬ 
ganisation im Libanon. Dort ist die Hisbollah Staat im 
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Beatrix von Storch 

(A) Staate und beschießt Israel mit Raketen. Die Bundesre¬ 
publik ist damit zum sicheren Hafen für islamischen Ter¬ 
ror gegen den jüdischen Staat geworden - was für eine 
Schande! 

(Beifall bei der AfD) 

Der Staatsminister im Auswärtigen Amt Niels Annen 
erklärt das so: Die Hisbollah ist im Libanon ein politisch 
relevanter Faktor, und darauf sollen wir Rücksicht neh¬ 
men. - Das heißt, wenn eine Terrororganisation in irgend¬ 
einem Winkel der Welt so weit gekommen ist, dass sie 
sogar politisch relevant geworden ist, wie eben im Liba¬ 
non, darf sie auch hier bei uns in Deutschland als legale 
politische Organisation agieren. Gilt das eigentlich auch 
für den IS, die Taliban oder die Mafia? Die Hisbollah ist 
eine Terrororganisation, die mit ihren beiden Armen han¬ 
delt. Appeasement und Unterwerfung sind falsch. 

(Beifall bei der AfD) 

Die Antisemitismus-Resolution oder das Bekenntnis 
zum Existenzrecht Israels bleiben Lippenbekenntnisse, 
wenn ihnen keine Taten folgen. Freiheit ist nicht mit 
Lippenbekenntnissen zu verteidigen, sondern nur mit 
Entschlossenheit. Die USA, Kanada, Großbritannien, 
die Niederlande und natürlich Israel haben die Hisbollah 
verboten. Sogar der Innensenator aus Berlin - Andreas 
Geisel, SPD - will die Hisbollah verbieten, und der Vor¬ 
sitzende des Zentralrats der Juden in Deutschland, Josef 
Schuster, fordert das Verbot der Hisbollah. 

(Beifall bei der AfD) 

(B) Wir wollen heute von Ihnen wissen - eine Woche nach 
dem unsäglichen Al-Quds-Tag -, ob Sie dafür oder dage¬ 
gen sind. Wer nicht für das Verbot der Hisbollah ist, der 
betreibt die Sache der Hisbollah, und nun sagen Sie uns, 
auf welcher Seite Sie stehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 
Marian Wendt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Marian Wendt (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! „Gott besiegt 
euch! Er gibt uns die Kräfte, dass euer letzter Tag ist“ 
oder „Kindermörder Israel" wurde in der letzten Woche 
auf dem Al-Quds-Marsch hier in Berlin gerufen. Das ge¬ 
waltsame und aggressive Auftreten, der offen zur Schau 
getragene Hass gegen Israelis und die Anfeindungen 
gegen unsere demokratischen Grundsätze tolerieren wir 
nicht, und wir werden weiter dagegen Vorgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Meinungs- und Versammlungsfreiheit gelten auch für 
diejenigen, die unsere Gesellschaft ablehnen. Wer aber 
unsere Werte und Freiheiten missbraucht, wie im vor¬ 


liegenden Fall, der wird den Atem der Strafverfolgung (C) 
im Nacken spüren. Wer, wie in den vergangenen Jahren 
geschehen, Flaggen verbrennt, Pflastersteine auf An¬ 
dersdenkende wirft oder menschenverachtende Reden 
hält, der muss und der wird mit der ganzen Härte des 
Gesetzes bestraft werden. 

(Volker Münz [AfD]: Lippenbekenntnisse!) 

Die Hisbollah unterliegt bei uns in Deutschland seit 
Langem der Beobachtung durch die Sicherheitsbehör¬ 
den. Das Bundesamt für Verfassungsschutz verzeichnet 
gut 1 000 deutsche Hisbollah-Aktivisten, die meisten in 
Berlin und Hamburg, ln den Verfassungsschutzberichten 
des Bundes und der Länder wird regelmäßig über die Ak¬ 
tivitäten der Organisation berichtet, und das ist gut so. 

Denn wenn der Generalsekretär der Hisbollah mit „of¬ 
fenem Krieg" gegen Israel droht, die Entführung von Is¬ 
raelis als „Recht" und „Pflicht“ der Hisbollah propagiert 
oder „Tod nach Israel" bringen will, dann müssen, dann 
werden wir handeln - wir haben es bereits getan -, und 
wir werden die Rolle der Hisbollah in Deutschland und 
Europa deutlich hinterfragen. Dass diese Propaganda des 
Hassan Nasrallah auf nährbaren Boden fällt, sieht man 
nicht nur an den jährlichen Al-Quds-Märschen in Berlin, 
sondern auch an den regelmäßigen Angriffen der Miliz 
auf Israel und im Nahen Osten. 

Meine Damen und Herren, unsere CDU-gefiihrte Re¬ 
gierung war bereits sehr aktiv. Wir haben bereits einiges 
gegen die Hisbollah und deren Netzwerk in Deutschland 
getan. Innenminister Wolfgang Schäuble hat 2008 den 
Sender al-Manar verboten, weil er eine Hass- und Hetz- (pj) 
Propaganda gegen die Juden und das Existenzrecht des 
Staates Israel betreibe. 

2014 löste Dr. de Maiziere als Innenminister den Ver¬ 
ein Waisenkinderprojekt Libanon e. V. auf. Der Verein 
richtete sich durch seine fortdauernden finanziellen Zu¬ 
wendungen an die Hizb-Allah-eigene Shahid-Stiftung 
gegen den Gedanken der Völkerverständigung. Der mi¬ 
litärische Teil der Hisbollah ist bei uns verboten, und wir 
müssen und werden alles dafür tun, dass die Gesamtorga¬ 
nisation keinen Fuß mehr auf deutschen Boden bekommt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Martin Hebner [AfD]: Dann verbieten Sie sie 
doch! - Jürgen Braun [AfD]: Verbieten!) 

Leider habe ich den Eindruck, dass wir nicht mit gan¬ 
zer Kraft Vorgehen, so zum Beispiel der rot-rot-grün ge¬ 
führte Senat in Berlin. Er arbeitet leider nicht mit ganzer 
Kraft daran, dass die Al-Quds-Märsche verboten werden. 
Innensenator Geisel ist mit seiner Verbotsforderung allei¬ 
ne. Aber das ist auch kein Wunder; denn die Linkspartei 
unterstützt seit Jahrzehnten antiisraelische Bewegungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Kommen wir nun zum Verbotsantrag der AfD. 

(Stephan Brandner [AfD]: Endlich!) 

Ich nehme Ihnen die Ernsthaftigkeit Ihres Antrags beim 
besten Willen nicht ab. 
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Marian Wendt (CDU/CSU): 

Nein. 

(Heike Hansel [DIE LINKE]: Ja, ja! Sachen 
behaupten und sich dann nicht stellen! Sie 
Feigling!) 

- Ich erlaube in der Debatte grundsätzlich keine Zwi¬ 
schenfragen, und damit ist das gut. 

Wenn Sie es mit dem Verbot der Hisbollah wirklich 
ernst meinen und Israel als Partner unterstützen wollen, 
warum verurteilen Sie nicht zunächst Ihre Freunde aus 
Russland? Denn neben der Finanzierung aus dem Iran 
liefern fast ausschließlich Russland und China Waffen 
und Material an die Hisbollah und unterstützen damit den 
Kampf gegen Israel. Wenn Sie es ehrlich meinen, würden 
Sie doch als Erstes dort ansetzen und dazu etwas in Ihrem 
Antrag schreiben. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Unfassbarer 
Quatsch, Herr Wendt!) 

Aber nein. Sie tun es nicht. Wie sagt der Volksmund: Die 
Hand, die einen füttert, beißt man nicht. 

Meine Damen und Herren der AfD, das Letzte, was 
unsere Freunde aus Israel und die jüdische Community 
brauchen, ist die Unterstützung durch Ihre Partei und Ihre 
Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der LINKEN - Jürgen Braun [AfD]: Sie wa¬ 
ren schon mal besser, Herr Wendt!) 

Das hat nicht zuletzt auch der Präsident des Zentralrats 
der Juden in Deutschland, Josef Schuster, eindeutig klar¬ 
gemacht. Er bezeichnete die Organisation „Juden in der 
AfD“ als ein Feigenblatt, 

(Beatrix von Storch [AfD]: Und er will die 
Hisbollah verbieten!) 

und er beschrieb Ihre Partei zutreffend wie folgt: 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Herr Wendt, 
reden Sie doch mal zur Sache, verdammt noch 
mal!) 

ln der Partei werden Menschen geduldet, die rassistisch 
sind, die fremdenfeindlich argumentieren und die einen 
Vorsitzenden haben, Herr Gauland, 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ja, ja!) 

der den Nationalsozialismus mit einem Vogelschiss in 
der Geschichte vergleicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie können das 
zehnmal sagen! Hören Sie mit dem Scheiß 
auf!) 

Das sind Sie! Deswegen: Setzen Sie sich, und seien Sie 
in dieser Debatte am besten ruhig! 

(Jürgen Braun [AfD]: Der Beifall der Hisbol¬ 
lah-Freunde, Herr Wendt!) 


Deutschland und die Europäische Union haben ein 
Interesse an einem stabilen Libanon und an einem sta¬ 
bilen Nahen Osten. Wir werden alles tun, damit Men¬ 
schenrechtsverletzungen und terroristische Aktivitäten 
bekämpft werden, und wir werden uns gemeinsam als 
CDU/CSU-geführte Koalitionsregierung dafür einsetzen, 
alles gegen die Hisbollah auf europäischer Ebene zu tun. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD] - Martin Hebner [AfD]: Sie ma¬ 
chen doch gar nichts! - Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Sie machen nichts, nichts, nichts!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Ich erteile zu einer Kurzintervention das Wort dem 
Kollegen Stefan Liebich, Fraktion Die Linke. 

Stefan Liebich (DIE LINKE): 

Lieber Kollege Wendt, leider haben Sie meine Zwi¬ 
schenfrage nicht zugelassen. Sie haben in Ihrer Rede, 
gerade im letzten Teil, sehr viel Richtiges gesagt. Aber 
zum Thema „Al-Quds-Marsch und Berlin“ haben Sie 
ganz schönen Quatsch erzählt; denn es ist tatsächlich 
so, dass alle drei Regierungsparteien in Berlin zu Pro¬ 
testen gegen den Al-Quds-Marsch aufgerufen haben und 
die Frage des Verbots ganz genauso beantwortet wurde 
wie von der Vorgängerregierung unter Innensenator und 
CDU-Landesvorsitzendem Frank Henkel. Es ist näm¬ 
lich - aus gutem Grund - nicht so einfach, Demonstrati¬ 
onen zu verbieten. Das geht nur dann, wenn das Verbot 
gerichtsfest bestimmt wird. Das war leider aus Sicht von 
Herrn Henkel nicht möglich, ebenso wie es aus Sicht von 
Herrn Geisel von der SPD nicht möglich war. Deswegen 
finde ich es wirklich daneben, hier parteipolitische Pole¬ 
mik daraus zu machen. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Möchten Sie antworten? - Bitte schön. 

Marian Wendt (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Kollege, das sind alles gute Lippenbe¬ 
kenntnisse. 

(Lachen bei der AfD - Beatrix von Storch 
[AfD]: Da kennen Sie sich ja aus, mit Lippen¬ 
bekenntnissen! - Zuruf des Abg. Jürgen Braun 
[AfD]) 

Aber wenn wir uns allein die Geschichte Ihrer Partei 
anschauen und die antizionistischen Bewegungen in der 
Deutschen Kommunistischen Partei, in der Kommunis¬ 
tischen Plattform Ihrer Partei und auch in der Gruppe 
marx21, dann kommen mir da sehr, sehr große Zweifel. 
Ich sehe bisher weder bei Ihrer Partei noch bei der rot- 
rot-grünen Regierung in Berlin, der Sie angehören, dass 
Sie es wirklich ernst meinen mit der Durchsetzung sol¬ 
cher Verbote. Wir sehen an einem ganz einfachen Bei¬ 
spiel, dass Sie unsere Sicherheitsbehörden überhaupt 
nicht unterstützen, nämlich indem Sie eigene Polizisten 
anzeigen, weil sie eine rechtmäßige Abschiebung nicht 
verhindern. Das ist doch das Problem. Seien wir da doch 
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Marian Wendt 

(A) ehrlich. Deswegen sind Sie hier auch nicht glaubwürdig. 
Wir kennen die Traditionslinie Ihrer Partei, 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

die Unterstützung Palästinas, die antisemitischen Äuße¬ 
rungen. Von daher bleibe ich bei meiner Aussage: Das ist 
nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Gökay Akbulut [DIE LINKE]: Das ist pein¬ 
lich! Sie sind nicht glaubwürdig!) 


Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: (C) 

Vielen Dank, liebe Kollegen. - Ich gebe Ihnen das 
von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Schlussabstimmung über 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Entwurf eines 
Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozialleis¬ 
tungsmissbrauch-bekannt. Es wurden 651 Stimmkarten 
abgegeben. Mit Ja haben gestimmt 449, mit Nein haben 
gestimmt 62, Enthaltungen 140. Damit ist der Gesetzent¬ 
wurf mit der erforderlichen Mehrheit angenommen. 


Endgültiges Ergebnis 

Hermann Färber 
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt. 


Wir setzen die Aussprache zu TOP 8 fort. Das Wort 
hat der Kollege Benjamin Strasser fiir die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Benjamin Strasser (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Dass am vergangenen Samstag in Berlin 
mehrere Hundert radikale Demonstranten auf dem soge¬ 
nannten Al-Quds-Marsch ihren Hass auf Israel heraus- 
briillten, lässt keinen Demokraten in diesem Hause kalt. 
Hinter dieser Demonstration stecken auch maßgeblich 
die Strukturen der rund 1 000 aktiven Mitglieder der 
Hisbollah in Deutschland. 

Der Hass auf Israel ist Kern des Programms der 
Hisbollah; ihr Generalsekretär im Libanon macht das 
ja in seinen öffentlichen Äußerungen immer wieder er¬ 
schreckend deutlich. Auch die Bundesregierung selbst 
bezeichnet Deutschland als Rückzugsraum der Hisbollah. 
Umso erschreckender finde ich es, dass Sie viel zu wenig 
tun, um diesen Rückzugsraum mit seinen Strukturen ef¬ 
fektiv aufzuklären. 

(Beifall bei der FDP) 

Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass die Hisbollah 
Deutschland als Waschanlage für schmutziges Geld aus 
illegalen Geschäften nutzen könnte und in der großen li¬ 
banesischen Exilgemeinde Geldsammlungen für die Or¬ 
ganisation im Libanon durchführt. Deutschland darf aber 
nicht zur Finanzierungsbasis einer Organisation werden, 
die sich selbst das Ziel gesetzt hat, den Staat Israel aus¬ 
zulöschen. Das Existenzrecht Israels ist deutsche Staats¬ 
räson und muss es immer bleiben. 

(Beifall bei der FDP) 


Es ist deshalb legitim, darüber zu diskutieren, ob wir 
ein Vereinsverbot der Hisbollah brauchen oder ob wir sie 
als Terrororganisation einstufen sollen. Ja, es ist auch le¬ 
gitim, die Trennung der Hisbollah in zwei Flügel zu hin¬ 
terfragen. Genau diesen Fragen stellen wir uns als Frakti¬ 
on der Freien Demokraten und diskutieren sie schon seit 
einiger Zeit in aller Ernsthaftigkeit. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Jetzt kommt’s! 

Jetzt sind wir gespannt!) 

- Jetzt kommt’s, Frau Storch. - Nicht legitim - ich nenne 
es sogar verlogen - ist es, dass ausgerechnet die AfD sich 
als Vörkämpferin für das Existenzrecht Israels geriert. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Bis heute haben Sie nicht begriffen, dass Glaubwürdig¬ 
keit nicht darin besteht, schwarze Buchstaben auf weißes 
Papier zu drucken. Ihre Glaubwürdigkeit wird an Ihrem 
Handeln gemessen, wie bei allen anderen Fraktionen 
auch. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Machen wir also mal den Antisemitismustest in der 
AfD. Nehmen wir den Flügel-Unterstützer Alexander 
Gauland, der vom „Vögelschiss“ redet, wenn es um die 
Shoah und den Nationalsozialismus geht, der sich aber 
auch schon einmal zum Staat Israel geäußert hat, näm¬ 
lich am 20. September 2001 in einem Gastbeitrag in der 
„Welt“. Dort schreiben Sie unter der Überschrift „Mehr 
Respekt vor der arabischen Welt“ 

(Lachen des Abg. Marian Wendt [CDU/ 

CSU]) 

- ich zitiere Sie 
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Benjamin Strasser 

Erst waren es die europäischen Kolonialmächte, die 
Juden und Arabern gleichzeitig Gegenteiliges ver¬ 
sprachen, dann trat der Fremdkörper des Staates Is¬ 
rael in diese Welt ... 

(Ulli Nissen [SPD]: Pfui!) 

Wenn ich Ihre Maßstäbe anlege, dann würde ich sagen, 
dass Sie diesen Mann aus der Partei werfen müssten und 
ihn nicht zum Partei- und Fraktionsvorsitzenden wählen 
dürften. Wie heuchlerisch ist das denn bitte! 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]: 

Was hat das mit der Flisbollah zu tun?) 

Oder nehmen wir Björn Flocke, der beim Ho¬ 
locaust-Mahnmal von einem „Mahnmal der Schande“ 
spricht, das man sich in das Herz der Hauptstadt ge¬ 
pflanzt habe, und bezüglich der NS-Zeit von einer erin¬ 
nerungspolitischen Wende um 180 Grad sprechen möch¬ 
te. Parteiausschluss? Gescheitert! 

Oder nehmen wir - nicht abschließend - Wolfgang 
Gedeon: Landtagsabgeordneter in Baden-Württemberg, 
bis heute Mitglied der AfD und Antisemit. Das sage 
nicht ich; das sagt ein Gutachter, den Sie beauftragt ha¬ 
ben, über Ihr Mitglied Wolfgang Gedeon. Deswegen ist 
es heuchlerisch, wenn Sie keinen neuen Anlauf nehmen, 
nachdem das Parteiausschlussverfahren gescheitert ist. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie benutzen den muslimischen Antisemitismus, den 
es auch gibt, dazu, um den eigenen Antisemitismus zu 
verdecken. 

(Zuruf des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD]) 

Wir Freie Demokraten kämpfen gegen jegliche Form des 
Antisemitismus mit rechtsstaatlichen Mitteln. Aber die¬ 
ses Parlament ist nicht das Instrument, Persilscheine für 
Antisemiten in der AfD auszustellen, 

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Ganz plattes Gelaber!) 

und genau deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab. 

Am Israel chai! 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Freies Demo¬ 
kratisches Gelaber!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die Fraktion der SPD hat das Wort der Kollege 
Uli Grötsch. 

(Beifall bei der SPD) 

Uli Grötsch (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Titel des AfD-Antrages lautet „Verbot 
der Hisbollah“. Ich nehme an, dass Sie das fordern, weil 


Sie sich als Verfechterin jüdischer Interessen inszenieren 
wollen. 

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD]) 

Von der Hisbollah gehe eine unmittelbare Gefahr für Ju¬ 
den in Deutschland und in Europa aus. - Glauben Sie 
mir, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin weit davon 
entfernt, hier die Hisbollah zu verteidigen, ich sage Ihnen 
aber und werde es im Folgenden etwas genauer darlegen: 
Die wahre Gefahr für jüdisches Leben in Deutschland 
geht von Ihnen aus. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Zuruf von der AfD: Das ist doch 
lächerlich! - Jan Ralf Nolte [AfD]: Wann 
stellt die SPD den Antrag zur Abschaffung der 
Fünfprozenthürde?) 

Sie haben es gerade gehört, und ich will es Ihnen ger¬ 
ne noch einmal sagen: Sie sind es, die regelmäßig un¬ 
sere Erinnerungskultur angreifen. Sie, Herr Gauland, 
relativieren unsere historische Verantwortung, indem Sie 
von der Nazizeit als „Vogelschiss“ in der deutschen Ge¬ 
schichte reden. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das haben wir 
jetzt zum zweiten Mal! Ihr könnt das zehnmal 
machen!) 

Ihr Parteifreund Björn Hocke fordert eine erinnerungs¬ 
politische Wende um 180 Grad und bezeichnet das Ho¬ 
locaustmahnmal als „Denkmal der Schande“. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Ihr habt nichts auf 
der Pfanne!) 

Sie fordern in Ihrem Parteiprogramm ein Verbot der 
Beschneidung und des rituellen Schächtens, was zwei 
Grundpfeiler der jüdischen Religion sind. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Quatsch!) 

Und - um auch das noch einmal zu sagen - Ihr Parteikol¬ 
lege Wolfgang Gedeon ist selbst Ihnen zu antisemitisch; 
aber einen Parteiausschluss kriegen Sie letztendlich doch 
nicht hin. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: So wie Sie 
mit Herrn Sarrazin!) 

Ihre Warnung vor Antisemitismus ist an Heuchelei 
nicht zu überbieten. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der FDP) 

Sie wollen doch nicht den Judenhass bekämpfen, son¬ 
dern Islamhass säen. Das ist doch die Wahrheit und der 
Kern Ihres Antrags. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Unsinn!) 

Die Juden, die Sie vertreten wollen, wollen gar nicht 
von Ihnen vertreten werden; im Gegenteil. Sie kennen 
vielleicht die „Gemeinsame Erklärung gegen die AfD“ 
vom Zentralrat der Juden und von weiteren jüdischen 
Verbänden. Ich zitiere mal: 
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... die AflD ist eine Gefahr für jüdisches Leben in 
Deutschland! Die AfD agitiert unumwunden gegen 
Muslime und andere Minderheiten in Deutschland. 
Dabei versucht die AfD, „die“ Muslime als Feinde 
der westlichen Welt oder „der“ Juden darzustellen. 
Muslime sind nicht die Feinde der Juden! Die Fein¬ 
de aller Demokraten in diesem Land sind Extremis¬ 
ten ... 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir 

- so schreibt der Zentralrat - 

lassen uns von der AfD nicht instrumentalisieren. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Weiter heißt es: 

Die Partei ist ein Fall für den Verfassungsschutz, 
-das wissen Sie ja- 

keinesfalls aber für Juden in Deutschland. 

Sie sind also ganz bestimmt keine Alternative für 
unsere jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger, son¬ 
dern vielmehr eine echte Gefahr. Sie haben in Wort und 
Schrift in den letzten Jahren Grenzen eines gesellschaft¬ 
lichen Konsenses in Deutschland überschritten, der hier 
seit Jahrzehnten gegolten hat. Sie haben das Unsagbare 
sagbar und damit den Rechtsextremismus in Deutschland 
salonfähig gemacht. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Natürlich ist der Zeitpunkt des Antrages nicht zufällig. 
Die Verbotsdiskussionen über Hisbollah flammen jähr¬ 
lich im Zusammenhang mit den Al-Quds-Demonstrati- 
onen auf, auf denen die Israel-Feinde für eine Befreiung 
Jerusalems demonstrieren. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Ihr Innenminister 
unterstützt den Antrag!) 

Die Bilder der Vergangenheit von brennenden Isra¬ 
el-Fahnen oder von israelfeindlichen Parolen gibt es seit 
drei Jahren so nicht mehr. Trotzdem gefällt mir das nicht, 
und es ist schwer zu ertragen. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Herr Geisel will 
das Verbot!) 

Ich bin unserer Polizei und den Sicherheitsbehörden in 
Berlin - Sie haben es gerade angesprochen, Frau von 
Storch - sehr dankbar, dass sie die Situation so gut unter 
Kontrolle hatten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Aber das Versammlungsrecht schützt eben auch denjeni¬ 
gen, dessen Ansichten uns zuwider sind. 


Womit Sie hier aber nicht durchkommen, ist, dass (C) 
Sie dieses zweifelsohne wichtige Thema derart für Ihre 
Zwecke instrumentalisieren; dafür ist das Thema näm¬ 
lich zu wichtig. Die aktuelle Kriminalitätsstatistik für das 
Jahr 2018 zeigt, dass es einen Anstieg um fast 20 Prozent 
bei antisemitischen Straftaten im Vergleich zu 2017 gibt. 

Fast 90 Prozent dieser antisemitischen Straftaten sind - 
wen wundert’s - der rechten Szene zuzuordnen. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Alles statistischer 
Stuss, und das wissen Sie auch! Alles Stuss! 

Alles, was unklar ist, wird Rechtsextremen 
zugeordnet!) 

Wenn Sie wirklich Antisemitismus bekämpfen woll¬ 
ten, hätten Sie zuletzt in Chemnitz die Nazis, mit denen 
Sie Seite an Seite marschiert sind, davon überzeugen sol¬ 
len, keine Straftaten gegen Juden und jüdische Einrich¬ 
tungen zu begehen. 

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab¬ 
geordneten der CDU/CSU und der FDP - 
Beatrix von Storch [AfD]: Fragen Sie doch 
mal die Juden selber! Die Umfragen gibt es! - 
Weiterer Zuruf des Abg. Jan RalfNolte [AfD]) 

Wenn Sie mit uns am Minderheitenschutz in Deutschland 
arbeiten wollen, dann wirken Sie auf Ihre Klientel ein. 
Halten Sie sie davon ab, Synagogen zu beschmieren, 

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist eine Un¬ 
verschämtheit! - Gegenrufe von der SPD) 

mit Knüppeln auf Menschen und jüdische Restaurants 
einzuschlagen und Hass zu verbreiten; denn die wahre 
Gefahr kommt von rechts. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN) 

Weil die Lage so ernst ist, haben wir im April Felix 
Klein als Antisemitismusbeauftragten ernannt, der so¬ 
wohl den Antisemitismus von rechts als auch von Musli¬ 
men im Blick und das Thema im Fokus der Öffentlichkeit 
behalten wird, natürlich genauso wie unsere Sicherheits¬ 
behörden. 

(Beatrix von Storch [AID]: Vor allen Dingen 
von links! - Jürgen Braun [AID]: Von links! 

Da sitzen die ja haufenweise!) 

Was die Hisbollah angeht - wenn Sie mir noch einen 
Satz dazu erlauben -, 

(Beatrix von Storch [AfD]: Ehrlicherweise 
lieber nicht!) 

ist selbstverständlich ein Verbot erforderlichenfalls ein 
Thema; keine Frage. Aber dazu brauchen wir keine Auf¬ 
forderung von Ihnen. Seien Sie dankbar, dass in unserem 
Rechtsstaat die Hürden für Verbote sehr hoch sind. Das 
ist auch richtig so. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 


Vereinsverbote sind nun mal keine Lappalie. 

(Beatrix von Storch [AID]: Das steht sogar in 
der Verfassung drin!) 
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Ein wichtiger Punkt fällt mir noch ein, den Sie in 
Ihrem Antrag vergessen oder übersehen haben. Ich fra¬ 
ge mich, warum Sie in Ihrem Antrag nur ein Verbot in 
Deutschland und nicht ein Verbot in der ganzen Europäi¬ 
schen Union fordern. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Weil wir der Deut¬ 
sche Bundestag sind, Sie Experte! Mein Gott!) 

Organisationen wie die Hisbollah agieren doch nicht nur 
national. Meine Vermutung ist, dass Sie es nicht auf die 
EU erstreckt haben, weil Ihnen die Europäische Union 
egal oder gar zuwider ist. Auch das ist hier bekannt. 

Am Ende zählen in einem Rechtsstaat die Fakten, lie¬ 
be Kolleginnen und Kollegen. 

(Jürgen Braun [AfD]: Sie sind dabei, Unsinn 
zu reden!) 

Da muss man feststellen, dass die Hisbollah zurzeit bei 
uns in Deutschland zurückhaltend und gewaltfrei ist, also 
auch keine Straftaten begeht. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Für Demo¬ 
kratie im Sinne von Herrn Grötsch!) 

Abgesehen von den Al-Quds-Demonstrationen fällt die 
Hisbollah nicht auf. Deshalb ist das Verbot des salafisti- 
schen Vereins „Die wahre Religion“ im Jahr 2016 auch 
einfacher gewesen; er hatte über 100 Muslime für den IS 
rekrutiert, was in Deutschland bekanntlich unter Strafe 
steht. 

Ein letztes Wort zum Nahostkonflikt. Auch hier gibt es 
kein Schwarz und Weiß. Selbst wenn es irgendwann mal 
zu einem Verbot der Hisbollah in Deutschland kommen 
sollte, müssen wir gleichzeitig den ganzen Libanon im 
Blick haben. Wir brauchen einen stabilen Libanon. Das 
ist wichtig für den ganzen Nahen Osten. Und dort ist die 
Hisbollah ein relevanter gesellschaftlicher Faktor, ist im 
Parlament und in der Regierung vertreten. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, so wie es die 
Mafia in Italien ist, sind es die Taliban in Af¬ 
ghanistan!) 

Auch wenn Sie die Welt gerne in Schwarz und Weiß se¬ 
hen wollen, die Realität ist eine andere - und vor allem 
ist sie viel komplexer. 

Aus dem Gesagten folgt - es wird Sie wahrscheinlich 
nicht überraschen -, dass wir Ihrem Wunsch nicht ent¬ 
sprechen können und den Antrag daher ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die Fraktion Die Linke hat das Wort die Kollegin 
Kathrin Vogler. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Kathrin Vogler (DIE LINKE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Heute stiehlt uns die AfD wieder 38 Minuten 
wertvoller Debattenzeit für einen Antrag, 

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist in der De¬ 
mokratie sehr bedauerlich! Das tut mir auch 
leid, dass wir Anträge stellen können!) 

der fachlich schwach und politisch durchsichtig ist. Zum 
Inhalt wurde ja schon einiges Richtige gesagt. 

(Stephan Brandner [AfD]: Gar nichts! Zum 
Inhalt noch gar nichts gehört! Nur Gesiilze!) 

Man muss mal fragen: Worum geht es hier wirklich? 
Es geht der AfD wieder einmal um Hass und Hetze gegen 
Muslime. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wenn ihr bei 
Hass und Hetze seid, ist immer alles gut!) 

Deutlich wird dies in einer Pressemitteilung von Beatrix 
von Storch zum sogenannten Al-Quds-Tag letzte Woche. 
Da schreibt sie doch allen Ernstes: „Der grassierende An¬ 
tisemitismus in Deutschland trägt vor allem ein muslimi¬ 
sches Antlitz“. 

(Beifall bei der AfD - Jürgen Braun [AfD]: 

Genau so ist es!) 

Da sind sie wieder, die Fake News, die wir inzwischen 
von Ihnen gewohnt sind. 

Richtig ist: Der Antisemitismus in Deutschland trägt 
vor allem eine rechtsextreme Fratze, 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD - Beatrix von Storch [AfD]: 

Das ist Schwachsinn, und das wissen Sie!) 

die Fratze von Hass und Judenverachtung, die auch 
74 Jahre nach der Befreiung von Auschwitz in Deutsch¬ 
land nicht verschwunden ist. 

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD] - 
Christoph Bernstiel [CDU/CSU], an die Abg. 
Beatrix von Storch [AfD] gewandt: Jetzt essen 
Sie mal ein Snickers!) 

Der Antisemitismusbeauftragte der Bundesregierung, 
Felix Klein, wies erst jüngst daraufhin, dass 90 Prozent 
aller antisemitischen Straftaten einen rechtsextremen 
Hintergrund haben. 90 Prozent! 

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist falsch, 
und das wissen Sie!) 

Die AfD benutzt den auch bei Muslimen vorhandenen 
Antisemitismus - ja, in der ganzen Gesellschaft gibt es 
den -, um von der eigenen Schuld an der Zunahme von 
Judenhass abzulenken und gleichzeitig den Hass gegen 
alle Muslime zu schüren. Das ist schäbig, und das ist 
ekelhaft. Das müssen alle Demokratinnen und Demokra¬ 
ten hier zurückweisen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 
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ln dieser eben angesprochenen Pressemitteilung ver¬ 
suchen Sie, Frau von Storch, sich an die Deutsch-Isra¬ 
elische Gesellschaft ranzuwanzen. Ich möchte gerne in 
Erinnerung rufen und zitieren, was diese Gesellschaft im 
Jahr 2017 zum Umgang mit Ihrer Partei beschlossen hat. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Das haben wir hier 
doch schon dreimal gehört! Kommen Sie doch 
mit was Neuem!) 

- Da können Sie ruhig einmal zuhören. - Ich zitiere: 

Gegenwärtig versuchen politische Kräfte in 
Deutschland, jüdische Gemeindemitglieder und 
Freunde Israels unter der Flagge der „Unterstützung 
Israels“ für ihre Kampagne gegen Einwanderung, 
gegen „Überfremdung durch den Islam“, gegen die 
„islamische Gefahr“ einzuspannen, Bündnisse ein¬ 
zugehen und dafür auch in der Deutsch-Israelischen 
Gesellschaft tätig zu werden. 

Die Deutsch-Israelische Gesellschaft ist sich mit der 
jüdischen Gemeinschaft in Deutschland einig: Wir 
lehnen jede Form von Islamfeindschaft ab! Denn 
Rassismus, grundsätzliche pauschale Ablehnung 
und Bekämpfung von Islam und Muslimen haben 
die gleichen trüben Quellen wie der Antisemitis¬ 
mus, sie vergiften und gefährden unsere Gesell¬ 
schaft insgesamt. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne¬ 
ten der SPD) 

Dass eine Politikerin dieser Partei die Chuzpe besitzt, 
sich als Antisemitismusbeauftragte zu bezeichnen, ist ja 
wohl nicht zu glauben. Fangen Sie doch einmal an, mit 
einem eisernen Besen Ihren eigenen Saustall auszukeh¬ 
ren! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich erinnere hier nur an die Aussagen von Wolfgang 
Gedeon aus Baden-Württemberg. Er beleidigte die Erin¬ 
nerung an den Flolocaust als „Zivilreligion des Westens“. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Kathrin Vogler (DIE LINKE): 

Nein. - Flolocaustleugner sind für ihn „Dissidenten“, 
und das Judentum ist der „innere“ und der Islam der „äu¬ 
ßere“ Feind des „christlichen Abendlandes“. Gedeon darf 
qua Urteil des Landgerichts Berlin als Flolocaustleugner 
bezeichnet werden. Konsequenzen? Keine! 

(Beatrix von Storch [AfD]: Parteiausschluss¬ 
verfahren!) 

Oder Bernd Flocke, Fraktionsvorsitzender der AfD im 
Thüringer Landtag und Alter Ego des Neonazis Landolf 
Ladig: Er nannte das Flolocaustdenkmal in Berlin ein 
„Denkmal der Schande“ und bezeichnet Christentum und 
Judentum als „einen Antagonismus“. Konsequenzen? 
Keine! Gar nicht zu reden von Ihrem Fraktionsvorsitzen¬ 
den, Alexander Gauland, für den der Hitlerfaschismus 


mit seinen Millionen Opfern nur ein Fliegenschiss in un¬ 
serer Geschichte ist. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Bitte schon 
genau zitieren!) 

Meine Damen und Herren, das geht gar nicht. Wir 
Linken stehen an der Seite aller Menschen, die von Anti¬ 
semitismus, Rassismus und Islamfeindlichkeit betroffen 
sind. Wir werden Ihnen von der AfD und Ihrer widerli¬ 
chen Propaganda keinen Schritt nachgeben. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort der Kollege 
Omid Nouripour. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Hisbollah ist zweifelsohne eine gefährliche Organisati¬ 
on. Sie destabilisiert die gesamte Region und nimmt die 
gesamte libanesische Gesellschaft mehr oder minder als 
Geisel. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Aber?) 

Die Hisbollah hat geschätzt 130 000 Raketen: Artil¬ 
lerie, Ballistik, Luft, Panzer, Schiffsabwehr. Im De¬ 
zember 2018 sind Tunnelsysteme nach Israel entdeckt 
worden, die Israel infiltrieren sollen, und nach Einschät¬ 
zungen hat die Hisbollah bis zu 7 000 Kämpfer in Syrien. 

Die Hisbollah ist auch in Deutschland aktiv. Deshalb 
ist es notwendig, sich zu überlegen, wie man Kontrol¬ 
len der Hisbollah-nahen Vereine tätigen kann, bis hin zu 
Verboten. Eine verschärfte Beobachtung durch den Ver¬ 
fassungsschutz ist zweifelsohne notwendig. Die Finanz¬ 
ströme, egal welche sogenannten Flügel der Hisbollah 
davon profitieren, müssen ausgetrocknet werden. Der 
Antrag der AfD leistet dazu keinen Beitrag, und zwar auf 
zwei Ebenen: 

Erstens. Die Hisbollah ist eine gesellschaftliche Rea¬ 
lität im Libanon, Stichwort „Geiselnahme“. Deshalb ist 
es ein wenig rücksichtslos - aber das kennen wir ja nicht 
anders von Ihnen -, dass Sie jetzt mehr oder minder for¬ 
dern, dass man auf diese Geisel schießen soll. Das macht 
nicht einmal die amerikanische Administration. 

(Beifall der Abg. Kathrin Vogler [DIE 

LINKE] - Beatrix von Storch [AfD]: Wir re¬ 
den von denen hier in Deutschland!) 

Schauen Sie sich beispielsweise an, was Pompeo die¬ 
ser Tage gemacht hat. Pompeo hat im April persönliche 
Sanktionen gegen den Parlamentspräsidenten Berri, Vor¬ 
sitzender der Amal, gefordert. Die sind auch verhängt 
worden, 

(Jürgen Braun [AfD]: Was ist das denn für ein 
Schwachsinn, Herr Nouripour?) 

weil Amal mit der Hisbollah zusammenarbeitet. Und dann 
hat man festgestellt, dass das überhaupt nicht umsetzbar 
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(A) ist, weil sowohl Amal als auch die andere schiitische 
Partei, FPM, in einem solchen Umfeld überhaupt nicht 
mehr atmen können. Was hier gefordert wird, erstickt die 
innerschiitische Opposition gegen die Hisbollah, und das 
können wir nicht zulassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Die zweite Ebene, woran man merkt, dass Ihr Antrag 
nun wirklich keinen Beitrag zur Wahrheitsfindung leis¬ 
tet, ist die unglaubliche Verlogenheit. Die Position der 
AfD ist mehrfach zitiert worden; ich will das nicht noch 
einmal tun. Aber es ist schon bemerkenswert, welches 
Wort Sie nicht verwendet haben, nämlich Syrien. Sie ha¬ 
ben einfach komplett vergessen, was die Hisbollah gera¬ 
de in Syrien macht; denn Sie finden Assad ja toll. Es gibt 
so viele Tweets, so viele Äußerungen Ihrerseits. Aber 
es gibt ein so ohrenbetäubendes Schweigen der AfD zu 
dem, was gerade in Idlib passiert, dass da Fassbomben 
fallen; denn Assad ist Ihr Freund, er soll ja die Flüchtlin¬ 
ge zurücknehmen. Und dass die Hisbollah Assad im Amt 
gehalten hat, dass sie die wichtigste Stütze am Boden für 
die Sicherheit der Regierung, des repressiven Regimes 
von Assad ist, haben Sie einfach vergessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Alexander Graf Lambsdorff [FDP]) 

Das ist so dermaßen verlogen, dass wir Ihnen das hier 
nicht durchgehen lassen können. 

Aber das Gute ist, dass Sie, wie immer, die Öffent- 

(B) lichkeit in Deutschland unterschätzen. Die Leute sind 
nicht blöd, sie lassen sich nicht so viel Sand in die Augen 
streuen. Deshalb habe ich überhaupt keine Bedenken, 
dass wir ohne Probleme Ihren Antrag ablehnen können. 
Wir werden hier Sachpolitik machen und uns nicht von 
dieser Verlogenheit treiben lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU - Stephan Brandner [AfD]: Natio¬ 
nale Front der Altparteien!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 
Christoph de Vries. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Christoph de Vries (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich will vorab klarstellen: Egal, wie man die 
Hisbollah einschätzt, als terroristische Organisation teil¬ 
weise oder insgesamt, es ist eine furchtbare Organisati¬ 
on, die bei uns Christdemokraten keinerlei Sympathie 
genießt. 

(Stephan Brandner [AfD]: Aber trotzdem!) 

Wer über die Hisbollah redet, der kommt nicht vorbei 
an dem Grundsatz, den Angela Merkel 2008 in der Knes¬ 
set formuliert hat, als sie sagte: Die Sicherheit Israels ist 
für Deutschland nicht verhandelbar, und die historische 


Verantwortung für diese Sicherheit ist Teil der Staatsrä- (C) 
son Deutschlands. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Lippenbekennt¬ 
nisse!) 

Dieser Grundsatz gilt weiterhin uneingeschränkt, und er 
muss auch bei der politischen Bewertung der Hisbollah 
eine gewichtige Rolle spielen. Wer das Existenzrecht 
Israels bestreitet, wie es die Hisbollah macht, wer mit 
terroristischen Mitteln gegen Israel operiert, wer regel¬ 
mäßig Mörserraketen abfeuert, wer Geiseln nimmt, der 
kann kein Freund Deutschlands sein. Das ist völlig klar 
für uns. Deswegen ist auch die Einstufung des militäri¬ 
schen Arms der Hisbollah als Terrororganisation für uns 
völlig unbestritten. 

Ich sage auch ganz offen: Für ein vollständiges Verbot 
der Hisbollah als Organisation insgesamt habe ich große 
Sympathie. 

(Stephan Brandner [AfD]: Sie wollen doch 
eine europäische Lösung, oder?) 

Ich kann auch die Bemühungen der amerikanischen 
Freunde verstehen, eine härtere Gangart im Hinblick auf 
die Hisbollah einzulegen. Was mich aber verwundert, 
ist - in der Analyse gibt es durchaus Übereinstimmung; 
aber bei den Konsequenzen sind wir anderer Meinung -, 
dass Sie insgesamt ein vereinsrechtliches Verbot in 
Deutschland präferieren. Viel naheliegender ist doch eine 
europäische Lösung. 

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!) 

Deswegen halten wir das nur für die zweitbeste Lösung. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Weil wir doch der 
Bundestag sind!) 

- Na ja, die Einstufung ist doch keine Frage, die nur 
Deutschland betrifft. Wenn die gesamte Hisbollah nach 
dem EU-Sanktionsregime als terroristische Organisation 
eingestuft würde, wäre das aus unserer Sicht der bessere 
Schritt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Stephan Brandner [AfD]: Wir sollen das hier 
beschließen, oder wie?) 

Und dass die Voraussetzungen dafür erfüllt sind, da¬ 
rauf deutet das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
durchaus hin, das von einer einheitlichen Struktur der 
Hisbollah in Deutschland und anderswo ausgeht. 

Sie legen in Ihrem Antrag dar - das muss ich Ihnen 
Vorhalten -, dass die Hisbollah die Legalität nutze, um 
hier gewerbsmäßig Drogenhandel und Geldwäsche zu 
betreiben. 

(Stephan Brandner [AfD]: Eine sehr, sehr 
schräge Auslegung unseres Antrags!) 

Dabei unterstellen Sie quasi, dass beides in Deutschland 
legal und erlaubt wäre und deutsche Sicherheitsbehörden 
Straftaten nicht verfolgen würden. Dazu sage ich Ihnen 
ganz klar: Dieser Vorwurf gegenüber unseren Sicher- 
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(A) heitsbehörden ist infam, lind wir weisen ihn mit aller 
Entschiedenheit zurück. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Selbstverständlich werden alle Straftaten verfolgt, völlig 
unabhängig von Verbotsverfahren. Es gibt Hinweise auf 
Geldwäsche und Drogenhandel im Umfeld der Hisbollah; 
es gibt aber keine Beweise. Sie kennen die Anfrage: Von 
Januar 2018 bis Januar 2019 gab es 37 Ermittlungsver¬ 
fahren gegen Personen im Umfeld der Hisbollah, ln kei¬ 
nem einzigen Fall ist wegen Geldwäsche oder wegen 
Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz ermittelt 
worden. 

(Stephan Brandner [AfD]: Alles Rechtsextre¬ 
misten wahrscheinlich!) 

Und in einem Rechtsstaat - das müssten Sie am besten 
wissen - geht es nicht nur um Hinweise, sondern um Be¬ 
weise. 

Ihr Antrag hat weitere große Schwächen. Am Anfang 
Ihres Antrags wollen Sie „eine Bedrohung für die ver¬ 
fassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land“ feststellen lassen. Wir sprechen hier aber über 
vereinsrechtliche Verbote, und vereinsrechtliche Ver¬ 
bote sind in Deutschland Angelegenheit der Exekutive, 
Angelegenheit des Bundesinnenministeriums. Herr de 
Maiziere hat es gesagt: Das wird gemacht und vorher 
nicht in aller Öffentlichkeit breitgetreten. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU) 

Dass wir etwas unternehmen, haben die Kollegen, 
Marian Wendt und andere, deutlich gemacht. Es hat in 
der Vergangenheit Verbote gegeben. Zum Beispiel sind 
der Verein „Farben für Waisenkinder“, der Spenden für 
die Hisbollah gesammelt hat, und auch der Fernsehsen¬ 
der al-Manar verboten worden. 

Wenn Sie in Ihrem Antrag fordern, die Gesamtvereini¬ 
gung Hisbollah zu verbieten, 

(Stephan Brandner [AfD]: Wir haben eine 
Antifa!) 

dann muss man Ihnen einmal klar sagen: Es gibt keine 
Gesamtvereinigung Hisbollah in Deutschland. Wir haben 
eine kleinteilige Struktur aus einigen Dutzend Vereinen 
mit Sympathisanten. Auch an der Stelle ist Ihr Antrag 
falsch, und auch deshalb ist er für uns nicht zustim¬ 
mungsfähig. 

Die Frage eines vollständigen oder teilweisen Verbots 
hat natürlich auch außenpolitische Implikationen; das 
ist angeklungen. Über diese müssen wir reden. Ich per¬ 
sönlich kann mir aber gut vorstellen, dass es auch diplo¬ 
matisch notwendige und wünschenswerte Beziehungen 
mit dem Libanon gibt, wenn wir ein Gesamtverbot und 
eine Gesamteinstufung der Hisbollah als Terrororganisa¬ 
tion haben. Ich bin froh, dass das Innenministerium und 
das Außenministerium hier in einem regelmäßigen Aus¬ 
tausch stehen - 


Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende. 

(Stephan Brandner [AfD]: Nein, lassen Sie 
ihn sprechen!) 

Christoph de Vries (CDU/CSU): 

- ich komme zum Ende -, und hoffe, dass dieser Aus¬ 
tausch auch gute Ergebnisse bringt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Letzter Redner ist der Kollege Roderich Kiesewetter, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Stephan Brandner 
[AfD]: Der erzählt das Gleiche noch mal!) 

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 

Dadurch wird es nicht falscher, sondern nur besser. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD - Beatrix von Storch [AfD]: 

Es wird besser?) 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her¬ 
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, die 
heutige Debatte hat gezeigt, dass die Frage „Hisbollah 
gleich Terrororganisation“ auch eine starke außenpoliti¬ 
sche Komponente hat. Es gibt nicht nur rund 1 000 His¬ 
bollah-Anhänger in Deutschland. Die Hisbollah sitzt 
auch in der libanesischen Regierung, 

(Jürgen Braun [AfD]: Libanon wollen Sie in 
Deutschland schaffen, Herr Kiesewetter! Li¬ 
banon ist doch Ihr Vorbild!) 

führt einen unsäglichen Krieg an der Seite Assads gegen 
das syrische Volk und richtet über 130 000 Raketen ge¬ 
gen Israel. Und hier bringt eine Fraktion einen Antrag 
für das Verbot der Hisbollah ein, die sich im letzten Jahr 
mit dem Auftraggeber der Hisbollah, nämlich mit Assad, 
getroffen hat, um deutlich zu machen, wen sie wirklich 
unterstützt. Was für ein Widerspruch! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich glaube, die innenpolitische Komponente - Stich¬ 
wort „Vereinsverbot“ - ist hier klar geworden. Die Kol¬ 
legen Marian Wendt und Christoph de Vries haben sehr 
klar herausgearbeitet, dass es hier nicht um die gesamte 
Hisbollah geht, sondern um etwa 30 Vereine. Mir geht es 
um die außenpolitische Frage. Hierbei spielt schon sehr 
stark eine Rolle, ob es uns gelingt, neben dem innenpo¬ 
litischen Vereinsverbot die Hisbollah außenpolitisch, auf 
europäischer Ebene in das EU-Sanktionsregime zu be¬ 
kommen. Wir haben die Hisbollah in einen militärischen 
und einen politischen Arm getrennt und uns auf europä¬ 
ischer Ebene leider nur darüber verständigen können, 
dass wir den militärischen Arm als Terrororganisation 
listen. Das war aber wichtig, damit wir eine gemeinsame 
europäische Position erarbeiten konnten. Ohne diese aus 
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(A) meiner Sicht künstliche Trennung wäre es uns nicht ge¬ 
lungen, diese Position in der EU zu erarbeiten. Deswegen 
sollten wir in einem weiteren Schritt darauf hinwirken, 
dass wir in Europa die Gesamtorganisation als Terroror¬ 
ganisation benennen. 

(Beatrix von Storch [AfD]: Ich denke, das 
geht nicht! Hat Ihr Kollege gerade gesagt!) 

Selbst das Bundesverwaltungsgericht hat am 16. No¬ 
vember 2015 festgestellt, dass die Hisbollah in jeglichem 
Handeln gegen den Gedanken der Völkerverständigung 
gerichtet ist. Wenn eine Organisation gegen den Gedan¬ 
ken der Völkerverständigung gerichtet ist, verstehe ich 
nicht, dass die Antragsteller sich mit dem größten Kriegs¬ 
verbrecher, der zurzeit in der Welt agiert, gemeinmachen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sollten noch 
einen anderen Aspekt betrachten: Das Hisbollah-Ver¬ 
bot ist ähnlich wie einige andere Maßnahmen Teil einer 
US-amerikanischen Strategie für den Nahen und Mittle¬ 
ren Osten, nämlich der Strategie des maximalen Drucks 
auf den Iran. Die Bundesrepublik hat hierbei eine ausge¬ 
wogenere Maklerposition, weil wir in Bezug auf den Li¬ 
banon auch ein hohes Interesse daran haben, dass dieses 
Land, das über 1 Million Flüchtlinge aufgenommen hat, 
stabil bleibt. Da die Hisbollah Teil der Regierung ist und 
unter anderem das Gesundheitsministerium führt, müs¬ 
sen wir Gesprächskanäle haben. 

Wenn wir mit unserem engsten Partner, mit Israel, 
sprechen, so hören wir da sehr Unterschiedliches, aber 
keine gemeinsame israelische Position mit Blick auf 

(B) das Hisbollah-Verbot. Deswegen, glaube ich, steht es 
unserem Hause gut an, wenn wir alles tun, um sowohl 
innenpolitisch als auch außenpolitisch eine gemeinsa¬ 
me Position zu erreichen. Am Ende der Diskussion, lie¬ 
be Kolleginnen und Kollegen, kann innenpolitisch ein 
Hisbollah-Verbot in Deutschland stehen. Am Ende kann 
auch der Antrag Deutschlands in der Europäischen Uni¬ 
on auf eine Gesamtbetrachtung der Hisbollah als Terror¬ 
organisation stehen - aber bitte am Ende der Debatte und 
nicht zu Beginn. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kiesewetter. - Ich schließe 
die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/10624 an die in der Tagesordnung aufge¬ 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein¬ 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b auf: 

a) - Zweite und dritte Beratung des von der Bun¬ 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur nachhaltigen Stärkung der per¬ 
sonellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 

(Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstär¬ 
kungsgesetz - BwEinsatzBerStG) 


Drucksache 19/9491 

Beschlussempfehlung und Bericht des Vertei¬ 
digungsausschusses (12. Ausschuss) 

Drucksache 19/10682 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus¬ 
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 19/10696 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Verteidigungsausschusses (12. Aus¬ 
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Rüdiger 
Lucassen, Jan Ralf Nolte, Jens Kestner, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

§ 30c des Soldatengesetzes ersatzlos strei¬ 
chen - Wöchentliche Rahmendienstzeit in der 
Bundeswehr flexibilisieren 

Drucksachen 19/9962, 19/10682 

Zum Gesetzentwurf liegen ein Änderungsantrag und 
ein Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke vor. 

Interfraktionell sind für die Aussprache 38 Minuten 
vereinbart. - Es gibt keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist der 
Kollege Henning Otte für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Gabi Weber [SPD]) 

Henning Otte (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir verab¬ 
schieden heute ein wichtiges Gesetz, nämlich das Gesetz 
zur nachhaltigen Stärkung der personellen Einsatzbereit¬ 
schaft der Bundeswehr. Wir zollen Anerkennung für den 
geleisteten Dienst, wir setzen Anreize, aber wir machen 
vor allem eines deutlich: Wir reagieren auch auf die si¬ 
cherheitspolitischen Veränderungen. Wir müssen mehr 
für die Sicherheit unseres Landes tun, und wir müssen 
mehr für diejenigen tun, die diese Sicherheit gewährleis¬ 
ten. Deswegen setzen wir auf eine starke und einsatzbe¬ 
reite Bundeswehr. Das Gesetz, das hier im Entwurf vor¬ 
liegt, soll dem nachkommen und dafür sorgen, dass wir 
mehr Anerkennung zollen und Anreize setzen und sich 
dies auch finanziell auszahlt. Deswegen ist das ein gutes 
Gesetz, und deswegen verabschieden wir es auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Für uns ist die Devise „Der Mensch steht im Mittel¬ 
punkt“ immer wichtig. Für uns stehen der Soldat und 
die Soldatin, die diesen hervorragenden Dienst für unser 
Land leisten, im Mittelpunkt des Geschehens. Einsatz¬ 
bereitschaft und Attraktivität sind zwei Seiten derselben 
Medaille. Es geht dämm, dass wir die Ausrüstung weiter 
stärken und modernisieren, dass wir aber auch deutlich 
machen: Wir setzen darauf, dass eine hohe Zahl von An¬ 
gehörigen unserer Streitkräfte motiviert ist, ihren Dienst 
mit Stolz leistet und sich für diesen Einsatz auch ein¬ 
bringt. Deswegen wollen wir Verbesserungen im Bereich 
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(A) der sozialen Absicherung, der Bezahlung und auch der 
Flexibilisierung der Dienstgestaltung. 

Insgesamt sind es über 30 Gesetze und Verordnungen, 
die wir verbessern. Ich nenne hier beispielhaft die Neu¬ 
ordnung des Wehrsoldes für freiwillig Wehrdienstleis¬ 
tende. Ihr Sold wird auf bis zu 80 Prozent der Bezüge 
der Zeit- und Berufssoldaten angehoben. Wir weiten die 
Einsatzversorgung und die Einsatznachsorge im Bereich 
der posttraumatischen Belastungsstörungen aus. Das gilt 
auch - und das ist neu - für die Angehörigen der Solda- 
tinnen und Soldaten; denn es sind oftmals die Partnerin¬ 
nen und Partner und vor allem die Kinder, die unter dem 
Einsatzgeschehen mitleiden. Hier setzen wir einen guten 
Anspruch der Fürsorge um. Deswegen ist das ein gutes 
Gesetz, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir schaffen für Soldaten auf Zeit Veränderungen bei 
der Krankenversicherung für Rentner, und zwar in Bezug 
auf die 9/10-Regelung. Wir schaffen flexible Modelle für 
Wehrdienstleistende und Reservisten. Wir haben in der 
öffentlichen Anhörung, die wir durchgeführt haben - ein 
herzlicher Dank an die Verbände, die dort vorstellig ge¬ 
worden sind -, noch mal sehr deutlich feststellen können, 
dass diese Gesetze notwendig sind, dass sie gut sind und 
dass sie auch den erwünschten Effekt erzielen werden. 
Wir werden einsatzgleiche Verwendungen jetzt so regeln, 
dass Versorgungsansprüche auch in der sogenannten 
AVZ-Stufe 2 gewährleistet sind, dass wir festgelegte Ar¬ 
beitszeiten kompensieren können und dass Reservisten 
besser besoldet werden. 

(B) 

Die AfD - das muss ich ansprechen - hatte darauf ge¬ 
drungen, § 30c Soldatengesetz gar nicht erst zur Geltung 
kommen zu lassen. Das wäre aus unserer Sicht fatal ge¬ 
wesen; 

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Das ist schade!) 

denn es hätte die Fürsorge nicht zum Ausdruck bringen 
können. 

Deswegen sagen wir sehr deutlich: Den Erfordernis¬ 
sen aus § 30c kommen wir mit einem Zeitausgleich nach. 
Das ist auch ein Stück Anerkennung. Deswegen ist es 
auch wichtig, dass wir dieses Gesetz verabschieden. 

Die Fraktion Die Linke ist ja ohnehin nicht bereit, 
irgendeinen Schritt zur Verbesserung der Situation der 
Soldatinnen und Soldaten zu gehen, weil Sie gegen die 
Bundeswehr sind. 

380 Millionen Euro in vier Jahren, das ist gut inves¬ 
tiertes Geld. Ich danke unserem Koalitionspartner, der 
SPD, dass wir jetzt zusammen dieses Gesetz verab¬ 
schieden. Wir sind als Union der Auffassung, dass wir 
mehr in die Sicherheit unseres Landes investieren müs¬ 
sen. Deswegen halten wir an unseren Zielen fest. Neben 
dem Bundeswehr-Attraktivitätssteigerungsgesetz ist das 
Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz eine 
weitere wichtige Säule. Die dritte Säule, die noch kom¬ 
men muss, um Personalgewinnung und Personalbindung 
zu gewährleisten, ist das Besoldungsstrukturmodernisie¬ 
rungsgesetz. Am Ende geht es darum, dass wir sehr deut¬ 
lich machen: Unsere Soldatinnen und Soldaten und auch 


die zivilen Angehörigen stehen ein für die Sicherheit un¬ 
seres Landes. Sie haben politische Rückendeckung ver¬ 
dient. Sie haben Anerkennung verdient. Sie haben aber 
auch verdient, dass sie eine ordentliche Ausrüstung be¬ 
kommen und auch finanzielle Anreize für den schweren 
Dienst, den sie tun. Der Beruf des Soldaten ist kein Beruf 
wie jeder andere, und dies muss sich gerade hier zeigen. 
Dazu dient das Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstär¬ 
kungsgesetz. Ich bitte um Zustimmung zu diesem zen¬ 
tralen Vorhaben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die AfD-Fraktion hat das Wort der Kollege 
Rüdiger Lucassen. 

(Beifall bei der AfD) 

Rüdiger Lucassen (AfD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Regie¬ 
rung ist der Meinung, dass die Bundeswehr ein Einsatz¬ 
bereitschaftsstärkungsgesetz braucht. Warum eigentlich? 
Die CDU stellt seit 14 Jahren den Verteidigungsminister. 

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Die CSU 
war auch mal dabei!) 

Das Ergebnis ist eine nicht einsatzbereite Bundeswehr. 
(Beifall bei der AfD) 

Jetzt glaubt die Regierung, dass ein Gesetz mit sperrigem 
Namen diesen Schaden beheben kann. Nein, so nicht. 

Ich unterstelle niemandem in den Regierungsparteien, 
die Bundeswehl' absichtlich zu demontieren. Sie können 
es einfach nicht. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Und Sie kön¬ 
nen die Sache nur schlechtreden! Sie können 
die Bundeswehl' nur schlechtreden!) 

CDU und SPD haben die Bundeswehr verfallen lassen. 
Und jetzt sollen die gleichen Leute die Karre aus dem 
Dreck ziehen? 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Jaja!) 

Sie verstehen die Seele von Streitkräften nicht. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Ach! Aber 
Sie!) 

Sie fürchten sich vor dem Kernauftrag von Streitkräften, 
dem Kampf, so sehr, dass Sie ihn verleugnen. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie haben Angst vor den kreischenden Pazifisten in den 
eigenen Reihen. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und vor den Grünen! Das haben 
Sie vergessen!) 
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(A) Stattdessen wollen Sie einem gefühlten Mainstream ge¬ 
fallen und biedern sich mit immer neuen Lächerlichkei¬ 
ten an. 

(Kerstin Vieregge [CDU/CSU]: Die da wä¬ 
ren?) 

Die Einsatzbereitschaft des Großgerätes ist in Kembe- 
reichen auf 40 Prozent gesunken. 

(Kerstin Vieregge [CDU/CSU]: Hat jetzt 
nichts mit dem Gesetz zu tun!) 

Dafür gibt es im BMVg jetzt das Stabselement „Chan¬ 
cengerechtigkeit, Vielfalt und Inklusion“ mit 16 hochdo¬ 
tierten Dienstposten. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut! - Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das wäre 
auch mal was für die AfD! - Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Wollen Sie da einen von haben?) 

Die organisieren dort Workshops mit Titeln wie „Diver- 
sity - Vielfalt gestalten“ 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bravo!) 

und „Sexuelle Orientierung und Identität in der Bundes¬ 
wehr“. 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Genau! Das wollen wir! So ist es! - 
Henning Otte [CDU/CSU]: Richtig so!) 

(ß) Warum, zum Teufel, mischen Sie sich eigentlich in die 
intimsten Privatangelegenheiten von Soldaten ein? 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Das sagt der Richtige!) 

Das geht Sie überhaupt nichts an. 

(Beifall bei der AfD - Henning Otte [CDU/ 
CSU]: Warum sprechen Sie denn nicht zum 
Gesetz?) 

Die Verteidigungspolitiker der CDU nennen das dann 
eine bunte Trappe. Für Sie ist fundiertes Wissen über se¬ 
xuelle Launen der Natur wichtiger als fundierte Kennt¬ 
nisse über die Kriegsführung. 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Sie waren auch eine Laune der Natur, 
Kollege!) 

Ich nenne das „nicht einsatzbereit“. 

(Beifall bei der AfD - Ingo Gädechens [CDU/ 
CSU]: Das ist so unter Ihrem Niveau! Dass 
Sie sich für so was hergeben! - Dr. Reinhard 
Brandl [CDU/CSU]: Was hat denn Ihre Rede 
mit dem Gesetz zu tun?) 

Am Montag fand eine öffentliche Anhörung zu dem 
Gesetzentwurf der Regierung statt. Über zwei Stunden 
lang ging es nur um Attraktivität, flexible Arbeitszeitmo¬ 
delle, Vereinbarkeit von Beruf und Freizeit usw. usw. 

(Kerstin Vieregge [CDU/CSU]: Ja! Weil 
das der Inhalt des Gesetzes ist! - Thomas 


Hitschier [SPD]: Das ist alles, was relevant (C) 

ist für die Soldatinnen und Soldaten in diesem 
Land! Schlimm, dass Sie das nicht erkennen!) 

ln der gesamten Anhörung fielen nicht einmal relevante 
Worte wie Einsatzbereitschaft oder Pflicht oder Kampf. 

Sie sprechen über die Bundeswehr wie über eine x-belie¬ 
bige Bundesbehörde. 

(Beifall bei der AfD) 

Was Sie nicht begreifen, ist: Sie haben mit dieser Zivi- 
lisierung, teilweise Feminisierung 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 

[FDP]: Na! Na! Na! Jetzt ist aber Schluss! - 
Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Sie haben ein Frauenproblem!) 

der Bundeswehr nicht nur die Einsatzbereitschaft der 
Streitkräfte vernichtet, 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 

[FDP]: Jetzt aber! Ab morgen tragen Sie einen 
Rock!) 

sondern Sie machen die Bundeswehr dadurch seit Jahren 
auch unattraktiver. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Tobias Lindner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Soldatin¬ 

nen, hört gut her! - Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Weil die mehr Haare auf 
dem Kopf haben!) 

Junge Leute, die Soldat werden wollen, erwarten eine 
Welt, in der Begriffe wie Pflicht, Treue und Kamerad- (P) 
Schaft noch Bedeutung haben. 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 

[FDP]: Jaja! Genau! Frauen können keine Ka¬ 
meradschaft!) 

Sie wollen Teil von etwas Besonderem sein. Sie wollen 
geben, leisten und sich beweisen. 

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Aber Sie kom¬ 
men schon aus diesem Jahrhundert?) 

Sie wollen auch, dass die Panzer und Schiffe funktionie¬ 
ren, auf denen sie eingesetzt sind. Homeoffice, Gleitzeit 
und Diversity Management sind kein akzeptabler Ersatz. 
Deswegen kriegen Sie die Leute auch nicht. 

(Beifall bei der AfD - Tobias Pflüger [DIE 
LINKE]: 19. Jahrhundert!) 

Die Bundesregierung befindet sich auf der falschen Rou¬ 
te und fährt in die falsche Richtung, und da sie beides 
nicht ändern will, wird sie das Ziel „einsatzbereite Streit¬ 
kräfte“ nicht erreichen. 

Meine Damen und Herren, wer den Zustand dieser 
Regierung sieht, weiß, dass sich an dieser falschen Po¬ 
litik nichts ändern wird. Das ist die Tragik. Die falschen 
Leute an den Hebeln der Macht erkennen nie, dass sie 
selbst das Problem sind. Deswegen ist die AfD gegründet 
worden 

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD, der 
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) und hat in der deutschen Geschichte einen einmaligen 
Aufstieg in alle deutschen Parlamente hingelegt. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Tobias Lindner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau!) 

Und deswegen wird die AfD den Kampf um Deutschland 
weiterführen und gewinnen. 

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann 
[FDP]: Aber nur mit deutschen Schäferhun¬ 
den! - Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Zurück 
in die Vergangenheit!) 

Wir wollen nicht, dass Sie unser Land und seine Institu¬ 
tionen ruinieren. Wir wollen das Richtige wieder selbst¬ 
verständlich machen. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ohne Frauen, die kämpfen! - 
Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ohne Frauen!) 

Und dazu gehört auch eine einsatzbereite und stolze Bun¬ 
deswehr. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Tobias Lindner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Helau! - 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Geschafft!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die SPD-Fraktion ist der nächste Redner der Kol¬ 
lege Thomas Hitschier. 

(B) (Beifall bei der SPD) 

Thomas Hitschier (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mark Twain hat lange deutsche Worte mit Ge¬ 
birgsketten verglichen, die sich über gedruckte Seiten 
erstrecken. Sie werten die literarische Landschaft auf, 
können dem unerfahrenen Leser aber auch im Weg ste¬ 
hen. Ich lehne mich mal aus dem Fenster und behaupte, 
dass Mark Twain am Bundeswehr-Einsatzbereitschafts¬ 
stärkungsgesetz seine Freude gehabt hätte. 

Kolleginnen und Kollegen, heute geht es mal nicht 
um Gewehre, nicht um Flugzeuge und auch nicht um 
Flugzeugträger. Es geht heute um etwas viel Wichtige¬ 
res, nämlich um das Herzstück der Bundeswehr. Und 
das bestellen wir nicht bei der Industrie. Das Herz der 
Bundeswehr sind die Männer und Frauen, die dort ihren 
Dienst tun. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Ihnen gelten unsere Anerkennung, unser Respekt und 
auch unser Dank. Es ist nämlich nicht selbstverständ¬ 
lich, sich dafür zu entscheiden, im Ernstfall Leben und 
Gesundheit für andere zu riskieren. Es ist nicht selbst¬ 
verständlich, diese Bereitschaft ein ganzes Leben lang 
aufrechtzuerhalten. 

Mit dem Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz wollen 
wir unserer Anerkennung konkreten Ausdruck verleihen. 
Unsere Bundeswehr basiert auf der Idee des Staatsbür¬ 


gers in Uniform. Wir wollen bewusst keine Rambos, (C) 
keine Kampfmaschinen, keine einsamen Wölfe in der 
Truppe. Auch deswegen ist dieses Gesetz wichtig, Kol¬ 
leginnen und Kollegen; denn wir zeigen damit, dass wir 
uns nicht nur um Material, sondern auch um Menschen 
kümmern und dass wir den Menschen in Uniform eben 
auch als Menschen wahrnehmen, als jemanden, der eine 
Familie hat und ein Leben neben der Bundeswehr, das 
durch jede Entscheidung, die wir hier treffen, beeinflusst 
wird. Gerade deswegen war die Einbeziehung von An¬ 
gehörigen bei Therapiemaßnahmen von Einsatzgeschä¬ 
digten besonders wichtig. Es ist notwendig, dass wir hier 
unserer Fürsorgepflicht nachkommen und Soldaten zu¬ 
sammen mit ihrem familiären Umfeld verstehen und das 
auch so vertreten, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das ist genauso wichtig wie die Verbesserung der so¬ 
zialen Absicherung der länger dienenden Zeitsoldatinnen 
und Zeitsoldaten oder wie die erreichte Verbesserung der 
Berufs Förderung zur Eingliederung in das zivile Erwerbs¬ 
leben. Denn Zeitsoldaten, die sich als junge Erwachsene 
für zwölf Jahre verpflichten, dürfen sich nicht mit 30 al¬ 
leingelassen auf dem zivilen Arbeitsmarkt wiederfinden, 
und sie sollen sich im Alter auch nicht in Armut wieder- 
finden. Deswegen haben wir Verbesserungen bei der Al¬ 
terssicherung durchgesetzt, Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD - Ulli Nissen [SPD]: 

Sehr gut!) 

Für uns muss klar sein, dass Soldatinnen und Soldaten ^ 
vor, während und nach der Dienstzeit in die Mitte unserer 
Gesellschaft gehören, dass sie und ihre Fähigkeiten will¬ 
kommen sind und wir für sie und ihre Familien sorgen. 

Alles andere würde nicht nur unserem Bild vom Men¬ 
schen in Uniform widersprechen, sondern auch dem Bild 
vom Staatsbürger in Uniform. Wenn wir unsere Soldaten 
und Soldatinnen als Menschen und nicht als Kampfma¬ 
schinen verstehen, gehört auch dazu, die Grenzen ihrer 
körperlichen Leistungsfähigkeit zu akzeptieren. Es ist 
nämlich kein Zeichen der Schwäche, nicht 24 Stunden 
am Tag, sieben Tage die Woche, 52 Wochen pro Jahr pau¬ 
senlos im Einsatz sein zu können. Deshalb ist es richtig 
und wichtig, dass wir die regelmäßige Wochenarbeitszeit 
nicht über 41 Stunden steigen lassen. Die ursprünglich 
geplante Erhöhung auf 44 Stunden haben wir gemeinsam 
im parlamentarischen Prozess gekippt, und das ist gut so, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Personalmangel lässt sich nicht dauerhaft durch Mehr¬ 
arbeit ausgleichen. Deshalb muss mehr Personal für die 
Bundeswehr rekrutiert werden. Es bleiben also noch 
Hausaufgaben, sehr geehrte Frau Ministerin. 

Meine Damen und Herren, die Maßnahmen, die in die¬ 
sem Gesetz beschlossen werden, sind vielleicht für Au¬ 
ßenstehende nicht leicht zu verstehen. Ich will auch nicht 
auf jede Einzelmaßnahme im Detail eingehen. Lassen 
Sie es mich einfach so zusammenfassen: Mit dem Gesetz 
erfinden wir das Rad nicht neu. Wir drehen vielmehr an 
wichtigen Stellschrauben. Wir haben mit den Vertretun- 
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(A) gen der Angehörigen der Bundeswehr gesprochen. Wir 
haben gemeinsam Probleme identifiziert, und wir haben 
gemeinsam Lösungen gefunden. Solche Verbesserungen 
sind nicht glamourös, ihre Wirkung ist es schon. 

Wir verbessern durch dieses Gesetz das Leben unserer 
Soldatinnen und Soldaten. Wir erleichtern ihren Dienst 
und kommen unserer Fürsorgepflicht nach. Und wir zei¬ 
gen, dass uns unsere Soldatinnen und Soldaten wichtig 
sind. Lassen Sie also die Mark Twains dieser Welt ruhig 
über lange deutsche Worte spotten. Schlussendlich zeich¬ 
net sich die deutsche Sprache nämlich dadurch aus, dass 
sie präzise das ausdrückt, worum es geht. Es geht dämm, 
die Einsatzbereitschaft der Truppe zu stärken, indem wir 
den Menschen in der Truppe den Rücken stärken, indem 
wir Fürsorge walten lassen. Deshalb, Kolleginnen und 
Kollegen, bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Ge¬ 
setz. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die FDP-Fraktion hat das Wort die Kollegin 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir verabschieden heute in der Tat ein Gesetz, 

(B) in dem es um Verbesserungen für die Soldatinnen und 
Soldaten geht; denn es geht dabei immer auch um Für¬ 
sorge für unsere Trappe. Ich muss sagen: Das ist gelun¬ 
gen. Es war auch richtig, dass wir auf eine öffentliche 
Anhörung gedrängt haben. Ich wünschte mir, dass man 
darauf nicht drängen muss, sondern dass es schlichtweg 
eine Selbstverständlichkeit ist. 

(Henning Otte [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

Der Verbesserungsbedarf, den wir eingefordert haben, 
wurde dort noch einmal dezidiert aufgeführt. Ich muss an 
dieser Stelle sagen - das sage ich positiv -: Ich bin froh, 
dass die Koalition das eingebaut hat; denn unter diesen 
Gesichtspunkten werden auch wir diesem Gesetz heute 
zustimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Es muss begrenzte Möglichkeiten für Ausnahmen bei 
der Arbeitszeit geben. Aber, meine Damen und Herren, 
lassen Sie mich an dieser Stelle sagen: Das Behörden¬ 
feeling „Freitag ab eins macht jeder seins“ ist eher die 
Abteilung Satire und gehört bei der Landesverteidigung 
wirklich nicht in eine Kaserne. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber wir brauchen eine bessere Einsatzversorgung, 
dass das gelingt. Wir brauchen mehr Möglichkeiten für 
Zeitsoldaten, Berufssoldaten zu werden. Es war auch 
wichtig, den Punkt zu streichen, dass in der Kaserne so¬ 


zusagen die Weltanschauung geprüft wird. Meine Damen (C) 
und Herren, das gehört definitiv nicht dorthin. 

Dem Ansprach, die personelle Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr nachhaltig zu stärken, so heißt es im Titel, 
wird das Gesetz allein nicht gerecht, so nach dem Motto: 
das Gute-Bundeswehr-Gesetz. Es braucht da natürlich 
noch mehr. Wir sprechen immerhin von 13 000 zusätz¬ 
lichen Berufs- und Zeitsoldaten in den nächsten sechs 
Jahren. Das ist wirklich eine Herausforderung angesichts 
der demografischen Situation. Wir haben jetzt schon sehr 
viele unbesetzte Dienstposten, die von den aktiven Sol¬ 
datinnen und Soldaten bereits kompensiert werden müs¬ 
sen. Um die Personalziele zu erreichen, meine Damen 
und Herren, muss die Bundeswehr auf der einen Seite 
viele junge Menschen ansprechen, auf der anderen Seite 
die gut ausgebildeten Soldatinnen und Soldaten behalten. 

Natürlich ist das Geld das eine - da soll, Frau Ministe¬ 
rin, demnächst noch einmal nachgesteuert werden -, aber 
mindestens so wichtig ist die Sinnstiftung, ist bei dem, 
was man tut, die Wertschätzung. Als Soldat, als Soldatin 
muss man bereit sein - ich betone das immer wieder: das 
ist kein normaler Beruf-, größte körperliche und psychi¬ 
sche Belastungen auf sich zu nehmen und gegebenenfalls 
auch sein Leben zu riskieren. Wenn man das Gefühl hat, 
dafür nicht wertgeschätzt zu werden, dann leidet auch die 
Motivation darunter. Meine Damen und Herren, das be¬ 
deutet auch, dass das Ministerium den Soldaten wieder 
mehr Zutrauen muss und mehr vertrauen muss, damit sie 
auch Verantwortung übernehmen. 

Dazu gehört auch diese gruselige Bürokratie - man 
glaubt es ja nicht -, die am Ende dazu führt, dass alles (D) 
unvorstellbar lange dauert. Wir reden hier ja nicht von 
Jahren, sondern von Dekaden. Man glaubt es ja nicht. Im 
Endeffekt sind immer weniger bereit, Verantwortung zu 
übernehmen. Wir sitzen gerade im Untersuchungsaus¬ 
schuss. Da wird uns klar, wie immer weggeduckt wird 
und gesagt wird: Nein, es war die Abteilung sowieso, 
die da Schuld hat. Die Vorlage habe ich direkt weiterge¬ 
reicht. - Wenn ich nicht schon graue Haare hätte, spätes¬ 
tens jetzt hätte ich sie. 

Meine Damen und Herren, es ist auch ein Zeichen 
von Wertschätzung, wenn Soldatinnen und Soldaten - 
auch das sage ich jedes Mal, wenn ich hier stehe - bes¬ 
ser ausgestattet sind. Einsatzbereitschaft ist Attraktivität. 

Es wäre ein Zeichen von Wertschätzung, wenn man im 
Ministerium der Trappe auch einmal zuhört, bevor man 
entscheidet. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist alles nichts, was man in Gesetzen regelt, sondern 
das ist eine Frage der Führung. 

Meine Damen und Herren, abschließend: Es steht das 
Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz an - Gott 
sei Dank habe ich es gut aussprechen können. 

(Dr. Tobias Lindner [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Bravo!) 

Dann werden wir nämlich sehen, wie viel dem Ministe¬ 
rium die Spezialisten in der Truppe wert sind. Dann wer¬ 
den wir schwarz auf weiß sehen, ob wir die Menschen 
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(A) auch finanziell bei uns halten können und die Leute be¬ 
halten, die Know-how haben, und sie nicht an die freie 
Wirtschaft verlieren. Das sei gesagt: Wenn uns das nicht 
gelingt, dann ist im wahrsten Sinne des Wortes Ende im 
Gelände. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die Linke hat das Wort der Kollege Matthias Höhn. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Matthias Höhn (DIE LINKE): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr ver¬ 
ehrten Damen und Herren! Der Verteidigungsausschuss 
hatte am Montag - das ist schon erwähnt worden - zu 
diesem Gesetzentwurf die Vertreterinnen und Vertreter 
der Verbände eingeladen. Alle, vom Bundeswehrverband 
über Verdi bis hin zum Verband der Beamten der Bun¬ 
deswehr, haben dort deutlich gemacht, dass sie den neuen 
§ 30d des Soldatengesetzes einhellig ablehnen; denn mit 
ihm versuchen die Koalition und die Bundesregierung, 
die Arbeitszeitbeschränkung für einzelne Bereiche für 
mehrere Jahre komplett auszuhebeln. Eine solche arbeit¬ 
nehmerfeindliche Politik wird keinesfalls die Zustim¬ 
mung der Linken finden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Kollege Otte, so viel zu der Frage, wer sich hier um 

(B) die Belange der Soldatinnen und Soldaten kümmert, wir 
oder Sie. 

(Beifall bei der LINKEN - Henning Otte 
[CDU/CSU]: Wer hat es gemacht? - Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]: Auf Ihre Zustim¬ 
mung können die Soldaten verzichten!) 

Daneben haben uns die Verbände etwas bestätigt, mei¬ 
ne Damen und Herren. Die Aufträge, die Frau von der 
Leyen und die Koalition dem Militär auf dem Papier er¬ 
teilen, kann die Bundeswehr mit ihrem jetzigen Personal 
schlicht und einfach nicht erfüllen. Die Bundesregierung 
pumpt immer mehr Geld in die Bundeswehr - Sie kennen 
unsere Kritik daran aber sie schafft es auch nicht. Tau¬ 
sende von leerstehenden Dienstposten zu besetzen. Und 
dann wollen Sie noch zusätzliche Dienstposten schaffen. 
Bis 2025 soll die Bundeswehr 203 000 Dienstposten ha¬ 
ben. Noch mehr Posten werden unbesetzt bleiben. Frau 
von der Leyen, sehen Sie nicht, dass diese Papierträume 
schlicht an der Faktenlage vorbeisegeln? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, weil die 
Wirtschaft so gut ist!) 

Sie wollen immer mehr Aufträge trotz Personalmangels. 
Wer muss für diese verfehlte Politik der Regierung her¬ 
halten? Die Soldatinnen und Soldaten, die schon jetzt oft 
überbelastet werden. Sie sind es, die schon jetzt für die 
Pläne der Bundesregierung immer mehr Überstunden 
leisten müssen. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Dann könnt 
ihr ja mal eine Werbekampagne starten!) 


Es geht natürlich auch um mehr, auch in diesem Ge- (C) 
setz. Die Fälle von traumatischen Belastungsstörungen 
steigen. Die Bundesregierung schickt die Soldatinnen 
und Soldaten in immer mehr Einsätze mit und ohne Man¬ 
dat. Nicht selten kehren diese Männer und Frauen nach 
Deutschland zurück und bringen furchtbare und trauma¬ 
tische Erfahrungen mit. Als wäre das nicht genug der Mi¬ 
sere, fordert die AfD auch noch, dass man den Schutz der 
geregelten Arbeitszeiten für die Angehörigen der Bun¬ 
deswehr komplett aus dem Soldatengesetz streicht. 

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Pfui!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren der AfD, Sie 
tun gerne so, als seien Sie die Anwälte der Soldatinnen 
und Soldaten. Mit Ihrem Antrag heute beweisen Sie das 
komplette Gegenteil. 

(Beifall bei der LINKEN - Rüdiger Lucassen 
[AfD]: Waren Sie schon einmal in einer Ka¬ 
serne?) 

- Herr Lucassen, ich war schon in einer Kaserne. Den 
Hinweis brauche ich nicht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende Ge¬ 
setzentwurf - auch das gehört zur Wahrheit dazu - in¬ 
strumentalisiert teilweise Verbesserungen in der sozialen 
Absicherung der Bundeswehrangehörigen, um mehr 
Bewerber in die Bundeswehr zu bekommen. Sie wollen 
eine noch deutlich größere Bundeswehr. Sie wissen das - 
das sage ich heute noch einmal -: Die Linke lehnt diese 
Strategie der Bundesregierung für die Bundeswehr und 
dämm auch diesen Gesetzentwurf ab. (D) 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir reden heute nicht nur über Sozialpolitik, sondern 
wir reden darüber, die Bundeswehr zu vergrößern. Des¬ 
wegen muss auch gesagt werden, dass deutsche Außen¬ 
politik sich immer weiter entfernt - leider - von einer 
Orientierung auf Abrüstung und Entspannung. Deswe¬ 
gen fordern wir eine Konzeption für die Bundeswehr, die 
sich einordnet in einen solchen Maßstab, in Abrüstung 
und Entspannung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das heißt eben weniger Militär und nicht mehr Militär, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Henning Otte [CDU/CSU]: Und wenn je¬ 
mand die Krim besetzt?) 

Das heißt eben auch, dass wir eine nachhaltige Personal¬ 
politik fordern, die die Beschäftigten der Bundeswehr 
vor Überforderung schützt und die Fürsorge für Solda¬ 
tinnen und Soldaten in den Mittelpunkt stellt. 

Herzlichen Dank, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Der Kollege Dr. Tobias Lindner hat das Wort für 
Bündnis 90/Die Grünen. 
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(A) Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Beginnen wir doch mal, in dieser Debatte da¬ 
rüber zu sprechen, was zumindest die meisten Fraktionen 
hier in diesem Hause - beileibe nicht alle von uns - eint. 

Erstens: der Dienst in der Bundeswehr. Die Bundes¬ 
wehr ist kein Arbeitgeber wie jeder andere. In unseren 
Streitkräften zu dienen, ist etwas Besonderes, manch¬ 
mal Gefährliches und in vielen Fällen oft Mühsames. 
Die Bundeswehr ist kein normaler Arbeitgeber; aber sie 
steht nun mal in Konkurrenz mit normalen Arbeitgebern. 
Deswegen gilt es in diesen Tagen, nicht nur irgendwie 
durch provokative Werbung aufzufallen und dadurch Re¬ 
krutierung zu betreiben, sondern es muss darum gehen, 
in Konkurrenz mit zivilen Arbeitgebern auch auf gewis¬ 
se Faktoren - manche sagen: weiche Faktoren; ich sage: 
elementare Faktoren - wie Vereinbarkeit von Familie 
und Dienst, Fürsorge und andere Dinge zu achten. Dieses 
Gesetz setzt da an vielen Stellen durchaus die richtigen 
Akzente, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie derAbg. Kerstin Vieregge [CDU/CSU]) 

Zweitens. Soldatinnen und Soldaten, das sind Men¬ 
schen wie wir. Soldatinnen und Soldaten, ja, die sollen, 
die müssen kämpfen können. Aber die Soldatinnen und 
Soldaten sind auch Frauen und Männer, das sind Fami¬ 
lienväter, das sind Mütter, das sind auch Schwule und 
Lesben, das sind Menschen, die hier geboren sind, und 
das sind Menschen, die zu uns gekommen sind. Die Bun- 

(B) deswehr ist ein Abbild unserer Gesellschaft. 

Herr Lucassen, bei allem Respekt: Wenn man Ihre 
Rede hier gehört hat und zum Teil auch Ihren - so habe 
ich es empfunden - Chauvinismus gegenüber Soldatin¬ 
nen, 

(Stephan Brandner [AfDj: Die Rede war spit¬ 
ze! Da können Sie sich eine Scheibe von ab¬ 
schneiden!) 

die Sie jetzt auch noch spitze finden, kann man allen 
weiblichen Angehörigen der Bundeswehr nur laut sagen: 
Wenn Sie irgendeinen Fürsprecher in diesem Haus su¬ 
chen, die AfD ist es mit Sicherheit nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der LINKEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP - Dr. Marie- 
Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: Da stehen 
Frauen drüber! Das brauchen die nicht!) 

Man hat das Gefühl, die AfD will die Angehörigen der 
Bundeswehr nur auf die Rolle als Kämpfer reduzieren. 
Anders kann man sich Ihren Antrag, die Arbeitszeitrege¬ 
lung für Soldatinnen und Soldaten im Friedensgrundbe¬ 
trieb vollständig abschaffen zu wollen, aus meiner Sicht 
auch gar nicht erklären, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN und bei der SPD sowie der Abg. Ingo 
Gädechens [CDU/CSU] und Matthias Höhn 
[DIE LINKE]) 


Dieses Gesetz leistet an einigen Stellen wichtige und 
notwendige Verbesserungen. Das Thema Therapiemaß¬ 
nahmen ist angesprochen worden. Es ist gut, dass die 
Angehörigen von an der Seele erkrankten Angehörigen 
der Bundeswehr in die Therapiemaßnahmen einbezogen 
werden. Wir hätten uns gewünscht, dass es an dieser Stel¬ 
le keine Deckelung braucht; aber wir erkennen an, dass 
es ein Fortschritt ist und dass auch der Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen dies verbessert. 

Wir erkennen auch an, dass jetzt einsatzgleiche Ver¬ 
pflichtungen Einsätzen bei der Fürsorge gleichgestellt 
werden. Wir finden es wichtig, dass Soldatinnen und 
Soldaten, wenn sie von uns in einen Einsatz oder in eine 
einsatzgleiche Verpflichtung geschickt werden, im Vor¬ 
hinein wissen: Was erwartet mich, und welche Art von 
Fürsorge habe ich durch meinen Dienstherrn? - Das sind 
gute Verbesserungen in diesem Gesetz. 

Ich will aber zum Abschluss auch sagen: Den neuen 
§ 30d des Soldatengesetzes, in dem Ausnahmen von der 
Wochenarbeitszeit in einer aus unserer Sicht überborden¬ 
den Art und Weise bis zu 54 Wochenstunden hin - ich 
weiß, zeitlich begrenzt - geschaffen werden und bei dem 
man auch erst noch schauen muss, wie man es EU-Recht¬ 
konform hinbekommt, hätten wir nicht gebraucht; das 
sehen wir genauso wie die Fraktion Die Linke. Wir glau¬ 
ben, dass, wenn man die Bundeswehr attraktiver machen 
will, man nicht diesen Schritt gehen darf, bei dem man 
Ausnahmen von der Arbeitszeit in einer überbordenden 
Art und Weise macht, sondern man muss dafür sorgen, 
dass man flexible Lösungen findet. Herr Kollege Veith, 
Sie waren am Montag ja auch in der Anhörung und haben 
sich die Ausführungen des Bundeswehrverbandes ange¬ 
hört, die einige wichtige Hinweise gegeben haben. Ich 
glaube nämlich, mit der notwendigen Flexibilität bekäme 
man das auch bei der bisherigen Gesetzeslage hin. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein letzter Satz, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wir 
sollten auch immer die Belastungen der Soldatinnen und 
Soldaten im Blick haben, wenn wir hier an diesem Pult 
über den Auftrag der Bundeswehr, sprich: auch über 
Auslandsmandate, bestimmen. Wir müssen nicht nur dis¬ 
kutieren, ob es sinnvoll ist, notwendig ist oder hilft; wir 
müssen immer auch diskutieren: Was macht das mit dem 
Alltag derjenigen, die wir in diese Einsätze schicken, und 
welche Belastung ist das? - Das sollte vielleicht in Zu¬ 
kunft an der einen oder anderen Stelle auch für uns ein 
größerer Maßstab sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort die Kollegin 
Kerstin Vieregge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kerstin Vieregge (CDU/CSU): 

Herr Bundestagspräsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Einsätze und 


(C) 
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Kerstin Vieregge 

(A) einsatzgleiche Verpflichtungen der Bundeswehr set¬ 
zen Bereitschaft voraus: Bereitschaft der Truppe zur 
Erfüllung ihres Auftrages, materielle Bereitschaft und 
auch personelle Bereitschaft. Die Bereitschaft wiede¬ 
rum erreicht man, indem man sie stärkt, und das tun wir 
heute mit der Verabschiedung des vorliegenden Gesetz¬ 
entwurfs, ergänzt durch einen Änderungsantrag der Ko¬ 
alitionsfraktionen. Wir stärken die personelle Einsatzbe¬ 
reitschaft der Bundeswehr. 

Wie bereits auf mannigfaltige Weise beschrieben, ist 
das Gesetz zur Stärkung der personellen Einsatzbereit¬ 
schaft der Bundeswehr ein gutes Gesetz. Es trägt ohne 
Zweifel dazu bei, den Dienst bei der Bundeswehr at¬ 
traktiver zu machen und die Berufszufriedenheit in der 
Trappe zu steigern. Es wird die Wahrnehmung der vielen 
positiven Veränderungen in der Bundeswehr unmittelbar 
beim Soldaten verstärken. 

Mit dem nun vorliegenden Änderungsantrag sorgen 
wir für eine größere Ausweitung der Einsatzversorgung 
bei einsatzgleichen Verpflichtungen. Damit werden zum 
Beispiel unsere Soldatinnen und Soldaten, die ihren 
Dienst in Litauen absolvieren, in gleichem Maße abge¬ 
sichert wie die in Afghanistan stationierten. Das ist ein 
großer Fortschlitt, der weit über den ursprünglichen Ge¬ 
setzentwurf hinausgeht. 

Ein ebensolcher Fortschritt ist die flexiblere Hand¬ 
habung bei der Einbeziehung Angehöriger in die The¬ 
rapiemaßnahmen für Einsatzgeschädigte. Anders als 
ursprünglich vorgesehen, wird es hierbei keine Ein¬ 
schränkung hinsichtlich des Kalenderjahres geben. Auch 

(B) dies ist mehr, als es der Gesetzentwurf einst vorsah. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Gabi Weber [SPD]) 

Gefördert wird außerdem das wert- und verdienstvol¬ 
le Engagement der Reserve. Wir sorgen für eine bessere 
Vergütung des Reservedienstes und unterstützen damit 
die Bereitschaft zum aktiven Dienst in der Reserve. Da¬ 
rüber hinaus sorgen wir für Klarheit hinsichtlich der Ar¬ 
beitszeit unserer Soldatinnen und Soldaten. 

CDU und CSU bekennen sich zur Soldatenarbeitszeit¬ 
verordnung. Die wöchentliche Arbeitszeit orientiert sich 
weiterhin an 41 Stunden. Wir tragen mit einer neuen Re¬ 
gelung jedoch bei ganz bestimmten Tätigkeiten zur Bei¬ 
behaltung der Einsatzbereitschaft bei. Das gilt für einen 
enggefassten Kreis von Spezialisten, aber eben nur unter 
bestimmten Voraussetzungen und bei einem passenden 
Ausgleich. Ein wesentlicher Fortschritt dabei ist, dass die 
Gutschrift von Mehrarbeit auf ein Langzeitarbeitskonto 
ermöglicht wird. 

ln diesem Zusammenhang möchte ich auf die immer 
wieder geäußerte Kritik an der Soldatenarbeitszeitver¬ 
ordnung eingehen. Ja, die SAZV ist nicht perfekt. Sie 
sorgt an vielen Stellen für Bürokratie und ist oft leider 
erklärungsbedürftig. Aber gerade die am Montag durch¬ 
geführte Anhörung hat bestätigt, welchen Wert die Ar¬ 
beitszeitregeln für die Menschen der Bundeswehr ha¬ 
ben. Daher danke ich ausdrücklich den Verbänden und 
Gewerkschaften für ihr Engagement und ihre Beratung, 
allen voran dem Deutschen BundeswehrVerband. 


Es ist jedenfalls unstrittig, dass die Soldatinnen und (C) 
Soldaten der Bundeswehr Kämpfer sein sollen. Die Bun¬ 
deswehr übt für den Kampf. Unsere Soldaten müssen 
darauf eingestellt sein, im Einsatz, im Spannungs- oder 
Verteidigungsfall für Deutschland Leben zu nehmen und 
Leben zu lassen. Insofern gilt natürlich auch hier der 
Leitsatz „train as you fight“. Dies bedeutet aber nicht, 
dass Soldatinnen und Soldaten im normalen Betrieb ihr 
Privatleben opfern sollen. Wir sprechen von Familienvä¬ 
tern oder -müttern, von Menschen, die sich zum Beispiel 
neben dem Dienst im Sportverein, in der Kommunalpo¬ 
litik oder bei der freiwilligen Feuerwehr engagieren. Wir 
sprechen von Staatsbürgern in Uniform. 

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die heutige Bundeswehr ist in einer anderen perso¬ 
nellen Lage als in Zeiten der Wehrpflichtarmee. Die Sol¬ 
daten von heute brauchen einen planbaren Dienst. Wenn 
sie ihn bei der Bundeswehr nicht finden, werden sie das 
bei einem anderen Arbeitgeber tun, und das ist nicht in 
unserem Interesse. Ich sage daher: Wir Parlamentarier 
haben eine besondere Fürsorgepflicht gegenüber der Par¬ 
lamentsarmee Bundeswehr. Fürsorge sorgt für Motivati¬ 
on; Motivation sorgt für Einsatzbereitschaft. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP - Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Sehr 
gut! Auf den Punkt gebracht!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: ^ 

Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin Gabi 
Weber. 

(Beifall bei der SPD) 

Gabi Weber (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Vor vier Wochen habe ich an dieser Stelle 
gesagt, dass wir als Parlamentarierinnen und Parlamen¬ 
tarier unsere Hausaufgaben zum Einsatzbereitschafts¬ 
stärkungsgesetz - für mich einfacher: Gute-Truppe-Ge- 
setz - machen müssen. 

(Stephan Brandner [AfD]: Wir erinnern uns!) 

Im Entwurf waren an einigen Stellen Nachbesserungen 
nötig, insbesondere in den Bereichen Arbeitszeit, psy¬ 
chologische Eignung und Einsatzversorgung; viele Red¬ 
ner haben darauf im Einzelnen hingewiesen. Ein Blick 
auf den Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen zeigt: 

Wir haben unsere Aufgaben nicht nur irgendwie gemacht, 
sondern in konstruktiver und kollegialer Zusammenar¬ 
beit einen sehr guten und handfesten Antrag ausgearbei¬ 
tet. Damit verbessern wir die Situation von Soldatinnen 
und Soldaten ganz konkret. Wir schaffen Recht, das ganz 
im Sinne der Menschen in der Bundeswehr ist, wie die 
öffentliche Anhörung der Verbände am Montag deutlich 
gezeigt hat. An dieser Stelle bedanke ich mich ganz herz¬ 
lich bei den Verbänden und den Gewerkschaften für ih- 
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Gabi Weber 

ren kritischen Blick und die wertvollen Anregungen, die 
sie uns mitgegeben haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auch das hat die Anhörung zum Missfallen der AfD 
klar herausgestellt: Diejenigen, die am lautesten schreien 
und sich gern als parlamentarische Stimme der Bundes¬ 
wehr präsentieren, sind es in der politischen Praxis nicht. 

(Beifall des Abg. Markus Grübel [CDU/ 
CSU] - Jan Ralf Nolte [AfD]: Stimmt das, 

Frau Weber?) 

Der Antrag der AfD ist - das haben einige Verbände in 
der öffentlichen Anhörung deutlich gesagt - gegen die 
Interessen der Soldatinnen und Soldaten gerichtet und 
deshalb abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - Jan 
Ralf Nolte [AfD]: Da waren Sie jetzt etwas 
kreativ, Frau Weber, was Sie gesagt haben!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, falls Sie es übertrieben 
finden, wie wir auf dem Stichwort „Attraktivität“ beste¬ 
hen: Das ist es keineswegs. - Mit mehr Geschrei machen 
Sie es nicht besser. 

(Thomas Hitschier [SPD], an die AfD ge¬ 
wandt: Hören Sie besser mal zu, das hilft viel¬ 
leicht!) 

Für eine Berufsarmee ohne Wehrpflicht ist Attraktivität 
nach innen wie nach außen das A und O für die personelle 
Einsatzbereitschaft. Nur als moderner und ansprechender 
Arbeitgeber kann die Bundeswehr den heutigen Ansprü¬ 
chen insbesondere an die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf bzw. Dienst gerecht werden. Nur so wird es uns 
langfristig gelingen, Menschen für eine Tätigkeit in der 
Bundeswehr - ob mit oder ohne Uniform - zu begeistern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gilt, die Begeisterung auch während der Tätigkeit 
aufrechtzuerhalten und die Menschen in der Bundeswehr 
durch attraktive Bedingungen zu motivieren. Dazu ge¬ 
hört auch ein guter interner Arbeitsmarkt; hier besteht 
noch Nachholbedarf. Sicherlich ist Soldatin oder Sol¬ 
dat zu sein kein Beruf wie jeder andere. Wer ihn wählt, 
versteht ihn als Berufung und nicht nur als Beruf. Wenn 
aber die Rahmenbedingungen nicht stimmen und ein Job 
bei der Bundeswehr Unsicherheit und große Abstriche 
im persönlichen Bereich bedeutet, zum Beispiel durch 
ständige Umzüge, Beförderungsstau und auch wegen 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung des Materials, dann 
geht uns viel Potenzial verloren, das wir in diesen welt¬ 
politisch bewegten Zeiten mehr denn je brauchen. 

(Stephan Brandner [AfD]: Sie persönlich 
werden die Bundeswehr retten!) 

Mit dem „Gute-Truppe-Gesetz“ zeigen wir, dass wir 
es ernst meinen mit der Attraktivität der Bundeswehr. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Nolte? 


Gabi Weber (SPD): 

Nein, das werde ich nicht. 

(Thomas Hitschier [SPD]: Wir haben genug 
gehört, mehr als genug!) 

Zurücklehnen können wir uns jedoch noch nicht. Der 
Arbeitsmarkt verändert sich rapide, und gerade junge 
Menschen sind nicht mehr bereit, alles ihrem Beruf un¬ 
terzuordnen. Die Stichworte lauten - trotz der Berufung - 
„Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ sowie „regionale 
Verwurzelung“; auch das ist ein wichtiger Punkt für die 
Bundeswehr. Wir brauchen kreative und innovative Lö¬ 
sungen. Nach dem erfolgreichen Gestaltungsprozess des 
als Entwurf vorliegenden Gesetzes bin ich optimistisch, 
dass uns das auch in Zukunft gelingen wird, etwa mit 
dem - jetzt kommt wieder ein Mark-Twain-Wort - „Be¬ 
soldungsstrukturenmodernisierungsgesetz“ im Herbst. 
Aber auch dafür fällt mir sicherlich noch ein besserer 
Name ein. Wir haben uns die Attraktivität zur zentralen 
Aufgabe gemacht. 

Sie sehen: Wir packen das an. Ich bitte um Zustim¬ 
mung zu diesem Gesetzentwurf. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort dem 
Kollegen Jan Nolte von der AfD-Fraktion. 

Jan Ralf Nolte (AfD): 

Frau Kollegin Weber, auch ich habe an der öffentli¬ 
chen Anhörung teilgenommen, von der Sie eben gespro¬ 
chen haben. Sie haben gesagt, dass sich dort mehrere 
Verbände gegen unseren Vorschlag klar geäußert hätten. 
In der Realität ist es aber so gewesen, dass Ihr Kollege 
Herr Felgentreu sogar mehrmals nachgehakt und ver¬ 
sucht hat, aus den Verbänden etwas herauszukitzeln. Er 
hat mehrmals versucht, die Verbände dazu zu bewegen, 
ihm zu sagen, was denn an dem, was die AfD will, nicht 
gut sei. Aber es kam nichts Klares. 

(Siemtje Möller [SPD]: Das stimmt über¬ 
haupt nicht!) 

Wir haben unseren Spaß daran gehabt und haben Ihnen 
gesagt: Da müssen Sie sich die Argumente für Ihre Rede 
dieses Mal selber ausdenken. - Meine Frage lautet nun: 
Welche Verbände, Frau Weber, waren das denn - bei ei¬ 
ner öffentlichen Anhörung ist alles nachprüfbar -, und 
was genau haben diese gesagt bzw. kritisiert? 

Danke. 

(Beifall bei der AfD - Thomas Hitschier 
[SPD]: Es gibt doch ein Protokoll!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Wollen Sie antworten, Frau Weber? - Bitte schön. 
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Gabi Weber (SPD): 

Werter Kollege, es gibt ein Protokoll dieser Anhörung. 
Dort steht genau drin, welche Verbände wie geantwortet 
haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich kann sie Ihnen noch einmal aufzählen. Es waren der 
Bundeswehrverband, die Gewerkschaft Verdi, der Ver¬ 
band der Soldaten der Bundeswehr und der Reservisten¬ 
verband. Sie haben offensichtlich nicht zuhören wollen. 

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Wetterkarten 
gelesen!) 

Ich empfehle Ihnen das Protokoll. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so¬ 
wie des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD]) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist 
der Kollege Dr. Reinhard Brandl, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn Sie alle gleich nach meiner Rede hoffentlich die 
Hand heben, dann haben Sie die seltene Chance, 30 Ge¬ 
setze und Verordnungen auf einmal zu ändern. Ich würde 
Ihnen gerne alle Änderungen im Detail vorstellen, aber 
dann müsste der Präsident etwas großzügiger mit meiner 
Redezeit umgehen. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Das ist unwahrscheinlich. 

(Heiterkeit) 

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 

Damit halte ich mich kurz. - Mit dem Gesetz verbes¬ 
sern wir die Attraktivität der Bundeswehr. Wir machen 
das nicht nur, um neue Soldaten zu gewinnen. Für einen 
jungen Berufseinsteiger, der vor der Entscheidung steht, 
zur Bundeswehr zu gehen, ist die Formulierung des § 63c 
des Soldatenversorgungsgesetzes vermutlich nicht das 
Entscheidende. Aber für den Soldaten, der in Großma¬ 
növern in Litauen oder in Norwegen im Dienst ist, ist 
wichtig, dass er die Sicherheit hat, dass er, wenn ihm 
dort etwas zustößt, die gleiche Versorgung erfährt wie 
der Kamerad in Afghanistan oder Mali. Da gab es bisher 
Unterschiede. Warum? Weil wir solche großen Manöver 
und Einsätze über Jahrzehnte hinweg nicht hatten. Das 
ziehen wir jetzt glatt. Keiner wird zurückgelassen, egal 
wo auf der Welt. 

Das ist aber nicht die einzige Verbesserung, die wir 
vornehmen. Das ist nur ein Beispiel im Bereich der 
Einsatzversorgung. Mit dem Gesetz verbessern wir die 
Möglichkeit, Berufssoldat zu werden. Wir erhöhen den 
Wehrsold für freiwillig Wehrdienstleistende. Wir unter¬ 
stützen Zeitsoldaten besser beim Übergang in das zivile 
Berufsleben. Wir verbessern die rentenrechtliche Ab¬ 
sicherung der Zeitsoldaten. Da ich den Kollegen Veith 


sehe: Wir tun viel für die Reservistinnen und Reservisten (C) 
der Bundeswehr. Da steckt häufig der Teufel im Detail; 
das musste ich lernen. Der ursprüngliche Gesetzentwurf 
hätte dazu geführt, dass ein Reservist in bestimmten 
Konstellationen von Dienstgraden, bei Dienst am Wo¬ 
chenende und bei der Kombination aus Prämie, Dienst¬ 
geld und Unterhaltssicherung schlechter gestellt worden 
wäre als bisher. Das wollen wir natürlich nicht. Deshalb 
ändern wir das mit unserem Änderungsantrag. Aber da¬ 
rauf musste man erst kommen. Ich bedanke mich dafür 
explizit beim Reservistenverband, beim Kollegen Veith 
und bei seinen Fachexperten, die uns genau auf diese 
Punkte hingewiesen haben. Wir brauchen den Input von 
außen, damit wir das Ziel, die Bundeswehr attraktiver zu 
machen, auch tatsächlich erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bedanke mich beim Bundeswehrverband und 
beim Verband der Beamten der Bundeswehr. Mich hat 
auch viel Post aus dem außen- und sicherheitspolitischen 
Arbeitskreis der CSU erreicht. Sie alle haben Vorschlä¬ 
ge gemacht, sich eingebracht und sich die Frage gestellt, 
wie wir den Dienst in der Bundeswehr attraktiver ma¬ 
chen können. Wir ändern viel. Wir ändern eigentlich al¬ 
les, was wir nach unserem Wissen - Stand heute - für 
sinnvoll und möglich halten. Aber wahrscheinlich wird 
es nicht die letzte Änderung und nicht das letzte Attrak¬ 
tivitätsgesetz sein. 

Die Bundeswehr ist eine lebendige Organisation. Sie 
verändert sich dynamisch mit ihrer Auftragslage, und, 
meine Damen und Herren, wir wollen, dass sie sich zum 
Positiven verändert. Dafür sollten Sie jetzt gleich die (D) 
Hand heben. 

In diesem Sinne herzlichen Dank für die Aufmerk¬ 
samkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Vielen Dank, Kollege Dr. Brandl. - Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun¬ 
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur nachhal¬ 
tigen Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr. Der Verteidigungsausschuss empfiehlt un¬ 
ter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf Druck¬ 
sache 19/10682, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 19/9491 in der Ausschussfassung anzu¬ 
nehmen. 

Es gibt dazu einen Änderungsantrag der Fraktion Die 
Linke auf Drucksache 19/10708, über den wir zuerst ab¬ 
stimmen. Wer ist für diesen Änderungsantrag? - Das sind 
die Fraktion Die Linke sowie die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? - Das sind die Koalition sowie die FDP und die 
AfD. - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist damit 
abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei¬ 
chen. - Das sind die Koalition und die FDP. Wer stimmt 
dagegen? - AfD und Linke. Enthaltungen? - Die Grünen. 
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich 

(A) Der Gesetzentwurf ist damit in der zweiten Beratung an¬ 
genommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - Das 
sind wieder CDU/CSU, SPD und FDP. Wer stimmt dage¬ 
gen? - AfD und Linke. Enthaltungen? - Die Grünen. Der 
Gesetzentwurf ist damit angenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Ent¬ 
schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf Drucksa¬ 
che 19/10709. Wer stimmt für diesen Entschließungs¬ 
antrag? - Die Fraktion Die Linke. Gegenprobe! - Alle 
übrigen Fraktionen. Enthaltungen? - Keine. Damit ist der 
Entschließungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 5 b. Abstim¬ 
mung über die Beschlussempfehlung des Verteidigungs¬ 
ausschusses auf Drucksache 19/10682. Der Ausschuss 
empfiehlt unter Buchstabe b der Beschlussempfehlung 
die Ablehnung des Antrags der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 19/9962 mit dem Titel „§ 30c des Solda¬ 
tengesetzes ersatzlos streichen - Wöchentliche Rah¬ 
mendienstzeit in der Bundeswehr flexibilisieren“. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung des Ausschus¬ 
ses? - Das sind die Koalition, die FDP, Grüne und Linke. 
Wer stimmt dagegen? - Die AfD. Enthaltungen? - Keine. 
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses ist angenom- 

(B) men. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b auf: 

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre¬ 
gierung 

Bericht über das deutsche Engagement beim 
Einsatz von Polizistinnen und Polizisten in in¬ 
ternationalen Polizeimissionen 2017 

Drucksache 19/6540 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und Hei¬ 
mat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der Abge¬ 
ordneten Ottmar von Holtz, Dr. Irene Mihalic, 
Dr. Franziska Brantner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ausbau des deutschen Polizeiengagements 
in internationalen Friedensmissionen voran¬ 
bringen 

Drucksachen 19/9273, 19/10678 

Interfraktionell sind 38 Minuten vorgesehen. - Es gibt 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich bitte Sie alle, Platz zu nehmen und aufmerksam 
den Rednern zuzuhören. 

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat der Par¬ 
lamentarische Staatssekretär Professor Dr. Krings für die 
Bundesregierung. 


Dr. Günter Krings, Pari. Staatssekretär beim Bun- (C) 
desminister des Innern, für Bau und Heimat: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Liebe Polizistinnen und Polizisten, die auf der Be¬ 
suchertribüne dieser Debatte beiwohnen und zum großen 
Teil auch selbst aus Auslandseinsätzen kommen! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der AfD, der FDP und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

- Ja genau, da darf man auch mal für die Anwesenden 
klatschen, finde ich. Schön, dass Sie da sind! 

Wir debattieren jetzt, nachdem wir gerade über die 
Bundeswehr debattiert haben, über die Polizei, und zwar 
zu einem Aspekt der Arbeit, der enge Bezüge auch zu 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr aufweist. Heute ist 
der Tag des Peacekeepers. Peacekeeper gehen als polizei¬ 
liche, militärische oder zivile Expertinnen und Experten 
in Krisenregionen. Ziel ist Krisenprävention, Krisenbe¬ 
wältigung und Friedensförderung. Sie nehmen dafür oft 
schwierige Lebensbedingungen in Kauf und riskieren 
sogar ihre persönliche Sicherheit. Dem gebührt meine, 
ja unsere tiefe Anerkennung, und bei einer Festveran¬ 
staltung haben wir heute Mittag stellvertretend für alle 
die im Ausland eingesetzten polizeilichen, militärischen 
und zivilen Experten einige Frauen und Männer für ihr 
Engagement als Peacekeeper geehrt, und das können wir 
auch in dieser Debatte noch einmal tun, meine sehr ver¬ 
ehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD, der AfD, der FDP und des (D) 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Daher ist es sehr passend, dass wir gerade heute auch 
den Bericht über das deutsche Engagement beim Einsatz 
von Polizistinnen und Polizisten in internationalen Poli¬ 
zeimissionen im Jahr 2017 debattieren. Der Bericht der 
Bundesregierung unterrichtet über die einzelnen Frie¬ 
densmissionen der Vereinten Nationen, der Europäischen 
Union, der OSZE, ferner auch über bilaterale Polizeipro¬ 
jekte, etwa in Afghanistan, und über die deutsche Beteili¬ 
gung im Rahmen von Frontex. 

Lassen Sie mich kurz einige Punkte und wesentliche 
Ergebnisse hieraus vorstellen. 2017 waren 176 Polizisten 
des Bundes und der Länder sowie der Zollverwaltung in 
internationalen Polizeimissionen oder dem Polizeipro¬ 
jekt in Afghanistan eingesetzt. Sie hatten hier Aufgaben 
der Beratung, der Ausbildung - auch Ausbildung von 
Trainern - usw. 

Der Bericht zeigt aber auch einen Rückgang der Ge¬ 
samtzahl der in Friedenseinsätzen eingesetzten Polizis¬ 
tinnen und Polizisten international, aber auch bei dem 
deutschen Anteil. 2017 waren im Jahresschnitt 27 Beam¬ 
tinnen und Beamte weniger als im Jahr 2016 im Einsatz. 

Das hat zwei Aspekte, einerseits einen sehr erfreulichen; 
ein Grund ist nämlich: Viele Missionen konnten erfolg¬ 
reich zurückgefahren oder beendet werden, weil sie eben 
geglückt sind, weil Erfolge zu verzeichnen waren. 

Ich nenne Liberia: Der langjährige VN-Einsatz konn¬ 
te nach freien und friedlich verlaufenen Wahlen beendet 
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(A) werden. Ich nenne die VN-Mission in Haiti, den Rück¬ 
gang des Personals der EU-Mission im Kosovo oder in 
der Mission Darfur. 

Wer seine Arbeit im Bereich des Peacekeeping gut ge¬ 
macht hat, der kann irgendwann gehen, und es ist auch 
ein Verdienst gerade von deutschen Polizistinnen und Po¬ 
lizisten, weil sie häufig in Schlüsselfunktionen von Mis¬ 
sionen eingesetzt werden, wenn Missionen ihren Auftrag 
erfolgreich beenden. Ziel dieser Missionen - auch unse¬ 
rer Missionen - ist also, dass sie sich selbst überflüssig 
machen. Auch dafür herzlichen Dank! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man kann - und in die Richtung geht wohl der Vorstoß 
der Grünen - natürlich auch sagen: Andererseits ist und 
muss der Rückgang ein Ansporn sein, über weitere Ent¬ 
sendungen da, wo es nötig ist, nachzudenken. Die Kri¬ 
senherde in der Welt werden ja leider nicht weniger. Sa- 
helregion, Norden Afrikas, Horn von Afrika und Naher 
Osten: Das sind alles weiterhin sehr kritische Regionen. 
Polizeiliche Sicherheitsstrukturen brauchen wir hier und 
müssen wir auch weiter stärken. 

Krisenprävention und Friedensförderung im Ausland 
sind damit auch für die Bevölkerung in Deutschland un¬ 
mittelbar von spürbarer Bedeutung. Das haben wir nicht 
zuletzt bei den großen Fluchtbewegungen der letzten Jah¬ 
re erleben müssen. Ein Schwerpunkt der internationalen 
Missionen ist es, Fluchtursachen dort zu bekämpfen, wo 
sie entstehen, und das müssen wir auch dadurch tun, dass 
wir Krisenregionen gerade in ihrer inneren Sicherheit 
stabilisieren. Wenn wir das nicht tun, sehen wir weiteren 
Fluchtbewegungen entgegen. Insofern ist die Arbeit un¬ 
serer Polizistinnen und Polizisten auch ein ganz zentraler 
Arbeitspunkt des Themas „Fluchtursachen bekämpfen“. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP) 

Deswegen wollen wir unseren Beitrag in internatio¬ 
nalen Friedensmissionen künftig erhöhen. Darauf haben 
wir uns auch im Koalitionsvertrag geeinigt. Das gilt üb¬ 
rigens auch für das Engagement in Frontex, wo es zum 
1. Januar 2021 einen Aufwuchs auf zunächst 5 000 Ein¬ 
satzkräfte und dann 2027 auf 10 000 Einsatzkräfte geben 
soll; der deutsche Anteil ist zunächst eine Abordnung von 
600 Einsatzkräften. 

All das stellt Polizeien des Bundes und der Länder vor 
große personalpolitische Herausforderungen. Denn jeder 
Polizist, der ins Ausland geht, fehlt natürlich erst mal vor 
Ort. Insofern kann man das verantwortungsvoll nicht in 
großen Sprüngen tun, sondern man muss es vernünftig 
und maßvoll, aber mit einem klaren Ziel vor Augen tun. 
Wir brauchen also einen langen Atem für ein dauerhaftes 
starkes gemeinsames Engagement. Dabei gehen Bund 
und Länder Hand in Hand und sehr vertrauensvoll diesen 
erfolgreichen Weg. 

Abschließend, meine Damen und Herren: Heute ist - 
ich sage es noch mal - vor allem Gelegenheit, nochmals 
Danke an alle Polizisten und Polizistinnen in Auslands¬ 
einsätzen zu sagen, und zugleich ist es die Gelegenheit, 
allen, die überlegen, in diese Einsätze zu gehen, zu sa¬ 
gen: Sie tun damit etwas Wichtiges für die Einsatzländer, 


wo sie Dienst tun, und sie tun etwas Wichtiges für unser 
Land. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. - Der nächste Red¬ 
ner: für die AfD-Fraktion der Kollege Martin Hess. 

(Beifall bei der AfD) 

Martin Hess (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Der Antrag der Grünen will das deutsche 
Polizeiengagement in internationalen Friedensmissionen 
ausbauen. Statt derzeit 176 Beamten wollen die Grünen 
zukünftig 900 Beamte in Auslandseinsätze schicken, um, 
wie sie schreiben, mehr Verantwortung in der Welt zu 
übernehmen. 

Eines vorweg: Auch die AfD befürwortet den Einsatz 
einer angemessenen Zahl von Polizeibeamten im Rah¬ 
men internationaler Polizeimissionen. Aber dazu müs¬ 
sen drei Bedingungen erfüllt sein: Erstens. Sie müssen 
so angelegt sein, dass sie die Sicherheitslage im Zielland 
effektiv verbessern. Zweitens. Sie müssen Deutschland 
nützen, indem sie grenzüberschreitende Kriminalität und 
Terrorismus eindämmen. Drittens - und das ist der ab¬ 
solut zentrale Punkt -: Polizeimissionen dürfen niemals 
auf Kosten der inneren Sicherheit in Deutschland gehen. 
Aber genau das würde Ihr Antrag bedeuten. 

(Beifall bei der AfD) 

Durch Ihre verfehlte Politik - und damit meine ich alle 
Fraktionen in diesem Hause, natürlich meine ausgenom¬ 
men - 

(Lachen der Abg. Susanne Mittag [SPD]) 

haben wir bei der Polizei im gesamten Bundesgebiet eine 
desolate Personalsituation, und das finde ich nicht zum 
Lachen. Jeder Versuch, das schönzureden oder sich darü¬ 
ber lustig zu machen, scheitert knallhart an der Realität. 
Nehmen wir mein Bundesland Baden-Württemberg. Dort 
sollten bis 2021 über 900 Polizeivollzugsdienststellen 
zusätzlich geschaffen werden. Tatsächlich liegt die Zahl 
aber nur bei 38. Noch mal: 38 statt 900. Und in anderen 
Ländern dürfte es nicht viel besser aussehen. Angesichts 
dieser desolaten Personalsituation einen Personalauf¬ 
wuchs von 800 Stellen für polizeiliche Auslandseinsätze 
zu fordern, zeigt jedem Bürger in aller Deutlichkeit: Die 
Grünen wollen die Welt retten, aber sie vergessen dabei 
Deutschland. 

(Beifall bei der AfD) 

Ihnen ist die Sicherheit Fremder wichtiger als die der ei¬ 
genen Bevölkerung, und das können, dürfen und werden 
wir nicht hinnehmen. 

Ihr Antrag erfüllt aber auch nicht die anderen Bedin¬ 
gungen, unter denen unsere Fraktion internationale Po¬ 
lizeimissionen für sinnvoll hält. Ihr Antrag ist nämlich 
auch nicht dazu geeignet, im Zielland die Sicherheitslage 
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(A) zu verbessern. Wenn man Ihren Antrag genau anschaut, 
stellt man fest: Sie wollen keine kriegs- oder krisenge¬ 
schüttelten Regionen befrieden. Was Sie wirklich wollen, 
ist, anderen Staaten Ihre linksideologische Agenda auf¬ 
zuzwingen, und genau das gilt es zu verhindern. 

(Beifall bei der AfD) 

Im Zentrum Ihres Antrags steht das Leitkonzept der 
menschlichen Sicherheit. Das mag gut klingen, ist aber 
ein fataler Irrweg. Dieses globalistische Konzept geht 
nicht mehr von Staaten mit unterschiedlichen Kulturen 
aus, sondern von Individuen und Zivilgesellschaften, 
ganz so, als hätten wir bereits einen Weltstaat oder eine 
Weltgesellschaft. Dazu passt die wichtige Rolle, die die 
Grünen den NGOs bei der Umsetzung dieses Konzepts 
beimessen. Und von denen wissen wir ja, dass sie mehr¬ 
heitlich grün ticken. Solche Polizeimissionen, wie Sie 
sie sich vorstellen, nützen weder den Zielländern noch 
Deutschland. Krisenstaaten brauchen Sicherheitskräfte 
mit realistischem Blick und einem praktischen Erfah¬ 
rungsschatz, die im Gegensatz zu den von Ihnen favor¬ 
isierten NGOs eine wirksame und nachhaltige Sicher¬ 
heitsstruktur etablieren können. Um es auf den Punkt 
zu bringen: Wir brauchen keinen pseudohumanitären 
grünen Interventionismus, sondern effektive Sicherheits¬ 
kooperationen. 

(Beifall bei der AfD) 

Sie wollen sexuelle Gewalt bekämpfen und fordern 
ernsthaft eine feministische Neuausrichtung von interna¬ 
tionalen Polizeimissionen. 

(B) (Zurufe von der LINKEN und dem BÜND¬ 

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen: Ihr exzessiver Feminismus schafft keine 
Sicherheit. Sie können Frauen in diesen Ländern, die zum 
Teil ein verheerendes Frauenbild haben, nicht mit Femi¬ 
nismus vor sexueller Gewalt schützen, und auch nicht, 
indem Sie den Frauenanteil bei der Polizei erhöhen. Sie 
können Frauen dort nur durch den Aufbau einer robusten 
und rechtsstaatlichen Polizei vor Vergewaltigungen und 
sexuellen Belästigungen schützen. 

Aber eine robuste und durchsetzungsfähige Poli¬ 
zei, die die Bürger schützt, bekämpfen Sie ja bereits in 
Deutschland, wo Sie können. Jeder Polizeibeamte und 
jeder aufmerksame Bürger sieht doch tagtäglich, was 
Ihre grüne Sicherheitspolitik für Deutschland bedeutet. 
Überall, wo die Grünen mitregieren, hinterlassen sie im 
Bereich der inneren Sicherheit ein Trümmerfeld. 

(Beifall bei der AfD) 

In Nordrhein-Westfalen lautete Ihre Bilanz nach über 
zehn Jahren an der Regierung: Abbau von Stellen bei der 
Polizei, dafür Aufwuchs an Mitgliedern bei Clans und 
islamistischen Parallelgesellschaften. Nicht nur, dass die 
Grünen ernsthaft verlangen, wie jetzt erst wieder in Ber¬ 
lin geschehen, den Polizeibeamten müsse die Dienstwaf¬ 
fe, also die Schusswaffe, weggenommen werden, was 
angesichts der massiven Terrorgefahr - und man muss 
das in dieser Deutlichkeit sagen - absoluter Wahnsinn 
wäre; nein. Sie unterstellen der deutschen Polizei per¬ 
manent rassistische Gewalt und skandalisieren und kri¬ 


minalisieren den legalen Gebrauch von Zwangsmitteln. (C) 
Das lässt nur ein Fazit zu: Grün steht in Deutschland 
für sicherheits- und polizeipolitische Verantwortungslo¬ 
sigkeit, und genau diese dürfen wir auf gar keinen Fall 
in andere Länder exportieren, wenn wir diesen wirklich 
helfen wollen. 

(Beifall bei der AfD) 

Wir müssen das Interesse und die Souveränität 
Deutschlands wieder zur Bezugsgröße deutscher Politik 
machen. Wir dürfen nicht zulassen, dass unsere Polizei¬ 
beamten für eine Welt- und Umerziehungspolizei im Sin¬ 
ne Ihres Antrags in Auslandseinsätzen verheizt werden. 

Wem unsere Polizei und die Sicherheit unseres Landes 
wirklich am Herzen liegen, der darf sie nicht den Grünen 
überlassen. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der AfD: 

Bravo!) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin 
Susanne Mittag. 

(Beifall bei der SPD) 

Susanne Mittag (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin¬ 
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Jetzt 
kommen wir mal ganz gepflegt wieder zum Thema zu¬ 
rück. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Udo (D) 

Theodor Hemmelgarn [AfD]: Ha, ha!) 

In Bezug auf internationale Polizeimissionen ist mir 
ein Begriff besonders wichtig und auch ganz zentral: 

Das ist das Wort „Wertschätzung“: Wertschätzung für 
den Einsatz, den die deutschen Polizistinnen und Poli¬ 
zisten weltweit, ob in Afghanistan, Mali oder dem Koso¬ 
vo, leisten, Wertschätzung dafür, dass die Kolleginnen 
und Kollegen monatelang getrennt von ihren Familien 
und Freunden sich für Sicherheit und Entwicklung in 
der Welt einsetzen, Wertschätzung des Einsatzes in rund 
20 Missionen - und das schon seit 30 Jahren -, die auch 
zur Sicherheit in Deutschland und Europa beitragen. 
Stellvertretend für die vielen Polizistinnen und Polizis¬ 
ten aus Bund und Ländern möchte ich die Beamten und 
Beamtinnen, die heute dieser Debatte auf der Tribüne 
folgen, ganz herzlich begrüßen. Es freut mich, dass Sie 
alle hier sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP, der LINKEN und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Die heutige Debatte fußt auf einem Antrag aus 2016 
mit ebenfalls langer Vorgeschichte. Dort haben wir zehn 
Forderungen an die Bundesregierung formuliert und ver¬ 
abschiedet. Ziel war es, den außereuropäischen Einsatz 
von Polizistinnen und Polizisten zu stärken, auszubauen 
und damit auch wertzuschätzen. Einiges aus diesem Ar¬ 
beitsauftrag wurde schon umgesetzt, so zum Beispiel die 
Einrichtung eines Fachbereiches an der Deutschen Hoch¬ 
schule der Polizei in Hiltrup für die Ausbildungsmodule 
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(A) für den höheren Dienst, damit Verständnis und Wertschät¬ 
zung von Vorgesetzten bei Bewerbung und Einsatz von 
Polizisten gefördert werden und sich das nicht nachteilig 
auf zum Beispiel Beurteilungen auswirkt, damit sich der 
Anteil der Führungskräfte, die sich für den Auslandsein¬ 
satz selbst bewerben, auch erhöht und das Bewusstsein 
gestärkt wird, dass alle Polizisten, aus dem Auslandsein¬ 
satz auf die heimischen Dienststellen zurückkehrend, ein 
Wissen um Kultur, Verhalten und Umgang mitbringen, 
das im täglichen Dienst oft sehr hilfreich ist. Von diesen 
Erfahrungen profitieren auch Kollegen, die gar nicht im 
Auslandseinsatz sind. 

Verbessert wurden auch die Möglichkeiten der Ver¬ 
längerung von Einsatzzeiten auf bis zu 24 Monate. Auch 
können erfahrene Beamte durch Dienstzeitverlängerung 
länger im Einsatz verbleiben, wenn sie das denn wollen. 
Und über das ZIF, das Zentrum für Internationale Frie¬ 
denseinsätze, war es auch möglich, schon pensionierte 
Beamte in Polizeimissionen zu entsenden, weil die es 
nämlich gerne wollten. Und das hat sehr gut geklappt. 

Damit möchte ich auch gleich auf eine weitere Beson¬ 
derheit des heutigen Tages hinweisen - das hatte Flerr 
Krings schon angedeutet Warum debattieren wir denn 
genau am heutigen Tag über Polizeimissionen? Fleu¬ 
te Mittag haben wir in einer Feierstunde im Auswärti¬ 
gen Amt mit unserem Außenminister Fleiko Maas den 
Tag des Peacekeepers begangen. Zusammen mit dem 
Bundesministerium des Innern und dem Verteidigungs¬ 
ministerium wurde deutsches Personal internationaler 
, R . Friedenseinsätze stellvertretend für die 3 000 zivilen und 
uniformierten Deutschen, die derzeit in Friedenseinsät¬ 
zen dienen, geehrt. Ich hätte mir allerdings gewünscht, 
dass einige Mitglieder mehr aus dem Deutschen Bundes¬ 
tag dabei gewesen wären. Das wäre sehr schön gewesen. 

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Plenardebatte! - Stephan Brandner 
[AfD]: Es ist Plenardebatte!) 

- Ganz entspannt! Ich war ja auch da. - Auch das ist ein 
Zeichen der Wertschätzung für alle eingesetzten Kräfte 

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Plenardebatte!) 

- nur die Ruhe! - und ihren gemeinsamen, nicht un¬ 
gefährlichen Einsatz in Afghanistan, in Mali, in Niger, 
im Kosovo, in Moldau, in der Ukraine, in Libyen, in 
Ramallah und Rafah, Liberia, Georgien, Irak, Somalia, 
Darfur, Haiti - und das waren noch gar nicht einmal 
alle. Das ist auch ein Zeichen der Wertschätzung für die 
Kolleginnen und Kollegen, die bei Frontex ihren Dienst 
leisten. 

Auch bei der Vor- und Nachbereitung des Einsatzes 
und in der psychologischen Nachbetreuung gab es Ver¬ 
besserungen. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 


Susanne Mittag (SPD): 

Nein. - Ein ganz entscheidender Punkt für uns als 
Bundestagsfraktion und auch für mich persönlich ist der 
sogenannte virtuelle Stellenpool - ein ganz wichtiger 
Punkt, nämlich auch mit haushälterischen Auswirkun¬ 
gen. Mit ihm wollen wir in den Bundesländern die Mög¬ 
lichkeit geben, eine Personalreserve zu schaffen, damit 
die Kollegen, die in den Auslandseinsatz gehen, in der 
Dienststelle ersetzt werden können. In Zusammenarbeit 
mit den Ländern wurden im Rahmen einer gemeinsamen 
Arbeitsgruppe verschiedene Finanzierungsmöglichkei¬ 
ten erarbeitet. 

Ich würde mich freuen, wenn wir in der nächsten De¬ 
batte zu den Polizeimissionen hier im Bundestag unter 
Beifall den Vollzug dieses Stellenpools feststellen könn¬ 
ten. Das wäre für die weitere Arbeit sehr hilfreich. Das 
wäre nämlich dann eine gesicherte Finanzierung der 
Polizisten, die von den Ländern für Auslandseinsätze 
vereinbarungsgemäß gestellt werden - aufgrund eines 
vom Bund geschlossenen europäischen Vertrages aus 
dem Jahr 2000 und mit Aussicht auf dauerhafte und noch 
umfangreichere Einsätze im Ausland - sei es im Rah¬ 
men von Mandaten der UN, der EU oder der OSZE. Bei 
immer weitreichenderen und langanhaltenderen Kon¬ 
fliktsituationen ist das nicht nur notwendig im Rahmen 
gemeinsamen Handelns von Bund und Land, sondern es 
ist auch eine Wertschätzung der Zusammenarbeit auf po¬ 
lizeilicher Ebene. 

Zu dieser Wertschätzung gehört auch, dass wir die 
Debatte zum Bericht über das deutsche Engagement in 
internationalen Polizeimissionen zu einer prominenten 
Zeit, also nicht gerade nachts um 23 Uhr, führen; das 
hat heute einigermaßen gut geklappt. Das ist uns mit der 
Debatte im Jahr 2017 über den Bericht mit der Daten¬ 
lage 2016 gelungen. Leider lag uns der Bericht für das 
Jahr 2017 erst im Dezember 2018 vor, sodass wir erst 
heute darüber debattieren können. 

Der Bericht ist eher eine Aufzählung von Missionen 
und Einsatzzahlen. Da wünschte ich mir doch etwas 
mehr inhaltliche Tiefe, 

(Beifall der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE]) 

sowohl hinsichtlich dessen, was bei den Missionen gut 
läuft, als auch hinsichtlich dessen, welche Herausforde¬ 
rungen es im Einzelnen gibt, damit der Bundestag, aber 
auch alle übrigen Interessierten sich ein realistisches und 
greifbares Bild von den Einsätzen machen können. 

Die heutige Debatte, aber auch die künftigen Debatten 
sollen also deutlich machen, welch wichtige Arbeit unse¬ 
re Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in außereuro¬ 
päischen Krisengebieten leisten - und das unter schwie¬ 
rigsten Bedingungen. Sie werden oft konfrontiert mit 
mangelnder Ausrüstung und mangelnden Kenntnissen 
dortiger Sicherheitskräfte, mit großer Hitze oder Kälte, 
zwischen fremden und unterschiedlichen Kulturkreisen. 
Sie machen den Menschen vor Ort Mut und zeigen, ja sie 
leben die Rechtsstaatlichkeit. Unsere deutschen Polizis¬ 
ten leisten zusammen mit den Akteuren der Bundeswehl', 
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(A) aber auch - wie vorab erwähnt - mit den zivilen Experten 
des ZIF und ehrenamtlichen Helfern wichtige Arbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Beispielhaft erwähnen möchte ich das THW, das eine 
enorme Aufbauleistung zum Beispiel in Tunesien voll¬ 
bringt. Interessanterweise sind die Hälfte der örtlichen 
THWler Tunesierinnen. Unterhalten Sie sich mal mit Po¬ 
lizisten, die in Afghanistan unter widrigsten Bedingun¬ 
gen, hoch anerkannt in der Bevölkerung, einheimische 
Sicherheitskräfte, Männer und Frauen, im rechtsstaatli¬ 
chen Handeln trainieren, oder mit Polizisten, die in Mali 
unter klimatischen Bedingungen und Sicherheitsbedin¬ 
gungen, die wirklich kein Geschenk sind, untergebracht 
teilweise in Zelten, Malier voller Enthusiasmus in Tatort¬ 
arbeit und Vernehmung unterrichten. Das ist auch Wert¬ 
schätzung gegenüber dem Land und den Menschen, die 
sich unter den dortigen Verhältnissen in die Polizeiaus¬ 
bildung wagen, 

(Beifall des Abg. Falko Mohrs [SPD]) 

die ihr Land sicherer und lebenswerter machen wollen. 
Auch sie wertschätzen die Ausbildungsunterstützung, 
die sie bekommen, die Deutschland, die wir alle möglich 
machen. Ich finde, die Leistung der Polizistinnen und 
Polizisten gilt es wertzuschätzen. Daher möchte ich von 
dieser Stelle aus Danke sagen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

(B) Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege 
Konstantin Kuhle. 

(Beifall bei der FDP) 

Konstantin Kuhle (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her¬ 
ren! Deutschland beteiligt sich in einem gewissen Um¬ 
fang an internationalen Polizeimissionen. Die Arbeit, die 
dort geleistet wird, auch durch Sie, meine Damen und 
Herren, die Sie heute als Vertreterinnen und Vertreter 
dieser Menschen hier sind, ist ein wichtiger Bestandteil 
politischer Friedenssicherung. Es ist gut und richtig, dass 
wir heute den Beamtinnen und Beamten dafür danken. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Arbeit liegt natürlich im Interesse der Ziellän¬ 
der; denn es liegt im Interesse der Staaten, in denen die 
Einsätze stattfinden, dass eine fragile Rechtsordnung 
unterstützt wird. Wir sollten uns aber auch immer ver¬ 
gegenwärtigen, dass die Arbeit, die in internationalen 
Polizeimissionen erfolgt, auch in unserem eigenen Inte¬ 
resse, im Interesse der Bundesrepublik Deutschland und 
im Interesse der Europäischen Union erfolgt; denn oft 
genug geht es um schwache Institutionen oder um eine 
Polizei, der man nicht vertrauen kann. Das sind Faktoren, 
die dazu führen, dass sich Menschen auf den Weg nach 
Europa machen. Das sind Faktoren, die dazu führen, dass 
es Konflikte und Gewalt gibt. Und weil das so ist, gibt es 


hier im Haus große Einigkeit darüber, dass der Einsatz in 
internationalen Polizeimissionen gut und richtig ist. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Deswegen, meine Damen und Herren, steht ja auch im 
Koalitionsvertrag, dass es eine Stärkung des Einsatzes in 
internationalen Polizeimissionen geben soll. Deswegen 
hat sich die Bundesrepublik Deutschland in internationa¬ 
len Vereinbarungen verpflichtet, mehr Personal für inter¬ 
nationale Polizeimissionen bereitzustellen. 

Nun liegt uns ein Bericht über internationale Polizei¬ 
missionen vor, der für das Jahr 2017 leider einen neuen 
Tiefstand konstatiert. Der Herr Staatssekretär hat es ge¬ 
rade schon ausgeführt: Es gab 176 erfolgreiche Bewer¬ 
bungen von deutschen Beamtinnen und Beamten auf 501 
offene Stellen. Das ist zu wenig. Wir erreichen - Stand 
heute - unsere eigenen Anforderungen im Bereich der 
internationalen Polizeimissionen nicht. Die Bundesre¬ 
gierung führt im vorliegenden Bericht einige Gründe 
auf, warum das so sein kann. Manche dieser Gründe sind 
interessant, aber bei manchen stellt man sich schon die 
Frage, ob das nicht ein bisschen zu kurz gesprungen ist. 

Ich habe mich gewundert, dass es in dem Bericht un¬ 
ter anderem heißt, dass die Zahl der Bewerber zurückge¬ 
gangen sei, weil die Anzahl der Einsätze in frankofonen 
Ländern gestiegen sei. Das ist zu kurz gesprungen; denn 
die Einsätze in internationalen Polizeimissionen bemes¬ 
sen sich nicht nur an der Zahl der Einsatzländer, sondern 
sie bemessen sich auch nach Schwerpunkten. Hier spielt 
Afghanistan eine ganz wichtige Rolle. Der Löwenanteil 
geht nach Afghanistan, und dort wird nun wirklich alles 
gesprochen, aber kein Französisch. Deswegen ist das zu 
kurz gesprungen. 

Es liegen vielmehr andere Gründe vor. Polizeibeam¬ 
tinnen und -beamte berichten oftmals, dass es vom Zufall 
abhängt, ob das Engagement im Ausland wertgeschätzt 
wird, und dass es vom Zufall abhängt, ob der eigene 
Vorgesetzte Verständnis dafür entwickelt, dass die Erfah¬ 
rung, die man im Ausland gemacht hat, wertvoll für die 
Arbeit vor Ort ist. Deswegen ist es wichtig, dass interna¬ 
tionale Polizeiarbeit im Stellenplan fest verankert wird. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Ottmar 
von Holtz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Deswegen ist es wichtig, dass internationale Polizeiar¬ 
beit in der Absprache zwischen Bund und Ländern fest 
verankert wird, damit keine Polizeibeamtin und kein 
Polizeibeamter, die oder der diese wichtige Aufgabe für 
uns übernimmt, nach dem Auslandseinsatz auch noch ei¬ 
nen Nachteil davon hat. Das hat nichts mit Respekt und 
Wertschätzung zu tun. Deswegen muss sich daran etwas 
ändern. 

(Beifall bei der FDP - Stephan Thomae 
[FDP]: Völlig richtig!) 

Meine Damen und Herren von den Grünen, es fin¬ 
den sich einige spannende Ansätze in Ihrem Antrag. Sie 
beschreiben, wie das in Absprache zwischen Bund und 
Ländern funktionieren könnte. Wir können dem Antrag 
der Grünen aber leider trotzdem nicht zustimmen, und 
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(A) das hat etwas mit dem Thema Frontex zu tun. Schon in 
ihrem Bericht benutzt die Bundesregierung Frontex als 
Entschuldigung dafür, dass die Zahlen im Bereich inter¬ 
nationaler Polizeimissionen nicht steigen. Das kann nicht 
sein. Es ist die Aufgabe der Bundesregierung, sowohl ge¬ 
nügend Polizeipersonal für internationale Friedenssiche¬ 
rungsmaßnahmen als auch für Frontex bereitzustellen. 
Beides ist wichtig. Am Grünenantrag ist zu kritisieren, 
dass Frontex und andere Polizeieinsätze im Ausland ge¬ 
geneinander ausgespielt werden. Meine Damen und Her- 
ren, unsere Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten haben 
Respekt, Wertschätzung und Anerkennung verdient - für 
Einsätze bei Frontex undbei der Polizei. 

(Beifall bei der FDP) 

Es gibt nicht schlechte und gute Polizeieinsätze Es gibt 
die Einsätze, die nötig sind, die im Rahmen der UNO, im 
Rahmen der EU und im Rahmen anderer Polizeimissio¬ 
nen stattfinden. 

Wir nehmen den Bericht zur Kenntnis. Wir würden 
uns ein bisschen mehr Kreativität wünschen. Dem Grü¬ 
nenantrag können wir nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Vielen Dank, Flerr Kollege. - Die Kollegin Ulla Jelpke 
hat das Wort für die Fraktion Die Linke. 

(B) (Beifall bei der LINKEN) 

Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Alle zwei 
Jahre legt uns die Bundesregierung einen Bericht über 
die internationalen Polizeimissionen vor. Das ist an sich 
begrüßenswert, damit wir über diese Missionen öffent¬ 
lich diskutieren können. Doch leider enthält der Bericht 
keinerlei konkrete Angaben, was da eigentlich gemacht 
wird. Wir erfahren zwar, in welchen Ländern wie vie¬ 
le deutsche Polizisten eingesetzt werden, aber was dort 
genau passiert, erfahren wir nicht. Fehlanzeige! In Mali 
zum Beispiel unterstützt ein deutsches Polizeiteam den 
Kampf gegen Terrorismus. Erklären Sie doch mal: Wie 
genau? Nennen Sie Details! Welche Ziele hatte diese 
Mission? Inwiefern wurden sie erreicht oder verfehlt? 
Die wichtigste Frage für uns lautet: Welchen Nutzen hat 
die örtliche Bevölkerung davon? Darüber müssen Sie 
mehr Rechenschaft ablegen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Meine Damen und Herren, wir sind nicht grundsätz¬ 
lich gegen Polizeimissionen im Ausland. Aber aus unse¬ 
rer Sicht gibt es drei besonders kritische Punkte, die in 
der Praxis berücksichtigt werden müssen. 

Erstens. Es geht bei solchen Einsätzen, wie die Bun¬ 
desregierung im Bericht selbst eingesteht, dämm - ich 
zitiere - „strategische Interessen Deutschlands“ zu wah¬ 
ren. Das heißt, in den Ländern der sogenannten Dritten 
Welt sollen loyale Polizeikräfte geschaffen werden, die 


helfen, die Vorherrschaft des reichen Nordens über den (C) 
armen Süden zu stabilisieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Hinter der Floskel „Demokratieaufbau“ steht oft nackter 
Neokolonialismus. 

(Volkmar Klein [CDU/CSU]: Ei, ei, ei!) 

Zweitens. Die Bundesregierung scheut nicht davor zu¬ 
rück, auch mit brutalen Diktaturen zusammenzuarbeiten: 

Die ägyptische Polizei erhält zum Beispiel jedes Jahr 
Polizeigerät im Wert von einer halben Million Euro. Ich 
sage hier ganz klar: Jeder Cent davon ist eine Beihilfe zu 
Menschenrechtsverletzungen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Bundespolizisten helfen Saudi-Arabien bei der Aus¬ 
bildung des Grenzschutzes und sichern nebenbei ein Mil¬ 
liardenprojekt von EADS ab. 

(Zuruf von der LINKEN: So ist es!) 

Die Innenausschussmitglieder aus den vergangenen Le¬ 
gislaturperioden haben sich das dort angesehen. Das fin¬ 
de ich ein Ding der Unmöglichkeit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In Afghanistan ist die Polizei heute noch genauso kor¬ 
rupt und kriminell wie zu Beginn des deutschen Einsat¬ 
zes für die Polizeiausbildung vor 16 Jahren. Noch im¬ 
mer besteht ihr Hauptauftrag darin, gegen die Taliban zu 
kämpfen. Man kann dort den Polizeieinsatz nicht vom 
militärischen Einsatz trennen. Solche Polizeimissionen (D) 
müssen einfach aufhören. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Drittens. Der Schwerpunkt deutscher Polizeihilfe liegt 
in den Ländern der sogenannten Migrationsrouten, also 
in Afrika wie auch auf dem Balkan. Mit einer Fülle von 
Schulungen und Ausstattungshilfen sollen dort die Gren¬ 
zen gegen Flüchtlinge dichtgemacht werden. Das Ziel 
lautet, die dortige Polizei zu Kollaborateuren des euro¬ 
päischen Abschottungsregimes zu machen; und auch das 
finden wir nicht richtig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Im Rahmen von Frontex helfen Hunderte deutsche 
Polizisten dabei, die Festung Europa abzuschotten. Sie 
helfen bei der Umsetzung des schäbigen EU-Tiirkei-De- 
als. Sie helfen bei der Internierung von Flüchtlingen in 
den sogenannten Hotspots - so werden die Elendslager 
auf griechischen Inseln bezeichnet -, wo die Flüchtlinge 
quasi eingesperrt sind. Das ist nicht das, was wir uns in 
Bezug auf die Tätigkeit vorstellen können, die Polizistin- 
nen und Polizisten dort ausüben sollten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Für Die Linke gibt es klare Bedingungen, denen die 
Polizeieinsätze unterliegen müssen: Sie dürfen nicht in 
einem neokolonialen Kontext stehen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss. 
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Ich komme gerade zum letzten Satz. - Sie dürfen nicht 
mit Militäreinsätzen verwoben werden, und sie dürfen 
nicht mit diktatorischen und repressiven Regimen ver¬ 
knüpft sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als nächster Redner erhält für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Ottmar von 
Holtz das Wort. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ottmar von Holtz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Dem Dank an die Polizistinnen und 
Polizisten, die im Ausland ihren Dienst getan haben und 
heute auch der Debatte lauschen, möchte ich mich na¬ 
türlich sehr herzlich anschließen. Vielen Dank für Ihren 
Einsatz! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Kollege von der sogenannten AfD hat dagegen 
offensichtlich überhaupt nicht verstanden, um was es bei 
den Einsätzen ging. Herr Hess, das, was Sie hier vorge¬ 
tragen haben, hat vor allen Dingen eines gezeigt, nämlich 
dass Sie überhaupt keine Ahnung davon haben, worum 
es bei internationalen Friedensmissionen überhaupt geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das gilt in diesem Zusammenhang auch für das Thema 
Frauen. Es ist Fakt - das ist auch wissenschaftlich un¬ 
tersucht -: Wenn Frauen bei der Lösung von Konflikten 
mehr einbezogen werden, dann sind diese Lösungen 
nachhaltiger. Deswegen ist es auch so wichtig, dass wir 
vor allen Dingen Polizistinnen in Friedensmissionen 
schicken, damit wir dort nachhaltigere Friedenslösungen 
bekommen. Ohne deren Engagement würde Deutschland 
seine Selbstverpflichtung und auch den Verfassungsauf¬ 
trag, dem Frieden der Welt zu dienen, gar nicht erfüllen 
können. 

Ich möchte aber auch noch ein paar Worte zu Frau 
Mittag sagen, weil Sie kritisiert haben, dass so viele Kol¬ 
leginnen und Kollegen bei der Feierstunde heute Mittag 
nicht anwesend waren: Ich selber war dort anwesend, 
musste mich aber entscheiden, ob ich außenpolitische 
Themen hier im Plenum verfolge, was auch meine Auf¬ 
gabe ist, oder ob ich zum Tag des Peacekeepers gehe. 
Ich glaube, dass wir da künftig eine bessere Koordination 
brauchen. Wir werden das auch im Ältestenrat anspre¬ 
chen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Dr. Krings, was Ihren Bericht angeht, möchte 
ich noch ein bisschen Wasser in den Wein gießen. Wir 
wissen, dass die engagierten jungen Leute den Einsatz 
im Ausland oft unter erschwerten Bedingungen leisten. 
Damit meine ich gar nicht die Bedingungen, die sie vor 
Ort vorfinden, sondern ich meine die Bedingungen, die 
wir, die Politik, ihnen bieten. 


2016 haben wir hier noch gemeinsam eine ganze Rei- (C) 
he von Maßnahmen beschlossen, von denen die Bundes¬ 
regierung aber leider kaum welche umgesetzt hat. Wo ist 
denn der Stellenpool, der hier auch schon häufig ange¬ 
sprochen wurde? Wann kommt er? Wie ist der Diskussi¬ 
onsstand mit den Ländern? 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Vor zehn Jahren!) 

Mit welchem Plan wollen Sie denn dafür sorgen, dass 
den zurückgekehrten Polizistinnen und Polizisten end¬ 
lich keine Nachteile mehr aus ihrem Auslandsaufenthalt 
erwachsen? 

Die Bundesländer reißen sich nicht darum, Polizis¬ 
tinnen und Polizisten aus ihren Landespolizeien zu ent¬ 
senden. Dadurch obliegt es den Bewerberinnen und Be¬ 
werbern allein, sich mühsam einen Weg zur Mission zu 
bahnen. Sie müssen Vorgesetzte überzeugen. Es hängt im 
Prinzip vom Zufall ab, ob sie in den Auslandseinsatz ge¬ 
hen können oder nicht; auch das wurde hier schon gesagt. 

Sie müssen lange Wartezeiten bis zur Klärung erdulden. 

Sie haben nach ihrer Rückkehr eine ungewisse Karriere 
in Kauf zu nehmen und auch noch den Druck der Kolle¬ 
gen auszuhalten. Am Ende sind es aber sie, die das Risiko 
des Einsatzes auf sich nehmen. 

Solange der Weg bis zu einem Einsatz lang und be¬ 
schwerlich ist, wird es keine Zunahme der Einsatzbereit¬ 
schaft geben. Wo bleiben denn die Anreize? Wo bleibt 
die Motivationshilfe? 

(D) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In Ihrem Bericht erwähnen Sie an mehreren Stellen 
die Leitlinien der Bundesregierung „Krisen verhindern, 
Konflikte bewältigen, Frieden fördern“. Auf verschiede¬ 
nen Seiten - Seite 58, Seite 84, Seite 121 - wird hierin 
der internationale Polizeieinsatz als Selbstverpflichtung 
erwähnt. Lieber Herr Dr. Krings, lieber Herr Roth, sor¬ 
gen Sie dafür, dass diese Leitlinien mehr sind als ein 
Schmuckstück im Bücherregal Ihrer Referate! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Konstantin Kuhle [FDP]) 

Wir dürfen die internationalen Polizeimissionen nicht 
unterschätzen. Sie sind ein wichtiges Element für zivile, 
nachhaltige Lösungen. 

Zum Schluss noch mal ein Wort zu der sogenannten 
AfD. Die Grünen haben in ihrer Regierungszeit in Nie¬ 
dersachsen - 2013 bis 2017 - für jährlich 250 zusätz¬ 
liche Polizeistellen gesorgt. Wir haben die Attraktivität 
des Polizeiberufs verbessert. Wir haben für eine bessere 
Bezahlung, eine bessere Gesundheitsversorgung usw. 
gesorgt. Die Glaubwürdigkeit unseres Antrags ist damit 
also bewiesen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde, im Sinne des Beschlusses von 2016 sollten 
auch die Koalitionsfraktionen unserem Antrag zustim- 
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men, damit wir das auf den Weg bringen, was wir damals 
schon beschlossen haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Als nächster Redner hat 
das Wort der Kollege Thorsten Frei, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thorsten Frei (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu¬ 
nächst einmal begrüße ich es sehr, dass wir heute über 
internationale Polizeimissionen sprechen, weil es auch 
in der vergangenen Legislaturperiode schon ein wich¬ 
tiges Anliegen war, dass wir, wenn wir hier im Hause 
über außenpolitische Themen sprechen, nicht nur über 
die Mandatierungen der Bundeswehr sprechen, sondern 
eben auch über zivile Einsätze von zivilen Experten und 
insbesondere auch von Polizistinnen und Polizisten. Nur 
dieses Abbilden der tatsächlichen militärischen und zivi¬ 
len Komponenten der Außenpolitik macht nämlich letzt¬ 
lich deutlich, dass wir einen umfassenden Ansatz in der 
Außenpolitik vertreten, und da spielen Polizistinnen und 
Polizisten eine zentrale Rolle. 

Dass wir das gerade am Tag des Peacekeepers ma¬ 
chen, ist, glaube ich, auch ein besonderes Zeichen der 
Wertschätzung, dem ich mich gerne anschließen möchte. 
Am heutigen Tage denken wir nämlich natürlich auch da¬ 
ran, dass in den letzten 30 Jahren - seit die ersten Poli¬ 
zisten 1989 in den Auslandseinsatz gegangen sind - fast 
10 000 Polizisten im Ausland Dienst geleistet und dabei 
ihre Kompetenz und ihre Leidenschaft eingebracht ha¬ 
ben, aber natürlich auch wichtige Botschafter unseres 
Landes und unserer Art von Polizei waren, womit sie, 
glaube ich, einen unschätzbar wichtigen Beitrag geleistet 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist in der Debatte bereits darauf eingegangen wor¬ 
den, dass wir in den vergangenen Jahren und Jahrzehn¬ 
ten viel bewegt haben und trotzdem noch viel Luft nach 
oben ist. Sowohl für die Länder als auch für den Bund 
ist es eben eine besondere Herausforderung im Bereich 
der Polizei, diese Stellen zur Verfügung zu stellen. Es ist 
vielfach deutlich gemacht worden: ln der Vergangenheit 
waren es eben vor allen Dingen die Enthusiasten, die die¬ 
sen wichtigen Dienst geleistet haben. Aber die richtigen 
Anreizsysteme und Rahmenbedingungen haben wir häu¬ 
fig nicht zur Verfügung stellen können. 

Wenn man sich fragt: „Was brauchen wir da?“, bei¬ 
spielsweise den Stellenpool, dann ist die Wahrheit im¬ 
mer auch, dass das Ganze Geld kostet und dass wir dafür 
Stellen bei der Polizei brauchen. Deshalb haben wir uns 
für diese Legislaturperiode vorgenommen, bei Bund und 
Ländern insgesamt 15 000 zusätzliche Stellen bei der Po¬ 
lizei zu schaffen. Gleichzeitig hat der Bundesinnenmi¬ 
nister Seehofer angekündigt, dass er bis zum Jahr 2025 
weitere 11 000 Stellen bei der Bundespolizei schaffen 


möchte. Ich glaube, dass das der richtige Ansatz ist, damit (C) 
eben die innen- und außenpolitischen Herausforderungen 
in einer solchen Debatte nicht gegeneinander ausgespielt 
werden können. Vielmehr können wir so gleichzeitig für 
die innere Sicherheit in Deutschland sorgen und unsere 
Verantwortung in der Welt wahrnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist bereits deutlich gemacht worden, dass wir da¬ 
bei unsere ureigensten Interessen vertreten. Das ist so. 
Schauen wir uns an, wo die Einsätze der Polizeien sind: 

Sie finden im Wesentlichen um Europa hemm statt: in 
der Ukraine, in Afghanistan, in der Sahelzone. Natürlich 
haben wir ein Interesse daran, die Fluchtursachen in den 
Herkunftsländern und Transitländern an der Wurzel an¬ 
zupacken. Und da kann Polizei einen Dienst leisten, wie 
ihn eben das Militär nicht leisten kann, aber wie ihn auch 
andere zivile Experten nicht leisten können, weil es am 
Ende dämm geht, Stabilität in den Ländern zu erreichen, 
Sicherheit im Ordnungssystem, idealerweise auch dä¬ 
mm, das staatliche Gewaltmonopol durchzusetzen. Das 
kann Polizei, und das kann insbesondere die deutsche 
Polizei. 

Deswegen ist mir an dieser Stelle eben auch wichtig, 
zu sagen: Deutschland tut sowohl auf der Ebene der UN 
wie auch auf der der Europäischen Union unglaublich 
viel. Aber es geht nicht dämm, Geld zur Verfügung zu 
stellen, sondern das, was gebraucht wird, ist die Kompe¬ 
tenz der deutschen Polizistinnen und Polizisten. Deshalb 
müssen wir an dieser Stelle Weiterarbeiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Frei. - Als letzter Redner 
zu diesem Tagesordnungspunkt erhält das Wort der Kol¬ 
lege Josef Oster, CDU/CSU. 

Josef Oster (CDU/CSU): 

Verehrter Herr Präsident! Meine verehrten Kollegin¬ 
nen und Kollegen! Wir verfügen in Deutschland über 
eine Polizei, die in unserer Bevölkerung höchstes An¬ 
sehen genießt. Wir verfügen über eine Polizei, die her¬ 
vorragend ausgebildet ist. Und wir verfügen über eine 
Polizei, die uneingeschränkt auf einem rechtsstaatlichen 
Fundament arbeitet. Das sind Werte, meine sehr geehr¬ 
ten Damen und Herren, die wir selbst häufig nicht hoch 
genug würdigen. Auch dafür ist die heutige Debatte ein 
willkommener Anlass. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Polizei ge¬ 
nießt auch international höchste Anerkennung. Die Be¬ 
amtinnen und Beamten sind aufgrund ihrer Kompetenz 
und Erfahrung beste Botschafter für das positive Ansehen 
unseres Landes. Wir wollen, dass Deutschland internati¬ 
onal eine noch stärkere Verantwortung für Frieden, Si¬ 
cherheit und Entwicklung übernimmt. Das schließt eben 
auch den Einsatz von Polizistinnen und Polizisten im 
Ausland ein. Dabei übersehe ich nicht, dass wir hier noch 
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(A) ein gutes Stück besser werden können. Im Jahr 2017 wa¬ 
ren durchschnittlich weniger als 200 deutsche Polizisten 
international im Einsatz. Im Verhältnis zur Größe unseres 
Landes und zu den internationalen Anforderungen ist das 
zweifelsohne deutlich zu wenig. Die polizeilichen Ein¬ 
satzzahlen und Herausforderungen sind aber eben auch 
in Deutschland in den letzten Jahren deutlich gestiegen. 
Und die Einsatzbereitschaft in Deutschland hat selbstver¬ 
ständlich immer Vorrang. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau das hat aber 
unsere Bundesregierung erkannt. Wir brauchen eben 
mehr Personal, national und auch international. Wir 
haben einen beispiellosen Personalaufwuchs bei der 
Bundespolizei beschlossen; das ist schon angesprochen 
worden. Wenn man das Jahr 2016 mite inbezieht, sind es 
insgesamt 8 500 Stellen, um die die Bundespolizei wach¬ 
sen wird. Genau das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist die richtige Antwort auf die neuen Herausfor¬ 
derungen. 

Für Landespolizeien haben wir hier in Berlin nicht die 
politische Zuständigkeit; das wissen wir. Aber auch hier 
macht sich die Union für internationales Engagement 
stark. Der CDU-lnnenminister von Nordrhein-Westfalen, 
Herbert Reul, hat beispielsweise erst vor Kurzem erklärt, 
dass er die Zahl der nordrhein-westfälischen Beamtinnen 
und Beamten im Auslandseinsatz verdoppeln wird - auch 
das ein Signal der Union. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, natürlich ist es wichtig, 
dass wir dabei unsere eigenen Hausaufgaben nicht ver¬ 
nachlässigen; auch das ist hier schon angesprochen wor¬ 
den. Themen wie Migration, zunehmende Gewaltbereit¬ 
schaft, Kleinkriminalität: all das stellt unsere Polizei im 
Inland vor wachsende Herausforderungen. Mit „eigenen 
Hausaufgaben“ meine ich auch die Einsätze in Europa. 
Für eine verlässliche Sicherung unserer Außengrenzen 
ist der Ausbau von Frontex unerlässlich. Auch das wird 
weitere Personalressourcen binden. Genau deshalb muss 
der Personalaufwuchs, wie wir bereits beschlossen ha¬ 
ben, auch in Zukunft kontinuierlich weitergehen. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, zum Ab¬ 
schluss noch ein Wort zum Antrag der Grünen. Ich be¬ 
grüße es ausdrücklich, dass Sie sich mit der Arbeit un¬ 
serer Polizei auseinandergesetzt haben und diese Arbeit 
auch wertschätzen. Auch sonst enthält Ihr Antrag - das 
will ich sagen - eine Reihe von durchaus guten und sinn¬ 
vollen Anregungen. Er erweckte bei mir allerdings, als 
ich ihn gelesen habe, zumindest ein wenig den Eindruck, 
dass Sie deutsche Polizisten lieber im Auslandseinsatz 
sehen als in unserem Land selber. Das war mein persön¬ 
licher Eindruck, vielleicht habe ich mich getäuscht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Ottmar von Holtz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das ist ein Vorurteil!) 

Aber ich würde mich jedenfalls freuen, wenn auch Sie, 
Kolleginnen und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen, 


den Personalaufwuchs unserer Polizei in Zukunft positiv (C) 
begleiten würden. 

(Ottmar von Holtz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Wir machen das schon!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Oster. - Damit schließe ich 
die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss¬ 
empfehlung des Ausschusses für Inneres und Heimat 
zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
dem Titel „Ausbau des deutschen Polizeiengagements in 
internationalen Friedensmissionen voranbringen“. Der 
Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 19/10678, den Antrag der Fraktion Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 19/9273 abzuleh¬ 
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Dann ist diese Be¬ 
schlussempfehlung gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 

Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion der FDP mit den 
übrigen Stimmen der Fraktionen des Hauses angenom¬ 
men. 

Bevor ich die neuen Tagesordnungspunkte aufrufe, 
möchte ich eine geschäftsleitende Bemerkung abgeben, 
die man mir nachsehen muss. Sollte es bei der einen Kol¬ 
legin und dem anderen Kollegen die Neigung geben, an- 
gesichts späterer Tagesordnungspunkte nach 0 Uhr die ' 
eine oder andere Rede zu Protokoll zu geben, empfehle 
ich, dieser Neigung nachzugeben; 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU, der FDP und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN - Beifall des Abg. Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]) 

vor allen Dingen angesichts der Tatsache, dass die Par¬ 
lamentarische Gesellschaft heute ihr Sommerfest feiert 
und wir selbstverständlich als Mitglied der Parlamen¬ 
tarischen Gesellschaft dort gelegentlich vorbeischauen 
sollten. Ich setze da auch auf die segensreiche Wirkung 
der Parlamentarischen Geschäftsführer. Es ist nur eine 
Anregung bzw. eine Anmerkung, die von Ihnen ernst ge¬ 
nommen werden sollte, aber nicht muss. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11a und 11b auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Matthias 
W. Birkwald, Susanne Ferschl, Katja Kipping, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Rentenbesteuerung vereinfachen und Doppel¬ 
besteuerung vermeiden 

Drucksache 19/10282 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Federführung strittig 
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b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Schielke-Ziesing, Norbert Kleinwächter, Jürgen 
Pohl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Abschaffung der Renten-Doppelbesteuerung 

Drucksache 19/10629 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Haushaltsausschuss 

Federführung strittig 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red¬ 
ner für die Fraktion Die Linke dem Kollegen Matthias W. 
Birkwald das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Flerr Präsident! Meine Damen und Her¬ 
ren! Seit einiger Zeit beschweren sich bei mir immer 
mehr Menschen über die Besteuerung der Renten. Sie 
sagen: Renten dürften doch überhaupt nicht besteuert 
werden. Und sie fragen: Warum muss ich mit 80 Jahren 
zum ersten Mal in meinem Leben eine Steuererklärung 
machen? - Steuern zahlen auf die Rente: Das verstehen 
sie nicht, das überfordert sie, das regt sie auf. Meine Da¬ 
men und Herren, diese Sorgen und Ängste der Menschen 
sollten wir alle hier im Haus sehr ernst nehmen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Und deshalb fordert Die Linke die Bundesregierung auf, 
die Missstände rund um die Rentenbesteuerung endlich 
anzugehen. 

Die Fakten: Über alle Rentenarten hinweg liegt eine 
durchschnittliche Bruttorente heute aktuell bei rund 
1 125 Euro. Wer ab 1. Juli neu in Rente geht, muss be¬ 
reits ab einer Rente von 1 169 Euro brutto Steuern auf die 
Rente zahlen. Allein in diesem Jahr werden nur aufgrund 
der Rentenerhöhung ab 1. Juli 48 000 Ältere erstmals 
eine Steuererklärung machen müssen. Die Folge: Von 
den insgesamt 21 Millionen Rentnerinnen und Rentnern 
müssen 5 Millionen Steuern zahlen, also fast ein Viertel 
aller Rentner. Klar und deutlich: Die Durchschnittsren¬ 
ten in Deutschland sind zu niedrig. Sie müssen deutlich 
steigen. 

(Beifall bei der LINKEN - Markus Kurth 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das eine hat 
mit dem anderen nichts zu tun!) 

Durchschnittsrenten von 1 100 bis 1 200 Euro brutto dür¬ 
fen auf gar keinen Fall auch noch besteuert werden. 

Meine Damen und Herren, wir leben in einem reichen 
Land. Deshalb darf niemand im Alter in Armut leben 
müssen, und dämm fordern wir Linken eine einkom¬ 


mens- und vermögensgeprüfte solidarische Mindestrente (C) 
von derzeit 1 050 Euro netto. 

(Beifall bei der LINKEN - Cansel Kiziltepe 
[SPD]: Hat nichts mit dem Thema zu tun!) 

Damm fordert Die Linke, den Grundfreibetrag von heute 
764 Euro sofort auf 1 050 Euro anzuheben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Der Grund für die immer höhere Steuerbelastung der 
Rentnerinnen und Rentner ist die im Jahr 2004 von Rot- 
Grün beschlossene Umstellung auf die sogenannte nach¬ 
gelagerte Besteuerung der Renten. 

(Cansel Kiziltepe [SPD]: Das Verfassungsge¬ 
richt wollte das!) 

Was heißt das? Seit 2005 steigt der Anteil der Rente, der 
besteuert wird, Jahr für Jahr. Aktuell werden 78 Prozent 
der Alterseinkünfte besteuert. Wer 2040 in Rente gehen 
wird, muss dann auf seine gesamten Renteneinkünfte 
Steuern zahlen. 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Und die Beiträge sind steuerfrei! Muss 
man dazusagen!) 

Meine Damen und Herren, die nachgelagerte Besteue¬ 
rung ist eigentlich eine gute Idee. 

(Zuruf von der FDP: Eben!) 

Denn mit der zunehmenden Besteuerung der Renten 
werden bis 2025 die Steuern auf die Rentenbeiträge, die 
während des Arbeitslebens zu zahlen sind, komplett ab- (D) 
geschafft. Da man regelmäßig im Erwerbsleben höhere 
Einkünfte als in der Rentenphase hat und in unserem 
Steuersystem höhere Einkommen auch höher besteuert 
werden, zahlen Menschen - auf ihr ganzes Leben gese¬ 
hen - weniger Steuern als nach dem alten Prinzip. Heute 
können nur 88 Prozent der Altersvorsorgebeiträge von 
der Steuer abgesetzt werden. Ab 2025 wird dann auf alle 
Renten- und Altersvorsorgebeiträge kein Cent Steuern 
mehr fällig werden. 

Nun ein Wort an die Jüngeren. Wer um 2070 in Rente 
gehen wird, kann sich freuen. Er oder sie konnte während 
des kompletten Arbeitslebens von 2025 bis 2070 mehr 
Rentenbeiträge von der Steuer absetzen, als dann im Al¬ 
ter Steuern auf die Rente zu zahlen sein werden. Deshalb 
unterstützen wir das Prinzip der nachgelagerten Besteu¬ 
erung. Aber: Es darf nicht passieren, dass Menschen bis 
2070 die Doppelbesteuerung droht. Deshalb fordert Die 
Linke: 

Erstens. Die Abschmelzung des Rentenfreibetrags 
muss bis 2070 gestreckt werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das ist unser Vorschlag, den die AfD in ihrem Antrag von 
uns Linken abgeschrieben hat. 

(Lachen bei der AfD - Udo Theodor 
Hemmelgarn [AfD]: So tief sind wir noch 
nicht gesunken!) 

Deshalb sage ich: Der AfD-Antrag ist völlig überflüssig. 
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(A) Zweitens. Wir fordern, dass die Finanzämter auf An¬ 
trag eine mögliche Doppelbesteuerung berechnen. Nie¬ 
mand darf gezwungen sein, das mühsam vor Gericht ein¬ 
klagen zu müssen. 

Drittens. Das Rentenniveau muss auf 53 Prozent er¬ 
höht und der Rentenfreibetrag entsprechend neu berech¬ 
net werden. 

Liebe Koalition, im Interesse von Millionen Rentne- 
rinnen und Rentnern: Keine Steuern auf niedrige Ren¬ 
ten - Doppelbesteuerung abschaffen! 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Birkwald. - Als Nächster 
hat das Wort der Kollege Olav Gutting, CDU/CSU-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Olav Gutting (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Verehrte Zuhörer! Wir dürfen uns heute mit diesen zwei 
Anträgen der Linken und der AfD zum Thema Rentenbe¬ 
steuerung befassen - ein wichtiges Thema, ein generati- 
oneniibergreifendes Thema. Wir wissen: Das Bundesver¬ 
fassungsgericht hat uns 2002 aufgegeben, die damalige 
Praxis der Rentenbesteuerung zu ändern und eine Neu¬ 
regelung zu schaffen, die sogenannte nachgelagerte 

(B) Besteuerung. Dem ist der Gesetzgeber dann nachge¬ 
kommen. Seit 2005 gibt es dieses neue Recht. Die Über¬ 
leitung in die sogenannte nachgelagerte Besteuerung war 
ein richtiger Schritt. Sie fügt sich in unser Steuersystem 
ein; denn sie geht danach, dass wir besteuern zum Zeit¬ 
punkt des Zuflusses. 

Für den Bürger ist die nachgelagerte Besteuerung in 
der Regel von Vorteil. Das Einkommen im Rentenalter 
ist regelmäßig geringer als während des Erwerbslebens, 
sodass die Rentenzahlungen aufgrund der Steuerprogres¬ 
sion, die wir ja haben, mit einem niedrigeren Steuersatz 
belastet werden. 

Die vorliegenden Anträge von AfD und Linken erwe¬ 
cken aber teilweise den Eindruck - das haben wir eben 
auch bei der Rede des Kollegen Birkwald gehört dass 
bereits die Tatsache, dass immer mehr Rentner ihre Rente 
der Steuer zu unterwerfen haben, an sich verwerflich ist. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Durch¬ 
schnittsrentner und Bezieher niedriger Ren¬ 
ten!) 

Sie schieiben ja in Ihrem Antrag: 

Seit der schrittweisen Einführung der sogenannten 
nachgelagerten Besteuerung im Jahr 2005 hat sich 
die Zahl der steuerbelasteten Rentnerinnen und 
Rentner beinahe verdoppelt. 

Da fehlt dann nur noch das Wort: Das ist skandalös. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
habe ich nicht gesagt!) 


- Aber so hat es sich angehört. 

(Kerstin Kassner [DIE LINKE]: Verdrehung 
von Ursache und Wirkung!) 

Dazu ist Folgendes festzustellen: Die Steuerbelastung 
von Renten ist grundsätzlich erst mal nicht zu kritisieren. 
Vielmehr ist sie eine Folge der höheren Rentenauszah¬ 
lungen. Die Rentenerhöhungen der letzten Jahre machen 
sich hier bemerkbar und eben die Überleitung in das Sys¬ 
tem der nachgelagerten Besteuerung. 

Es darf und sollte hier keinesfalls der Eindruck entste¬ 
hen, dass die Besteuerung von Rentenbezügen insgesamt 
unzulässig und fragwürdig sei. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Hat 
keiner gesagt! Die Doppelbesteuerung ist das 
Problem!) 

Um es noch mal klarzustellen: Die Besteuerung von Ren¬ 
tenbezügen ist das Spiegelbild der Abzugsfähigkeit von 
Vörsorgeaufwendungen, und sie ist deswegen auch sys¬ 
tematisch richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn hier nun versucht wird, fast jede Besteuerung 
von Renten als eine Doppelbesteuerung darzustellen, 
dann ist das eigentlich unseriös; denn es gibt aufgrund 
der unterschiedlichen Erwerbsbiografien, aufgrund un¬ 
terschiedlicher Eintritte ins Rentenalter, aufgrund unter¬ 
schiedlicher Rentenbezugszeiten, 

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Sie haben den 
Antrag gar nicht gelesen!) 

aufgrund der Pauschalierungen in den Übergangsrege¬ 
lungen, insgesamt durch die Komplexität unseres Ren¬ 
tensystems tatsächlich bei wenigen Rentnern den Fall, 
dass es dazu kommt, dass sie auf Teile ihrer Rente Steu¬ 
ernbezahlen, obwohl bereits die Beitragszahlung teilwei¬ 
se der Steuer unterworfen wurde. Schon damals, bei der 
Diskussion um den Entwurf des Alterseinkünftegesetzes, 
haben wir Einzelfälle identifiziert, bei denen es tatsäch¬ 
lich zu einer nicht gewollten Doppelbesteuerung kom¬ 
men kann. Durch die Initiative der CDU/CSU-Fraktion 
haben wir damals in dieses Gesetz eine Öffnungsklausel 
eingebaut, und die hat sich in der Praxis bewährt. Damit 
wird jedenfalls eine Zweifachbesteuerung definitiv aus¬ 
geschlossen. Der Steuereffekt in der Gesamtbetrachtung 
bleibt neutral. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Birkwald? 

Olav Gutting (CDU/CSU): 

Entschuldigung, nach Ihren Ausführungen hinsicht¬ 
lich der notwendigen Geschwindigkeit heute Abend wür¬ 
de ich darauf verzichten wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 
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(A) Damit wir uns richtig verstehen, meine Damen und 
Herren, liebe Kollegen: Eine Doppelbesteuerung ist in 
jeder Form abzulehnen. Das gilt im Übrigen nicht nur 
für Einzelpersonen, sondern auch für Unternehmen. Bei 
diesen wird nämlich leider Doppelbesteuerung viel zu oft 
hingenommen, zum Beispiel infolge von fehlenden in¬ 
ternationalen Abstimmungen oder gewerbesteuerlichen 
Verwerfungen. Aber das soll jetzt hier nicht das Thema 
sein. 

Es kann vielmehr, wie schon angedeutet, durchaus 
sein, dass nicht alle Steuerpflichtigen von der steuerli¬ 
chen Entlastung durch den Abzug von Rentenbeiträgen 
gleichermaßen profitieren konnten. Diese Fälle wird es 
auch nach dem kompletten Systemwechsel im Jahr 2040 
geben. Aber das Steuerrecht kann nicht immer die Ein¬ 
zelfallgerechtigkeit im Detail garantieren. 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Ja, so ist das!) 

Das kann man beklagen. Aber diese Fälle, meine Damen 
und Herren, sind keine Doppelbesteuerungsfälle. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
falsch!) 

Die Linksfraktion will nun den steuerlichen Grund¬ 
freibetrag auf mindestens 12 600 Euro pro Jahr anheben. 
Auch dazu nur kurz: Wir haben vor einem knappen hal¬ 
ben Jahr das steuerliche Existenzminimum um 169 Euro 
angehoben. Das hat knapp 3,5 Milliarden Euro gekostet. 
Und Sie wollen jetzt tatsächlich den Grundfreibetrag um 
das 15-Fache dieser Erhöhung steigern. Ich weiß, bei den 
Linken wächst das Geld auf den Bäumen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein, 
dann kann man an anderer Stelle Steuern er¬ 
höhen! Bei denen, die es haben!) 

Aber das ist jedenfalls nicht seriös. 

Es mag für viele Rentner lästig sein - dafür habe ich 
großes Verständnis -, dass sie nach einigen Jahren ohne 
Steuererklärung, insbesondere jetzt, bedingt durch die 
erheblichen Rentensteigerungen in den letzten Jahren, 
auf einmal wieder Steuererklärungen abgeben müssen. 
Ja, das ist lästig. Aber dieser Mehraufwand wird durch 
den Übergang zu vorausgefüllten Steuererklärungen in 
Zukunft deutlich erleichtert, und er ist jedenfalls kein 
Grund, die Steuersystematik insgesamt zu ändern. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da 
klatscht noch nicht mal Ihre eigene Fraktion!) 

Was mich allerdings mit Sorge umtreibt - das will 
ich zugeben -, sind die Fälle, die wir immer wieder er¬ 
leben, bei denen es zu Nachforderungen vom Finanzamt 
kommt. Rentner, die oftmals mangels eines direkten Ab¬ 
zugs über Jahre hinweg gar nicht wissen, dass sie eine 
Steuererklärung abgeben müssen, werden dann ja erst im 
Rahmen der Veranlagung besteuert, und das führt dann, 
obwohl es über das Jahr hinweg nur eine kleine Summe 
ist, plötzlich zu einer großen Nachzahlung. Da stehen 
dann viele Rentnerinnen und Rentner vor einem Berg; 
und das ist wirklich misslich. Dafür, dass da Ärger auf¬ 
kommt, habe ich großes Verständnis. 


Deswegen muss es unser Ziel sein, dass wir die steu- (C) 
erlichen Pflichten für die Bezieher von Alterseinkünften 
vereinfachen und eine zeitnahe Besteuerung gewährleis¬ 
ten. Ich glaube, das ist die zentrale Aufgabe, der wir uns 
als Gesetzgeber stellen müssen, der sich aber auch die Fi¬ 
nanzverwaltung stellen muss. Das müssen wir angehen. 
Jedenfalls helfen uns Schaufensteranträge wie die heute 
vorgelegten da nicht weiter. Herr Birkwald, da muss ich 
Ihnen zustimmen bzw. widersprechen: Nicht nur der An¬ 
trag der AfD ist unnötig, Ihrer auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Gutting. - Als nächste 
Rednerin hat das Wort die Kollegin Ulrike Schielke- 
Ziesing, AfD-Fraktion. 

(Beifall bei der AfD) 

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Verehrte Bürger! Mit dem Alterseinkünftegesetz 
wurde 2004 die sogenannte nachgelagerte Rentenbesteu¬ 
erung stufenweise eingeführt. Dieses Gesetz war die Re¬ 
aktion auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahre 2002. Dort wurde verfügt, dass auch Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung nachgelagert 
zu versteuern sind. Es wurde in diesem Urteil aber auch 
festgehalten, dass eine Doppelbesteuerung unbedingt 
und in jedem Falle zu vermeiden sei. 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Machen wir (D) 

ja auch!) 

Mit dem Alterseinkünftegesetz wurde eine Über¬ 
gangslösung mit einem Stufenmodell zur Freistellung 
der Beiträge und zur Besteuerung der Renten eingeführt. 

Diese Übergangslösung entspricht aber nicht der Vorga¬ 
be des Bundesverfassungsgerichtes, 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Absolut 
falsch!) 

da sie von einer zu kurzen Übergangsphase ausgeht. 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Falsch!) 

Wenn man einen Eckrentner mit einer Beitragszeit von 
45 Jahren zugrunde legt, dann dürfte, ausgehend von ei¬ 
ner vollen steuerlichen Abzugsfähigkeit der Beiträge ab 
2025, eine volle Rentenbesteuerung erst mit einem Ren¬ 
tenbeginn ab 2070 vorgenommen werden. Der Gesetzge¬ 
ber hat diese Übergangsphase aber um 30 Jahre verkürzt. 

Die Folge ist, dass Rentner eine Rente erhalten, bei der 
die Beiträge teilweise versteuert wurden, 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Falsch!) 

und nun auf diese Renten wieder Steuern gezahlt werden 
müssen. Was ist das denn anderes als eine Doppelbesteu¬ 
erung? 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Stimmt ja 
nicht! - Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Nur 
weil Sie es nicht verstehen, ist es noch keine 
Doppelbesteuerung!) 
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Genau hier hat das Bundesverfassungsgericht verfügt, 
dass eine Doppelbesteuerung unbedingt zu vermeiden 
sei. Mit dem Alterseinkiinftegesetz sollte sichergestellt 
werden, dass Pensionäre gegenüber Rentnern nicht be¬ 
nachteiligt werden. Im Ergebnis stehen nun die Rentner 
mit Rentenbeginn ab 2016 schlechter da als die Pensio¬ 
näre. Im Jahre 2040 müssen beide ihre Alterseinkünfte 
voll versteuern; aber die normalen Rentner mussten in 
den Jahren vor 2025 Beiträge zahlen. 

Dieses Problem ist den jeweiligen Finanzministern 
schon von Anfang an bekannt. Bereits im Jahr 2004 gab 
der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger eine 
Stellungnahme zur drohenden Doppelbesteuerung ab. 
Aber was hat die Bundesregierung bisher gegen die Dop¬ 
pelbesteuerung unternommen? Nichts! Sie schwadronie¬ 
ren vor dem Wahlkampf von einer Respektrente, lassen 
jedoch unsere Rentner im Stich, wenn es wirklich darauf 
ankommt. 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Brehm 
[CDU/CSU]: Stimmt nicht!) 

Unsere Rentner sind auf sich allein gestellt und müs¬ 
sen in aufwendigen Gerichtsverfahren gegen die Doppel¬ 
besteuerung Vorgehen, 

(Zuruf des Abg. Markus Kurth [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

obwohl es die Aufgabe des Gesetzgebers wäre, die Dop¬ 
pelbesteuerung zu verhindern, wie das Bundesverfas¬ 
sungsgericht klar vorgegeben hatte. Diverse Bundesre¬ 
gierungen schafften es bis heute nicht, eine Abhilfe für 
die Rentner zu erarbeiten. Diese Untätigkeit ist nicht nur 
beschämend; das zeigt auch, welchen Stellenwert die 
Rentner bei Ihnen haben. 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Brehm [CDU/ 
CSU]: Deswegen wählen die ja auch uns!) 

Bei der Ost-West-Angleichung oder im Falle der in 
der DDR geschiedenen Frauen wartet die Bundesregie¬ 
rung ja auch erst einmal ab. Abwarten und Nichtstun hat 
sich anscheinend in der ganzen Regierung etabliert. 

(Beifall bei der AfD) 

Angesichts der Vorgabe des Bundesverfassungsge¬ 
richtes ist jedoch ein Abwarten etwaiger finanzgericht- 
licher Entscheidungen zur Besteuerung der Renten nicht 
sachgerecht. Es gibt Rentner, die sich gegen die Doppel¬ 
besteuerung wehren können und dies auch tun. Es ist ein 
mühsamer Prozess, bei dem sämtliche Einkommensteu¬ 
erbescheide aus dem Erwerbsleben nachgewiesen wer¬ 
den müssen. Die Klageverfahren ziehen sich über Jahre 
hin. Diese Tortur können und dürfen wir unseren Rent¬ 
nern nicht zumuten. 

(Beifall bei der AfD) 

Daher fordern wir als AfD-Fraktion die Bundesregie¬ 
rung auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die 
Fehlentwicklung bei der Rentenbesteuerung korrigiert 
wird. In unserem Antrag - den wir uns selbst ausgedacht 
haben - 

(Lachen des Abg. Markus Herbrand [FDP] - 
Cansel Kiziltepe [SPD]: Wow!) 


schlagen wir vor, die Übergangsphase in der Rentenbe- (C) 
Steuerung um 30 Jahre zu strecken. Eine solche Verlän¬ 
gerung der Übergangsphase ist geboten, weil erst mit 
unserem Modell sichergestellt ist, dass bei einem an¬ 
genommenen Eckrentner sämtliche zugrundeliegenden 
Rentenbeiträge steuerlich voll abzugsfähig waren. 

Für eine Regierung ist es natürlich schwer, auf schon 
verplante Steuereinnahmen zu verzichten. Sie sollten 
es hier aber tun; denn diese Steuern ziehen Sie nicht zu 
Recht ein. Und Sie würden damit endlich die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts Umsetzern 

Meine Damen und Herren aus der Regierung und im 
Besonderen die Genossen unter Ihnen, beseitigen Sie erst 
einmal die von Ihnen in der Vergangenheit eingeführten 
Ungerechtigkeiten wie die Doppelbesteuerung oder die 
Doppelverbeitragung bei den Betriebsrenten, bevor Sie 
im Wahlkampfwahn weitere Ungerechtigkeiten - Stich¬ 
wort: Grundrente - einführen. 

(Beifall bei der AfD) 

Doppelt hält nicht immer besser. Für Sie ist es nur eine 
Gesetzeskorrektur, aber für unsere Rentner ist es eine 
Ungerechtigkeit, die beseitigt werden muss. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD - Markus Kurth [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unsinn hoch zehn!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Als nächste Rednerin (D) 
hat das Wort die Kollegin Cansel Kiziltepe, SPD-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der SPD) 

Cansel Kiziltepe (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Rente ist ein wichtiges Thema, nicht nur für ältere Men¬ 
schen in unserem Land. Deswegen ist es umso wichti¬ 
ger, dass es bei diesem Thema auch gerecht zugeht, und 
deswegen müssen wir die Sorgen von Rentnerinnen und 
Rentnern ernst nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Genau das tun wir. Respekt vor Lebensleistung - das ist 
unser Anspruch als SPD. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das gilt auch für die mögliche Doppelbesteuerung, 
über die wir heute hier debattieren. Im Jahr 2005 - es 
wurde schon öfters gesagt - gab es einen Systemwech¬ 
sel in der Besteuerung der Renten: Die Rentenbeiträge 
werden nicht besteuert, die Auszahlung hingegen wird in 
Zukunft besteuert. Damit sind wir damals der Entschei¬ 
dung des Bundesverfassungsgerichts gefolgt, das gesagt 
hatte: Die unterschiedliche Besteuerung von Pensionen 
und Renten ist verfassungswidrig. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber 
ihr habt es schlecht umgesetzt!) 
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Weil dies ein komplizierter Systemwechsel war, wur¬ 
de damals eine Regierungskommission beauftragt, diese 
Übergangsregelung auszuarbeiten. Die Kommission hat 
eine Lösung gesucht, die erstens einen gerechten Über¬ 
gang ermöglicht, zweitens machbar ist und drittens die 
Doppelbesteuerung ausschließt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das Ergebnis ist der Systemwechsel, den wir im Mo¬ 
ment durchlaufen. Eine Doppelbesteuerung gibt es nach 
diesem System nicht und soll es nicht geben, zumindest 
wenn man die gängige Berechnungsmethode zugrunde 
legt. 

Es gibt aber eine Studie - auf diese beziehen sich 
sowohl die Linken als auch die AfD -, die andere An¬ 
nahmen zugrunde legt. Daraus ergibt sich eine andere 
Berechnungsmethode. Als Ökonomin kann ich Ihnen sa¬ 
gen: Annahmen sind entscheidend für das Ergebnis. Ich 
möchte Ihnen ein Beispiel geben: Wer denkt, dass Wind¬ 
räder hinter den vermehrten Stürmen stehen, kommt 
auch zu dem Schluss, dass die Windenergie schuld am 
Klimawandel ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Heiter¬ 
keit der Abg. Lothar Binding [Heidelberg] 
[SPD] und Markus Herbrand [FDP]) 

Okay, das ist ein Extrembeispiel, liebe Kolleginnen und 
Kollegen; aber einige in der AfD glauben das. Bevor wir 
aber bewerten, ob das Ergebnis für bare Münze genom¬ 
men werden kann, müssen wir schauen, welche Annah¬ 
men zugrunde liegen. 

Bei der Frage der Doppelbesteuerung geht es im 
Kern um eine Annahme, nämlich um die Frage: Wel¬ 
che Freibeträge werden im Alter berücksichtigt? Wenn 
sie berücksichtigt werden - wie in der herkömmlichen 
Berechnungsmethode -, dann ist eine Doppelbesteue¬ 
rung nahezu ausgeschlossen. Der Regelfall ist sogar eine 
Minderbesteuerung. Deren Höhe schätzen Wissenschaft¬ 
ler der Humboldt-Universität zu Berlin im Schnitt auf 
11,9 Prozent. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Mit anderen Worten: Der Systemwechsel entlastet die 
meisten sogar. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eins möchte ich 
noch einmal klarstellen: Wir nehmen die Sorgen der 
Rentnerinnen und Rentner in diesem Land ernst. Bei 
dem Systemwechsel war klar: Doppelbesteuerung soll 
und darf es nicht geben. Deswegen wurde die Reform in 
enger Kooperation mit der Wissenschaft entwickelt. Eine 
Debatte über das Berechnungsverfahren wollen wir nicht 
ausschließen; im parlamentarischen Verfahren werden 
wir das selbstverständlich noch einmal prüfen. Aber eins 
sollen Sie wissen: Wir werden uns für eine bessere, hö¬ 
here und sichere Rente einsetzen. Dafür müssen wir das 
Rentenniveau nicht nur stabilisieren, sondern erhöhen. 
Die Rente muss Lebensleistung honorieren, auch mit der 
Grundrente. Und dafür stehen wir als SPD. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Nächster Redner ist für 
die FDP-Fraktion der Kollege Markus Herbrand. 

(Beifall bei der FDP) 

Markus Herbrand (FDP): 

Herr Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! Rentenbesteuerung vereinfachen und Doppelbesteu¬ 
erung vermeiden bzw. abschaffen - so lauten die Titel der 
eingebrachten Anträge. Diese Anliegen unterstützen auch 
wir im Grundsatz. Denn das eine, die Vereinfachung, 
haben wir eigentlich schon selber gefordert und Vorla¬ 
gen dazu eingebracht. Da haben Sie also abgeschrieben. 
Das andere, die Doppelbesteuerung zu vermeiden bzw. 
abzuschaffen, entspricht dem Auftrag des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts aus seinem Urteil zur Ungleichbehandlung 
von gesetzlichen Renten und Pensionen. Das Gericht hat 
darin ganz deutlich zum Ausdruck gebracht, dass der Ge¬ 
setzgeber bei seiner Neuausgestaltung der Besteuerungs¬ 
regeln sicherzustellen hat, dass eine Doppelbesteuerung 
vermieden wird. 

Darüber, ob es überhaupt zu einer Doppelbesteuerung 
kommt und welche gesetzgeberischen Folgen das haben 
muss, muss eine Debatte geführt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Bislang jedenfalls sind die Finanzgerichte in allen Urtei¬ 
len und auch der Wissenschaftliche Dienst des Bundes¬ 
tages immer zu dem Ergebnis gelangt, dass eine verfas¬ 
sungswidrige Doppelbesteuerung nicht vorliegt. 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Ausschließ¬ 
lich!) 

Im Kern - das wurde schon gesagt - geht es darum, 
dass im Rahmen einer Übergangsregelung über mehrere 
Jahrzehnte die Besteuerung der Renten auf der einen Sei¬ 
te schneller greift als die Freistellung der Vörsorgeauf- 
wendungen von der Steuer auf der anderen Seite. Dies zu 
ermitteln, bedarf der Kenntnis ganz vieler Faktoren wie 
beispielsweise der Erwerbsbiografie, des Familienstan¬ 
des, der abzugsfähigen Vorsorgeaufwendungen, der un¬ 
terschiedlichsten Höchstbetragsberechnungen in all den 
Jahren. Außerdem benötigen wir genaues und komplexes 
Wissen darüber, wie sich diese Faktoren im Laufe des 
gesamten Besteuerungszeitraums bei immer wieder ver¬ 
änderten Gesetzen in der Vergangenheit auf die Besteu¬ 
erung auswirken. Das, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist in der Tat steuerpolitisches Hochreck - und 
wer hoch turnt, der kann auch mal tief fallen. 

Die Kolleginnen und Kollegen der Linken schlagen 
vor, den Grundfreibetrag und das Rentenniveau anzuhe¬ 
ben. Darüber kann man streiten, ist aber hier aus meiner 
Sicht völlig sachfremd. Beides hat überhaupt nichts mit 
der zur Debatte stehenden Frage der Versteuerung zu tun. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber 
mit Rentenpolitik!) 
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(A) Das ist Sozialpolitik mit der Gießkanne, wie von der Lin¬ 
ken gewohnt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Im Übrigen vermittelt der Antrag - ich unterstelle so¬ 
gar: bewusst - falsche Eindrücke. 

(Zuruf des Abg. Harald Weinberg [DIE 
LINKE]) 

Sie wollen glauben machen, dass die Erhöhung der An¬ 
zahl steuererklärungspflichtiger Rentner in den letzten 
Jahren ausschließlich mit der Änderung der Versteuerung 
zu tun hat. Dabei ist die Ursache eher der automatische 
Informationsaustausch, den es erst seit einigen Jahren 
zwischen den Rentenversicherungsträgern und der Fi¬ 
nanzbehörde gibt. 

Außerdem suggerieren Sie, dass alle Rentner Einkom¬ 
mensteuer zahlen. Richtig ist aber, dass Rentner in den 
meisten Fällen erst dann Einkommensteuer zahlen, wenn 
neben der Rente noch weitere Einkünfte bezogen wer¬ 
den. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Auch Sie müssten eigentlich wissen, dass in Deutschland 
nicht nach Alter oder Status besteuert wird, sondern aus¬ 
schließlich nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Davon darf man auch Rentner nicht ausnehmen. 

(B) 

(Zuruf des Abg. Udo Theodor Hemmelgarn 
[AfD]) 

Der Ansatz der AfD, der, wie in der Begründung des 
Antrags beschrieben, eine pauschale zeitliche Streckung 
der Übergangsphase auf der Auszahlungsseite vorsieht, 
ist in der Tat eine von mehreren in der Fachwelt debat¬ 
tierten Optionen. Es gibt aber auch noch andere Vorschlä¬ 
ge. Wir werden allen Lösungsansätzen mit der gebotenen 
Ernsthaftigkeit nachgehen. 

Um der Komplexität des Themas angemessen nachzu¬ 
kommen, benötigen wir intensive Beratungen im Finanz¬ 
ausschuss, sonst laufen wir wie bei der Erbschaftsteuer, 
bei der Grundsteuer und jetzt offenbar auch beim Soli¬ 
daritätszuschlag sehenden Auges in die Verfassungswid¬ 
rigkeit hinein. Das wird die FDP zu verhindern wissen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Herbrand. - Als nächster 
Redner hat das Wort der Kollege Markus Kurth, Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Po¬ 
litik beginnt mit dem Betrachten der Wirklichkeit, und 


die blitzt an einer Stelle sogar in dem Antrag der Linken (C) 
auf. Im Feststellungsteil heißt es nämlich: „... die nachge¬ 
lagerte Besteuerung“ wird „über das gesamte Leben be¬ 
trachtet zu einer Entlastung führen“. Damit könnte man 
diesen Antrag eigentlich auch gleich beiseitelegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Heiterkeit des Abg. Markus Herbrand [FDP] - 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Eben 
nicht!) 

Dass es zu einer Entlastung führt, hat schon im März 
dieses Jahres der ansonsten von Ihnen gern als Sach¬ 
verständiger eingeladene Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, Ulrich 
Schneider, noch einmal bestätigt. Im Gesetzentwurf sei¬ 
nerzeit ist der Bund von Mindereinnahmen in Höhe von 
15 Milliarden Euro ausgegangen, ln einer Stellungnahme 
dazu hat das RWI, ein Wirtschaftsinstitut, sogar 22 Mil¬ 
liarden Euro Steuermindereinnahmen durch den Umstieg 
in die nachgelagerte Besteuerung festgestellt. Das heißt 
also: Durch den Umstieg in die nachgelagerte Besteue¬ 
rung sind die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler unter 
dem Strich entlastet worden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Sepp Müller 
[CDU/CSU]) 

Daran muss man an dieser Stelle unbedingt noch einmal 
erinnern. 

Da dieses Gesetz in meiner ersten Legislaturperiode 
als Mitglied des Deutschen Bundestags verabschiedet 
wurde, weiß ich noch genau, dass wir als Gesetzgeber (D) 
damals einen Sicherheitspuffer eingebaut haben. 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben nämlich das Entlastungsvolumen bei den Bei¬ 
tragszahlungen größer gestaltet als den Aufwuchs der 
Steuerpflicht bei der Rente. 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Hat er recht!) 

Das Bundesverfassungsgericht, das von Ihnen jetzt infla¬ 
tionär bemüht wird, 

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]) 

hat 2015 in einem Beschluss noch einmal festgehalten, 
dass der Besteuerungsanteil für die Rente, der erstmalig 
2005 bei 50 Prozent festgesetzt wurde, sogar hätte höher 
angesetzt werden können. Es ist also ein Puffer eingebaut 
worden. 

Wie der Kollege Gutting richtigerweise schon ausführ¬ 
te, kann ein Gesetzgeber bei dieser Frage natürlich nur 
typisiert Vorgehen. Es kann nicht jeder Einzelfall bis auf 
den letzten Cent durchgerechnet werden. Und auch Sie 
von den Linken gestehen das im Begründungsteil Ihres 
Antrags in gewisser Weise ein. Sie schreiben: Wie hoch 
die tatsächliche steuerliche Belastung ausfallen wird, 
hängt im Einzelfall allerdings davon ab, ob weitere Ein¬ 
künfte vorhanden sind, ob zusammenveranlagt wird, ob 
mit dem Splittingtarif besteuert wird, welche Ausgaben 
für Versicherung, Vereins- und Gewerkschaftsmitglied¬ 
schaften da sind, welche Krankheitskosten abgesetzt 
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(A) werden können usw. usf. - Das alleine macht schon deut¬ 
lich, was Sie selbst über die Komplexität der Besteuerung 
in Ihrem Antrag sagen: dass der Gesetzgeber gezwungen 
ist, eine typisierte Verfahrensweise vorzunehmen. 

Darum kann man sagen: Generell und im Allgemeinen 
liegt Doppelbesteuerung überhaupt nicht vor. Sie reden 
hier beide über ein nicht existentes Problem, um Rentne- 
rinnen und Rentner zu verunsichern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordne¬ 
ten der SPD und der FDP) 

Das ist ein von beiden Enden des Hauses komplett unse¬ 
riöser politischer Ansatz. 

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]) 

Ich würde mich hier zu dieser Zeit viel lieber über die 
Zukunftsfestigkeit der Rente unterhalten als über diese 
Art von suggestiv gebastelten Anträgen. 

Der einzige sogenannte Sachverständige, auf den Sie 
sich berufen, ist der den Fachleuten bekannte Herr Siepe. 

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]) 

Das ist der Einzige weit und breit, der jedes Jahr diesel¬ 
ben Argumente wiederholt und der behauptet, dass der 
Grundfreibetrag bei der Steuer nicht eingerechnet wer¬ 
den dürfte, und der mit teilweise sehr absurden - jeden¬ 
falls methodisch fragwürdigen - Argumenten die These 

(B) der Doppelbesteuerung untermauert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich glaube, das kann keine ernsthafte Beratungsgrund¬ 
lage sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kurth. - Lieber Kollege 
Birkwald, ich will Sie darauf hinweisen: Wenn Sie sich 
bei jedem Redner melden, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ich 
habe nur eine Zwischenfrage stellen wollen!) 

würden Sie die Ihnen zugewiesene Redezeit vervierfa¬ 
chen können. Das ist nicht der Sinn der Veranstaltung. 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Ich hätte die Frage auch nicht zugelas¬ 
sen!) 

- Herr Kurth sagt genau wie Herr Gutting, er hätte die 
Frage auch nicht zugelassen. Ich habe sie ja auch nicht 
zugelassen. Insofern sind wir einer Meinung. 

Als nächster Redner hat das Wort der Kollege 
Sebastian Brehm, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Sebastian Brehm (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahr 2002 wurde die Besteuerung der gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherung für verfassungswidrig erklärt. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht forderte den Gesetzgeber auf, 
zum 1. Januar 2005 eine Neuregelung der Besteuerung 
der Renten vorzunehmen. Dies wurde mit dem Altersein¬ 
künftegesetz zum 1. Januar 2005 umgesetzt. 

Bis zu diesem Zeitpunkt war der zu versteuernde Er¬ 
tragsanteil, abhängig vom Alter des Bezugsberechtigten, 
zum Zeitpunkt des Renteneintritts auf 27 bis 35 Prozent 
festgelegt. Ein Rentner mit 1 000 Euro Rente musste also 
270 bis 350 Euro der Besteuerung unterwerfen. Auf¬ 
grund des damaligen Grundfreibetrags von 7 664 Euro 
im Jahr 2005 wurden Renten bis zu einer Gesamthöhe 
von monatlich 1 825 Euro steuerlich nicht veranlagt. 

Zusätzlich blieben die Arbeitgeberbeiträge zur gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung beim Arbeitnehmer gänzlich 
steuerfrei. Diese steuerfreien Arbeitgeberbeiträge waren 
übrigens auch der Grund dafür, dass das Bundesverfas¬ 
sungsgericht in seinem Urteil aus dem Jahr 2002 Verfas¬ 
sungswidrigkeit festgestellt hat. Es erfolgte nämlich nach 
Ansicht des Bundesverfassungsgerichts eine unterschied¬ 
liche Behandlung der Besteuerung der Beamtenpensio¬ 
nen und der Besteuerung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Nach dem Gleichheitsgrundsatz 
war das verfassungswidrig. 

Mit dem Alterseinkünftegesetz wurde von der da¬ 
maligen Regierung die schrittweise Einführung der 
nachgelagerten Besteuerung von Renten eingeführt und 
korrespondierend dazu eine jährliche Erhöhung der steu¬ 
erlichen Abzugsfähigkeit der Beiträge zur Altersvorsorge 
als Sonderausgabe. Über die steuerlichen Vorteile wur¬ 
de gerade ja auch schon viel gesprochen. Ab dem Jahr 
2025 sind Beiträge zur Altersvorsorge zu 100 Prozent ab¬ 
ziehbar, während die Einkünfte aus Renten erst ab dem 
Jahr 2040 zu 100 Prozent zu versteuern sind. Und diese 
zeitliche Diskrepanz - der Kollege hat gerade daraufhin¬ 
gewiesen - wurde bewusst gewählt, um Doppelversteu¬ 
erungen zu vermeiden. Und zur weiteren Abfederung 
wurde noch ein Altersentlastungsbetrag eingeführt, der 
zukünftig auch abgeschmolzen wird: Damals waren es 
1 900 Euro, heute sind es 912 Euro. 

Ein Rentner, der im Jahr 2018 1 000 Euro Rente be¬ 
zieht - um in unserem Beispiel zu bleiben -, muss zwar 
einen monatlichen Beitrag von 760 Euro der Versteue¬ 
rung unterwerfen, berücksichtigt man aber den heutigen 
Freibetrag von 9 000 Euro und nimmt man den Alters¬ 
entlastungsbetrag hinzu, fällt auch in dem Beispielsfall 
keine Einkommensteuer auf die Rente an. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der sukzessiven 
Erhöhung des Grundfreibetrags wollen wir - und das 
wollen wir auch weiterhin - die kleinen und mittleren 
Einkommen entlasten, somit auch die Rentnerinnen und 
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Sebastian Brehm 

(A) Rentner. Sie als Linke fordern heute die Erhöhung des 
Grundfreibetrags, stimmt’s? 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja!) 

Aber als wir letztes Jahr mit dem Familienentlastungsge¬ 
setz den Grundfreibetrag erhöht haben, haben Sie nicht 
zugestimmt. Das ist doch widersinnig in Ihrer Politik. 
Also, das kann ich nicht verstehen, tut mir leid. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der FDP - Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Wir haben nicht da¬ 
gegengestimmt!) 

Aber zurück zum eigentlichen Kern. Das Ziel im 
Jahr 2005 war - und das bleibt es auch bis heute dass 
Renten, die aus vollbesteuerten Rentenbeiträgen gezahlt 
werden, auch heute steuerfrei bleiben. Dieser Grundsatz 
gilt bis heute. Jetzt stellt sich die Frage: Gibt es Grenzfäl¬ 
le, die aufgrund der Umstellung zur nachgelagerten Be¬ 
steuerung doch zu einer Doppelbesteuerung führen? Das 
ist übrigens noch überhaupt nicht geklärt. Die von Ihnen 
zitierten Quellen haben noch keinen Beweis erbracht, ln 
keinem einzigen Gerichtsurteil wurde dies bestätigt, ln 
jedem Urteil wurde festgestellt, dass es gar keine Dop¬ 
pelbesteuerung bei den Rentnerinnen und Rentnern gibt. 
Und das müssen Sie einfach auch mal anerkennen. Das 
gilt übrigens auch für das immer wieder zitierte Urteil 
des Finanzgerichts Flessen. 

Für den Fall, dass es in Einzelfällen doch eine Dop¬ 
pelbesteuerung gibt - der Kollege Gutting hat darauf 
hingewiesen -, haben wir als CDU/CSU in 2005 eine 

(B) Öffnungsklausel eingebracht, die genau diese Doppel¬ 
besteuerungsfälle ausschließt und auf Antrag des Steuer¬ 
pflichtigen vermeidet. Das, was Sie fordern, ist von uns 
2005 komplett umgesetzt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Öffnungsklausel hat sich in der Praxis absolut be¬ 
währt. 

Und um ganz sicherzugehen, dass es auch in Zukunft 
nicht zu Einzelfällen kommt, die zu einer Steuerdoppel¬ 
belastung von Rentnerinnen und Rentnern führen, betei¬ 
ligt sich die Finanz Verwaltung zurzeit sogar an Muster¬ 
klagen - beratend und sachlich fundiert - mit dem Ziel, 
auch zukünftig diese Doppelbesteuerung zu vermeiden 
und abzuwehren. 

Was mich an Ihren beiden Anträgen wirklich ärgert, 
ist: Sie stellen Behauptungen in den Raum, die definitiv 
nicht stimmen. Steuerpolitik zu machen, die auf Hören¬ 
sagen, auf „Vielleicht“ oder „Es könnte beruht, ist 
falsch. Steuerpolitik macht man anhand von Fakten, auf 
fundierten Grundlagen. Und wenn die fundierten Grund¬ 
lagen das Gegenteil von dem sagen, was Sie behaupten, 
dann stütze ich mich lieber auf die sachliche und fachli¬ 
che Beurteilung der Finanzgerichte und derjenigen, die 
damit zu tun haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Also, wir brauchen Ihre Anträge nicht. Wir werden 
auch zukünftig dafür sorgen, Doppelbesteuerungen zu 
vermeiden, und werden natürlich auf die einzelnen Mus¬ 


terverfahren reagieren, wenn es überhaupt einer Reakti- (C) 
on bedarf, allerdings mit steuerpolitisch fundierten Ar¬ 
gumenten und Instrumenten. Dann können wir bestimmt 
darüber reden. Aber bisher - ich will es noch mal sagen - 
gibt es kein einziges Urteil eines Finanzgerichts und kei¬ 
nen einzigen Einzelfall, die eine Doppelbesteuerung, wie 
Sie es behaupten, bestätigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Als letzter Redner zu 
diesem Tagesordnungspunkt erhält das Wort der Kollege 
Lothar Binding, SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Brehm 
hat das System sehr schön erklärt und auch deutlich ge¬ 
macht, warum diese beiden Anträge überflüssig sind. 

Dem schließen wir uns an. 

Matthias Birkwald hat auch wichtige Sachen gesagt, 
die das eigentlich belegen. Du hast gesagt: Die Menschen 
zahlen im Verlauf ihres Lebens weniger Steuern. - Das 
wurde eben noch mal mit Zahlen unterlegt. Das heißt ' ' 
also, der gesamte Gesetzeskomplex ist richtig gut ange¬ 
legt, weil die Menschen weniger Steuern zahlen; denn 
sie sparen in der Einzahlungsphase mehr, als sie später 
in der Auszahlungsphase zahlen müssen. Deshalb ist das 
doch richtig klug, und daher gibt es daran auch nicht so 
viel zu kritisieren. 

(Beifall bei der SPD - Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Doch!) 

Dann kam noch die Kritik, dass Rentner auf niedrige 
Renten Steuern zahlen. Na ja, da muss man ein bisschen 
genauer hinschauen: Dreiviertel aller Rentner zahlen gar 
keine Steuern. Wenn nur ein Viertel der Rentner Steuern 
zahlt, kann man nicht sagen, dass auch die Ärmsten Steu¬ 
ern zahlen müssten. So kann man das also nicht sehen. 

Einen wichtigen Punkt, der, glaube ich, dieser ganzen 
Diskussion zugrunde liegt, hat der Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger 2004 schon benannt. Es wur¬ 
de gesagt: Ab 2015 könnte es eine Doppelbesteuerung, 
eine Zweifachbesteuerung geben. Das hängt davon ab, 
ob der Grundfreibetrag als steuerfreier Rentenzufluss ge¬ 
wertet wird oder nicht. - Der VDR hat sich aus diesen 
beiden Alternativen diejenige ausgesucht, die seine The¬ 
se „Es gibt Doppelbesteuerung“ stützt. Aber leider hat er 
sich das falsche Modell ausgesucht; deshalb ist die These 
falsch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) Insofern ist klar: Man kann mit selbst gewählten Grund¬ 
lagen seine Thesen bestätigen und damit den gesamten 
Systemwechsel infrage stellen. 

Und der Systemwechsel war keine Sache von Rot- 
Grün, sondern kam infolge der schon oft zitierten Ver¬ 
fassungsgerichtsurteile, weil die Beamten nicht nachge¬ 
lagert besteuert wurden, die anderen aber schon. 

Die Überschrift des einen Antrags „Abschaffung der 
Renten-Doppelbesteuerung'' bedeutet ja - das ist eine 
interessante Sache dass es eine Doppelbesteuerung 
gibt, ln dem Antrag selber steht aber dann: Es gibt An¬ 
haltspunkte dafür, dass ... - Das heißt, nur aufgrund von 
Anhaltspunkten vertritt man schon die These, als ob es 
so wäre. Also, das halte ich für eine sehr gewagte Grund¬ 
lage für einen Antrag. Deshalb kann man dem unmöglich 
folgen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Wir haben ja auch gelernt, dass Maiterth und Chirvi 
von der Humboldt-Universität entlang der aktuellen Zah¬ 
len in diesem Jahr nachgewiesen haben, dass es keine 
Doppelbesteuerung in diesem System gibt. - Sie schüt¬ 
teln jetzt den Kopf; aber man müsste es ja immerhin 
nachweisen. Das charakterisiert beide Anträge. Ich kenne 
keine Rechnung, die das belegt. 

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich kenne nur einen Prämissenwechsel: Man nimmt sich 
neue Voraussetzungen als Grundlage, um neue Ergebnis¬ 
se zu erzielen. Das ist eine Methode, die mathematisch 
unsauber ist. Deshalb rate ich auch davon ab, sich auf das 
Siepe-Gutachten zu beziehen. Es ist in dieser Hinsicht 
nicht seriös. 


(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 


Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Binding. - Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
Drucksachen 19/10282 und 19/10629 an die in der Ta¬ 
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Die Federführungen sind jedoch strittig. Die Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD wünschen jeweils Federführung 
beim Finanzausschuss. Die Fraktionen Die Linke und 
AfD wünschen Federführung jeweils beim Ausschuss für 
Arbeit und Soziales. 

Ich lasse zuerst abstimmen über die Überweisungs¬ 
vorschläge der Fraktionen Die Linke und AfD, Feder¬ 
führung jeweils beim Ausschuss für Arbeit und Soziales. 
Wer stimmt für diese Überweisungsvorschläge? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Keine. Dann sind 
diese Überweisungsvorschläge gegen die Stimmen von 
AfD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und FDP abgelehnt. 


Ich lasse nun abstimmen über die Überweisungsvor- (C) 
Schläge der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Feder¬ 
führung jeweils beim Finanzausschuss. Wer stimmt für 
diese Überweisungsvorschläge? - Wer stimmt dage¬ 
gen? - Enthaltungen? - Keine. Dann sind diese Über¬ 
weisungsvorschläge mit den Stimmen von CDU/CSU, 

SPD und FDP gegen die Stimmen von AfD, Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von der Bundes¬ 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Geset¬ 
zes zur Anpassung der Berufsausbildungsbei¬ 
hilfe und des Ausbildungsgeldes 

Drucksache 19/9478 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus¬ 
ses für Arbeit und Soziales (11. Ausschuss) 

Drucksache 19/10691 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 19/10698 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red- 
ner für die SPD-Fraktion dem Kollegen Michael Gerdes 
das Wort. 


(Beifall bei der SPD) 

Michael Gerdes (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
junge Leute auf der Tribüne! Wir stimmen heute über 
das Gesetz zur Anpassung der Berufsausbildungsbei¬ 
hilfe - kurz: BAB - und des Ausbildungsgeldes ab. Ich 
möchte mich in meiner Rede auf Erstere konzentrieren. 
Zum Ausbildungsgeld und der damit verbundenen Ver¬ 
dienstsituation in den Werkstätten für behinderte Men¬ 
schen wird meine Kollegin Angelika Glöckner sprechen. 
Auszubildende in betrieblicher und außerbetrieblicher 
Berufsbildung haben unter bestimmten Bedingungen An¬ 
spruch auf Sicherung ihres Lebensunterhalts durch die 
Berufsausbildungsbeihilfe bzw. das Ausbildungsgeld. 
Am Grundsatz dieser gesetzlichen Regelung rütteln wir 
nicht. Die Hilfen machen Sinn. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen die finanzielle Unterstützung zum Lebens¬ 
unterhalt, zu den Wohnkosten und die Freibeträge für das 
anzurechnende Einkommen der Eltern oder Partner und 
auch den Kinderbetreuungszuschlag erhöhen, analog zu 
den jüngsten Änderungen des BAföG, dem Berufsaus¬ 
bildungsförderungsgesetz. Ich meine, das ist fair und 
folgerichtig. Wir machen keinen Unterschied zwischen 
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(A) Studierenden und Azubis. Studium und Ausbildung sind 
gleichwertig. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN) 

Unterm Strich gibt es mehr Geld für diejenigen, die 
die Hilfe des Staates brauchen. Die Kostensteigerungen 
der letzten Jahre, insbesondere bei den Mieten, machen 
die Anhebung der Bedarfssätze notwendig. Mit der Erhö¬ 
hung der Freibeträge wird hoffentlich auch der Kreis der 
Anspruchsberechtigten etwas größer. Für die SPD gilt: 
Die fachlich fundierte Ausbildung junger Menschen ist 
uns das Geld wert. 

(Beifall bei der SPD) 

Jedem jungen Menschen muss die Möglichkeit ein¬ 
geräumt werden, eine Berufsausbildung zu durchlau¬ 
fen. Gute Ausbildung darf eben nicht am Geldbeutel der 
Eltern scheitern, vor allem dann nicht, wenn Azubis zu 
Hause ausziehen müssen, weil der Ausbildungsbetrieb zu 
weit vom Elternhaus entfernt und die Bleibe am Ausbil¬ 
dungsort von der Ausbildungsvergütung nicht zu bezah¬ 
len ist. 

Geld, meine Damen und Herren, spielt häufig eine 
wichtige Rolle bei der Entscheidung, was nach der Schule 
kommt. Ich kenne Fälle, in denen Jugendliche insbeson¬ 
dere aus einkommensschwachen Elternhäusern schnell 
etwas verdienen wollen. Eine Ausbildung oder ein Stu¬ 
dium kommen mancherorts gar nicht erst in Betracht. Ich 
finde, das ist ein Trugschluss; denn eine abgeschlossene 
Berufsausbildung ist der beste Start ins Erwerbsleben. 
Ausbildung heißt Teilhabe in verschiedener Hinsicht. An 

(B) erster Stelle dient die Ausbildung dazu, berufliche Fertig¬ 
keiten und Fähigkeiten zu vermitteln. Unsere bundeswei¬ 
ten Ausbildungsvorschriften und Ausbildungsprüfungen 
sorgen dafür, dass alle das gleiche Niveau haben, und 
machen beruflich mobil, was wiederum viele Chancen 
am Arbeitsmarkt eröffnet. Eine Ausbildung lohnt sich 
also auch finanziell. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Fachkräfte verdienen deutlich mehr als Ungelernte. 

Für eine Ausbildung spricht auch, dass rund zwei Drit¬ 
tel der Azubis von ihrem Betrieb übernommen werden. 
Nicht von ungefähr haben wir europaweit eine der nied¬ 
rigsten Quoten bei der Jugendarbeitslosigkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Erhöhung der 
BAB ist nicht nur für den Einzelnen gut. Wir erhoffen 
uns auch positive Auswirkungen auf den Ausbildungs¬ 
markt insgesamt. Deutschland braucht Fachkräfte. Der 
Schlüssel dazu liegt in guter Ausbildung. Eine Ausbil¬ 
dung muss allerdings auch finanzierbar sein. Deswegen 
ist die BAB ein Baustein, um unter anderem die Mobili¬ 
tät von Azubis zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die in dieser Legislaturperiode eingesetzte En¬ 
quete-Kommission „Berufliche Bildung in der digitalen 
Arbeitswelf 1 hat sich dem Ziel verschrieben, die Qualität 
des Berufsausbildungssystems zu erhalten. Wir schauen 


gezielt auf die Herausforderungen, die sich in der digi- (C) 
talisierten Arbeitswelt stellen, welche Kompetenzen zu¬ 
künftig gefragt sind und wie wir unsere Azubis optimal 
auf die sich wandelnden Berufsbilder vorbereiten kön¬ 
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

In diesem Sinne muss eine verlässliche Ausbildungs- und 
Studienfinanzierung fester Bestandteil unserer Bildungs¬ 
landschaft bleiben. 

Herzlichen Dank und Glück auf! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Als nächster Redner hat das Wort für 
die AfD-Fraktion der Kollege Martin Sichert. 

(Beifall bei der AfD) 

Martin Sichert (AfD): 

Meine Damen und Herren! Wertes Präsidium! Im 
Bereich der Werkstätten behinderter Menschen entlastet 
der vorliegende Gesetzentwurf den Staat, und er belas¬ 
tet die Bürger. Er schafft soziale Ungerechtigkeit, und er 
bestraft vor allem die Leistungsfähigen. Man kann also 
sagen: Dieser Gesetzentwurf ist ein typisches Beispiel 
für die Politik dieser Bundesregierung. 

(Marianne Schieder [SPD]: Diese Rede ist ein 
typisches Beispiel für unsinnige Reden!) 

Das Ziel der Werkstätten für behinderte Menschen 
ist, die Menschen für den allgemeinen Arbeitsmarkt fit 
zu machen. Der Großteil des dort erwirtschafteten Gel¬ 
des geht an die Beschäftigten. Das Geld, das sie bekom¬ 
men, gliedert sich in einen Grundbetrag und einen Stei¬ 
gerungsbetrag. Der Grundbetrag ist für alle gleich; die 
Höhe des Steigerungsbetrags hängt davon ab, wie viel 
die einzelnen Beschäftigten leisten. 

Nun will die Bundesregierung den Grundbetrag er¬ 
höhen. Das bedeutet zugleich eine Reduktion des Stei¬ 
gerungsbetrags. Auf gut Deutsch: Wer mehr leistet, be¬ 
kommt künftig weniger. Wer weniger leistet, bekommt 
künftig mehl'. Das ist grundsätzlich fatal; aber besonders 
fatal ist es in einer Werkstatt, deren Ziel es ist, Menschen 
für den allgemeinen Arbeitsmarkt fit zu machen; denn 
zum Arbeitsmarkt gehört auch das Leistungsprinzip. Wer 
mehr leistet, wer besser ist, der bekommt leichter eine 
Stelle, der bekommt leichter eine Beförderung als derje¬ 
nige, der weniger leistet. Will man die Menschen in den 
Werkstätten also für den Arbeitsmarkt fit machen, dann 
muss man ihnen auch beibringen, dass sich Leistung 
lohnt. Der vorliegende Gesetzentwurf bewirkt jedoch 
genau das Gegenteil; denn Lohn und Leistung stehen da 
umgekehrt proportional zueinander. 

Dieser Gesetzentwurf ist ein sozialistischer Entwurf, 
der zugunsten von mehr Umverteilung Leistung bestraft. 

Sie nehmen den Menschen damit nicht nur das Sinnstif- 
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(A) tende der Arbeit, das Erfolgserlebnis, sondern auch das 
Glücksgefühl der Erfahrung, dass es sich lohnt, sich an¬ 
zustrengen. 

(Ralf Kapschack [SPD]: Waren Sie schon mal 
in einer Werkstatt?) 

Sie sorgen auch dafür, dass jene, die bereits jetzt über ihr 
geringes Gehalt klagen, die die anderen mitfinanzieren 
müssen, künftig noch weniger bekommen. Das ist beson¬ 
ders schlimm, weil dann die erhöhte Gefahr besteht, dass 
die Leute, die am leistungsfähigsten sind und die beste 
Aussicht haben, in den allgemeinen Arbeitsmarkt inte¬ 
griert zu werden, künftig gar nicht mehr zu den Werkstät¬ 
ten gehen. Schon jetzt ist die Zahl derer, die den Sprung 
von den Werkstätten in den Arbeitsmarkt schaffen, sehr 
gering. Künftig wird diese Zahl dank Ihrer fatalen Politik 
wohl noch geringer sein. 

Wer aber profitiert von dieser Politik? Das ist der 
Staatshaushalt. Die Aufstockungsleistungen fallen ge¬ 
ringer aus, wenn der Grundbetrag erhöht ist. Das heißt, 
die Sozialkassen werden entlastet, und diese Entlastung 
wird dadurch bezahlt, dass die Leistungsfähigen in den 
Werkstätten für behinderte Menschen weniger Geld be¬ 
kommen. Dass Sie sich nicht schämen, diesen Schwächs¬ 
ten der Gesellschaft in die Tasche zu greifen, obwohl im 
Ausschuss immer wieder und in der öffentlichen Anhö¬ 
rung auf dieses Problem und auf die falsche Lenkungs¬ 
wirkung hingewiesen wurde! Das sagt sehr viel über Ihr 
Selbstverständnis aus, und das ist moralisch unterste 
Schublade. 

(B) (Beifall bei der AfD) 

Was an diesem Gesetzentwurf aber auch deutlich wird, 
ist, dass die Sozialgesetzgebung inzwischen so komplex 
ist, dass, wenn man an einer kleinen Stellschraube dreht, 
sich massive Wechselwirkungen an anderer Stelle erge¬ 
ben. Es ist folglich Zeit, dass wir aufhören, immer nur 
an kleinen Stellschrauben zu drehen, immer nur den Mi¬ 
nimalkonsens zu suchen. Unsere Aufgabe als Bundestag 
wäre es, eine echte Reform der Sozialgesetzgebung mit 
deutlicher Vereinfachung und vor allem mit deutlicher 
tatsächlicher Verbesserung des Lebens der betroffenen 
Mitbürger anzugehen. 

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Ist das der Vorschlag der AfD?) 

15 Gesetzentwürfe der Bundesregierung werden die¬ 
se Woche hier im Bundestag beraten. Ihnen allen ist be¬ 
kannt - gerade die Abgeordneten von der Union betonen 
es ja immer wieder öffentlich -, dass wir vor einem Wirt- 
schaftsabschwung stehen. Unter den 15 Gesetzen, die Sie 
vorlegen, ist kein einziges Gesetz, das durch Entlastung 
der Wirtschaft, durch Senkung der Abgaben oder durch 
Reduktion der Bürokratie dieser Rezession entgegen¬ 
steuert. Sie schlittern sehenden Auges in die wirtschaftli¬ 
che, finanzielle und letztlich auch in die sozialpolitische 
Katastrophe; 

(Antje Lezius [CDU/CSU]: Schwarzmalerei!) 

denn die vielen Sozialleistungen, die durch Deutsche, 
EU-Biirger und Asylbewerber inzwischen bezogen wer¬ 


den, müssen von der deutschen Wirtschaft zuerst erarbei- (C) 
tet werden. 

(Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Die Politik, die Sie hier betreiben, geht an den wahren 
Problemen in Deutschland vorbei. 

All die Bürger, die dieser Regierung ein schlechtes 
Zeugnis ausstellen, haben leider vollkommen recht. Ih¬ 
nen fehlt der Mut, die wahren Probleme im Land an¬ 
zugehen. Stattdessen verschlimmbessern Sie wie im 
vorliegenden Gesetzentwurf immer nur bestehende Re¬ 
gelungen, indem Sie an kleinen Stellschrauben drehen. 

Das ist schade; denn Deutschland ist ein wundervolles 
Land mit großartigen Menschen und hätte eine deutlich 
bessere Politik verdient. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Matthias Zimmer 
[CDU/CSU]: Das Einzige, was stört, ist die 
AfD! - Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/ 

CSU]: Das Einzige, was stört in Deutschland, 
ist die AfD!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Als nächster Redner hat 
der Kollege Wilfried Oellers für die CDU/CSU-Fraktion 
das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wilfried Oellers (CDU/CSU): (D) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da¬ 
men und Herren Kollegen! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren aus Eichsfeld! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wir beraten heute das Gesetz zur Anpassung 
der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgel¬ 
des. Ich muss nach der Rede von eben mal sagen: Ich 
glaube, Panikmache ist jetzt hier wirklich nicht ange¬ 
bracht. Wir haben es mit einem Gesetz zu tun - mein Kol¬ 
lege Michael Gerdes hat es gerade schon für den Bereich 
des ersten Arbeitsmarktes ausführlich angesprochen 
das viele Verbesserungen mit sich bringt, gerade im Be¬ 
reich von Rechts- und Verwaltungsvereinfachungen, und 
insbesondere auch die Anhebung der Betragssätze. Das 
sind positive Entwicklungen. 

Ich möchte mich allerdings als Behindertenbeauftrag¬ 
ter zunächst auf den Bereich der Werkstätten beschrän¬ 
ken, weil der Kollege Gerdes auf den anderen Bereich 
schon sehr ausführlich eingegangen ist. 

Diese Gesetzesänderung hat natürlich auch Auswir¬ 
kungen auf den Bereich der Menschen mit Behinderung, 
die in einer Werkstatt arbeiten. Diejenigen, die dort im 
Ausbildungsbereich sind, profitieren natürlich auch von 
der Erhöhung der Ausbildungsbeihilfe. Die Erhöhung 
von 80 auf 119 Euro monatlich entspricht ja im Ergebnis 
vom Volumen her einer Erhöhung um fast 50 Prozent des 
bisherigen Satzes. 

Das ist genau das Problem, mit dem wir im Gesetz¬ 
gebungsverfahren zu tun hatten. Warum? Es ist so, dass 
bei den Werkstätten die Entgeltsituation recht komplex 
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(A) ist; das muss man zugestehen. Wenn man im Ausbil¬ 
dungsbereich die Sätze erhöht, erhöhen sich die Sätze 
im Werkstattentgelt ebenfalls aufgrund der Kopplungs¬ 
norm des § 221 Absatz 2 SGB IX. Das ist grundsätzlich 
auch richtig, damit sich die Entlohnungsstufen sowohl 
im Ausbildungsbereich als auch im Werkstattbereich 
gleich entwickeln können. Aber es ist natürlich so, dass 
die Werkstätten jetzt vor die Situation gestellt wären, im 
laufenden Geschäftsjahr ab dem 1. August 2019 dieses 
Jahres entsprechend die Entsoldung bei den Werkstattbe¬ 
schäftigten zu erhöhen. 

Das ist ein Punkt, der bei den Werkstätten natürlich 
auf Kritik gestoßen ist. Hintergrund ist: Der Bereich 
der Ausbildung wird von der Bundesagentur für Arbeit 
finanziert. Bei den Werkstattbeschäftigten müssen die 
Werkstätten dies selber finanzieren und vor allen Dingen 
erwirtschaften. Es ist so, dass gerade für uns, die CDU/ 
CSU-Fraktion, die Werkstätten ein besonders wichtiges 
Element im Rahmen der Behindertenpolitik sind, 

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Warum?) 

weil sie einen unverzichtbaren Beitrag dazu leisten, 
Menschen für den ersten Arbeitsmarkt fit zu machen, 
aber auch Menschen eine Beschäftigung zu geben, die 
aufgrund ihrer Beeinträchtigung gerade nicht auf dem 
ersten Arbeitsmarkt Fuß fassen können. Hier darf gesetz¬ 
geberisches Handeln natürlich nicht dazu führen, dass die 
Existenz der Werkstätten in Gefahr gerät. Das Gegenteil 

(B) muss der Fall sein: Sie müssen unterstützt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses berechtigte Interesse führte dazu, dass wir im 
Rahmen der Erhöhung der Sätze vorübergehend ein Stu¬ 
fensystem eingeführt haben, damit die Werkstätten sich 
wirtschaftlich besser darauf einstellen können. Die ers¬ 
te Stufe wird deshalb nicht am 1. August dieses Jahres 
starten, sondern erst mit dem nächsten Wirtschaftsjahr ab 
1. Januar 2020. Bis 2023 erfolgt dann eine Erhöhung in 
vier Stufen, ln der Tat ist es so, dass in der Übergangs¬ 
zeit natürlich ein Ungleichgewicht zwischen dem Ausbil¬ 
dungsentgelt und dem Entgelt der Werkstattbeschäftig¬ 
ten entstehen kann. Das ist aber auch mit den Vertretern 
der Werkstätten, insbesondere mit den Werkstatträten, 
besprochen worden, die im Ergebnis mit dieser Lösung 
einverstanden sind. 

Damit bin ich dann auch schon bei unserem Entschlie¬ 
ßungsantrag, den wir heute einbringen und über den wir 
abstimmen werden. Da wir hier jetzt ein Ungleichgewicht 
in der Entsoldungsstufe haben, werden wir das Entgelt¬ 
system komplett überprüfen. Wir haben einen Prüfauf¬ 
trag an das BMAS formuliert, dass in den nächsten vier 
Jahren Vorschläge erarbeitet werden sollen, um das Ent¬ 
geltsystem zu überarbeiten. Natürlich sind vier Jahre ein 
langer Zeitraum, aber die Thematik ist sehr komplex. 
Deswegen ist dieser Zeitraum auch geboten. Es sind alle 
Beteiligten von den Werkstätten bis zu den Werkstatträ¬ 
ten und alle Vertreter herzlich eingeladen, Vorschläge zu 


unterbreiten und sich an diesem Prozess zu beteiligen, (C) 
damit dieses Projekt ein Erfolg wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Oellers. - Als nächster 
Redner für die FDP-Fraktion der Kollege Jens Beeck. 

(Beifall bei der FDP) 

Jens Beeck (FDP): 

Hochverehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Kollegen Gerdes und Oellers haben darauf 
hingewiesen: Mit diesem Gesetz werden einige wesentli¬ 
che Ziele, insbesondere im Bereich des SGB III, erreicht. 

Wir machen einen großen Schritt hin zur Gleichstellung 
der beruflichen Ausbildung mit der akademischen Aus¬ 
bildung. Wir kommen zu Vereinfachungen, zu Pauscha¬ 
lierungen und zu einem leichteren Zugang zum Recht, 
indem wir Verfahrensvorschriften deutlich vereinfachen, 
und wir kommen zu einer Harmonisierung mit den Vor¬ 
schriften im Bundesausbildungsförderungsgesetz. Das 
begrüßen die Freien Demokraten ausdrücklich, und des¬ 
wegen werden wir dem Gesetzentwurf auch zustimmen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Herr Kollege Sichert von der AfD, Sie haben sich ge¬ 
rade hierhingestellt und kritisiert, dass aus Ihrer Sicht 
Dinge überkomplex sind. Wir erinnern uns: Noch am (D) 
Mittwoch haben wir im Ausschuss darüber gesprochen, 
dass wir gemeinschaftlich den Zugang zu Integrations¬ 
und Sprachkursen verbessern wollen, dass wir den Zu¬ 
gang zu Ausbildung für viele Menschen, die durchaus 
die Chance auf eine Bleibeperspektive in Deutschland 
haben, erreichen wollen. Sie haben das alles abgelehnt. 

(Christian Dürr [FDP]: Aha!) 

Sie haben sich gegen berufliche Ausbildung ausgespro¬ 
chen und gegen Integrationsmaßnahmen. 

(Pascal Kober [FDP]: Hört! Hört!) 

Wir tun hier heute das genaue Gegenteil: Wir sprechen 
uns für berufliche Ausbildung aus und dafür, dass Men¬ 
schen in dieser Gesellschaft eine Chance kriegen, tun 
also nicht das, was Sie gefordert haben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeord¬ 
neten der CDU/CSU und der SPD und der 
Abg. Sabine Zimmermann [Zwickau] [DIE 
LINKE]) 

Trotzdem ist es richtig - der Kollege Oellers hat 
schon daraufhingewiesen -: Fast am Ende des Gesetz¬ 
gebungsverfahrens - peinlicherweise, muss man auch 
sagen, nicht durch uns Fachpolitiker oder das Haus, son¬ 
dern durch die Anmerkungen der Berufsverbände - ist 
uns aufgefallen, dass der § 221 Absatz 2 SGB IX auf 
das Ausbildungsgeld verweist und die gerade schon ge¬ 
schilderten Effekte im Bereich der Arbeitsentgelte in den 
Werkstätten hat. Das führt in der Tat zu zwei Fehlanrei- 
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zen, nämlich einmal dazu, dass der leistungsangemes¬ 
sene Teil des Arbeitsentgeltes zulasten des Grundent¬ 
geltes sinkt. Das steht im diametralen Gegensatz dazu, 
dass die Werkstätten einen Rehabilitationsauftrag haben 
und dass wir über die Werkstätten den Übergang für die 
Beschäftigten in den ersten Arbeitsmarkt erreichen wol¬ 
len. Der zweite Fehlanreiz ist, dass in einer Zeit, wo das 
Bundesteilhabegesetz ohnehin zum 1. Januar 2020 große 
Herausforderungen für die Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung bringt, weitere Unsicherheit mitten im Ge¬ 
schäftsjahr hereinkommt. Bei einer durchschnittlich gro¬ 
ßen Werkstatt mit etwa 500 Beschäftigten reden wir von 
200 000 bis 250 000 Euro an Mehrbelastung, die selbst 
erwirtschaftet werden müssen; das hat die öffentliche 
Anhörung ergeben. Wir waren uns einig, dass wir diesen 
Effekt nicht wollen, dass wir ihn abmildern müssen. 

Am Ende ist der Änderungsantrag, den die Regie¬ 
rungskoalition eingebracht hat, mit einer fünfstufigen 
Abmilderung zwar nicht geeignet, diesen Effekt zu eli¬ 
minieren, aber er verschafft die notwendige Zeit, das zu 
tun, was am Rande der Anhörung auch deutlich gewor¬ 
den ist: Wir müssen insgesamt zu einem gerechteren, 
verlässlicheren und auch von den Beschäftigten in den 
Werkstätten als gerechter und angemessener empfunde¬ 
nen Arbeitsentgeltsystem kommen. Das ist Gegenstand 
des Entschließungsantrages; auch das ist richtig. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und CDU, 
wir nehmen Sie an dieser Stelle beim Wort. Versuchen 
wir, das in den nächsten Jahren hinzubekommen. Die öf¬ 
fentliche Anhörung hat ergeben, dass es jedenfalls keine 
übereinstimmende Auffassung dazu gibt, wie man dieses 
Ziel erreichen kann. Ich hoffe, dass Sie dabei so kon¬ 
struktiv sind wie wir Freien Demokraten, wenn wir heute 
Ihren Zielen zustimmen und Sie unterstützen. 

(Beifall des Abg. Pascal Kober [FDP]) 

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dass wir die¬ 
ses Ziel erreichen können. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch einen letzten Gedanken auf¬ 
greifen, der auch Teil der öffentlichen Anhörung war: 
Der Sozialstaat mit seinen 12, bald 13 Säulen, in dem 
wir leben, ist in den letzten Wahlperioden tatsächlich 
zunehmend überkomplex geworden. Anders formuliert: 
Wir erreichen überhaupt nicht mehr die Hilfebedürfti¬ 
gen, sondern wir sprechen in den Bescheiden mittlerwei¬ 
le eine Sprache, die kein Mensch mehr versteht, außer 
vielleicht wenigen Sozialpolitikern und spezialisierten 
Anwälten. Auch an dieser Stelle geht das Gesetz einen 
ersten Schritt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen. 


Jens Beeck (FDP): (C) 

Das ist Grund für uns, heute Ihrem Gesetzentwurf zu¬ 
zustimmen. Gehen Sie mit uns diesen Weg gemeinsam 
weiter, 

(Lachen der Abg. Kerstin Tack [SPD]) 

dann können wir gemeinsam viel für unseren Sozialstaat 
erreichen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank. - Nächste Rednerin ist die Kollegin 
Sabine Zimmermann, Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sabine Zimmermann (Zwickau) (DIE LINKE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die zentrale Erkenntnis des Ausbildungsre¬ 
ports 2018 des Deutschen Gewerkschaftsbundes ist: Die 
Zufriedenheit der Auszubildenden mit der Ausbildung 
sinkt. Weiter ist zu lesen: Auch Azubis sind bereits von 
Flexibilisierungsdruck, Überstunden, ständiger Erreich¬ 
barkeit und Schichtarbeit betroffen, so wie die Beschäf¬ 
tigten insgesamt. So wie es um die Qualität von Arbeit 
schlecht bestellt ist, lässt auch die Ausbildungsqualität 
sehr zu wünschen übrig. Auszubildende sind Auszubil¬ 
dende und sollen einen Beruf erlernen und keine billigen (D) 
Arbeitskräfte sein. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ein weiterer zentraler Punkt des DGB-Ausbildungs- 
reports ist, dass Auszubildende von ihrer Ausbildungs¬ 
vergütung oft nicht leben können. In den neuen Bundes¬ 
ländern lag zum Beispiel die Ausbildungsvergütung für 
Fleischerinnen und Fleischer im ersten Ausbildungsjahr 
im Jahr 2018 bei 310 Euro und für Friseurinnen und Fri¬ 
seure bei 325 Euro. Davon kann kein Mensch leben. 

Es ist doch kaum verwunderlich, dass in den vergan¬ 
genen zehn Jahren im Rahmen der Berufsausbildungs¬ 
beihilfe fast 3 Milliarden Euro ausgegeben wurden, um 
niedrige Ausbildungsvergütungen aufzustocken. Die 
Linke fordert: Auch Auszubildende müssen von ihrer 
Ausbildungsvergütung leben können, unabhängig vom 
Elternhaus. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das könnte die Bundesregierung mit einer ordentli¬ 
chen Mindestausbildungsvergütung regeln. Aber es be¬ 
wegt sich nichts. Ebenso wenig reicht die Anpassung der 
Berufsausbildungsbeihilfe zum Leben. Die vermeintlich 
große Reform, die heute hier angepriesen wird, ist ledig¬ 
lich ein Inflationsausgleich. Somit haben Auszubildende 
in vielen Fällen immer noch zu wenig zum Leben. Das 
ist Alibipolitik, meine Damen und Herren, und löst die 
Probleme nicht. 

(Beifall bei der LINKEN) 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 104. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 6. Juni 2019 


12735 


Sabine Zimmermann (Zwickau) 

Im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfes müs¬ 
sen wir aber auch über die Höhe des Arbeitsentgeltes der 
beschäftigten Menschen mit Behinderung in Werkstätten 
sprechen. 2017 betrug das durchschnittliche monatliche 
Arbeitsentgelt knapp 214 Euro. Über die Jahre wurde 
ich schon sehr oft von Menschen mit Behinderung ange¬ 
sprochen, die in Werkstätten arbeiten und dieses Entgelt 
als ungerecht ansehen. Ich finde, Werkstattbeschäftigte 
haben einen ordentlichen Lohn für ihre Arbeit verdient. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe Verständnis dafür, dass sich die Werkstät¬ 
ten Sorgen machen, wie sie die durch das Gesetz leicht 
steigenden Arbeitsentgelte in Summe finanzieren sollen. 
Wir sollten uns aber genauso darüber Gedanken machen, 
dass die derzeitige Entlohnungspraxis in den Werkstätten 
nicht akzeptabel ist und reformiert werden muss. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Linke fordert: Die Beschäftigten müssen fair ent¬ 
lohnt werden. Dafür braucht es ein anderes Entgeltsys¬ 
tem. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Darüber muss gesprochen werden, gemeinsam mit den 
Werkstätten, den Werkstatträten und den Beschäftigten. 
Dass Union und SPD das nun auch möchten, ist posi¬ 
tiv. Die Werkstattbeschäftigten mussten aber viel zu 
lange darauf warten. Und es ist zu befürchten, dass das 
bestehende System vom Grundprinzip her nur bestätigt 
werden soll. Das ist aber definitiv zu wenig, wie auch 
insgesamt beim Thema „Inklusion am Arbeitsmarkt“ von 
dieser Bundesregierung bisher wenig gekommen ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Nächste Rednerin ist 
die Kollegin Corinna Riiffer, Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wen stellen wir uns eigentlich vor, wenn wir 
den typischen Arbeiter, Arbeitnehmer vor Augen haben? 
Den Facharbeiter? Oder haben wir auch Menschen mit 
Behinderung vor Augen, die in Sondereinrichtungen, in 
Werkstätten für behinderte Menschen arbeiten? Ich glau¬ 
be, eher nicht, aber das soll der Fokus dieser Diskussion 
sein. Ich finde, da gehört er hin. 

Ich bin seit Jahren ganz viel unterwegs, besuche 
Werkstätten für behinderte Menschen und rede mit den 
Beschäftigten. In fast allen Gesprächen, bei fast allen 
Veranstaltungen, die ich mache, kommen drei Themen 
auf den Tisch. Die Leute merken verschiedene Dinge an. 
Das geht durch die Republik hindurch. 

Sie sagen zum Ersten: Wir haben den Eindruck, dass 
unsere Arbeit nicht gewürdigt wird. Das hat viel mit dem 


Lohn zu tun, den sie bekommen. Es ist gerade gesagt (C) 
worden: 214 Euro durchschnittlich für eine Vollzeit¬ 
beschäftigung. Wir reden also von Leuten, die 35 oder 
40 Stunden in der Woche arbeiten und am Ende des Mo¬ 
nats mit 214 Euro nach Hause gehen. Da kann doch nie¬ 
mand sagen, dass das ein gerechter Lohn wäre. Das ist 
eine Unverschämtheit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Das zweite Thema ist die Stigmatisierung. Es gibt 
viele Leute, die in Werkstätten arbeiten. Sie sagen: Wir 
gehen nicht in die Stadt, wir gehen nicht in unser Dorf 
und sagen: Wir arbeiten in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen. Sie sagen: Wir schämen uns dafür, dass wir in 
solchen Einrichtungen arbeiten. Das ist ein Zustand, an 
dem wir dringend etwas verändern müssen, damit sich 
Leute für ihre Lebenssituation nicht schämen müssen. 

Das kann so nicht weitergehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Das dritte Thema - daran müssen wir arbeiten - ist 
die Frage: Wo ist hier eigentlich der Ausgang? Die Leute 
sind reingekommen in die Werkstätten, sie haben häufig 
Biografien, die durch verschiedene Phasen der Sonder¬ 
welten hindurchführen: durch Sonderschulen, heute För¬ 
derschulen genannt, in die Werkstätten hinein, daneben 
das Leben in Heimen. Die fragen sich: Wie kommen wir 
hier wieder raus? Darüber müssen wir auch einmal reden. 

Das zeigt, wie umfangreich das Thema ist, über das (D) 
wir reden. Das zeigt, dass viele Menschen in diesem 
Land weit davon entfernt sind, tatsächlich gesellschaft¬ 
lich teilhaben zu können. Das ist das große Thema, über 
das wir heute reden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Jetzt hat die Regierung im Gesetzentwurf den Vor¬ 
schlag unterbreitet, dass die Leute großherzige 37 Euro 
pro Monat mehr bekommen sollen. Das allein ist schon 
bitterwenig in Anbetracht der Situation, die ich gerade 
geschildert habe. Aber nun sollen diese 37 Euro auch 
noch über fünf Jahre gestaffelt werden. Da sagen wir: Da 
gehen wir auf keinen Fall mit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das würde bedeuten, dass am Ende dieser vielen Jahre 
die Leute überhaupt nicht spüren würden, dass sie ein 
paar Euro mehr in der Tasche haben. Da können wir nicht 
mitgehen, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

gerade vor dem Hintergrund, sehr geehrte Zuhörerinnen 
und Zuhörer, dass 2015 der UN-Fachausschuss in Genf¬ 
er überprüft, was wir in der Bundesrepublik Deutschland 
in Bezug auf Menschen mit Behinderung machen - fest¬ 
gestellt hat, dass diese Situation, die ich gerade vorge¬ 
tragen habe, untragbar ist, dass wir daran etwas verän¬ 
dern müssen, dass wir dafür sorgen müssen, dass der 
Arbeitsmarkt, den wir haben, inklusiv wird und dass sol- 
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(A) che Sondereinrichtungen und Werkstätten für behinderte 
Menschen in dieser Form nicht weiter bestehen können. 
Keine Angst, das heißt nicht, dass wir morgen das Licht 
ausmachen. Das heißt aber, dass wir diese Einrichtungen 
transformieren müssen, damit dieser unwürdige Zustand 
beendet wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist die Kernaufgabe, die wir haben. 

Herr Oellers, Sie haben gerade gesagt, die Aufgabe 
dieser Werkstätten sei es, Leute in den ersten Arbeits¬ 
markt zu vermitteln. Das gelingt bei unter 1 Prozent aller 
Fälle. Das heißt, die Aufgabe ist nicht erfüllt. Alle diese 
Themen müssen auf den Prüfstand, nicht nur das Entgelt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Es ist unbegreiflich für mich, dass man vier Jahre da¬ 
für braucht und all die anderen Themen unberührt blei¬ 
ben. Deswegen ist das wieder einmal ein Abend, an dem 
ich sagen muss: Für die inklusive Gesellschaft tut diese 
Regierung nichts. Das tut mir leid. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 

Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das ist voll¬ 
kommener Quatsch!) 

(B) Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Als nächster Redner hat das Wort der Kollege Uwe 
Schummer, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Uwe Schummer (CDU/CSU): 

Verehrtes Präsidium! Meine Damen! Meine Herren! 
Es geht auf der einen Seite um die Verbesserung der 
Berufsbildungsbeihilfe. Wir wollen, dass die berufliche 
Bildung mit der akademischen Bildung gleichgestellt ist, 
in der Wertschätzung als auch in der finanziellen Abbil¬ 
dung. Deshalb ist es gut und sinnvoll, dass die Berufsbil¬ 
dungsbeihilfe immer mit den Verbesserungen des BAföG 
Schritt hält. 

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD]) 

Wir werden die Verbesserung so weit organisieren, 
dass je nach regionalem Unterschied und nach den 
Kostenstrukturen eines Auszubildenden zukünftig bis 
716 Euro in der Berufsausbildungsbeihilfe finanziert 
werden, wenn der Auszubildende außerhalb des Eltern¬ 
hauses eine Ausbildung aufnimmt und wenn Unterstüt¬ 
zungsbedarf vorhanden ist. 

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD]) 

Wir haben ein Kindergeld bis zu 205 Euro, und wir ha¬ 
ben natürlich auch ein Paket zur Mindestausbildungsver¬ 
gütung, das wir miteinander diskutieren. Das wird hier 


vorgelegt, das werden wir miteinander abstimmen, dann (C) 
wird es hier im Deutschen Bundestag entschieden wer¬ 
den. 

Das zweite Thema sind die 310 000 Beschäftigen in 
den betreuten Werkstätten. Wir haben in Nordrhein-West¬ 
falen viele Werkstätten, in denen schwerst-mehrfachbe- 
hinderte Menschen untergebracht sind. Das ist wichtig, 
weil für uns Arbeit eine wichtige persönlichkeitsstabi¬ 
lisierende Funktion, auch eine therapeutische Funktion 
hat. Deshalb sollen sie nicht irgendwo beschäftigt wer¬ 
den, sondern in Werkstätten, wo sie in den Arbeitspro¬ 
zess integriert sind. Nach dem Grundsatz der Behinder¬ 
tenverbände „Nichts für uns ohne uns“ 

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Über uns!) 

- das gilt auch für Sport und Ehrenamt - haben wir über 
dieses Modell mit den Werkstatträten gesprochen. Durch 
das Bundesteilhabegesetz haben die Werkstatträte auch 
Mitbestimmungsrechte, die eingeräumt wurden, die sie 
auch nutzen, für Entgelt und für Arbeitszeit. Die Werk¬ 
statträte, die Selbstvertreter, haben uns gesagt: Wenn 
diese schnelle Erhöhung kommt, dann bedeutet das für 
die Werkstätten von jetzt bis zum 1. August dieses Jah¬ 
res eine Mehrbelastung von 110 Millionen Euro. - Das 
werden sie aus ihren Erlösen nicht schultern können, 
weil Zweck der Werkstätten nicht Gewinnmaximierung 
ist, sondern Zweck ist, die Menschen, die dort tätig sind, 
zu fördern; sie sind ja nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt 
arbeitsfähig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) (D) 

Wichtig war auch, dass wir mit dem Bundesteilhabe¬ 
gesetz nicht nur die Mitbestimmungsrechte der Werk¬ 
statträte zur Selbstvertretung gestärkt haben, sondern 
dass wir auch Optionen geschaffen haben, dass wir in 
diesem Jahr ein Budget für Arbeit haben, dass ein Min¬ 
destlohn - tariflich oder wie auch immer - gezahlt wer¬ 
den muss, dass letztendlich durch die Zuschüsse zum 
Einkommen nicht nur einfach das Einkommen selbst 
bis 75 Prozent bezuschusst wird, sondern auch die in der 
Werkstatt erbrachte Leistung aus der Werkstatt heraus in 
mittelständische Betriebe und größere Betriebe auf dem 
ersten Arbeitsmarkt transportiert werden soll. 

Wir haben ein besonderes Förderprogramm für Inklu¬ 
sionsunternehmen - das sind in Deutschland inzwischen 
8 000 -, die durch das Zusammenwirken von behinderten 
und nichtbehinderten Menschen anderen Unternehmen 
zeigen, wie man einen vernünftigen inklusiven Arbeits¬ 
markt entwickeln kann. Unser politischer Wille ist es, die 
Zeit zu nutzen, um in den nächsten drei, vier Jahren nach 
dem Grundsatz „Nichts für uns ohne uns“ 

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Über uns!) 

ein neues Entgeltsystem nicht nur mit Transparenz, son¬ 
dern auch wie aus einer Hand gestaltet zu schaffen. Hier 
bitte ich dich, Corinna Rüffer, um deine Mitarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD]) 
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Schummer. - Als nächste 
Rednerin hat die Kollegin Angelika Glöckner, SPD-Frak- 
tion, das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Angelika Glöckner (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Menschen mit Behinderungen haben Anspruch 
auf Teilhabe an dieser Gesellschaft. So steht es in unse¬ 
rem Koalitionsvertrag. Heute gehen wir einen weiteren 
wichtigen Schritt, um diese Teilhabe an der Gesellschaft 
zu verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn wir beschließen die Anpassung der Berufsaus¬ 
bildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes. Davon pro¬ 
fitieren - es wurde mehrfach gesagt - Schüler, Studenten, 
Azubis, aber eben auch Menschen mit Behinderungen 
in Werkstätten, konkret in Maßnahmen im sogenannten 
Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich. Wir als 
SPD-Fraktion haben von Anfang an darauf bestanden, 
dass es diese Gleichbehandlung gibt. Denn uns war es 
wichtig, dass es keine Entkoppelung gibt. Das haben wir 
in allen Gesprächen immer wieder verdeutlicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Und warum? Weil 310 000 Menschen in Werkstätten 
davon profitieren. Sie haben mehr Geld in der Tasche. 
Aber es geht doch auch darum, dass sie mehr Wertschät¬ 
zung und mehr Anerkennung erfahren. Und Frau Rüffer, 
ich widerspreche Ihnen zutiefst; denn es gibt Menschen, 
die uns angerufen, die mit mir gesprochen haben und die 
sich sehr wohl wertgeschätzt fühlen. Diese Schwarzma¬ 
lerei, die Sie hier jedes Mal anbringen, ist schier uner¬ 
träglich. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Dr. Wieland Schinnenburg [FDP] - 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Das hören Sie nicht so gerne, Frau 
Glöckner, nicht? Sie beschäftigen sich auch 
nicht so gern mit dem Thema! Auf einer Po¬ 
diumsdiskussion habe ich Sie noch nie gese¬ 
hen!) 

Die Leistung von Menschen in Werkstätten wird aner¬ 
kannt. Wir gehen Stück für Stück voran, Frau Rüffer. Wir 
haben uns mit der Annahme der UN-Behindertenrechts- 
konvention verpflichtet, diesen Anspruch auf Teilhabe an 
der Gesellschaft Stück um Stück zu verwirklichen. Heute 
setzen wir einen wichtigen Schritt in diese Richtung, und 
das ist gut so, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage aber auch: Es gibt die Kehrseite der Medaille. 
Viele Werkstattvertreter haben uns gesagt - die Exper¬ 
tenrunde hat es an den Tag gebracht -, dass die finanzi¬ 
elle Situation in den Werkstätten unterschiedlich ist. Wir 
müssen davon ausgehen, dass es Werkstätten gibt, die 
Schwierigkeiten haben, weil sie diese Mehrkosten selbst 
erwirtschaften müssen, denen das nicht leichtfallen wird. 
Wir haben das zur Kenntnis genommen, und wir haben 


auch unmittelbar reagiert. Im Ergebnis ist es so, dass wir 
die Erhöhung gestaffelt über vier Jahre vornehmen wer¬ 
den, von 2020 bis 2023. Wir erhöhen das Grundgehalt 
von 80 Euro auf 119 Euro. Es gibt natürlich - das wurde 
schon gesagt - auch andere Bestandteile. Es ist schier 
nicht richtig, den Eindruck zu erwecken, als würden die 
Menschen mit im Durchschnitt 217 Euro im Monat nach 
Hause geschickt. Das ist nicht zutreffend, Frau Rüffer. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Corinna Rüffer [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Für ihre Arbeit ist 
das zutreffend, Frau Glöckner!) 

Wir haben auch dafür gesorgt, dass in vier Jahren das 
Entgeltsystem überdacht wird. Wir wollen es transparen¬ 
ter gestalten. Wir wollen, dass es verständlicher wird. 
Wir wollen, dass es wie aus einer Hand wird, und zwar 
mit Beteiligung der Vertreter der Werkstätten, der Werk¬ 
statträte, der Experten und des Arbeitsministeriums; das 
ist eine gute Sache. Ich glaube, wir haben als Koalition 
heute einen guten Kompromissvorschlag vorgelegt, der 
zustimmungswürdig ist. 

Liebe Oppositionsvertreterinnen und -Vertreter von 
den Linken und von Bündnis 90/Die Grünen, wir werden 
immer sehr beschimpft für das, was wir nicht gemacht 
haben. Aber wissen Sie: Sie stehen immer hier vorne und 
versprechen so viel. Ich frage mich schon, ob Sie in den 
Stunden des Kompromisses all diese Forderungen, die 
Sie hier stellen, auch tatsächlich einhalten würden, und 
ich frage mich, wann Sie den Leuten da draußen erzäh¬ 
len, dass Sie diese Forderungen nicht einhalten können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Hoffentlich können wir bald regieren! 

Dann können wir es unter Beweis stellen!) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herzlichen Dank. - Als letzter Redner zu diesem Ta¬ 
gesordnungspunkt hat der Kollege Peter Aumer, CDU/ 
CSU-Fraktion, das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Peter Aumer (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Großen Koalition wird in den letzten Ta¬ 
gen oft abgesprochen, inhaltliche Arbeit zu leisten. Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf gestalten wir aktiv die 
Zukunft unseres Landes, indem wir vor allem die duale 
Ausbildung stärken. 

Sehr geehrter Herr Kollege Sichert, Sie haben vorhin 
in Ihrer Rede gesagt, unsere Politik gehe an den wirkli¬ 
chen Problemen vorbei. Ich glaube, Ihre Rede ist an den 
wirklichen Themen vorbeigegangen. 

(Marianne Schieder [SPD]: Genau!) 

Sie haben sich mit dem Gesetzentwurf in keinster Weise 
auseinandergesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 
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Peter Aumer 

(A) Es ist schade, dass Sie hier mit falschen Fakten gearbeitet 
haben. 

Mit diesem Gesetz, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
machen wir als Große Koalition erstens aktive Wirt¬ 
schaftspolitik, und zweitens werden wir dem Anspruch 
unserer sozialen Marktwirtschaft gerecht. Ich möchte auf 
diese beiden Punkte kurz eingehen. 

Erstens. Aktive Wirtschaftspolitik heißt: Die Erhöhun¬ 
gen bei der Berufsausbildungsbeihilfe und beim Ausbil¬ 
dungsgeld tragen dazu bei, dass wir den Fachkräftebedarf 
in unserem Land besser decken können und die notwen¬ 
digen Voraussetzungen für die Wirtschaft schaffen, Aus¬ 
zubildende einzustellen. Durch dieses Gesetz machen 
wir aber auch deutlich, dass wir Bürokratieabbau können 
und dass wir es nicht nur wie die FDP fordern, sondern 
es auch tatsächlich tun. 

(Jens Beeck [FDP]: Ach!) 

Die Bundesagentur für Arbeit hat in der Expertenanhö¬ 
rung das Gesetz als Gesamtpaket bezeichnet, als Gesamt¬ 
paket aus Rechtsvereinfachung, Rechtsharmonisierung 
und Erhöhung von Leistungen. Ich denke, eine bessere 
Einschätzung dieses Gesetzes kann man nicht treffen. 

Zweitens. Mit diesem Gesetz, meine lieben Kolle¬ 
ginnen und Kollegen, werden wir aber auch unserem 
Anspruch gerecht, soziale Marktwirtschaft in unserem 
Land zu verwirklichen. Auszubildende müssen sich nicht 
mehr um ihren Lebensunterhalt sorgen. Wir stärken den 
Durchhaltewillen von Azubis durch Verbesserungen in 
den Bereichen Wohnkosten, Mobilität, Verpflegung und 

(B) der finanziellen Beteiligung des Staates bei der Kin¬ 
derbetreuung. All diese Dinge sind wichtig, damit sich 
Auszubildende auf ihre Ausbildung konzentrieren kön¬ 
nen. Es gibt beispielsweise einen Zuschuss für Einstiegs¬ 
qualifizierungen. Der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks hat es gerade als ganz wesentlichen Impuls 
angeführt, dass junge Menschen in eine Einstiegsqualifi¬ 
zierung gehen und dann auch im Betrieb bleiben und eine 
Ausbildung machen. 

Mit diesem Gesetz machen wir für alle Ausbildung 
attraktiver und stärken den Durchhaltewillen bei den 
Auszubildenden. Mit diesem Gesetz bauen wir massiv 
Bürokratie ab. Mit diesem Gesetz vereinfachen wir An¬ 
tragstellung und Bearbeitung. Mit diesem Gesetz wird 
aber auch noch eine weitere Dimension unserer sozialen 
Marktwirtschaft angepackt, nämlich das Thema „Entloh¬ 
nung von Menschen mit Behinderung in Werkstätten“; 
meine Kollegen haben das vorhin angesprochen. 

Sehr geehrter Herr Kollege Sichert, in diesem Zusam¬ 
menhang möchte ich auch noch mal darauf hinweisen, 
dass vor allem dann, wenn es um Menschen mit Behinde¬ 
rung geht, der Satz - der bei uns als Union auch wichtig 
ist, aber der hier in keinster Weise passt - „Leistung muss 
sich lohnen“ nicht in die Diskussion passt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN¬ 
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Das passt nicht. Es geht hier um Menschen, die in unter¬ 
schiedlichster Art und Weise leistungsfähig sind. Unsere 


Aufgabe muss es sein, die Schwachen und die Stärkeren (C) 
zu unterstützen. Also hier passt der Satz „Leistung muss 
sich lohnen“ in keinster Art und Weise. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Sehr geehrte Frau Kollegin Rüffer, auch Sie haben ge¬ 
sagt, diese Regierung tue nichts für eine inklusive Gesell¬ 
schaft. Das stimmt auch nicht; das wissen Sie. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Wir haben in den letzten Jahren mit dem Bundesteilha¬ 
begesetz viel getan. Wir haben noch viel zu tun, auch bei 
der Vergütung für Menschen mit Behinderungen. Da gibt 
es auch viele Maßnahmen, die ergriffen werden müssen. 

(Abg. Dr. Roland Hartwig [AfD] meldet sich 
zu Wort) 

Deswegen: Stimmen Sie bitte unserem Gesetz zu, 
dass wir weiterhin einen starken Wirtschaftsstandort in 
Deutschland haben, dass wir das Thema Ausbildung ver¬ 
antwortungsvoll angehen. Ich bitte um Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Aumer. - Wir kommen zur 
Abstimmung über den von der Bundesregierung — ([ ) ) 

(Dr. Roland Hartwig [AfD]: Herr Präsident, 
zur Geschäftsordnung!) 

- Nicht in der Abstimmung. 

Dr. Roland Hartwig (AfD): 

Herr Präsident, zur Geschäftsordnung, vor der Ab¬ 
stimmung. - Ich melde mich zur Geschäftsordnung. Wir 
haben einen Antrag: Die AfD-Fraktion bezweifelt die 
Beschlussfähigkeit des Parlaments. 

(Beifall der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE] - Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Groß¬ 
artig! - Dr. Matthias Zimmer [CDU/CSU]: 

Wo es um Behinderte geht! Gott, wie billig! - 
Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das 
zeigt, was die AfD mit Menschen mit Behin¬ 
derung macht! - Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU, der SPD und der LINKEN) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Herr Kollege, das Präsidium ist sich einig, wir bezwei¬ 
feln die Beschlussfähigkeit des Parlamentes nicht, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

vor allen Dingen, weil wir wissen, dass wir in kurzer Zeit 
die mehreren Hundert Persönlichkeiten des Deutschen 
Bundestages, die nebenan auf dem Sommerfest der Deut- 
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Vizepräsident Woifgang Kubicki 

(A) sehen Parlamentarischen Gesellschaft sind, herbeirufen 
können. 


(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Außer AfD! 

Die sind schon zu Hause! - Dr. Roland 
Hartwig [AfD]: Das ist erstaunlich, was Sie da 
machen! - Marianne Schieder [SPD]: Die sind 
zu zehnt und reißen die Klappe auf!) 

Sie können - um es freundlich zu sagen - auch gerne mit 
den restlichen Abgeordneten der AfD den Saal verlassen. 
Wir bezweifeln die Beschlussfähigkeit des Parlaments 
nicht noch einmal. 


(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Matthias Seestern-Pauly [FDP]: 
Lächerlich! Lächerlich! - Christian Dürr 
[FDP]: Ist wieder deutlich geworden: Das 
sind Antidemokraten! - Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Die Klappe aufreißen bei 10 
von 90!) 


weil ich Ihnen sicher sagen kann, dass wir in den zehn 
Minuten, die für einen Hammelsprung notwendig wären, 
genug Kolleginnen und Kollegen in den Plenarsaal zu¬ 
rückbringen könnten. 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD]) 


(B) 


Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur An¬ 
passung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Aus¬ 
bildungsgeldes. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa¬ 
che 19/10691, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 19/9478 in der Ausschussfassung anzu¬ 
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Hand¬ 
zeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 
Dann ist dieser Gesetzentwurf in der Ausschussfassung 
in zweiter Beratung gegen die Stimmen der Fraktion der 
AfD bei Enthaltung der Fraktion Die Linke mit den Stim¬ 
men der anderen Fraktionen des Hauses angenommen. 


(Marianne Schieder [SPD]: Gegen die spär¬ 
lich anwesende AfD!) 


- Ich sage dazu jetzt nichts. 


Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - 

(Zurufe von der SPD und der LINKEN: Zäh¬ 
len Sie mal! Zehn Leute bei der AfD!) 


Wer enthält sich? - Dann ist dieser Gesetzentwurf gegen 
die Stimmen der Fraktion der AfD bei Enthaltung der 
Fraktion Die Linke mit den Stimmen der übrigen Frakti¬ 
onen des Hauses in dritter Lesung angenommen. 

(Marianne Schieder [SPD]: Man muss im Pro¬ 
tokoll vermerken: Zehn Stimmen der AfD! 

Mehr waren nicht da!) 


Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie¬ 
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf 


Drucksache 19/10715. Wer stimmt für diesen Entschlie- (C) 
ßungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen 
keine. Dann ist dieser Entschließungsantrag gegen die 
Stimmen der Fraktionen der AfD und von Bündnis 90/ 

Die Grünen mit den Stimmen der übrigen Fraktionen des 
Hauses angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Bruno 
Hollnagel, Steffen Kotre, Tino Chrupalla, weite¬ 
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Umweltschutz ernst nehmen - Das Erneuer- 
bare-Energien-Gesetz abschaffen 

Drucksache 19/10626 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

(Christian Dürr [FDP]: Genau! Ernst neh¬ 
men! - Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 

Gebt doch zu Protokoll!) 

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, Entspannung! 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red¬ 
ner dem Kollegen Dr. Bruno Hollnagel, AfD-Fraktion, 
das Wort. (D) 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - Ralph 
Lenkert [DIE LINKE]: Jetzt würde ich die 
Rede aber auch nicht halten! - Gegenruf des 
Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ihr könnt ruhig 
gehen! Es vermisst euch keiner!) 

- Noch einmal, liebe Kolleginnen und Kollegen: Ich bitte 
wirklich um Entspannung. Es ist nichts passiert. 

Dr. Bruno Hollnagel (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Das Energieeinspargesetz ist eine 
Zwangsabgabe, 

(Timon Gremmels [SPD]: Sie kennen ja noch 
nicht einmal den Namen des Gesetzes! Ist ja 
peinlich!) 

die die Stromverbraucher bezahlen müssen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist meine letzte 
höfliche Mahnung an diejenigen, die ihrer Erregung jetzt 
freien Lauf lassen. Ich bitte darum, dem Redner zuzu¬ 
hören. Die nächsten so emotional durchgehenden Zwi¬ 
schenrufe oder Anmutungen werden von mir mit einem 
Ordnungsruf belegt. 

(Ulli Nissen [SPD]: Dürfen wir keine Zwi¬ 
schenrufe mehr machen?) 
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki 

(A) - Ich darf Sie daraufhinweisen, Frau Kollegin, dass Sie 
von mir jetzt gerade einen Ordnungsruf erhalten haben. 

(Ulli Nissen [SPD]: Mein erster!) 

Herr Kollege, Sie können fortfahren. 

Dr. Bruno Hollnagel (AfD): 

Das Energieeinspargesetz ist eine Zwangsabgabe, die 
die Stromverbraucher bezahlen müssen und die nur Er¬ 
zeugern von regenerativen Energien zugutekommt. Es 
ist im Wesentlichen eine Umverteilung von unten nach 
oben. Das EEG ist Planwirtschaft, weil es willkürlich 
Preise beeinflusst und nur einen bestimmten Kreis Be¬ 
günstigte kennt. Das EEG lenkt Kapital in unwirtschaft¬ 
liche Bereiche und schadet damit der gesamtwirtschaft¬ 
lichen Effizienz. 

Was sind die ökologischen Auswirkungen? Im Natur¬ 
park Reinhardswald sollen Riesenflächen gerodet wer¬ 
den, obwohl es ein Naturpark ist, obwohl dort 800 Jah¬ 
re alte Bäume stehen. Warum soll das geschehen? Weil 
da Riesenwindkraftwerke entstehen sollen. Dazu sollen 

1 Million Quadratmeter Wald gerodet werden. Zum Teil 
werden Einbetonierungen vorgenommen, es wird dauer¬ 
haft zerstört. 

Schon heute findet man unter den Windkraftanlagen 
jährlich 200 000 tote Fledermäuse. Die Tiere fliegen an 
den Rotoren vorbei, kommen auf die Seite, wo Unter¬ 
drück herrscht, und ihre Lungen platzen. 

(B) Das ZDF stellte fest, dass jährlich circa 700 Rotmila¬ 
ne von Windrädern erschlagen werden. 

Gemäß dem Deutschen Zentrum für Luft- und Raum¬ 
fahrt werden jährlich 3 600 Tonnen - Tonnen! - Insekten 
von Windkraftanlagen zerschreddert. 

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Haben Sie die 
gezählt?) 

Man gibt vor, die Umwelt retten zu wollen; aber man zer¬ 
stört sie. Das ist im Wesentlichen Irrsinn. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Gemäß der Formel des Weltklimarates führt die ge¬ 
samte C0 2 -Emission Deutschlands zu einer Erwärmung 
des Weltklimas um 0,00065 Grad Celsius, also um 
nichts. Da man diese Emissionen nicht auf null setzen 
kann, kann man auch nur einen Teil dieses Fast-nichts 
verhindern. Was kostet dieses Fast-null-Ergebnis? Die 
Stromabnehmer werden jährlich mit 25 Milliarden Euro 
zur Kasse gebeten, das heißt, die Kaufkraft des normalen 
Bürgers wird entsprechend gesenkt. Die EEG-Umlage 
wird bis zum Jahr 2025 407,5 Milliarden Euro verzeh¬ 
ren; 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schöne Rechnung!) 

das ist weit mehr als ein Bundeshaushalt. Die Ener¬ 
giewende wird laut BDI-Studie bis zum Jahr 2050 

2 300 Milliarden Euro kosten. 


Mit diesem Geld könnten wir die Rentenprobleme (C) 
lösen, wir könnten Kinder- und Altersarmut abschaffen, 
wir könnten die Zukunft Deutschlands gestalten. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was für eine Zukunft?) 

Stattdessen betreiben wir Geldverschwendung, um dem 
ökologischen Wahn nachzulaufen. Das ist unerträglich. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - Ralph 
Lenkert [DIE LINKE]: Erklären Sie das den 
Bauern, die unter der Dürre leiden!) 

Werfen wir einen Blick auf die Weltökologie: Die 
Chinesen emittieren 28 Prozent der menschengemachten 
C0 2 -Geschichte, 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Menschengemachtes C0 2 ? Seit 
wann gibt es das denn!) 

Deutschland nur 2,2 Prozent. Die Chinesen dürfen noch 
bis zum Jahr 2035 beliebig viel C0 2 emittieren. Weltweit 
werden zurzeit circa 1 400 Kohlekraftwerke gebaut oder 
sind in Planung, und in Deutschland will man einige ab- 
schaffen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, per 
Saldo bewirken wir nichts. Nein, die Welt wird nicht am 
deutschen Wesen genesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD - Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aus¬ 
nahmsweise mal nicht!) 

Die zunehmende Abhängigkeit von regenerativen 
Energien wie Wind und Sonne wird das Problem des (pj) 
Stromausfalls nur noch schlimmer machen. 

(Ralph Lenkert [DIE LINKE]: Das ist falsch! 

Sie haben keine Ahnung! - Zuruf der Abg. 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Denken wir daran, dass unsere Nachbarn sich stromtech¬ 
nisch bereits von uns abschotten. Wenn es wieder - wie 
schon im Januar dieses Jahres - dazu kommt, dass wir 
kurz vor dem Abschalten sind, kann es passieren, dass 
wir viele Verluste wirtschaftlicher Art und sogar Men¬ 
schenverluste haben. Wir werden uns dann erinnern, wer 
diesen Irrsinn verzapft hat. Das ist nämlich die grüne 
Ideologie. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Hollnagel. - Als 
Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion der 
Kollege Jens Koeppen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jens Koeppen (CDU/CSU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! ln der Tat, jede Novelle des EEG macht es 
deutlich: Das EEG ist aus den Fugen geraten. Wir haben 
hier immer wieder darüber gesprochen: Es ist ein plan- 
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(A) wirtschaftliches Ungetüm. Es setzt keinen Handlungs¬ 
rahmen, sondern geht absolut in die Mikrosteuerung, und 
jeder Reformversuch zeigt: Es ist zu komplex, es ist zu 
juristisch, es ist zu bürokratisch. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Rede hatten wir gerade 
schon!) 

Es ist ein kaum beherrschbares Monstrum geworden, und 
es ist auch kaum reformierbar. 


(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen ist jede, aber auch wirklich jede Initiative, 
Herr Dr. Hollnagel, es besser zu machen, begrüßenswert. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Stimmen Sie der AID zu, oder was?) 

Aber das, was Sie gebracht haben, war ein bisschen dünn, 
um es ehrlich zu sagen. 

(Timon Gremmels [SPD]: Ach so!) 

Die Überschrift Ihres Antrages hat zwar erst mal Inte¬ 
resse geweckt, aber spätestens bei der Begründung des 
Antrages war ich dann doch ein bisschen enttäuscht. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was haben Sie denn erwartet?) 


(B) 


Das EEG ersatzlos zu streichen, ohne eine Gegenmaß¬ 
nahme, ist einfach zu billig. Und wenn Sie dann noch 
sagen, Treibhausgase zu reduzieren, Ressourcen zu scho¬ 
nen und die Energieversorgung nachhaltig umzustellen, 
sei keine Notwendigkeit, 


(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Koeppen, Sie sind auf ganz 
dünnem Eis!) 


sondern möglicherweise sogar eine Spinnerei, dann kön¬ 
nen wir dem Antrag natürlich in keinster Weise Bedeu¬ 
tung schenken. 

Streiten Sie um gute politische Lösungen in diesem 
Bereich! Dann kommen wir im Rahmen des Zieldreiecks 
Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Umweltver¬ 
träglichkeit auch zum Ziel. 

Aber, meine Damen und Herren, die Kritik am EEG 
ist nicht neu. 


(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von Ihnen auch nicht!) 

Der Bundesrechnungshof hat es uns am Mittwoch im 
Ausschuss ganz klar und deutlich gesagt. Die Steue¬ 
rungsmechanismen, die Koordination und die Umset¬ 
zung der Energiewende haben vom Bundesrechnungshof 
ein schlechtes Zeugnis bekommen. 

(Widerspruch der Abg. Ingrid Nestle [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das sollten wir sehr wohl ernst nehmen und darauf kon¬ 
struktiv reagieren und auch die Fehlentwicklung korri¬ 
gieren. Es sind ja ein sehr hoher Personalaufwand und 
ein sehr hoher finanzieller Einsatz, und trotzdem werden 


die Ziele verfehlt. Wir haben 34 Referate, 5 Ministerien, (C) 
26 Gesetze und 33 Verordnungen, 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Das ist doch Ihre Regierung!) 

einen hohen Detaillierungsgrad in den einzelnen Geset¬ 
zen und eine kleinteilige Steuerung, 

(Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Sie sind Regierungsfraktion!) 

und die wichtigen Aspekte werden völlig ausgeblendet, 
wie Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit. Von der 
Akzeptanz ist überhaupt keine Rede, und die Transpa¬ 
renz über die Ausgaben - immerhin 160 Milliarden Euro 
in den letzten fünf Jahren - wird völlig missachtet. 

Nun ist die Kritik des Bundesrechnungshofes nicht 
neu, und sie ist uns auch nicht fremd. Wichtig ist, dass 
sie auch gehört wird, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und nicht nur von den regierungstragenden Fraktionen, 
sondern auch von der Opposition. Stattdessen gibt es Ab¬ 
wehrhaltung, Aktionismus oder Ignoranz und das Leug¬ 
nen von Handlungsbedarf, und das ist nun völlig fehl am 
Platze. 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben doch ge¬ 
sagt, es funktioniert gar nichts an dem Ge¬ 
setz! - Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was kommt von Ihnen?) ' ' 

- Ich komme gleich dazu. 

Aber auch völlig fehl am Platze, liebe Kollegen und 
Kolleginnen, ist das, was ich im Ausschuss gehört habe, 
in dem Fall von dem geschätzten Kollegen Saathoff. Er 
hat gesagt: Was der Bundesrechnungshof als Bericht vor¬ 
gelegt hat, ist Wasser auf die Mühlen der Klimaleugner. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch!) 

Wenn man so mit einer berechtigten Kritik einer be¬ 
deutenden Bundesbehörde umgeht, die sonst immer als 
Kronzeuge herhalten muss, dann ist das sehr fadenschei¬ 
nig, und dann sollten Sie Ihre Argumentationskette mal 
überprüfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Marianne Schieder [SPD]: Sie Ihre auch!) 

Meine Damen und Herren, zum Gelingen der Um¬ 
stellung der Energieversorgung brauchen wir einen kla¬ 
ren und in Zukunft ordnungspolitischen Kompass und 
marktwirtschaftlichen Ansatz. 

Jetzt komme ich zu den Maßnahmen, die wir gerne 
machen möchten. Es reden ja wirklich alle von einer 
C0 2 -Steuer, die so überhaupt gar nicht infrage kommt, 

(Timon Gremmels [SPD]: Was hat denn der 
Bundesrechnungshof gesagt?) 
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und einem C0 2 -Preis. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir haben schon längst einen C0 2 -Preis, und zwar im eu¬ 
ropäischen Handelssystem. 

(Beifall bei der FDP - Lisa Badum [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da klatscht nur die 
FDP!) 

Diesen Preis brauchen wir nur auf die Sektoren umzu¬ 
legen, 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN] : Darüber reden wir gleich im nächsten 
TOP!) 

und wenn das einen Preis hat, dann kann man ganz ge¬ 
nau sehen, ob sich jemand einen SUV leisten kann und 
leisten will. Dann bekommt alles einen C0 2 -Preis, aber - 
und das ist ganz wichtig - nicht on top. Dann fliegt eine 
dieser Verordnungen und Gesetze, und möglicherweise 
das EEG, raus aus dem Spiel. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Dr. Julia Verlinden [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da bin ich gespannt, 
wie Sie gleich abstimmen!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die erneuerbaren 
Energien dürfen nicht mehr blind in die Netze einge¬ 
speist werden. Sie brauchen Innovationen, und sie brau¬ 
chen Stromnachfrage und Stromangebote. Die müssen 
besser zusammengebracht werden. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie reden sich um Kopf und Kra¬ 
gen! - Gegenruf des Abg. Harald Weinberg 
[DIE LINKE]: Welcher Kopf denn?) 

Die Versorgungssicherheit muss im Zeitalter der er¬ 
neuerbaren Energien ebenfalls im Mittelpunkt stehen. 
Wir brauchen eine bessere Abstimmung von Netzausbau 
und Anlagenzubau. Wir brauchen Akzeptanz für Wind¬ 
kraftanlagen an Land, und trotzdem schaffen wir die 
70 GW. Wir brauchen einen spürbaren monetären Benefit 
für die Kommunen, und wir brauchen Kostentransparenz 
für die Stromkunden. 

Es ließe sich alles fortsetzen, meine Damen und Her¬ 
ren. 

(Marianne Schieder [SPD]: Besser nicht!) 

Was wir jedoch nicht machen dürfen und auch nicht ma¬ 
chen können und wollen, ist das, was Sie in Ihrem Antrag 
suggerieren: einfach auf erneuerbare Energien im Ener¬ 
giemix zu verzichten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 

Vielen Dank, Herr Kollege Koeppen. - Als nächste 
Rednerin hat das Wort für die FDP-Fraktion die Kollegin 
Sandra Weeser. 

(Beifall bei der FDP) 


Sandra Weeser (FDP): (C) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich will gleich zu Beginn meiner Rede festhal- 
ten: Der Energiepolitik in Deutschland ist nicht geholfen, 
wenn wir uns jetzt alte Zeiten zurückwünschen oder die 
gesellschaftlichen Veränderungen und Entwicklungen 
ausblenden. Die sind nämlich gewaltig. 

Die AfD suggeriert in ihrem Antrag, dass sie Interes¬ 
se am Umweltschutz hat. Aber das, was in Ihrem Par¬ 
teiprogramm und auch in Ihren Reden dargestellt wird, 
entspricht überhaupt nicht dem, was Sie jetzt in Ihrem 
Antrag vorgeben. Das ist scheinheilig. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE 
LINKE]) 

Die Energiewende ist eingeleitet, und jetzt geht es dä¬ 
mm, diese effizienter und sinnvoller zu gestalten. Herr 
Koeppen hat recht, wenn er sagt, der Bundesrechnungs¬ 
hof hat zu Recht viele Dinge angemahnt, und natürlich 
müssen wir uns da Gedanken machen. Aber jetzt zurück 
zu alten Zöpfen, wie Sie das wollen, oder, was man ja ein 
bisschen heraushört, die Rückkehr zur Atomkraft: Das ist 
doch gar nicht mehr darstellbar. Das ist gesellschaftlich 
nicht mehr darstellbar, und ich glaube, die Messe ist ge¬ 
sungen. 

Sie haben kein Interesse an einer zukunftsorientierten 
Politik, und schon gar nicht an dem, was in den kom¬ 
menden Jahren gesellschaftspolitisch von uns gefordert 
werden wird. 

(Beifall bei der FDP) ( D ) 

Ihr Antrag zeigt, dass der Horizont wirklich nur bis zur 
nationalen Grenze reicht, und dahinter ist nichts mehr; da 
ist rein gar nichts mehr. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Deutschland versorgt sich 
heute schon mit einem Energiemix aus der ganzen Welt, 
und das wird es auch in Zukunft tun. Und alles andere, 
was Sie jetzt hier fordern, ist völlig unnötig und sinnlos. 

Auch wenn Ihnen das jetzt wehtut: Europa ist ein Teil 
unserer Lösung. 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Europa ist auch 
Kernkraft!) 

Vielleicht lesen Sie noch mal unseren Antrag zur euro¬ 
päischen Energiepolitik. Unser Kontinent kann bei der 
Erzeugung und Speicherung von Energie enorme Syner¬ 
gien heben, und wir können diesen Energiebinnenmarkt 
auch weiterentwickeln und entsprechend voranbringen. 

Dann werden wir alle davon profitieren. 

Statt jetzt zu versuchen, das Rad der Zeit zurückzu¬ 
drehen, sollten wir erst mal diskutieren, was jetzt ener¬ 
giepolitisch und auch klimapolitisch sinnvoll ist. Denn 
das identifizierte Ziel, das wir haben, ist doch, schnell 
und wirksam den C0 2 -Ausstoß zu mindern. Derzeit lie¬ 
gen zwei Modelle auf dem Tisch. Das eine ist das, wofür 
wir Liberale werben: eine Ausweitung des EU-Emissi- 
onshandels auf Wärme und Verkehr. Das wollen wir vor 
allem deshalb, weil wir durch die politisch festgelegte 
Begrenzung und Reduzierung des C0 2 -Ausstoßes diese 
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(A) Menge sicher kontrollieren können. Das können wir mit 
einem marktwirtschaftlichen Mittel. Insofern profitieren 
auch davon wieder alle, weil das deutlich zielgenauer 
und auch viel günstiger ist als die von der SPD geforder¬ 
te C0 2 -Steuer. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es gibt aber auch noch einen zweiten Punkt, und der 
wird in der ganzen Debatte immer sehr gerne ausgeblen¬ 
det. Wir werden die Energiewende und vor allem auch 
den Klimaschutz nicht bewältigt bekommen, ohne dass 
die Wirtschaft und auch jeder einzelne in der Gesellschaft 
seinen Beitrag dazu leistet und sich aktiv dafür einsetzt. 

Wir müssen uns auch über den tagtäglichen Verbrauch 
von Energie Gedanken machen und darüber, wie wir 
sparsamer und effizienter werden, und vor allem, wie 
wir Technologien weiterentwickeln können, um weiter 
Energie einsparen zu können. Das wurde in den letzten 
Jahrzehnten versäumt, meine Damen und Herren, und 
das müssen wir auch mal selbstkritisch anerkennen. 

Gleichzeitig müssen wir auch so ehrlich sein, mal die 
Kosten, Preise und Belastungen zu beziffern, über die 
wir hier sprechen. Denn was bedeutet das für jeden Ein¬ 
zelnen? Was bedeutet das für einen Unternehmer, einen 
Schüler, eine Familie oder einen Pendler? 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Kein Job, kein 
Pendler!) 

C0 2 muss einen Preis bekommen. Deshalb bin ich 

(B) dafür: Lassen Sie uns zügig zu einer wirksamen Lösung 
beim Klimaschutz kommen. Wir, das heißt Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik, müssen effizienter und nachhal¬ 
tiger werden, und damit wäre der erste Schritt, dass wir 
in ein ETS gehen. Wir brauchen hier ein Zusammenspiel 
zwischen einem bewussteren Umgang mit den Ressour¬ 
cen und technologischem Fortschritt. 

Die Aufgabe der Unternehmen ist es, innovativ und 
technologieoffen Lösungen zu entwickeln, und unsere 
Aufgabe hier ist es, vernünftige Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 

(Beifall bei der FDP) 

Nur so lösen wir gemeinsam das Problem. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Weeser. Schönen Abend, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von mir. - Nächster 
Redner: Johann Saathoff für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Johann Saathoff (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Manchmal wünsche ich sie mir zurück: die 
Zeiten, als es über alle Parteien hinweg einen Konsens 
gab, dass wir etwas gegen die Erdüberhitzung und für 


den Klimaschutz tun müssen - tun müssen! - als Vörrei- (C) 
ter in der Welt, 

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Das glaube 
ich, dass Sie sich den Konsens zurückwün¬ 
schen!) 

um zu zeigen, dass es geht, und um Mut und nicht Angst 
zu machen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Dr. Rainer Kraft [AfD]: 

Wer macht denn hier Angst? - Sebastian 
Münzenmaier [AfD]: Wovor Sie Angst haben 
sollten, ist die nächste Wahl!) 

Es waren Zeiten, als es einen Konsens gab, dass wir et¬ 
was tun müssen als vertragstreuer Partner, der zum Bei¬ 
spiel zum Pariser Klimaschutzabkommen steht und ver¬ 
tragstreu ist, der verlässlich ist, meine Dame und meine 
Herren von der AfD, der verlässlich ist und nicht unbe¬ 
rechenbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war ein Konsens, dass wir etwas tun müssen aus Ver¬ 
antwortung unseren Kindern und Enkelkindern gegen¬ 
über, dass wir etwas tun müssen aus Verantwortung an¬ 
deren Ländern gegenüber und deren Menschen, die von 
der Erdüberhitzung betroffen sind, dass wir nicht zuletzt 
auch etwas tun müssen aus industrie- und wirtschaftspo¬ 
litischen Erwägungen heraus: Die Erneuerbaren erschlie¬ 
ßen neue Exportmöglichkeiten, schaffen neue Arbeits¬ 
plätze und neue Wertschöpfung. 

Auch in diesen Zeiten mit dem beschriebenen Kon- (D) 
sens gab es Debatten, und auch Streit gab es hier im Par¬ 
lament - aber um das Wie und längst nicht mehr um das 
Ob. Wie weit sind wir zurückgeschritten in den letzten 
zwei Jahren? Das ist erschreckend. Und dann flattert wie¬ 
der so ein Antrag von der ganz rechten Seite des Parla¬ 
ments hier bei uns ein. In Zeiten, wo Hunderttausende 
Jugendliche Woche für Woche uns zu Recht ermahnen, 
mehr für den Klimaschutz zu tun, kommt so ein Antrag 
hier an. Wenn Sie auf diese jungen engagierten Men¬ 
schen nicht hören wollen, hören Sie doch wenigstens auf 
Ihre eigene sogenannte Junge Alternative. Sie fordert Sie 
nämlich auf, von der schwer nachzuvollziehenden Aus¬ 
sage Abstand zu nehmen, der Mensch würde das Klima 
nicht beeinflussen. 

(Karsten Hilse [AfD]: Nein, das tun sie 
nicht!) 

Es ist doch schon beeindruckend, dass wir das lesen dür¬ 
fen. 

Aber zum Inhalt des vorliegenden Antrags. Darin be¬ 
schreiben Sie, dass mit den Erneuerbaren der Strompreis 
unverantwortlich gestiegen sei. Das ist eine einfache Be¬ 
hauptung. Der Sachverhalt ist aber extrem kompliziert. 

Mit dem Aufbau der erneuerbaren Erzeugungskapazitä¬ 
ten ging nicht zeitgleich der Abbau der fossilen Erzeu¬ 
gungskapazitäten einher. Deshalb hatten und haben wir 
derzeit ein Überangebot an Erzeugung. Mehr Angebot 
als Nachfrage führt dazu, dass der Börsenstrompreis 
sinkt. Das System der EEG-Vergütung ist also so aufge¬ 
baut, dass die Betreiber - übrigens nicht wenige Großka- 
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(A) pitalisten, wie in dem Antrag steht, sondern Zigtausende 
Bürgerinnen und Bürger - eine garantierte Vergütung 
bekommen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Übrigens, meine Damen und Herren, das System 
nennt man Marktpreismodell, falls das mal jemand goo¬ 
geln möchte. Sie tun in Ihrem Antrag so, also ob die Er¬ 
neuerbaren massiv Einfluss auf den Börsenstrompreis 
haben, und das stimmt auch, aber einen preissenkenden 
(B) und nicht preissteigernden Einfluss. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen herzlichen Dank, Johann Saathoff. Wir freuen 
uns immer darauf und sind gespannt. 

(Timon Gremmels [SPD]: Die Stenografen 
nicht!) 

Jetzt sind Sie wenigstens wieder zu den Sätzen überge¬ 
gangen. 

Nächster Redner in der Debatte: Lorenz Gösta Beutin 
für Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Ich könnte es mir 
jetzt einfach machen und zum Antrag der AfD sagen: 
Das sind ja Fake News. - Ja, das stimmt. Das sind Fake 
News. Aber manchmal muss man Fake News auch ge¬ 
zielt dekonstruieren und sie auseinandernehmen, und das 
will ich in fünf Punkten machen. 

(Beifall bei der LINKEN und der SPD) 

Erstens. Sie behaupten in Ihrem Antrag, der Erfolg des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien sei nicht messbar und 
es sei kein einziges Kraftwerk eingespart worden. Das 
stimmt nachweislich nicht. Wir haben von 1990 bis 2018 
einen Rückgang der C0 2 -Emissionen in Deutschland um 
30 Prozent. 

Zweitens. Wir haben bei den Braunkohle- und den 
Steinkohlekraftwerken einen Rückgang auf 18,9 bzw. 
23,7 Gigawatt. Das, was hier passiert, ist viel zu wenig. 
Aber man kann nicht sagen, dass das Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetz nicht funktioniert. Das ist eine Lüge; so ein¬ 
fach ist das. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drittens. Sie behaupten, wir hätten in Deutschland ein 
instabiles Stromsystem. Auch das stimmt nicht. Da muss 
man sich einfach nur mal die Statistiken der Bundes¬ 
netzagentur anschauen. Wir haben eines der sichersten 
Stromsysteme weltweit, und mit dem Zubau der erneu¬ 
erbaren Energien ist die Stromnetzsicherheit sogar noch 
angewachsen. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Ich muss einfach nur sagen: Ich glaube, Sie sind in 
der Zeit stecken geblieben. Denn Anfang der 90er-Jah- 
re hatten wir eine Kampagne von Stromkonzernen, die 
uns erzählen wollten, dass, wenn wir auf über 4 Pro¬ 
zent erneuerbare Energien im Netz kommen würden, in 
Deutschland die Lichter ausgehen würden. Wir haben 
jetzt über etwa 40 Prozent erneuerbare Energien im Netz. 
Und wenn ich hier hinschaue, sehe ich: Kein einziges 
Licht ist ausgegangen - dank der erneuerbaren Energien. 

(Timon Gremmels [SPD], auf die rechte Seite 
des Hauses zeigend: Doch! Da sind die ganzen 
Lichter ausgegangen!) 


Mit dem Abbau der fossilen Erzeugungskapazitäten 
wird das Angebot geringer. Der Börsenstrompreis wird 
demzufolge steigen, und die EEG-Vergütung sinkt auto¬ 
matisch, weil die Anlagen mittlerweile auch sehr effizient 
sind, automatisch auf null, um das mal klar zu sagen. Im 
Offshoresektor haben wir schon O-Cent-Gebote gehabt. 
Die Lösung der von Ihnen aufgebauschten Probleme ist 
also bereits im EEG mit inbegriffen. Zugegeben: Es ist 
kompliziert, aber eigentlich doch zu verstehen. Wenn du 
keen Utweg stichst, heet dat neet, dat et keen Utweg gift. 

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Kann ich die Übersetzung bekommen? 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist nicht not¬ 
wendig!) 

Johann Saathoff (SPD): 

Ich entschuldige mich, Frau Präsidentin. Das heißt so 
viel wie: Wenn du keinen Ausweg siehst, heißt das nicht, 
dass es keinen Ausweg gibt. - Der ist nämlich im Gesetz 
normiert. 


Diese Vergütung hängt von der Art der Produktion - 
ob Photovoltaik oder Windenergie - und vom Datum der 
Errichtung der Anlage ab. Je nachdem gibt es beispiels¬ 
weise 6 Cent gesetzliche Vergütung. Nach dem EEG wird 
das EEG-Konto aber nicht mit 6 Cent belastet, meine Da¬ 
men und Herren, sondern lediglich mit 6 Cent abzüglich 
des Börsenstrompreises. Der liegt heute bei 4,6 Cent pro 
Kilowattstunde. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], auf die rechte Seite des Hauses 
zeigend: Das ist gut, dass Sie das denen noch 
mal erklären!) 

Das heißt, das EEG-Konto wird heute mit 1,4 Cent pro 
Kilowattstunde belastet. Das sind weniger als 5 Prozent 
des Strompreises. Ihre Angstmacherei ist absolut nicht 
gerechtfertigt. 
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Erlauben Sie eine Frage oder Bemerkung von Herrn 
Hilse? 

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE): 

Nein. - Sie beschwören hier die Gefahr der Energiear¬ 
mut. Das ist sehr richtig, weil Stromsperren ein Problem 
sind und weil zu hohe Strompreise ein Problem sind. 
Aber Ihre Antworten darauf sind antisozial. Sie wollen 
nämlich Hartz IV abschaffen und durch Zwangsarbeit 
ersetzen. 

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Ich will Sie 
abschaffen! Das ist mir wichtig!) 

Sie wollen die Erbschaftsteuer abschaffen. Sie wollen 
keine Vermögensteuer einfiihren. - Er will mich abschaf¬ 
fen, hat er gerade gesagt. Genau. Das ist nämlich das, 
was wir hier nicht im Parlament brauchen: diesen Hass. 
Er will mich abschaffen. Das will Herr Hilse. So sieht es 
nämlich aus. 

(Karsten Hilse [AfD]: Was? - Stephan 

Protschka [AfD]: Das war nicht Herr Hilse, 

aber egal!) 

Deswegen sage ich ganz klar: Die AfD ist keine Alter¬ 
native. 

Viertens. Die Windräder sind eine Gefahr für Leib 
und Leben; auch das war eine These. Auch das stimmt 
nicht. Ich komme aus Schleswig-Holstein. Ich sehe es 
doch da. Ich habe schon mal gesehen, wie ein Windrad 
gebrannt hat. Das höchste der Gefühle, was passiert ist, 
ist, dass der Acker abgesperrt werden musste. Haben Sie 
das mal mit den Super-GAUs verglichen, beispielswei¬ 
se in Tschernobyl oder Fukushima? Wenn ein Windrad 
abbrennt, ist das etwas ganz anderes als ein Super-GAU 
eines Atomkraftwerks. 

(Sandra Weeser [FDP]: Und wenn es im Wald 
steht?) 

Last, but not least und fünftens: Ihre Sprache ist verrä¬ 
terisch. Sie ist deshalb verräterisch, weil sie biologisiert, 
weil Sie vom EEG als Fremdkörper sprechen. Da bildet 
sich die Blut-und-Boden-Ideologie nach, die wir auch bei 
den Nazis schon erleben mussten. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Oh Gott!) 

Gestern haben wir hier im Hohen Hause wieder den 
Slogan vonseiten der AfD gehört: Umweltschutz ist Hei¬ 
matschutz. Ich habe das mal nachgeschlagen, und das 
sollten Sie vielleicht auch machen. Das ist eine Parole der 
NPD. Das ist eine Parole, die es schon in den 90er-Jahren 
gab. Das ist eine neonazistische Parole, die Sie hier im 
Hohen Haus äußern. 

(Dr. Roland Hartwig [AfD]: Was für ein Un¬ 
fug!) 

Wenn Sie jetzt zu mir sagen, Sie wollen mich abschaf¬ 
fen, dann erinnere ich Sie einfach daran: Walter Liibcke, 
CDU-Mitglied und Regierungspräsident in Kassel, ist 
erschossen worden. Walter Liibcke hat sich für Mensch¬ 
lichkeit eingesetzt und sich gegen Rassismus starkge¬ 
macht. Er hat Hetze erfahren. Er hat diese Hetze erfah¬ 


ren, nachdem er tot war. Es hat im Netz Rufe gegeben, (C) 
es sei gut so, dass er tot ist. Genau das ist Ihre Ideologie. 

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD] und Sylvia 
Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Sie sagen, Sie wollen mich abschaffen. Dieser Ideo¬ 
logie stellen wir uns entgegen. Wir verteidigen hier die 
Demokratie. Wir verteidigen Solidarität und Zusammen¬ 
halt, und wir wollen hier keine Mordfantasien - auch von 
Ihnen nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Lorenz Gösta Beutin. - Das Wort zu ei¬ 
ner Kurzintervention hat der Kollege Hilse von der AfD. 

Karsten Hilse (AfD): 

Das wird eine sehr kurze Intervention. Vielen Dank, 

Frau Präsidentin. - Herr Beutin, Sie haben vorhin vom 
sichersten Netz, das wir je hatten, gesprochen, aber ein 
sicheres Netz definiert sich doch darüber, dass man nicht 
eingreifen muss und dass es irgendwie läuft. Bis zum 
Jahr 2010 gab es einige sogenannte Redispatch-Maßnah- 
men. - Ich möchte auch noch erwähnen, dass ich es nicht 
war, der Sie abschaffen will. Sie sind demokratisch ge¬ 
wählt, und deswegen will ich Sie nicht abschaffen. 

(Ulli Nissen [SPD]: Wie großzügig!) 

Aber zurück zum Thema. Bis zum Jahre 2010 gab 
es drei bis vier sogenannte Redispatch-Maßnahmen pro 
Jahr, das heißt, dass die Bundesnetzagentur eingreifen 
musste, weil es Schwankungen gab. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, und? - Ulli Nissen [SPD]: Ich 
dachte, es sollte kurz werden!) 

Im Jahre 2018 gab es alleine in den ersten drei Quartalen 
8 000 sogenannte Redispatch-Maßnahmen. 

(Ulli Nissen [SPD]: Kurz ist etwas anderes!) 

Das heißt, man musste eingreifen, weil das Netz vor al¬ 
lem durch die Einspeisung neuer instabiler Energien vo- 
latil war. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hat doch alles funktioniert!) 

Allein diese Redispatch-Maßnahmen haben im Jahr 2017 
circa 1,3 Milliarden Euro gekostet. Darauf wollte ich 
bloß verweisen. Aber Sie werden mich wahrscheinlich 
gleich belehren, dass das alles nicht stimmt. 

(Stephan Protschka [AfD]: Die Grünen brau¬ 
chen nichts sagen; denn da wird der Strom ja 
im Netz gespeichert!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Danke schön. - Jetzt sind nicht Sie, sondern der Kol¬ 
lege Beutin dran. Herr Beutin, bitte. 
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Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE): 

Vielen Dank. - Ich möchte zunächst daraufhinweisen, 
dass ich erwartet habe, dass Sie sich an dieser Stelle für 
Ihre Äußerung, Sie möchten mich abschaffen, entschul¬ 
digen. 

(Stephan Protschka [AfD]: Er war es ja gar 
nicht!) 

- Sie waren es aus den Reihen der AfD. Hier im Hohen 
Hause wurde geäußert. Sie möchten einen Menschen ab- 
schaffen. 

(Stephan Protschka [AfD]: Das hat er nicht 

gesagt! - Sebastian Münzenmaier [AfD]: Oh¬ 
ren putzen!) 

Ich will ganz klar sagen: Das ist geäußert worden. Dafür 
erwarte ich eine Entschuldigung; denn so eine Äußerung 
hat hier nichts zu suchen. 

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aber davon abgesehen: Ich habe mir den Sachver¬ 
halt durchaus angeschaut. In diesem Jahr im Januar ist 
eine Maßnahme beispielsweise auf eine Umschaltung 
zwischen Frankreich und Spanien zurückzuführen. Wir 
haben ein europäisches Stromsystem. Es gibt einen 
Austausch von Strom. Hier ist es zu einem Fehler ge¬ 
kommen, aber die Bundesnetzagentur - Sie sagen es ja 
richtig - hat eingegriffen. Das ist auch die Aufgabe der 
Bundesnetzagentur: einzugreifen, wenn es zu Fehlschal¬ 
tungen oder zu Übertragungsfehlern kommt. Das ist die 
Funktionsweise des europäischen Stromsystems. Wenn 
Sie sich die Statistik für 2018 anschauen würden, würden 
Sie sehen, dass Deutschland im europäischen Vergleich 
bei der Netzsicherheit auf Platz vier steht. Für die Netz¬ 
sicherheit ist die Bundesnetzagentur zuständig. Wenn Sie 
behaupten, wir hätten ein instabiles Stromsystem, dann 
ist das einfach eine Falschinformation. 

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Wir konnten hier oben nicht genau hören, was gesagt 
oder was nicht gesagt worden ist. Wir werden das anhand 
des Protokolls klären und dann gegebenenfalls morgen 
früh den Sachverhalt noch einmal aufrufen. 

Nächste Rednerin: Dr. Julia Verlinden für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Der Antrag von der AfD zeigt mal wieder, 
dass Sie klima- und energiepolitisch echt nicht ernst zu 
nehmen sind. 

(Karsten Hilse [AfD]: Das sehen wir kom¬ 
plett anders!) 

Denn Sie fordern den kompletten Stopp des Ausbaus der 
erneuerbaren Energien. Sie blockieren Innovation und 


die inzwischen preisgünstigste Form, Strom zu produzie- (C) 
ren. 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Dann können wir es 

abschaffen! Das ist besser als alles andere!) 

So blind für das, was um uns herum passiert, muss man 
erst mal sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN) 

Dass neue Solar- und Windanlagen inzwischen günsti¬ 
geren Strom produzieren als neue Erdgaskraftwerke, das 
verdanken wir auch den Entwicklungen durch das EEG. 

(Stephan Protschka [AfD]: Aber das rettet 
keine Biene und keinen Schmetterling!) 

Jedes neue fossile Kraftwerk heute ist schon morgen eine 
Investitionsruine. 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist ein Erfolgsmo¬ 
dell; 

(Stephan Protschka [AfD]: Beim Insektentö¬ 
ten!) 

denn über 100 Staaten und Regionen haben seit der Er¬ 
findung des EEG ein Einspeise- und Vergütungssystem 
nach dessen Vorbild eingeführt. Wir haben also erst klu¬ 
ge Ideen aus Deutschland exportiert und dann auch die 
erneuerbare Technik. Das ist ein unschätzbar wertvoller 
Beitrag für Entwicklung, für Frieden und für Klima¬ 
schutz. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aber das sind ja Werte, die für Sie in der AfD nicht zäh¬ 
len. Das ist schon klar. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

In Ihrer kruden Weitsicht leugnen Sie, dass wir Men¬ 
schen die Erderhitzung beeinflussen. Weil Sie also be¬ 
reitwillig den Planeten in die Klimakatastrophe führen 
wollen, versteigen Sie sich dazu, die Erneuerbaren bei¬ 
seite zu wischen. Aber Sie stehen damit im Abseits. Nicht 
nur für uns Grüne ist die menschengemachte Klimakrise 
Realität. Auch für alle anderen Fraktionen in diesem Par¬ 
lament ist klar, dass der Ausbau der erneuerbaren Ener¬ 
gien unumgänglich ist. Aber die AfD will lieber weiter 
60 Milliarden Euro jedes Jahr für den Import von Kohle, 

Öl und Gas ausgeben oder die Summe sogar noch stei¬ 
gern. Who knows! Ich würde diese Milliarden lieber in 
lokale Wertschöpfung, in dezentrale erneuerbare Zu¬ 
kunftstechnologien stecken, an der Stadtwerke und Bür¬ 
gerenergiegesellschaften teilhaben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der LINKEN - Zuruf des 

Abg. Stephan Protschka [AfD]) 

Damit haben wir uns ausführlich genug mit dem frag¬ 
würdigen Antrag von der AfD auseinandergesetzt. 

Lassen Sie uns nun lieber darüber sprechen, was ge¬ 
tan werden muss, um Energiewende und Klimaschutz 
wieder auf den Zielpfad zu bringen; denn heute hat die 
Bundesregierung ein vernichtendes Urteil der Experten 
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(A) zu ihrem „Fortschrittsbericht“ Energiewende bekom¬ 
men. Es ist leider eher ein „Rückschrittsbericht“. Was für 
eine Blamage, dass Sie wohl nur eins der zehn selbst¬ 
gesteckten Ziele im kommenden Jahr erreichen werden, 
von Paris-kompatiblen Zielen mal ganz zu schweigen. 
Wenn Sie ernst genommen werden wollen als Bundesre¬ 
gierung, wenn Sie glaubwürdig vom Kohleausstieg spre¬ 
chen wollen, dann müssen Sie diesen endlich mal hier im 
Parlament beschließen. Und Sie müssen den Ausbau der 
Erneuerbaren beschleunigen. Und Sie müssen vom The¬ 
ma Energieeffizienz nicht immer nur reden, sondern auch 
was dafür tun, und zwar nicht irgendwann vor Weihnach¬ 
ten, nein jetzt! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Stephan Protschka [AfD]: Sofort!) 

Für Ihre GroKo-Streitereien hat niemand in der Ge¬ 
sellschaft mehr Verständnis, am allerwenigsten die jun¬ 
gen Menschen, die freitags auf die Straße gehen, 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Ihr könnt 

ja jetzt mit den Kommunisten alles regeln!) 

deren Eltern und Großeltern, die Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler von Scientists for Future, die vie¬ 
len Unternehmen, die endlich Planungssicherheit wollen. 
Eigentlich alle in der Gesellschaft sind genervt davon, 
dass Sie von der Bundesregierung einfach nicht aus dem 
Quark kommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Und deshalb fordere ich, dass die CDU endlich iiber- 

(B) haupt wieder Energiepolitik macht. Sie stellen doch den 
Minister. Dann sorgen Sie für Klarheit, sorgen Sie für 
Innovation und für Investitionssicherheit. Sichern Sie 
die 330 000 Arbeitsplätze in der Erneuerbaren-Branche, 
sorgen Sie dafür, dass auch nächstes Jahr noch Solaranla¬ 
gen gebaut werden, schaffen Sie die Solarobergrenze im 
Gesetz ab, erhöhen Sie die Ausbaupfade bei Wind und 
Sonne, ermöglichen Sie den Ausbau auch jenseits von 
Ausschreibungen, und vereinfachen Sie endlich die Mie¬ 
terstromregelung ! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der GroKo, las¬ 
sen Sie sich zum Schluss gesagt sein: Sie brauchen keine 
AG Akzeptanz, Sie brauchen eine AG Flandeln. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Maßnahmen liegen auf dem Tisch. Jetzt heißt es ma¬ 
chen, machen, machen. Dann kommt die Unterstützung 
der Menschen von ganz alleine. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Julia Verlinden. - Nächster Redner: 
für die CDU/CSU-Fraktion Dr. Andreas Lenz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Flerren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Uns liegt 
ein Antrag der AfD mit dem Titel „Umweltschutz ernst 
nehmen - Das Erneuerbare-Energien-Gesetz abschaf¬ 
fen“ vor. Flerr Flollnagel, natürlich ist das EEG komplex, 
vielleicht zu komplex. Für Sie ist es auf jeden Fall zu 
komplex; denn EEG ist nicht die Abkürzung für Ener- 
gie-Einspeise-Gesetz, sondern für Erneuerbare-Energi¬ 
en-Gesetz. Sie haben das EEG zweimal Energie-Einspei- 
se-Gesetz genannt. Deshalb möchte ich Sie zu Beginn 
meiner Rede darauf hinweisen, dass es eigentlich anders 
heißt. 

Es ist mir außerdem neu, dass die AfD Umweltschutz 
tatsächlich ernst nehmen will. Das fiel mir, ehrlich ge¬ 
sagt, in der letzten Zeit weder im Ausschuss noch hier im 
Plenum noch in der öffentlichen Diskussion auf. Auch 
in den Redebeiträgen heute fiel mir nicht auf, dass das 
Thema Umweltschutz von Ihnen ernst genommen wird. 
Aber ich will Ihren Antrag ernst nehmen. 

Man kann das EEG wegen seiner Komplexität kriti¬ 
sieren; denn es ist inzwischen komplex. Richtig ist aber, 
dass das EEG sehr wohl einen Beitrag zur Dekarbonisie¬ 
rung der Energieversorgung geleistet hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ihr Antrag ist an dieser Stelle fehlerhaft. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nicht nur an dieser Stelle!) 

1990 entstanden bei der Erzeugung einer Kilowattstunde 
Strom noch 760 Gramm C0 2 , 2018 waren es nur noch 
470 Gramm C0 2 . Das sind 38 Prozent weniger im Ver¬ 
gleich zu 1990 und 17 Prozent weniger im Vergleich zu 
2012. Damit hat die Energiewirtschaft, absolut betrach¬ 
tet, 155 Millionen Tonnen C0 2 gegenüber 1990 einge¬ 
spart, die mit Abstand größte Minderung eines Sektors. 
Insgesamt beträgt die Einsparung durch die Emeuerba- 
ren 184 Millionen Tonnen C0 2 im Jahr. 

(Karsten Flilse [AfD]: Durch den Zusammen¬ 
bruch der DDR-Industrie! Seien Sie doch mal 
ehrlich!) 

Allein im letzten Jahr gingen die Treibhausgasemissio¬ 
nen in Deutschland um insgesamt 4,5 Prozent zurück. 
Wir haben das ETS auf europäischer Ebene reformiert, 
und das wirkt sich jetzt eben aus. 

Übrigens haben wir die Erneuerbaren durch die Aus¬ 
schreibungen tatsächlich marktreif gemacht. Mittlerweile 
haben wir bei der Photovoltaik Gebote von unter 5 Cent 
pro Kilowattstunde. Für Onshorewindstrom haben wir 
Gebote von knapp über 5 Cent pro Kilowattstunde, und 
für Offshorewindstrom wird teilweise 0 Cent geboten. 
Hier zeigt sich wieder einmal: Wettbewerb ist gut. Wir 
haben diesen Wettbewerb herbeigeführt, und Sie von den 
Grünen wollten diesen Wettbewerb verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daneben wurden durch das EEG Investitionen im 
ländlichen Raum gefördert. Die Erneuerbaren finden 
mittlerweile auch im Ausland Nachahmer. Aber natürlich 
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(A) gibt es keine Blaupause für die Energiewende. Deswegen 
muss immer wieder nachjustiert und optimiert werden. 

Wir versuchen gerade, Akzeptanzfragen zu beantwor¬ 
ten, und wir müssen auch die berechtigten Interessen der 
Betroffenen vor Ort adressieren. Das machen wir zusam¬ 
men in der AG Akzeptanz. Gleichzeitig zeigen wir einen 
Weg auf, wie bis 2030 65 Prozent an erneuerbarer Ener¬ 
gie bereitgestellt werden kann. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir warten noch!) 

Bitte hören Sie von der AfD auf, so zu tun, als sei die 
Windkraft für sämtliche Probleme im Umweltbereich 
verantwortlich. Das ist einfach nicht wahr und entspricht 
nicht der Realität. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ¬ 
NEN) 

Wir brauchen jetzt eine Energiewende 2.0 und müssen 
jetzt das EEG weiterentwickeln. Wir brauchen dabei eine 
kluge Abgaben- und Gebührenreform. Diese muss mehr 
auf C0 2 -Gesiehtspunkten basieren und sektorübergrei- 
fend erfolgen. Daneben werden wir über eine C0 2 -Be- 
preisung weiterer Sektoren sprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Dabei werden wir aber alle Dimensionen der Nachhal¬ 
tigkeit berücksichtigen - auch die soziale und die öko- 
nomische. 

Wir nehmen den Klima- und den Umweltschutz im 
Sinne der Bewahrung der Schöpfung also wirklich ernst; 
das ist unsere DNA. Wir machen das mit Vernunft und 
nicht mit Verblendung. 

In dem Sinne: Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Dagmar Ziegler [SPD]) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Lenz. - Nächster Redner: für die 
SPD-Fraktion Timon Gremmels. 

(Beifall bei der SPD - Ulli Nissen [SPD]: 

Jetzt wird es gut!) 

Timon Gremmels (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zu der AfD nur so viel sagen: 
Wenn der Redner der AfD noch nicht mal weiß, was 
die Abkürzung des Gesetzes bedeutet, über das er hier 
spricht, dann sagt das doch alles über die Kompetenz der 
AfD aus. Es ist schon peinlich, sich dann hierhinzustel¬ 
len. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 


Lassen Sie mich an dieser Stelle aber auch mal ein 
Loblied auf das Erneuerbare-Energien-Gesetz singen und 
vielleicht auch noch mal was zu seiner Historie sagen. 

1998 stand in unserem SPD-Wahlprogramm das 
100 000-Dächer-Solarstrom-Programm. Während die 
Grünen noch 5 D-Mark für den Liter Benzin gefordert 
haben, haben wir das 100 000-Dächer-Solarstrom-Pro- 
gramm auf den Weg gebracht. Aus dem Parlament he¬ 
raus - Hermann Scheer, Hans-Josef Fell, und ich glaube, 
es war auch ein Kollege der CSU dabei - wurde dann 
gemeinsam das Erneuerbare-Energien-Gesetz geschaf¬ 
fen. Wir als Sozialdemokraten haben gesagt: Wir wollen 
zwar aus der Atomkraft aussteigen, aber wir wollen nicht 
nur sagen, was wir nicht wollen, sondern wir wollen auch 
sagen, was wir wollen, nämlich erneuerbare Energien in 
den Markt bringen. Dafür haben wir das EEG erkämpft. 

Wenn ich das aus meinem Gespräch mit Hermann 
Scheer von vor ein paar Jahren noch richtig in Erinnerung 
habe, dann war das auch kein ganz leichter Kampf mit 
der Bundesregierung. Obwohl es damals eine rot-grüne 
Regierung war, mussten wir da als Parlament also auch 
Überzeugungsarbeit leisten. Das ist geglückt. Das Erneu¬ 
erbare-Energien-Gesetz ist ein Erfolgsfaktor geworden. 

Wir haben erneuerbare Energien in großem Maßstab 
in den Markt gebracht. 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Planwirtschaft! Sie 
haben eine Quote!) 

- Hören Sie doch auf mit diesen blöden Zwischenrufen. 
Das ist doch Quatsch. Hören Sie doch mal zu! Dann kön¬ 
nen Sie noch was lernen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die erneuerbaren Energien haben dezentrale Arbeitsplät¬ 
ze gebracht. Es gibt über 300 000 Arbeitsplätze im Be¬ 
reich der erneuerbaren Energien, und zwar auch in den 
Dörfern. Als Beispiel nenne ich den Handwerksmeister, 
der die Emeuerbare-Energien-Anlagen plant, installiert 
und wartet. 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist Zubrot!) 

- Das ist doch kein Zubrot. 

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Natürlich!) 

- Dann reden Sie doch mal mit dem Handwerker vor Ort. 
Das ist kein Zubrot, liebe Kollegen von der AfD, sondern 
das ist das Ergebnis rot-grüner Energiepolitik und auch 
Wirtschaftspolitik für den ländlichen Raum. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben dafür gesorgt, dass Bioenergiedörfer entste¬ 
hen. Wir haben dafür gesorgt, dass ein Wirtschaftszweig 
entsteht. Wir sind heute noch Weltmarktführer bei den 
Solarwechselrichtern und im Bereich der Windkraft. Wir 
sind im Maschinen- und Anlagenbau für diesen Bereich 
Weltmarktführer. Dahinter stecken gute Arbeitsplätze. 
Das ist die Wirtschaftspolitik, die wir mit dem Erneuer¬ 
bare-Energien-Gesetz gemacht haben. 

Das Schöne am EEG ist vor allem: Es ist sehr trans¬ 
parent, weil natürlich jeder auf der Stromrechnung sieht. 
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(A) welchen Beitrag er leistet. - Darüber kann man sich dann 
ärgern, weil man meint, er sei zu hoch, aber man weiß, 
wie hoch er ist. 

(Martin Hebner [AfD]: Der ist immer zu 
hoch!) 

Bei den Folgekosten von Atom- und Kohlestrom ist 
das nicht so. Da sehen Sie gar nichts auf der Stromrech¬ 
nung, weil das über Steuern finanziert wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Würden Sie eine Umlage für atomaren und für Kohle¬ 
strom einführen, dann wäre sie deutlich höher als die 
EEG-Umlage. Wenn wir das tun würden, dann könnten 
wir endlich mal Äpfel mit Äpfeln und müssten nicht Äp¬ 
fel mit Birnen vergleichen. Das ist doch das, was hier im 
Raume steht. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Martin Hebner [AfD]: Sie räubern die Arbeit¬ 
nehmer aus!) 

- Wir räubern nicht die Arbeitnehmer aus, sondern wir 
sorgen dafür, dass die Menschen preiswerte erneuerbare 
Energien bekommen. 

(Lachen bei der AfD - Stephan Protschka 
[AfD]: Die höchsten Strompreise auf der 
Welt!) 


(B) 


Wir möchten an dieser Stelle auch noch mehr, dass 
nämlich zum Beispiel auch die Bürgerinnen und Bürger 
mit einem schmalen Geldbeutel profitieren. Deswegen 
werden wir in dieser Koalition auch dafür sorgen, dass 
Mieterstromprojekte auf den Dächern einen deutlich grö¬ 
ßeren Raum einnehmen, sodass dann auch Menschen, die 
in Mietskasernen wohnen, von preiswertem Solarstrom 
profitieren können. Die Erzeugung von Solarstrom ist 
mittlerweile nämlich eine der preiswertesten Stromer¬ 
zeugungen. 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Gremmels, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
oder -bemerkung von Herrn Kraft? 


Timon Gremmels (SPD): 

Nein. Der Herr Kollege kann nachher gerne eine 
Kurzintervention machen, aber nicht meine Rede unter¬ 
brechen. - Weil mir das auch ein Anliegen ist, möchte ich 
an dieser Stelle zum Schluss noch sagen: Wenn Sie mal 
gucken, welche Lernkurve durch das Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetz in der Energiewirtschaft in Bezug auf die er¬ 
neuerbaren Energien entstanden ist, dann sehen Sie, wo 
wir 1997 angefangen haben und wo wir heute stehen. 

Die Erzeugung von Solarstrom ist eine der preiswer¬ 
testen Erzeugungsformen, und auch die Windkraft ist 
deutlich preiswerter geworden. All das verdanken wir 
dem EEG. Das waren gute und sinnvolle Investitionen. 
Daran müssen wir Weiterarbeiten. 

Wir müssen das EEG optimieren und entschlacken, 
und wir müssten mal darüber reden - damit komme ich 


zum Schluss, Frau Präsidentin -, ob man nicht auch die (C) 
Befreiung der Großindustrie von den Kosten anders fi¬ 
nanzieren kann, weil es in der Tat ungerecht ist, wenn 
das sozusagen über die Bürgerinnen und Bürger läuft. Ich 
sage Ihnen aber: Die größte Erhöhung der EEG-Umla¬ 
ge erfolgte unter Schwarz-Gelb. Herr Rösler war damals 
hier Minister. Auch das gehört zur Wahrheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In diesem Sinne: Ich hoffe, das EEG hat noch eine 
lange und großartige Zukunft. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Gremmels! 

Timon Gremmels (SPD): 

Danke. 


(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank. - Letzter Redner in der Debatte: Matern 
von Marschall. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Matern von Marschall (CDU/CSU): 

Herzlichen Dank. - Frau Präsidentin! Zum Schluss 
dieser verhältnismäßig aufgeregten Debatte zu voran¬ 
geschrittener Stunde will ich zum Antrag der AfD nur 
vorausschicken: Selbstverständlich ist die Errichtung (D) 
von Erneuerbare-Energien-Anlagen auch eine Frage der 
Raumordnung. Sie berührt selbstverständlich auch den 
Natur- und den Landschaftsschutz. Deswegen, finde ich, 
sind sorgfältige raumordnerische Planungen und sorgfäl¬ 
tige Überprüfungen des Einflusses auf den Naturschutz 
unbedingt voranzuschalten. In dieser Hinsicht stimme 
ich dem Impuls, den dieser Antrag gibt, zu. 

Im Hinblick auf die Auskünfte über die Auswirkun¬ 
gen stimme ich ihm dagegen nicht zu. Wir haben durch 
dieses Gesetz die C0 2 -Vermeidung in der Zeit von 2010 
bis 2018 von damals 100 Millionen Tonnen auf 180 Mil¬ 
lionen Tonnen erhöht. Wir haben die Marktfähigkeit der 
erneuerbaren Energien durch dieses Gesetz - und das ist 
ein Verdienst, den sich auch unsere Fraktion anrechnen 
kann - sukzessive erhöht, indem wir - das ist noch nicht 
angesprochen worden - unterdessen zu Ausschreibungs¬ 
verfahren gelangt sind. Das heißt, diejenigen, die den 
günstigen Preis anbieten, bekommen auch den Zuschlag, 
und das ist auch richtig. 

Ich will aber trotzdem sagen: Um die Akzeptanz der 
Menschen zu verbessern - und das betrifft nicht nur den 
Landschafts- und Naturschutz -, sollten wir weiterhin 
insbesondere auch die Bürgerenergiegenossenschaften 
stärken. 

(Beifall des Abg. Timon Gremmels [SPD]) 

Das ist nämlich die beste Art, um auch in der örtlichen 
Umgebung Akzeptanz in Bezug auf diese Anlagen zu er¬ 
reichen. 
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Ich möchte den Antrag auch noch mal mit Blick auf 
die Frage bewerten, ob er überhaupt irgendeine Idee ent¬ 
hält, und ich muss sagen: Er enthält keine Ideen. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist nicht überraschend bei der 
AfD!) 

Wir sind ein Land mit vielen klugen Köpfen, mit In¬ 
novationen, mit einer wirtschaftlichen Entwicklungs¬ 
fähigkeit und mit einer Technologieentwicklungsfähig¬ 
keit. Weil ich diesen Antrag auch ein bisschen in das 
Umfeld der bevorstehenden Landtagswahlen sortiere, 
will ich zum Beispiel den Blick zum BMW-Werk nach 
Leipzig werfen, wo ein Großteil der Prozessenergie, die 
aus Windkraftanlagen und gleichzeitig bereitgestellten 
Batterien stammt, für die Herstellung von E3s in diesem 
Werk genutzt wird. Das heißt, das ist eine dezentrale, 
durch Speichertechnologie abgesicherte nachhaltige, 
mobilitätsstärkende Produktionsform. Außerdem sind 
das 6 000 Jobs in Leipzig. 

Ich möchte noch einen anderen Aspekt von Innovation 
erwähnen. Wir sind keineswegs festgelegt auf eine Tech¬ 
nologie. Wir haben in Greifswald das Max-Planck-lnsti- 
tut, wo mit Hochdruck an der Kernfusion geforscht wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Ich habe sogar gehört, dass fraktionsübergreifend Inte¬ 
resse an dieser Technologie besteht, 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN - Zuruf von der CDU/CSU: Außer bei 
den Grünen! Die mögen das nicht!) 

und bin sehr dankbar dafür, dass auch hier Technolo¬ 
gieoffenheit einzieht. Angeblich soll sogar Herr Habeck 
seinen Besuch dort positiv kommentiert haben. 

Mit anderen Worten: Wir haben dank des Erneuer- 
bare-Energien-Gesetzes weltweit die Technologie- und 
auch die Exportmarktführerschaft für jetzt preiswerte 
Technologien erworben. Das stärkt unseren Export, das 
stärkt die Arbeitsplätze in unserem Land und nützt im 
Rahmen der Umsetzung der globalen Nachhaltigkeits¬ 
ziele auch unserer Verpflichtung, anderen Ländern, ins¬ 
besondere in Afrika, zu helfen, nicht in falsche Energien 
zu investieren, sondern den Aufbau erneuerbarer, dezen¬ 
traler Energien in diesen Ländern voranzubringen. Das 
ist unser globaler Beitrag zur Umsetzung der Nachhal¬ 
tigkeitsziele. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Ulli Nissen [SPD]) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Ich danke Ihnen, Matern von Marschall. - Damit 
schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/10626 an die in der Tagesordnung aufge¬ 
führten Ausschüsse vorgeschlagen, wobei die Federfüh¬ 
rung beim Ausschuss für Wirtschaft und Energie liegen 


soll. - Sie sind damit einverstanden. Dann ist die Über- (C) 
Weisung so beschlossen. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 24 sowie Zusatz¬ 
punkt 9 auf: 

24. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 

CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge¬ 
setzes zur Reform der Hebammenausbildung und 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetz¬ 
buch (Hebammenreformgesetz - HebRefG) 

Drucksache 19/10612 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit (f) 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab¬ 
schätzung 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Axel 
Gehrke, Dr. Robby Schlund, Detlev Spangenberg, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Geburtshilfe in Deutschland flächendeckend 
sicherstellen 

Drucksache 19/10631 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Debatte erst, wenn in den Fraktionen 
Ruhe eingekehrt ist. - Dann eröffne ich die Debatte. Das (D) 
Wort hat Emmi Zeulner für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Emmi Zeulner (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir behandeln heute das Hebammenreform¬ 
gesetz. Da es schon spät am Abend ist, darf ich hier auch 
für meine geschätzte Kollegin der SPD, Bettina Müller, 
reden. Wir stehen da Seif an Seit’ und kämpfen als Große 
Koalition aus SPD, CDU und CSU gemeinsam für unse¬ 
re Interessen. Es ist wichtig, dieses Thema voranzubrin¬ 
gen. Deswegen haben wir gemeinsam entschieden, die 
Behandlung des Hebammenreformgesetzes vorzuziehen, 
und dürfen heute darüber diskutieren, was ich sehr wich¬ 
tig finde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Waram brauchen wir ein neues Gesetz? Das liegt 
zum einen daran, dass das Berufsrecht von 1985 veraltet 
ist - dieses Gesetz ist tatsächlich älter als ich - und der 
medizinische Fortschritt natürlich nicht stehen geblieben 
ist. Deswegen ist es wichtig, hier einen neuen Ansatz zu 
finden. 

Zweitens gibt es eine europäische Richtlinie. Bei eu¬ 
ropäischen Richtlinien gilt prinzipiell: Man muss nicht 
allem hinterherrennen, was aus Europa kommt. Aber 
es ist natürlich schon wichtig, zu schauen: Was machen 
denn die anderen europäischen Länder? Tatsache ist, dass 
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wir innerhalb der EU das einzige Land sind, das noch 
keine Akademisierung der Hebammenausbildung einge¬ 
führt hat. Auch deswegen finde ich es richtig, dem Gan¬ 
zen ein Update zu geben. 

(Beifall der Abg. Karin Maag [CDU/CSU] 
und Bettina Müller [SPD]) 

Mir ist wichtig, damit auf keinen Fall zu signalisie¬ 
ren, dass wir die derzeitige Ausbildung geringschätzen. 
Im Gegenteil: Die derzeitige Ausbildung ist gut, sie ist 
hervorragend. Es gilt jetzt, sie weiterzuentwickeln. Aber 
man muss sich natürlich schon fragen: Macht es Sinn, 
eine duale Schulausbildung neben einer dualen Hoch- 
schulausbildung bestehen zu lassen? Es gibt nämlich ei¬ 
nen Unterschied zwischen Pflegern und Hebammen. Bei 
der Pflege haben wir im Jahr 63 000 Auszubildende. Da 
können wir natürlich nicht alle akademisieren; da macht 
es Sinn, nur einen Teil zu nehmen. Aber bei der Ausbil¬ 
dung von Hebammen liegt die Kapazität bei 2 300 im 
Jahr. Bei dieser kleinen Gruppe macht es durchaus Sinn, 
sie nicht auf zwei Systeme aufzuteilen, sondern einheit¬ 
lich zu behandeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Unter den inhaltlichen Punkten und Forderungen ist 
die wesentliche Änderung eine zwölfjährige Schulausbil¬ 
dung. Aber ich möchte ganz klar sagen: Hier geht es nicht 
dämm, dass man zukünftig nur dann, wenn man auf dem 
Gymnasium war, eine Ausbildung zur Hebamme machen 
kann. Selbstverständlich kann man auch, wenn man nach 
der Realschule an eine FOS geht, dort sein Fachabitur 
machen, und auch so besteht die Möglichkeit, einen Zu¬ 
gang zu bekommen. Das gilt auch, wenn man, wie es 
schon jetzt der Fall ist, eine Ausbildung beispielsweise 
im Bereich der Pflege macht. Auch da besteht die Option, 
sich, wenn man sich für das Feld der Geburtshilfe beson¬ 
ders interessiert, in diesem Bereich weiterzuentwickeln 
und so einen Zugang zur Ausbildung zu bekommen. 

Ein weiterer Punkt ist, dass wir die Praxisanleitung 
neu gestalten. Das war uns ein Herzensanliegen. In der 
Pflege ist das längst der Fall. Bei den Hebammen ist 
das nicht fest vorgeschrieben. Wir wollen, dass die stu¬ 
dierende Person dann, wenn der Ausbau abgeschlossen 
ist, in der dualen Hochschulausbildung im Umfang von 
mindestens 25 Prozent der zu leistenden Stundenanzahl 
von einer praxisanleitenden Person in der Ausbildung 
angeleitet wird. Das eröffnet einfach die Chance, dass 
wir die Attraktivität innerhalb der Kreißsäle für die Heb¬ 
ammen erhöhen, weil wir natürlich neue Perspektiven 
ermöglichen. Aber um das Versprechen, mit der neuen 
Ausbildung Menschen dazu zu befähigen, gut zu arbei¬ 
ten, einlösen zu können, brauchen wir eine Ausbildungs¬ 
offensive der Praxisanleiter; darüber werden wir noch 
diskutieren müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD und der Abg. Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP]) 

Da überall Fachkräftemangel herrscht und wir uns in¬ 
sofern in einer angespannten Situation befinden, war es 
uns ein Anliegen, dass wir - und das ist schon eine Be¬ 


sonderheit in der dualen Hochschulausbildung - den zu¬ 
künftigen Auszubildenden auch eine Vergütung zahlen. 
Das ist in anderen Studiengängen nicht selbstverständ¬ 
lich. Auch das wird die jungen Leute hoffentlich erken¬ 
nen lassen, dass es attraktiv ist, sich zu einer Hebamme 
ausbilden zu lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU und der SPD und der Abg. Christine 

Aschenberg-Dugnus [FDP]) 

Wir möchten auf keinen Fall die bestehenden Struktu¬ 
ren zerschlagen, sondern wollen die bestehenden Schu¬ 
len mitnehmen. Für die Länder besteht jetzt die Chance, 
die Struktur der Hebammenausbildung neu auszurollen. 
Ich kann nur sagen: Geburtshilfe ist Daseinsvorsorge. 
Eigentlich müsste jetzt jeder Bürgermeister zu seinem 
Landtagsabgeordneten gehen und dafür werben, dass zu¬ 
künftig eine Außenstelle der Hochschule im ländlichen 
Raum eingerichtet wird. Wir haben hier wirklich die 
Chance, Strukturpolitik zu gestalten und die zukünftige 
Hebammenausbildung flächendeckend aufzustellen. Fakt 
ist auch: Da, wo Ausbildung stattfindet, gibt es weniger 
Fachkräftemangel. Deswegen ist dieses Struktur-Update 
eine große Chance für uns. Wir müssen sie nutzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Den Lehrerinnen an den Schulen sagen wir: Wenn 
die Strukturen umgewandelt werden - das war auch 
im Bereich der sozialen Arbeit so -, gibt es immer die 
Möglichkeit, eine Sonderregelung zu schaffen, sodass 
das Lehrpersonal übernommen werden kann, auch ohne 
akademischen Titel. Dafür werbe ich sehr. In der ange¬ 
spannten Situation kann man ganz sicher sein: Wir brau¬ 
chen jede Lehrerin an den Hebammenschulen, und wir 
werden sie auch zukünftig für die Ausbildung brauchen. 
Deswegen ist mir überhaupt nicht bange, dass wir irgend¬ 
jemanden verlieren könnten. Im Gegenteil: Diese Lehre¬ 
rinnen mit ihrer Erfahrung und ihrer Expertise werden 
mehr denn je gebraucht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Aber wir müssen natürlich auch an die jetzigen Heb¬ 
ammenschülerinnen denken. Ich bin schon sehr dafür, es 
so wie in der Schweiz zu machen, nämlich eine Nachti¬ 
tulierung anzustreben. Das bedeutet, dass die, die eine 
duale Ausbildung durchlaufen haben und nicht über ei¬ 
nen akademischen Grad verfügen, über eine Weiterbil¬ 
dung diesen Grad erlangen können. Wir wollen nicht, 
dass junge Leute über Jahre und Jahrzehnte mit einer 
unterschiedlichen Titulierung arbeiten müssen; denn wir 
wollen ja keine zwei Systeme. Für diese Regelung werbe 
ich sehr. Sie steht noch nicht im Gesetzentwurf. Aber in 
der Schweiz ist das ein gangbarer Weg. Deswegen müs¬ 
sen wir darüber diskutieren und uns damit auseinander¬ 
setzen. 

(Beifall der Abg. Bettina Müller [SPD]) 

Ein weiterer Punkt ist, dass wir auch über ein Rück¬ 
kehrerprogramm reden müssen. Gemeint ist nicht, dass 
wir Hebammen eine Prämie zahlen, wenn sie zurück in 
den Kreißsaal gehen, sondern dass wir für Hebammen, 
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(A) die beispielsweise nach der Geburt eines Kindes eine - 
meinetwegen zehnjährige - berufliche Pause eingelegt 
haben und die die Herausforderung suchen, wieder im 
Kreißsaal zu arbeiten, entsprechende Strukturen an den 
Hochschulen schaffen, damit sie sicher in ihren Beruf 
zurückkehren können. 

Zum Schluss bleibt mir der Appell, dass es wirklich 
eine Chance ist, dafür zu sorgen, dass Hebammen mit 
Ärzten auf Augenhöhe arbeiten. Unsere Kollegin Karin 
Maag kommt aus Stuttgart. Dort gibt es einen hebam¬ 
mengeführten Kreißsaal, und die Zahlen sprechen Bände. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Frau Zeulner, bitte kommen Sie zum Schluss. 

Emmi Zeulner (CDU/CSU): 

Dort liegt die Kaiserschnittrate bei 15 Prozent, wäh¬ 
rend sie in der Regel bei 30 Prozent liegt. Das heißt, Heb¬ 
ammen können etwas. Lassen Sie uns dafür sorgen, dass 
es zukünftig auf jeden Fall auf dem Niveau der Vergan¬ 
genheit weitergeht - mit einem kleinen Update. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Emmi Zeulner. - Nächster Redner: 
Detlev Spangenberg für die AfD-Fraktion. 

(B) (Beifall bei der AfD) 

Detlev Spangenberg (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir reden über den Entwurf eines Gesetzes zur Re¬ 
form der Hebammenausbildung und zur Änderung des 
SGB V, Hebammenreformgesetz. Wir haben zwar sehr 
viele Hebammen; aber die meisten arbeiten in Teilzeit, 
wohl 70 Prozent. Deswegen ist die absolute Zahl der 
Hebammen eben doch nicht ausreichend für die Arbeit, 
die geleistet werden muss. Die AfD stimmt natürlich 
jeder Initiative zu, die diese Situation verbessert. Aber 
schon wieder kommt hier etwas aus Brüssel, von der 
Europäischen Union, und wir brauchen eigentlich keine 
Belehrungen, was die Schulbildung betrifft. Wir sind da 
in Deutschland ganz weit vorn; die anderen können sich 
von uns eine Scheibe abschneiden. Wir brauchen da kei¬ 
ne Belehrung. 

(Beifall bei der AfD) 

Aber wir sind ja bereit, wenn es der Sache dient, mit¬ 
zumachen, wobei wir die Akademisierung grundsätzlich 
auch nicht so toll finden. Aber in diesem Fall, denke ich, 
gehen wir mit, weil es wichtig ist. 

Unser eigener Vorschlag, was einen akademischen 
Abschluss angeht, wäre folgender - das ist etwas klarer 
als das, was wir im Gesetz finden Wir könnten einen 
Hochschulabschluss als FH-Abschluss ermöglichen. 
Hier hätten wir eine ganz klare Struktur, und damit hät¬ 
ten wir auch die Forderungen der Deutschen Gesellschaft 


für Hebammenwissenschaft erfüllt. Das hätte zwei Vor- (C) 
teile: Es gäbe eine gegenüber der Universität verkürzte 
Hochschulzugangsberechtigung, und verkürzt wäre auch 
die Hochschulausbildung. Eine Ausbildung in sieben Se¬ 
mestern ist kürzer als eine Ausbildung an der Universität. 
Wenn wir Hebammen brauchen, ist es ja nicht sehr sinn¬ 
voll, eine ewig lange Ausbildung vorzuschreiben, die das 
Problem weiter verschärft. Das Berufsbild würde aufge¬ 
wertet - das war ja eine der Forderungen -, und der hö¬ 
here Vergütungsanspruch - auch diese Forderung wurde 
hier genannt - ließe sich damit begründen. 

Allerdings - ich bin immer noch bei dem Gesetz¬ 
entwurf - sollte das erforderliche Sprachniveau als Vo¬ 
raussetzung für den Berufsabschluss und auch für die 
Ausübung des Berufs der Hebamme nach § 5 Absatz 2 
Nummer 4 des Hebammengesetzes, absolut gesehen, CI 
sein; denn die Kommunikation zwischen der Gebärenden 
und der Hebamme müsste schon funktionieren. Wir kön¬ 
nen keinen Integrationskurs am Gebärendenbett oder in 
der Klinik durchführen. 


(Beifall bei der AfD - Dr. Kirsten Kappert- 
Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was 
reden Sie denn da?) 


Meine Damen und Herren, die Praxisausbildung sollte 
nicht zurückgefahren werden, wie das im Gesetzentwurf 
vorgesehen ist. Das siebte Semester könnte zum Beispiel 
ein Praxissemester sein. § 15 des Hebammengesetzes be¬ 
sagt, dass der Student in der Verantwortung ist, für die 
praktische Ausbildung einen Vertrag abzuschließen, und 
die Hochschule der Kooperationspartner sein soll. Unser 
Vorschlag ist, dass nach § 21 die Hochschule bei der Or¬ 
ganisation des Vertragsabschlusses hilft oder sogar selbst 
den Vertrag für den Studenten abschließt, damit die Sa¬ 
che etwas leichter vonstattengeht. 


(D) 


Zur finanziellen Sicherstellung. Da es sich hier um 
eine Hochschulausbildung handelt, sollte BAföG gezahlt 
werden. Warum sollten wir da irgendwelche Experimen¬ 
te machen? Eine Hochschulausbildung läuft über das 
BAföG. Die Ausbildungsvergütung sollte somit nur für 
den praktischen Teil erfolgen. Die Frage, wer das bezah¬ 
len soll, müsste noch geklärt werden. 

Ich hätte da noch ein paar Fragen, etwa zur Über¬ 
gangsregelung für Ausbilder. Nach § 20 können nur die 
ausbilden, die den entsprechenden Abschluss haben; aber 
es ist ja noch gar keiner da, der diesen Abschluss hat. Das 
ist nicht ganz logisch. Was Übergangsregelungen für be¬ 
reits tätige Hebammen angeht, fand ich im Gesetz nichts. 
Normalerweise ist auch eine Ausbildereignungsberechti¬ 
gung vonnöten. Auch das müsste aus meiner Sicht ge¬ 
klärt werden. 


Eine etwas kritische Anmerkung zu § 3 Absatz 2 des 
vorliegenden Entwurfs - hier geht es um die Berufsbe¬ 
zeichnung „Hebamme“ -: Meine Damen und Herren, 
eine Amme bezeichnet eine Frau, die nach einer eige¬ 
nen Schwangerschaft durch den Milcheinschuss in ihrer 
Brust stillfähig ist. Das kann ein Mann, glaube ich, kaum 
erfüllen. 


(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 
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(A) Wenn ich als Mann mich als Hebamme bezeichnen 
müsste, würde ich ein solches Studium nicht antreten. 
Das vorzuschreiben, ist eine Frechheit. Die Männer, die 
dem zustimmen, sollten hier mal im Röckchen auftau¬ 
chen, damit wir bei dieser Gelegenheit ein bisschen Spaß 
haben. 

(Beifall bei der AfD - Dr. Franziska Brantner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was? - 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Was erzählen Sie denn?) 

Wenn Ihnen die Bezeichnung „Entbindungspfleger“ 
nicht passt, schaffen Sie einen neuen Begriff. Aber Sie 
können doch Männer nicht als Amme bezeichnen. Das ist 
doch völliger Schwachsinn. Mit uns läuft so etwas nicht. 

(Beifall bei der AfD) 

Jetzt gehe ich auf unseren eigenen Antrag „Geburts¬ 
hilfe in Deutschland flächendeckend sicherstellen“ ein. 
Man spricht von einer Verschlechterung der Arbeitsbe¬ 
dingungen. Hier wird besonders darauf hingewiesen, 
dass teilweise fünf Gebärende von einer Hebamme be¬ 
treut werden müssen. Das ist nach der Statistik doppelt 
so viel wie in anderen Ländern. Das muss abgestellt 
werden. Wir sprechen von der berühmten Haftpflicht¬ 
versicherungsprämie für Hebammen; sie beträgt circa 
8 000 Euro per annum. Entlastet werden sie zwar durch 
den Sicherstellungszuschlag. Aber die Hebammen bekla¬ 
gen, dass sie in Vörkasse gehen müssen und dass auch 
die Riickholung dieses Geldes sehr kompliziert und sehr 
bürokratisch ist. 

(B) Eine statistische Zahl, die Sie zu verantworten haben: 
Wir hatten 1991 noch 1 186 Kliniken mit Geburtshilfe. 
Diese Zahl ging sukzessive weiter runter, und jetzt haben 
wir nur noch 672 solcher Kliniken. Das heißt, das Pro¬ 
blem, das Sie jetzt lösen wollen, ist hausgemacht. Das ist 
typisch für Ihre Politik. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Herr Spangenberg, Ihre Redezeit ist vorbei. 

Detlev Spangenberg (AfD): 

Ja, letzter Gedanke. - Fazit: Die AfD steht hinter 
diesem Entwurf, und würde ihn unterstützen, unter den 
Einschränkungen, die ich eben genannt habe. Wir sind 
immer dabei, konstruktiv mitzuarbeiten, das vermisse ich 
bei Ihnen, aber vielleicht ändern Sie sich noch. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Herr Spangenberg. - Die nächste Redne¬ 
rin, Bettina Müller, gibt Ihre Rede zu Protokoll. 1 ’ 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP, der LINKEN und des BÜND¬ 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 


’’ Anlage 3 


Dann kommt als nächste Rednerin in der Debatte (C) 
Christine Aschenberg-Dugnus für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Spangenberg, vorweg erst mal die 
Information: Es gibt in Deutschland genau drei regis¬ 
trierte männliche Hebammen. Die wurden aber noch nie 
gesehen. Insofern waren Ihre Ausführungen ein bisschen 
eigenartig. 

(Beifall bei der FDP) 

Das nur zur Information. Zu lebenslangem Lernen gehört 
ja auch so etwas. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir bitte 
zu Beginn meiner Rede einen kurzen Hinweis: Unsere 
Berichterstatterin für das Thema Hebammen, meine ge¬ 
schätzte Kollegin Katrin Helling-Plahr, hat am 19. Mai 
ihren zweiten Sohn, Felix Oskar, zur Welt gebracht. 

(Beifall) 

Allen geht es gut. Ich glaube, ich darf an dieser Stelle 
von Ihnen allen ganz herzliche Glückwünsche ausspre¬ 
chen und der jungen Familie alles Gute wünschen, die 
jetzt aus vier Köpfen besteht. 

(Beifall) 

Insofern müssen Sie heute mit mir vorliebnehmen. 

Ja, die Geburt meiner Tochter liegt schon 30 Jahre 
zurück, liebe Kolleginnen und Kollegen. Aber sowohl ' ' 
meine Kollegin Katrin Helling-Plahr als auch ich vor 
30 Jahren waren sehr froh, eine hervorragende Hebam¬ 
menversorgung erhalten zu haben. Daran sehen Sie, dass 
Hebammen einen gesellschaftlich wichtigen Beitrag zur 
gesundheitlichen Versorgung von Frauen leisten, und 
zwar vor, während und nach der Schwangerschaft. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Karin 

Maag [CDU/CSU]) 

Die Hebammen in Deutschland machen einen tollen 
Job, und jede Frau, die schon ein Kind zur Welt gebracht 
hat, weiß, wie wichtig diese Betreuung ist. Die Sicher¬ 
stellung einer hochwertigen Hebammenversorgung in 
allen Regionen unseres Landes ist daher für uns ein sehr, 
sehr wichtiges Anliegen. Davon ausgehend müssen Rah¬ 
menbedingungen geschaffen werden, die das Berufsbild 
attraktiver machen und dem bestehenden Hebammen¬ 
mangel entgegenwirken; denn Versorgungssicherheit für 
die Frauen setzt effektive Nachwuchsgewinnung voraus. 
Deswegen finden wir es gut, dass mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf das Thema endlich angegangen wird, ob¬ 
wohl wir uns auch gefreut hätten, wenn das früher pas¬ 
siert wäre. 

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Auch die Hebammen haben schon sehr lange darauf 
gewartet, dass ein Gesetz in Kraft tritt, das geeignet ist, 
ihren Beruf zu stärken und vor allen Dingen eine Weiter¬ 
entwicklung in diesem Beruf zu ermöglichen. 
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Der Gesetzentwurf ist ein positiver Ansatz, wie wir 
finden, ln der kommenden Anhörung werden jedoch 
noch einzelne Punkte zu klären sein. Zweifellos brau¬ 
chen wir in Deutschland mehr Hebammen. Daher müs¬ 
sen wir junge Menschen, also junge Frauen, motivieren, 
sich für diesen spannenden und vor allen Dingen erfül¬ 
lenden Berufsweg zu entscheiden. Wenn sie sich positiv 
entschieden haben, müssen aber auch genügend Plätze 
zur Verfügung stehen, meine Damen und Herren; das ist 
ganz wichtig. Wir werden deshalb in der Anhörung und 
auch im Ausschuss unter Einbeziehung der Fachexper¬ 
tise darüber diskutieren müssen, wie wir künftig mög¬ 
lichst hohe Ausbildungskapazitäten sicherstellen können. 
Denn jeder Frau, die diesen verantwortungsvollen Beruf 
ergreifen möchte und die notwendige Qualifikation mit¬ 
bringt, muss dies auch ermöglicht werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Außerdem sollten wir - wir haben heute alle entspre¬ 
chende Post bekommen - festschreiben, dass die beson¬ 
deren Belange von Menschen mit Behinderung als fester 
Bestandteil in die Ausbildungscurricula aufgenommen 
werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ulli Nissen [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wir freuen uns auf die öf¬ 
fentliche Anhörung zum vorliegenden Gesetzentwurf in 
drei Wochen. Dort werden wir uns mit allen Beteiligten 
austauschen. Wir als Opposition gehen ergebnisoffen in 
diese Anhörung und unterstützen als konstruktive Oppo¬ 
sition alle Maßnahmen, die zu einer tatsächlichen Stär¬ 
kung des Hebammenberufes und zu einer Erhöhung sei¬ 
ner Attraktivität beitragen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Christine Aschenberg-Dugnus. - Dem 
kleinen Felix wünsche ich von ganzem Herzen das, was 
sein Name besagt: dass er vom Glück begünstigt sei. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS¬ 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Cornelia Möhring gibt für Die Linke ihre Rede zu 
Protokoll. 1 ' 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die nächste Rednerin ist Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
für Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Stellen Sie sich vor, allen Frauen und allen Männern hier 


*' Anlage 3 


im Bundestag wäre die zentrale gesellschaftliche Bedeu- (C) 
tung einer guten Geburtshilfe bewusst. Wie würden wir 
diskutieren? Was würden wir beschließen? Viele von uns 
sind Mütter, viele von uns sind Väter, ganz sicher aber 
sind wir alle geboren worden - mit der Hilfe einer Heb¬ 
amme. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wer letzte Woche im schönen Bremen war, weiß, 
welch zukunftsweisende Vorstellungen die Hebammen 
haben. 2 000 Hebammen haben sich in der vergangenen 
Woche zu einem großen Kongress in Bremen getroffen. 

Eine Botschaft war unüberhörbar: Die Hebammen wol¬ 
len die Akademisierung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Hebammen wollen die Aufwertung ihres Berufs. Sie 
wollen auf Augenhöhe mit Ärztinnen und Ärzten Zusam¬ 
menarbeiten. 

(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Sie wollen die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen, 
ja mehr noch: Sie wollen einen Kulturwechsel in der 
Geburtshilfe. Und recht haben sie. Es ist endlich an der 
Zeit, Mütter und Kinder ins Zentrum der Geburtshilfe zu 
rücken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Immerhin hat Minister Spahn nun endlich eingesehen, 
dass EU-Verordnungen auch für ihn gelten. Doch, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Koalition, Sie sind spät ' ' 
dran: Bis 2020 muss die Ausbildung reformiert sein - so 
besagt es die EU-Verordnung. 

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Das 
schaffen wir! Es ist doch erst 2019!) 

Es ist nun nicht so überraschend gekommen, dass 2020 
nächstes Jahr ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 

Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Ja! 

Eine großartige Erkenntnis!) 

Deutschland ist bei der Umsetzung der Verordnung das 
Schlusslicht in der EU, und das hätten Sie verhindern 
müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Für die Bundesländer wäre es deutlich besser gewesen, 
sie hätten früher Klarheit gehabt. Nun wird es umso 
wichtiger sein, die Länder beim Aufbau der Studien¬ 
gänge zu unterstützen. Die Studien- und Prüfungsver¬ 
ordnung muss in Abstimmung mit den Ländern und den 
Hebammen schnell vorgelegt werden. Hebammen müs¬ 
sen endlich gemäß ihrer Qualifikation eingesetzt und be¬ 
zahlt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Gesetzentwurf ist richtig, doch er greift zu kurz. 

Er liefert keine Antwort darauf, wie bereits ausgebildete 
Hebammen sich nachträglich akademisch qualifizieren 
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(A) können. Die Expertise von erfahrenen Hebammen muss 
in die neuen Studiengänge überführt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Und völlig blank bleiben Sie bei den jetzt dringend not¬ 
wendigen Verbesserungen in der Geburtshilfe. Die Aus¬ 
bildungsreform wird mittelfristig wirken, doch die Ar¬ 
beitsbedingungen der Hebammen müssen jetzt verbessert 
werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Als Mutter weiß ich, wie wichtig es ist, vor, wäh¬ 
rend und nach der Geburt eine Hebamme an der Seite 
zu haben. Die Personalausstattung in den Kliniken muss 
endlich so bemessen werden, dass Hebammen nicht 
mehr zwischen mehreren Gebärenden hin und her flitzen 
müssen, sondern die Eins-zu-eins-Betreuung während 
der wesentlichen Phase der Geburt endlich sichergestellt 
wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Eine gute Geburtshilfe muss leicht erreichbar sein. 
Und: Eine Geburt braucht Zeit, und diese Zeit muss end¬ 
lich angemessen bezahlt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Es darf keine Vergütungsanreize mehr dafür geben, eine 

(B) Geburt ohne Grund zu beschleunigen, ln Deutschland 
werden nach wie vor zu viele medizinisch unnötige Kai¬ 
serschnitte durchgeführt - mit Risiken für Mutter und 
Kind. Das darf so nicht bleiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der LINKEN und der 

Abg. Leni Breymaier [SPD]) 

Gute Geburtshilfe, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
kein „nice to have“; sie ist die Grundlage des Lebens - 
von uns allen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Kirsten Kappert-Gonther. - Der nächste 
Redner wäre Erich Irlstorfer; aber er gibt seine Rede zu 
Protokoll. 1 ’ 

Dann schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 19/10612 und 19/10631 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla¬ 
gen. - Sie sind damit einverstanden. Dann sind die Über¬ 
weisungen so beschlossen. 

’’ Anlage 3 


Ich rufe die Zusatzpunkte 10 und 11 auf: (C) 

ZP 10 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (16. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Daniel Föst, Dr. Lukas 
Köhler, Hagen Reinhold, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP 

Klimaziele verantwortungsbewusst erreichen 

Drucksachen 19/821, 19/10031 

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be¬ 
richts des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (16. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Lisa Badum, Annalena 
Baerbock, Oliver Krischer, weiterer Abgeordne¬ 
ter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN 

Wirksames Klimaschutzgesetz vorlegen - Maß¬ 
nahmen und Regelungen für alle Sektoren 

Drucksachen 19/6103, 19/7273 

Über die Beschlussempfehlung zu dem Antrag der 
Fraktion der FDP werden wir, wie verabredet, später na¬ 
mentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. - Ich höre kei¬ 
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort an 
Dr. Nina Scheer für die SPD-Fraktion. 

(D) 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Nina Scheer (SPD): 

Sehr geehrte Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen! Die vorliegenden Anträge können im 
Grunde genommen große Teile dieses Hauses von der 
Zielsetzung her, denke ich, unterschreiben. Es gibt eine 
diesen Zielen abtrünnige Fraktion, die sich an diesem 
Abend schon in anderer Hinsicht blamiert hat, nämlich 
mit der falschen Zitierung des Erneuerbare-Energien-Ge- 
setzes. Aber sei’s drum! 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Wir blamieren 
uns nicht! Wir sagen nur die Wahrheit, Frau 
Scheer!) 

Jetzt geht es um andere Anträge, zum einen um einen 
Antrag der FDP, zum anderen um einen Antrag der Grü¬ 
nen. Ich möchte hier auf zwei Punkte eingehen, und zwar 
zum einen auf die C0 2 -Bepreisung. Diese wird in bei¬ 
den Anträgen thematisiert und ist zurzeit, wie ich finde, 
richtigerweise Gegenstand einer breiten Diskussion. Wir 
müssen uns aber darauf einlassen, dass das eben nicht 
nur eine Diskussion bleibt und ein Platzhalter ist, um et¬ 
was zu vertagen, sondern tatsächlich ein Aufruf und eine 
Grundlage dafür ist, Maßnahmen in Gang zu setzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sage das deswegen, weil die Begrifflichkeit der 
C0 2 -Bepreisung - ich sage auch immer gerne: Schad- 
stoffbepreisung - noch keine paar Minuten in der Dis- 
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(A) kussion war, da fing es schon mit bestimmten Differen¬ 
zierungen an. Die Differenzierung vonseiten der FDP ist, 
man könne ja auch gleich eine Ausweitung des Emissi¬ 
onshandelssystems vornehmen; so steht es auch in Ihrem 
Antrag. 

(Beifall bei der FDP - Carina Konrad [FDP]: 

Genau!) 

Ich muss dazu sagen, dass dann genau der Punkt er¬ 
reicht ist, den ich gerade angemahnt habe: Man sollte da¬ 
raus keine Vertagung stricken. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Um sechs Mona¬ 
te!) 

Wenn Sie allen Ernstes behaupten, dass man aus der Idee 
der Bepreisung einen erweiterten Emissionshandel ma¬ 
chen sollte, dann ist doch absehbar, dass es sich um Jahre 
handeln wird 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Sechs Monate! 

Sieben!) 

und nicht um Monate oder um Wochen. Es wird sich 
auch nicht um wenige Jahre handeln, sondern um viele 
Jahre, bis es wirklich greift. Das ist Ihnen bewusst, und 
trotzdem wählen Sie dieses Instrument. Da muss ich sa¬ 
gen: Das ist typisch fiir die Initiativen der FDP. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Fake News!) 

Es ist nicht zukunftsgewandt, und es ist eben auch nicht 
verantwortungsbewusst, wie der Titel Ihres Antrages 
suggeriert. 

(B) (Beifall bei der SPD) 

Ein weiteres Ablenkungsmanöver findet sich eben¬ 
falls in Ihrem Antrag, und zwar indem Sie ziemlich stark 
auf das Instrument des CCS schielen. Auch da muss man 
sich einfach ehrlich machen. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: So wie der IPCC!) 

- Ja, im IPCC steht auch etwas über Atomenergie. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wissenschaftler!) 

Wir müssen auch schauen, was man da herausschnei¬ 
det und für zukunftsgewandt hält. Es gibt verschiedene 
Szenarien. Man muss sich nicht denen anschließen, die 
man hier mit den eigenen Erfahrungen schon verneint 
hat. Dazu zählt auch das CCS. Wir haben eine geltende 
Gesetzgebung. Wenn man daran noch mal Hand anlegt, 
sollte man sehr genau wissen, was sich damit verbindet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn man das wirklich herausgreift, dann muss man 
wissen, dass alle Forschungsgelder, die an Unternehmen 
fließen, leicht dazu genutzt werden können, die Kli¬ 
maschädlichkeit der Energiegewinnung unter die gro¬ 
ße Überschrift „Klimafreundlichkeit“ zu subsumieren. 
Wenn es mit staatlichen Geldern gefördert wird, dann 
hat der Staat für die „Säuberung“ dieser Energiegewin¬ 
nung gesorgt, während die Energiegewinnung selber die 
gleiche bleibt. Wenn wir die Energiewende ernst neh¬ 
men, dann können wir doch nicht allen Ernstes auf eine 
Technologie setzen, bei der die Energiegewinnungsform 
gleich bleibt, aber durch die Verpressung des C0 2 im Bo¬ 


den der Anschein erweckt wird, dass das etwas Sauberes (C) 
ist. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Was steht da im 
Antrag?) 

Das ist der falsche Weg. Es ist bezeichnend, dass auch 
das in Ihrem Antrag enthalten ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe jetzt nicht mehr viel Zeit. Ich wollte aber 
noch ganz kurz darauf eingehen, dass zur Ehrlichkeit 
der Debatte in diesen Zeiten auch gehört, nicht immer 
nur über die Ziele zu reden. Wir müssen auch über die 
Umsetzung sprechen, und es hakt in der Umsetzung an 
einigen Stellen. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, ein toller Antrag!) 

Wir müssen die Erfahrungen, die wir mit den Ausschrei¬ 
bungen in den letzten Jahren gemacht haben, sehr ernst 
nehmen. Es ist erkennbar, dass es nicht so gefruchtet hat, 
wie das proklamiert wurde. Wir müssen erkennen, dass 
es tatsächlich einen Abbau von Arbeitsplätzen gegeben 
hat, dass es in der Wirkung ein Mengenbegrenzungsin¬ 
strument ist, und dringend umsteuern. Insofern begrüße 
ich, dass die Koalitionsfraktionen - 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Frau Scheer. 

(D) 

Dr. Nina Scheer (SPD): 

- in einem Entschließungsantrag das EuGH-Urteil er¬ 
wähnt haben und gemahnt haben, dass die Einstufung als 
Nichtbeihilfe durch den EuGH ernst genommen wird. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Frau Scheer, ich muss Ihrer Fraktion sonst Redezeit 
abziehen. Tut mir leid. 

Dr. Nina Scheer (SPD): 

Oh, das geht nicht. - Danke. Tschüs. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Ich komme zurück zu der Debatte zum Thema „Das 
EEG abschaffen“. Wir haben jetzt vom Sitzungsdienst das 
Protokoll bekommen, in dem der Abgeordnete Sebastian 
Münzenmaier von der AfD dem Kollegen Lorenz Gösta 
Beutin entgegenhält: „Ich will Sie abschaffen!“ Ich rüge 
das ausdrücklich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Alexander Ulrich [DIE LINKE]: 
Unglaublich! - Dr. Alexander Gauland [AfD]: 

Was ist da unglaublich? Er will ihn nur als Po¬ 
litiker abschaffen! Was ist da unglaublich? Er 
hat hier völlig recht!) 
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Vizepräsidentin Claudia Roth 

- Herr Gauland, wir hatten vorher unter anderem eine 
Debatte über die Ereignisse und die Reaktionen auf die 
Ermordung des Regierungspräsidenten in Kassel. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das hat damit 
nichts zu tun, Frau Präsidentin!) 

- Sie waren überhaupt nicht da, als wir darüber disku¬ 
tiert haben. - Ich finde es unsäglich - deswegen haben 
wir das richtigerweise jetzt informell gerügt -, dass dem 
Kollegen Beutin entgegengeschrien wird: „Ich will Sie 
abschaffen!“ Ein solcher Ton hat in diesem Parlament 
nichts zu suchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]: 

Das ist eine politische Äußerung und hat 
nichts mit dem zu tun, was Sie jetzt abziehen, 

Frau Präsidentin! So geht es nicht, Frau Prä¬ 
sidentin!) 

- Sie können es im Ältestenrat gerne thematisieren. 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das werden 
wir tun, Frau Präsidentin! - Dr. Petra Sitte 
[DIE LINKE]: Wir zittern! - Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU, der SPD, der FDP und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Jetzt hat das Wort Andreas Bleck für die AfD-Frak- 
tion. 

Andreas Bleck (AfD): 

Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle¬ 
gen! ln zweiter und dritter Lesung liegen dem Deutschen 
Bundestag zwei Anträge zum Klimaschutz vor, einmal 
von der FDP, einmal von den Grünen. Beide Anträge 
befürworten Klimaziele, beide befürworten aus unserer 
Sicht Maßnahmen, die die ökonomischen und ökologi¬ 
schen Verwerfungen der Energiewende noch verschärfen 
würden. 

Fakt ist: Deutschlands Anteil an den weltweiten 
C0 2 -Emissionen beträgt 2 Prozent. 

(Beifall bei der AfD) 

Während sich die Vereinigten Staaten aus dem Pariser 
Übereinkommen zurückgezogen haben, darf China bis 
2030 unbegrenzt C0 2 emittieren. Vergegenwärtigt man 
sich die Tatsache, dass diese beiden Staaten für 42 Pro¬ 
zent der weltweiten C0 2 -Emissionen verantwortlich 
sind, ist eindeutig, dass Deutschland mit seinen Maßnah¬ 
men auf das globale Klima kaum einen Einfluss hat. Das 
ist die Tatsache. 

(Beifall bei der AfD) 

Vor diesem Hintergrund sollten sich die Grünen mal 
hinterfragen, ob es wirklich verhältnismäßig ist, dafür 
unsere Wirtschaft zu ruinieren und unsere Umwelt zu 
zerstören. Auch über die technische Realisierbarkeit Ih¬ 
rer geforderten Maßnahmen machen Sie sich aus unserer 
Sicht zu wenig Gedanken. 

Zudem verschließen Sie sich einer möglichen Alter¬ 
native. Einer der Gründe, warum Deutschland die Kli¬ 


maziele 2020 verfehlt hat, ist der sukzessive Ausstieg aus 
der Kernenergie. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Im Unterschied zu Deutschland hat Frankreich erkannt, 
dass sich die Klimaschutzziele nicht gegen die Kernener¬ 
gie, sondern mit der Kernenergie einfacher umsetzen las¬ 
sen. Im Unterschied zu den Grünen hat das sogar Greta 
Thunberg erkannt. Hätte die von Ihnen hochgelobte Kli¬ 
maprophetin ihren Abfall vom Glauben nicht sofort wi¬ 
derrufen, wäre sie bei Ihnen doch in Ungnade gefallen. 

(Beifall bei der AfD) 

Stattdessen meint Deutschland, sowohl die Kernener¬ 
gie als auch die Kohleenergie aufgeben zu müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Sollte jedoch die Natur wieder einmal den Ausstieg aus 
der Windenergie und Sonnenergie beschließen, weil der 
Wind nicht bläst und die Sonne nicht scheint, gibt es kei¬ 
nen Strom. Die sogenannten erneuerbaren Energien sind 
also in Wahrheit neue instabile Energien. 

Und nein, werte Kolleginnen und Kollegen der Grü¬ 
nen, die Netze sind keine Speicher. Wer wie Ihre Partei¬ 
vorsitzende so etwas behauptet, leistet einen energiepoli¬ 
tischen Offenbarungseid. 

(Beifall bei der AfD) 

Da wir für die neuen instabilen Energien eben keinen 
ausreichenden Stromspeicher haben, müssen Reser¬ 
vekraftwerke zur Verhinderung von Stromausfällen be¬ 
trieben werden. Die Kosten dafür tragen die Bürger. Dass 
sich viele Bürger den Umweltschutz mittlerweile nicht 
mehr leisten können, ist für Sie ein Kollateralschaden. 

In diesen Zusammenhang passt Ihre Forderung nach 
einer C0 2 -Steuer wie die Faust aufs Auge. Der durch¬ 
schnittliche Preis von 30 Cent pro Kilowattstunde Strom 
und 1,40 Euro pro Liter Benzin reicht Ihnen nicht aus; 
da geht noch mehr, meinen Sie. Dabei werden Sie in 
Ihrem Antrag noch nicht einmal konkret, wie hoch die 
C0 2 -Steuer außerhalb des europäischen Emissionshan¬ 
dels eigentlich sein soll. 

Die mit Ihnen sympathisierende Bewegung „Fridays 
for Future“ ist da wenigstens mutiger. Die fordert eine 
C0 2 -Steuer in Höhe von 180 Euro pro Tonne C0 2 . Doch 
was bedeutet das? Bei einem Bürger, der im Durchschnitt 
11,61 Tonnen C0 2 jährlich emittiert, wäre das eine steu¬ 
erliche Mehrbelastung von 2 089 Euro jährlich. Ich bin 
sicher: Spätestens dann, wenn die demonstrierenden 
Schüler die Schule verlassen haben, um ihr eigenes Geld 
zu verdienen, werden sie von ihren eigenen Forderung 
Abstand nehmen. 

(Beifall bei der AfD) 

Werte Kolleginnen und Kollegen der Grünen, ich be- 
daure, dass die Energiewende die heilige Kuh Ihrer Um¬ 
weltpolitik ist. Sie wissen, dass gegenwärtig Kinder im 
Kongo unter fürchterlichsten Bedingungen in Kobaltmi¬ 
nen arbeiten. Sie wissen, dass zukünftig in Bolivien die 
Umwelt im Rahmen der deutsch-bolivianischen Lithium¬ 
kooperation zerstört wird. Sie wissen, dass Windenergie 
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(A) und Energie aus Maismonokulturen für Biogasanlagen 
einen Verlust an Biodiversität zur Folge haben. Und Sie 
wissen, dass Sie mit Ihren geforderten Maßnahmen diese 
Entwicklung sogar noch befeuern. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was Sie alles wissen!) 

Trotzdem opfern Sie die Menschen, die Umwelt und die 
Natur auf dem Altar der Energiewende. Das ist eine Tat¬ 
sache. Sie sind keine Umwelt- und keine Naturschutz¬ 
partei. 

(Beifall bei der AfD) 

Deswegen wird sich die AfD auch weiterhin entschie¬ 
den für eine bezahlbare, sichere und zuverlässige Ener¬ 
gieversorgung sowie Mobilität einsetzen. Wir sagen: 
„Rotmilan statt Windkraftwahn“ und „Diesel statt Stro¬ 
mer“. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Andreas Bleck. - Nächster Redner: 
Dr. Klaus-Peter Schulze für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Klaus-Peter Schulze (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Flerren! 

(B) Zum wiederholten Mal beschäftigen wir uns in den letz¬ 
ten Wochen und Monaten mit Anträgen verschiedenster 
Parteien zu dem Thema „Klimaschutz“, „Kohleausstieg“ 
usw. Wir haben im Februar dieses Jahres von der Kom¬ 
mission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 
einen Fahrplan auf den Tisch gelegt bekommen. Ich den¬ 
ke, dieser Fahrplan, wenn er dann in den gesetzlichen 
Rahmen gebracht wird, ist ein guter Weg. Die Entschei¬ 
dung dafür ist mit großer Mehrheit getroffen worden, und 
damit müssen wir uns auseinandersetzen. Deshalb kann 
ich nicht verstehen, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
den Grünen, dass Sie wieder einen Antrag vorlegen, die 
20 schmutzigsten Kohlekraftwerke unverzüglich, das 
heißt für mich: sofort, vom Netz zu nehmen. 

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ¬ 
NEN]: Weil Sie es nicht tun! Deshalb kommt 
der Antrag immer wieder!) 

- Wenn Sie eine Frage stellen wollen, können Sie das 
gerne machen, lieber Kollege. 

Schauen wir uns einmal die Zahlen an. Ich gehöre 
zu denjenigen, die eine gewisse naturwissenschaftliche 
Grundausbildung haben, und deshalb sind für mich Zah¬ 
len verbindlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge¬ 
ordneten der AfD) 

Ich verfolge seit Anfang November in den Unterlagen, 
die die Bundesnetzagentur zur Verfügung stellt, vier¬ 
mal am Tag die Erzeugungskapazitäten, ln den letzten 
206 Tagen, zwischen dem 7. November 2018 und dem 


31. Mai 2019, habe ich mir angeschaut, wie die Situation (C) 
um 19 Uhr war. Ich kann Ihnen sagen: An 87 Tagen, das 
sind 42 Prozent, mussten wir zu diesem Zeitpunkt Elek¬ 
troenergie importieren. Im Durchschnitt lag der Bedarf 
bei 3 800 Megawattstunden, in einzelnen Fällen ging es 
weit über 10 000. Wenn ich dann noch die Kohleerzeu¬ 
gung, die durchschnittlich 21 000 MW betrug, und die 
Kernenergie, die bei 8 500 MW lag, abziehe, dann frage 
ich mich: Wie wollen wir in der derzeitigen Situation, in 
der wir uns befinden, eine sichere, preiswerte und ständig 
vorhandene Elektroenergieversorgung in Deutschland 
erreichen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD so¬ 
wie des Abg. Dr. Lukas Köhler [FDP]) 

Auf jeden Fall nicht dadurch, dass man plakativ sagt: 

Wir nehmen 20 Kohlekraftwerke gleich vom Netz. - Das 
wird nicht gehen. 

Die Kollegin, die als Erstes gesprochen hat, Frau 
Scheer, ist ja darauf eingegangen, dass wir eine ganze 
Reihe von Problemen bei der Fortsetzung der Energie¬ 
wende haben. Ich stelle fest, dass das Thema Speicher 
ungeklärt ist. Bei mir im Wahlkreis wird das Unterneh¬ 
men LEAG einen Speicher für 50 MW errichten mit ei¬ 
nem Aufwand von 25 Millionen Euro. Dieser wird durch 
die Schaltwarte des Kraftwerks gesteuert; also entstehen 
dadurch auch keine Arbeitsplätze. 

Zweitens schaue ich mir den Netzausbau an und habe 
sehr interessiert verfolgt, was sich im Eichsfeld am Os¬ 
termontag abgespielt hat. Wir haben die Bevölkerung 
einfach nicht mitgenommen, wenn wir solche Vörha- ^) 
ben planen, nämlich fünf Trassen von Nord nach Süd 
über 7 500 Kilometer in Deutschland zu legen. Diese 
Probleme bestehen. Ich glaube nicht, dass wir bis zum 
Jahr 2025 den Netzausbau an dieser Stelle abgeschlos¬ 
sen haben. Ein großer Teil der Trassen sind noch nicht 
genehmigt. Dann stellt sich für mich natürlich auch die 
Frage: Flaben wir überhaupt so viele Baukapazitäten, um 
7 500 Kilometer Erdverkabelung innerhalb weniger Jah¬ 
re fertigzustellen? 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Diese Punkte, liebe Grüne, müssten Sie in Ihre Betrach¬ 
tungen einbeziehen. 

Zum Thema C0 2 -Bepreisung sage ich: Das ist sicher¬ 
lich ein Weg, den man gehen kann. Aber man muss dann 
auch betrachten, wie sich das tatsächlich auswirkt. Wir 
haben seit dem 1. April 1999, nämlich seit 20 Jahren, die 
Ökosteuer. Die Ökosteuer hatte ja einmal die Zielstel¬ 
lung, den Energieverbrauch in Deutschland zu senken. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Richtig!) 

Wie sieht es damit aus? Wir haben 1999 79 Milliarden 
Kubikmeter Erdgas verbraucht, und im Jahr 2017 waren 
es 90,2 Milliarden Kubikmeter Erdgas, also 10 Milliar¬ 
den mehr, obwohl wir keinen nachhaltigen und strengen 
Winter hatten. Der Verbrauch von Diesel und Benzin ist 
zwischen 2000 und 2017 um 450 Millionen Liter ge¬ 
stiegen, und der Verbrauch von Elektroenergie ist von 
477 Terawattstunden im Jahr 1999 auf 520 Terawattstun- 
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(A) den angestiegen. Deswegen kann ich nur raten, bei der 
Diskussion zur C0 2 -Steuer zu berücksichtigen, ob dieses 
Steuerungsmodell wirklich dazu fuhrt, was wir alle wol¬ 
len, nämlich weniger C0 2 in die Atmosphäre abzugeben. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord¬ 
neten der SPD - Dr. Julia Verlinden [BÜND¬ 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Deswegen muss die 
C0 2 -Bepreisung dynamisch sein) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Schulze. - Nächster Redner: 
Dr. Lukas Köhler für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Lukas Köhler (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Frau Scheer, lassen Sie mich einen Satz 
vorab sagen: Dass Sie Fakten und Wissenschaft so blank 
ignorieren und zum IPCC sagen: „Ja, da stehen zwar Sa¬ 
chen drin, die interessieren uns aber nicht weiter“, finde 
ich erschreckend. 

(Dr. Nina Scheer [SPD]: Sie verstehen das 
nicht! Ich habe gesagt: verschiedene Szenari¬ 
en!) 

Das finde ich ein bisschen traurig. Ich schätze die Dis¬ 
kussion mit Ihnen sehr. Deswegen weiß ich: Das war si¬ 
cherlich der Hitze des Gefechts geschuldet. 

(B) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine 
C0 2 -Obergrenze. Das ist relativ klar und eindeutig. 
Der IPCC und das Pariser Abkommen zeigen uns auf, 
in welche Richtung es gehen muss. Wenn man das Son¬ 
dergutachten zum 1,5-Grad-Ziel ernst nimmt, muss das 
Ziel C0 2 -Neutralität bis 2050 sein. Das müssen wir, das 
können wir, und das sollten wir erreichen. Das wird al¬ 
lerdings nicht einfach. Wir haben aber zum Glück ein In¬ 
strument, mit dem man eine Menge exakt steuern kann, 
und dieses eine Instrument sollten und müssen wir nut¬ 
zen. 

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das alleine reicht nicht!) 

Wir müssen den Vorteil des Emissionshandels einse- 
hen und dafür sorgen, dass wir eine Obergrenze für C0 2 
festlegen, die natürlich nicht die einzige Maßnahme - das 
kann gar nicht so sein aber ein zentraler Bestandteil 
auf dem Weg in diese Richtung sein wird. Neben dieser 
garantierten Menge an C0 2 -Einsparung, die wir erzeu¬ 
gen können, hat der Emissionshandel noch einen zweiten 
Vorteil: Er führt zum kostengünstigsten Preis. 

Meine Damen und Herren, jeder, der Ihnen erzählen 
möchte, Klimaschutz würde nichts kosten, lügt Sie an. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber gerade weil er etwas kosten wird, müssen wir doch 
für den möglichst günstigsten und effizientesten Klima¬ 
schutz sorgen. Wir haben weder die Zeit noch das Geld, 
es anders zu machen. Der Emissionshandel und die Aus¬ 


weitung des Emissionshandels werden dafür sorgen, dass (C) 
wir genau das einhalten können. 

Eine C0 2 -Bepreisung kann man auf unterschiedli¬ 
che Arten machen. Die Ökonomen sind sich einig: Eine 
C0 2 -Steuer würde auch irgendwie funktionieren. Sie sa¬ 
gen aber klipp und klar: Wenn wir ein Mengenziel haben, 
dann ist auch eine Mengensteuerung die beste Option, 
die wir nutzen können. Das können wir uns als freie De¬ 
mokraten nicht anders vorstellen. Für uns gilt: Wir haben 
weder die Zeit noch das Geld für eine second-best Opti¬ 
on. Wir müssen die erstbeste Option, die wir im Klima¬ 
schutz haben, nutzen, und das ist der Emissionshandel. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich freue mich sehr darüber, dass wir diese Auswei¬ 
tung schnell und effizient für den europäischen Emissi¬ 
onshandel vornehmen können, wir würden Vorschlägen: 
mit einer Koalition der Vernünftigen. Das wäre der Weg, 
gemeinsam mit Frankreich, mit den Beneluxländern 
voranzugehen und die Bereiche Verkehr und Wärme 
schnellstmöglich über Artikel 24 in den Emissionshandel 
aufzunehmen. Das wäre auch der Weg, um unsere Klima¬ 
ziele schnell zu erreichen. Wir brauchen dazu sechs Mo¬ 
nate. Ich glaube, die Bundesregierung könnte der Kom¬ 
mission den Auftrag erteilen, das zu prüfen. Das wäre der 
Weg, den wir uns vorstellen. 

Ich freue mich, meine Damen und Herren von der 
Union, dass Sie dazu so viele vernünftige Stellungnah¬ 
men in der letzten Zeit hervorgebracht haben. Ihre Mit¬ 
telstandsvereinigung hat beschlossen, den Emissions¬ 
handel auszuweiten, auch aus dem Vorstand hörte man 
das, und selbst die Kanzlerin hat Anfang dieser Woche ' ' 
dafür gesorgt, dass uns das Herz aufging, als sie unseren 
Vorschlag übernahm, zusammen mit einer Koalition der 
Vernünftigen die C0 2 -Bepreisung einzuführen. Darüber 
freuen wir uns sehr. 

Meine Damen und Herren von der Union, Sie müssen 
davon wegkommen, den Emissionshandel nur auf euro¬ 
päischer Ebene ausweiten zu wollen; denn das wird zu 
lange dauern, und da holen Sie sich zu Recht den Vor¬ 
wurf ab, dass Sie Klimaschutz auf die lange Bank schie¬ 
ben. Das geht nicht. Das können wir uns nicht leisten; 
aber wir können dafür sorgen, dass es effizient und güns¬ 
tig und funktionierend aufgebaut wird, meine Damen 
und Herren. 

Ganz kurz noch zu Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol¬ 
legen von der CSU: Gestern hat die Landesregierung 
in Bayern quasi unser Modell beschlossen. Es gibt ein 
paar Abweichungen. Aber ich hoffe, dass Sie heute die¬ 
se Chance wahrnehmen, Ihren Kolleginnen und Kolle¬ 
gen aus Bayern nicht in den Rücken zu fallen, sondern 
unserem Antrag zuzustimmen; denn das, was wir errei¬ 
chen können und erreichen wollen, ist eine Obergrenze 
für C0 2 . Damit erzeugen wir effizienten und schnellen 
Klimaschutz, meine Damen und Herren. Stimmen Sie 
heute für die Ausweitung des Emissionshandels. Damit 
machen wir das Beste daraus und sorgen für einen guten 
Klimaschutz. 

Vielen Dank. 


(Beifall bei der FDP) 
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Lukas Köhler. - Nächster Redner in 
der Debatte: Lorenz Gösta Beutin für die Fraktion Die 
Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Lorenz Gösta Beutin (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Lieber Kollege 
Köhler, Sie sagen, Sie wollen das Klima retten. Und ich 
weiß, das stimmt; das ist Ihnen ein Anliegen. Nur, ich be¬ 
zweifle stark, dass Ihre Antwort die richtige ist; denn Ihre 
Antwort ist immer die gleiche. Sie lautet: Markt, Markt, 
Markt. Ich glaube, das funktioniert nicht; 

(Beifall bei der LINKEN) 

denn wir haben eine Situation, in der die Konzerne, die 
am Klimawandel verdienen, kein Interesse haben, tat¬ 
sächlich effektiven Klimaschutz zu machen. Sie wollen 
das „Fest auf der Titanic“ in Ewigkeit fortsetzen; aber 
wir wissen: Dieses Fest ist zu Ende. Wir müssen jetzt 
handeln. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir haben eine Situation, in der - das muss man 
sich auf der Zunge zergehen lassen - zwei Drittel der 
C0 2 -Emissionen seit Beginn der industriellen Revolu¬ 
tion von 90 Konzernen weltweit verantwortet werden. 
Zwei Drittel von 90 Konzernen! Das heißt, man weiß, 
welches Problem man hat. 

Ich darf Ihnen noch etwas verraten: Wir haben eine 
Situation, in der Konzerne, die am Klimawandel verdie¬ 
nen - thyssenkrupp, BMW, Volkswagen und andere -, 
an fast alle Parteien hier im Flohen Hause spenden. Ich 
bin stolz darauf, dass Die Linke die einzige Partei ist, die 
diese Spenden von Konzernen, die am Klimawandel ver¬ 
dienen, von Konzernen generell, nicht akzeptiert. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wie soll eine glaubwürdige Klimapolitik aussehen, wenn 
Parteien sich von Konzernen, die am Klimawandel ver¬ 
dienen, beraten und finanzieren lassen? Ich glaube, das 
wird schwierig. 

Wir haben eine Situation, in der Menschen weltweit 
leiden, ln Indien haben wir eine beispiellose Hitzewelle. 

(Karsten Hilse [AfD]: ln Deutschland haben 
wir eine Dürre!) 

Tausende Menschen sind dort daran schon gestorben. 
Wir haben zunehmend Hitzewellen. Wir haben zuneh¬ 
mend Dürren. Wir haben Überschwemmungen und ver¬ 
schmutztes Grundwasser. Wenn wir nicht mit Gesetzen 
ins Räderwerk dieses Kapitalismus eingreifen, werden 
wir - das hat der Weltklimarat uns vorgerechnet - auf 
eine Erderwärmung um 3 bis 4 Grad zusteuern. Das ist 
eine Situation, die nicht mehr kontrollierbar wäre. Be¬ 
reits 2 Grad hätten verheerende Folgen. Das können wir 
uns nicht leisten. Das wird die Menschheit teuer zu ste¬ 
hen kommen. Deswegen müssen wir es verhindern. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Der blinde Glaube an den Markt ist eben kein Rezept (C) 
für die Zukunft. Das sind die Rezepte von gestern. Diese 
Rezepte wirken nicht. Sie sind gescheitert. 

Wir haben weltweit eine Situation, in der wir sehen: 

Je dicker das Bankkonto von Menschen ist, desto größer 
ist ihr ökologischer Fußabdruck. 10 Prozent der Weltbe¬ 
völkerung sind für 90 Prozent der C0 2 -Emissionen ver¬ 
antwortlich. Es ist vielleicht keine Überraschung: Diese 
10 Prozent der Weltbevölkerung besitzen 90 Prozent des 
weltweiten Vermögens. Das heißt, 10 Prozent der Welt¬ 
bevölkerung schaden unserem Klima und sind gleichzei¬ 
tig im Besitz des größten Vermögens dieser Welt. Das ist 
das Problem. Es ist weiterhin eine Frage von unten und 
oben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deswegen sagen wir: Den Emissionshandel auszuwei¬ 
ten, ist nicht die richtige Antwort. Wenn wir das weltweit 
machen würden, würden wir die Situation verschärfen. 

Die reichen Industriestaaten würden sich über den Emis¬ 
sionshandel, den Ablasshandel, tatsächlich freikaufen 
können, auch über die Staaten des globalen Südens. Das 
wollen wir nicht. Wir wollen diesen Ablasshandel nicht. 

Wir sagen: Wir brauchen den Kohleausstieg bis 2030. 

Wir brauchen ein entschiedenes Klimaschutzgesetz. Wir 
brauchen Energie in Bürgerinnenhand. Wir sagen ganz 
klar: Wir wollen auf der einen Seite keine Stromsperren, 
und wir wollen auf der anderen Seite keine Privilegien 
für die Großkonzerne. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vor Berlin brennen Wälder. Wir sehen, dass selbst (D) 
Berlin zunehmend Probleme mit der Trinkwasserversor¬ 
gung hat. Deswegen sagen wir: Wir müssen jetzt den Kli¬ 
manotstand anerkennen. Wir müssen jetzt handeln. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Lorenz Gösta Beutin. - Liebe Kollegin¬ 
nen und Kollegen, es ist eine sehr hohe Grundlautstärke 
hier im Saal. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Weil das Thema so 
heiß ist!) 

- Ja, ich weiß nicht, ob es da wirklich um das Klima 
geht; da bin ich mir nicht so sicher. - Wir bitten Sie sehr 
dringend, dass Sie den zwei letzten Rednern bzw. dem 
Redner und der Rednerin vor der namentlichen Abstim¬ 
mung noch Ihre Aufmerksamkeit schenken. Ich bitte Sie 
wirklich herzlich darum und gebe jetzt das Wort Dr. Julia 
Verlinden für Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Einen kleinen messbaren Fortschritt haben 
die vielen Menschen in Deutschland, die sich derzeit auf 
der Straße und in der Wahlkabine für mehr Klimaschutz 
einsetzen, ja erreicht: Sie von der FDP-Fraktion haben 
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(A) Ihren einzigen Antrag zum Thema Klimaschutz aus die¬ 
ser Wahlperiode nun heute hier im Parlament zur Debatte 
gestellt. Das ist ja schon mal was. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das ist der dritte! 

Fake News!) 

Aber, meine Damen und Plerren, die Enttäuschung 
folgt auf dem Fuß. Statt die Gelegenheit zu nutzen, jetzt 
konkrete und sofort wirksame Maßnahmen vorzulegen, 
wärmen Sie doch nur Ihre alte Leier vom Emissionshan¬ 
del auf. Dabei wissen Sie doch so gut wie ich: In der 
Praxis ist ein globaler C0 2 -Preis in angemessener Höhe 
ungefähr so realistisch wie der Weltfrieden. Was Sie mit 
Ihrem Ansatz wollen, ist ein internationaler Verschiebe¬ 
bahnhof statt nationaler Verantwortung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Dr. Lukas 
Köhler [FDP]: Die nationale Verantwortung 
steht doch drin!) 

Sie von der FDP fordern die Bundesregierung in Ih¬ 
rem Antrag auf, auf eine „EU-weite Einbeziehung“ der 
„Sektoren Verkehr und Wärme“ in den Emissionshan¬ 
del - Zitat - „hinzuwirken“. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Artikel 24!) 

Ich übersetze das mal in einfache Sprache: Wir warten 
einfach weiter ab, und falls sich die EU-Staaten irgend¬ 
wann auf irgendwas Neues geeinigt haben, können wir 
immer noch weitersehen. - Sie haben offensichtlich im- 

(B) 

mer noch nicht verstanden, liebe FDP: 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Sie haben den An¬ 
trag nicht gelesen!) 

Die Klimakrise wartet nicht. Auch hier in Deutschland 
müssen wir handeln, und zwar jetzt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ja, steht doch drin! 
Lesen Sie den Antrag! Das würde helfen!) 

Die unerträgliche Verzögerungstaktik der Bundes¬ 
regierung beim Klimaschutz, der Sie von der FDP hier 
auch wieder das Wort reden, bedroht übrigens nicht nur 
die Zukunft unserer Kinder und Kindeskinder, 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Haben Sie mir 
nicht zugehört?) 

sie wird schon ab dem nächsten Jahr reale Auswirkun¬ 
gen auf den Bundeshaushalt haben; denn zum ersten Mal 
hat die Regierung Strafzahlungen für Versäumnisse beim 
Klimaschutz in ihre Finanzplanung aufgenommen, und 
dieses Geld muss Deutschland dann an andere EU-Staa¬ 
ten zahlen, 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das können Sie 
über Artikel 24 verhindern!) 

um dort Emissionsrechte für die viel zu hohen Treibhaus¬ 
gasemissionen in Deutschland zu kaufen. Diese Straf¬ 
zahlungen können sich im nächsten Jahrzehnt auf bis 
zu 60 Milliarden Euro summieren. Da wundert es mich 


schon sehr, dass ausgerechnet die FDP hier keine Vor- (C) 
Schläge vorlegt, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Natürlich! Arti¬ 
kels-Maßnahmen! ) 

um solche Ausgaben zulasten aller Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler zu verhindern. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Frau Verlinden, 
schauen Sie doch mal ins EU-Recht rein! Das 
würde Ihnen helfen!) 

Ihre klimapolitische Nebelkerze, den Emissionshan¬ 
del auf Wärme und Verkehr auszudehnen, wird uns dabei 
übrigens nicht helfen, und Ihren Vorschlag, über den wir 
hier gleich abstimmen sollen, wollen noch nicht einmal 
Ihre Freunde vom BDL Noch nicht mal Herr Lösch vom 
Bundesverband der Deutschen Industrie hat sich am 
3. April im Umweltausschuss dafür ausgesprochen. Er 
hat klipp und klar gesagt: Das ist nicht unser Instrument. 
Damit können wir nicht vorankommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Aber Professor 
Weimann! Die Wissenschaft hat sich dafür 
ausgesprochen!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 
-bemerkung — Es ist hier so laut, dass ich mich nicht 
mal mit der Rednerin unterhalten kann. Wir können auch 
abbrechen. Wenn Ihnen das lieber ist, dann mache ich 
eine Unterbrechung. - Erlauben Sie eine Zwischenfrage 
oder -bemerkung? 

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ich glaube, es ist im Interesse aller, wenn wir die De¬ 
batte fortsetzen. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Also nein. 

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wir Grüne setzen dem Nichtstun der FDP und der 
Regierungsfraktionen eine ganze Liste von über 30 ganz 
konkreten Klimaschutzmaßnahmen entgegen, nämlich 
unseren Antrag für ein wirksames Klimaschutzgesetz, 
den wir heute hier gegenüberstellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ohne einen einzigen 
Plan!) 

Zu diesen wirksamen Maßnahmen gehört natürlich 
allen voran auch ein C0 2 -Preis - auch national. Dazu 
gehört natürlich der sofortige Einstieg in den Kohle¬ 
ausstieg. Doch was machen die Regierungsfraktionen? 

Statt wenigstens den unzureichenden Kompromiss der 
von Ihnen eingesetzten Kohlekommission in ein Gesetz 
zu gießen, verabschieden Sie im sogenannten Klimaka- 
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(A) binett lediglich einen Zeitplan. Meine Güte! Herzlichen 
Glückwunsch, Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Beim Klimaschutz geht es natürlich um noch viel 
mehr als um C0 2 -Preis und Kohleausstieg. Meine Zeit 
reicht nur, um das exemplarisch für den Bereich Wär¬ 
me und Gebäude darzustellen. Hier könnte Deutschland 
sofort real C0 2 einsparen, wenn wir endlich einen Ener¬ 
giestandard für Neubauten bekommen, der dem Stand 
der Technik entspricht, wenn die Regierung endlich die 
Subventionen für Öl- und Gasheizungen streicht 

(Beifall der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

oder den Einbau von neuen Ölheizungen wie in eini¬ 
gen europäischen Nachbarländern gleich ganz beendet. 
Wenn Sie weitere Anregungen brauchen, hebe Bundes¬ 
regierung, schauen Sie einfach in unseren ausführlichen 
Antrag. 

Ihnen, hebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, 
sage ich zum Schluss ganz frei nach Ihrem Vorsitzenden: 
Wenn Ihnen nicht mehr zum Thema Klimaschutz einfällt 
als der Verweis auf den Emissionshandel, dann überlas¬ 
sen Sie das Thema doch besser den Profis. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Zum Glück müs¬ 
sen wir Ihnen das Lesen nicht überlassen! - 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Narren! Hu! 

Hu! So ein Stuss! Grüner Stuss! - Beifall des 
Abg. Petr Bystron [AfD] - Dr. Stefan Ruppert 
[FDP]: Und vor allem arrogant!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Julia Verlinden. - Ich versuche es noch 
einmal: Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die 
schon einen schönen Abend hatten, 

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Der Abend ist noch 
schön!) 

dem letzten Redner in dieser Debatte zuzuhören. Das ist 
Klaus Mindrup, der jetzt für die SPD der letzte Redner in 
der Klimadebatte sein wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Klaus Mindrup (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir behandeln heute zwei Anträge zum 
Klimaschutz. Einer dieser Anträge ist von den Grünen. 
Ich kann den Grünen versichern, dass wir nach der Som¬ 
merpause einen Entwurf für ein Klimaschutzgesetz be¬ 
kommen werden. Aber den bekommen wir nicht, weil die 
Grünen das beantragt haben, sondern weil die SPD in den 
Koalitionsverhandlungen durchgesetzt hat, dass wir ein 
Klimaschutzgesetz bekommen. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist es 
denn?) 


Jetzt kommen wir zur FDP. Lieber Lukas Köhler, ich (C) 
frage mich wirklich: Nehmen Sie das Thema ernst ge¬ 
nug? Ich habe gestern hier schon gesagt: Klimaschutz 
ist nicht alles, aber ohne Klimaschutz ist alles andere 
nichts. - Jetzt kommt die FDP und sagt: Wir haben den 
europäischen Emissionshandel, und der löst das Problem. 

Das ist die eierlegende Wollmilchsau des Klimaschut- 
zes. - Die eierlegende Wollmilchsau des Klimaschutzes 
gibt es aber gar nicht. 

Ich frage: Macht das Sinn? Das kann man auch be¬ 
gründen. Sie sagen. Sie wollen national den Verkehrs¬ 
sektor einbeziehen. Dazu gibt es ein Urteil, das Sie 
auch kennen. Sie kennen sicherlich auch das Schreiben 
des Umweltministeriums zur Entscheidung des EuGH 
aus dem Jahr 2017, dass das national nicht geht. Jetzt 
kommt es: Auch wenn es rechtlich nicht geht, muss man 
fragen, ob es Sinn macht. Es macht keinen Sinn, weil 
die C0 2 -Vermeidungskosten im Verkehrssektor so hoch 
sind, dass der europäische Emissionshandel dort gar kei¬ 
nen Technologiewandel zur Folge hätte. Die Unterneh¬ 
men könnten sich einfach freikaufen. Dann würde der 
Druck auf die Industrie und auf die Kraftwerke erhöht. 

Das würde dazu führen, dass der europäische Emissions¬ 
handel eventuell sogar ganz infrage gestellt würde, und 
alle Erfolge wären bedroht. Das ist also völlig unsinnig. 

Ihr Antrag macht keinen Sinn. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Jetzt kommt der Punkt: Warum machen Sie das? Wir 
haben doch auf europäischer Ebene klare Regeln. Wir ha- (D) 
ben den europäischen Emissionshandel, gut reformiert, 
bis 2030. Wir haben aber auch das Effort-Sharing-Regu- 
lation-System für die anderen Sektoren mit klaren Ober¬ 
grenzen, die wir europäisch einhalten müssen. Wenn ein 
Land wie Deutschland das nicht schafft, dann wird be¬ 
zahlt. Wir als Sozialdemokraten sagen: Besser investie¬ 
ren, als in anderen Ländern Ablasshandel zu betreiben! 
Dieses System funktioniert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wo ist denn der Ab¬ 
lasshandel?) 

Sie sind als FDP doch eine Rechtsstaatspartei. Da 
muss man sich doch an das europäische Recht halten, 
anstatt es ständig infrage zu stellen. Ich kann es Ihnen 
nicht ersparen: Es ist leider ein übliches Verfahren von 
Populisten, dass man für komplexe Fragen einfache Lö¬ 
sungen anbietet, 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Sie wollen die 
C0 2 -Steuer! Wo ist da der Unterschied?) 

dass man sagt: Wir haben die eine Lösung, mit der wir 
alles in den Griff bekommen. - Das ist aber eben nicht so. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Doch!) 

Warum sagen Sie nicht: „Wir setzen das, was Europa ge¬ 
macht hat, in Deutschland um“? Warum stellen Sie das 
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(A) infrage? Stützen Sie doch Europa, und zwar nicht nur 
beim ETS, sondern auch beim Effort Sharing. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Artikel 24 im 
Europarecht! Das wäre doch europarechts¬ 
konform!) 

Ich kann Ihnen klar sagen: Ihre Antwort für den Kli¬ 
maschutz passt auf eine Seite. Lesen Sie sich durch, was 
der BDI dazu geschrieben hat! Das hier ist eine wirklich 
sinnvolle Lektüre, die „Klimapfade für Deutschland“. 
Darüber kann man sich auch streiten. Aber da waren zu¬ 
mindest Profis am Werk, um Julia Verlinden an dieser 
Stelle zu zitieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Was steht also vor uns? Ihr Antrag wird ja heute hier 
keine Mehrheit finden; davon gehe ich aus. Dann sollten 
wir uns gemeinsam auf den Weg machen. Auch der BDI 
sagt: Wir brauchen den Ausbau der erneuerbaren Ener¬ 
gien. - Warum? Weil das Angebot steigen muss; denn 
wenn das Angebot steigt, haben wir auch stabile Preise. 

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Haben wir doch 
nicht geschafft!) 

Wenn wir einen Mangel haben und wenn wir den Ausbau 
weiter bremsen, steigen die Preise. Das ist unsozial, und 
das ist schlecht für unsere Wirtschaft. Wir brauchen die 

(B) neuen Anlagen, wir brauchen die neuen Windkraftanla¬ 
gen, die neuen PV-Anlagen. Sie sind kostengünstig. 

(Zuruf des Abg. PetrBystron [AfD]) 

- Zu dem Zwischenruf aus der AfD: Sie sind mit Ihrer 
Politik die größte Gefährdung für den Industriestandort 
Deutschland. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord¬ 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ¬ 
NEN - Dr. Alexander Gauland [AfD]: So ein 
Schwachsinn! Sie gefährden den Standort 
Deutschland!) 

Denn Sie setzen nicht auf die Zukunft. Sie setzen auf 
die Vergangenheit. Ich kann Ihnen eins sagen: Wer die 
Heimat liebt, der verteidigt die Heimat. Die Heimat wird 
bedroht durch den Klimawandel, 

(Lachen und Beifall bei der AfD) 

und deswegen muss man für erneuerbare Energien sein. 
Da können Sie so laut brüllen, wie Sie wollen; denn ich 
habe hier das Mikrofon. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne¬ 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Sie haben das 
Mikrofon! Wir haben die Wahrheit! Idiot! So¬ 
zialdemokratischer Stuss!) 


Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Klaus Mindrup. - Die Kollegin Dr. Anja 
Weisgerber für die CDU/CSU-Fraktion gibt ihre Rede zu 
Protokoll. 11 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und der 
FDP) 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Zusatzpunkt 10. Wir kommen zur Beschlussempfeh¬ 
lung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit zum Antrag der Fraktion der FDP 
mit dem Titel „Klimaziele verantwortungsbewusst er¬ 
reichen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss¬ 
empfehlung auf Drucksache 19/10031, den Antrag der 
Fraktion der FDP auf Drucksache 19/821 abzulehnen. 
Wir stimmen nun über die Beschlussempfehlung auf Ver¬ 
langen der Fraktion der FDP namentlich ab - nach dieser 
namentlichen Abstimmung folgt noch eine Abstimmung 
mittels Handzeichen -; wir werden diese Abstimmung 
mit vier Urnen durchführen, hinten eine, vorne eine, 
rechts und links je eine. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich ganz 
herzlich - ich hoffe, im Namen von allen - bei unseren 
Parlamentsassistenten und -assistentinnen bedanken, die 
uns bis spät in die Nacht unsere Arbeit ermöglichen. Vie¬ 
len herzlichen Dank! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen und mir bzw. uns das 
Signal zu geben, ob die Urnen besetzt sind. - Die Dau¬ 
men sind oben. Dann eröffne ich die Abstimmung über 
die Beschlussempfehlung. 

So, darf ich fragen, ob es Kolleginnen oder Kollegen 
im Raum gibt, die Ihre Stimme noch nicht abgegeben 
haben? - Also, Kollege Friedrich sagt: Druck machen! - 
Deswegen frage ich jetzt mit Nachdruck: Gibt es noch 
Kolleginnen und Kollegen im Raum, die Ihre Stimme 
nicht abgegeben haben? - Es sieht so aus, als hätten alle 
Ihre Stimme abgegeben. Dann schließe ich die Abstim¬ 
mung und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der na¬ 
mentlichen Abstimmung wird Ihnen später mitgeteilt. 

Wir sind im Übrigen noch mitten in einer Debatte. Das 
bezieht sich auf die Linke des Hauses bzw. auf die, die 
dort stehen. Liebe Sozialdemokraten auf der linken Seite 
des Hauses, wir haben jetzt noch eine Abstimmung. 

(Rene Röspel [SPD]: Wir sind alle auf der 
linken Seite des Hauses!) 

- Nein, das sind auch noch andere. 

(Heiterkeit des Abg. Klaus Mindrup [SPD]) 

Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Aus¬ 
schusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher¬ 
heit zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit dem Titel „Wirksames Klimaschutzgesetz vorlegen - 
Maßnahmen und Regelungen für alle Sektoren“. Das ist 


11 Anlage 4 
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(A) der Zusatzpunkt 11, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 19/7273, den Antrag der Fraktion Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 19/6103 abzuleh¬ 
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Ich sehe keine 
Enthaltungen. Die Beschlussempfehlung ist angenom¬ 


men mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD, FDP und (C) 
AfD bei Gegenstimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
der Linken. 

(Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 104. Sitzung wird am 12. Juni 2019 
veröffentlicht) 


(B) 


(D) 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete 


Abgeordnete(r) 

Abgeordnete(r) 

Achelwilm, Doris 

DIE LINKE 

Müntefering, Michelle 

SPD 

Annen, Niels 

SPD 

Nahles, Andrea 

SPD 

Bleser, Peter 

CDU/CSU 

Neumann, Christoph 

AfD 

Bluhm, Heidmn 

DIE LINKE 

Petry, Dr. Frauke* 

fraktionslos 

Gehrke, Dr. Axel 

AfD 

Pilger, Detlev 

SPD 

Hampel, Armin-Paulus 

AfD 

Post, Florian 

SPD 

Held, Marcus 

SPD 

Rief, Josef 

CDU/CSU 

Helling-Plahr, Katrin 

FDP 

Rimkus, Andreas 

SPD 

Herdt, Waldemar 

AfD 

Schneider, Jörg 

AfD 

Heßenkemper, Dr. Heiko 

AfD 

Schulz, Jimmy 

FDP 

Lauterbach, Dr. Karl 

SPD 

Strenz, Karin 

CDU/CSU 

Lenz, Dr. Andreas 

CDU/CSU 

Toncar, Dr. Florian 

FDP 

Mattheis, Hilde 

SPD 

Ziemiak, Paul 

CDU/CSU 

Mayer (Altötting), Stephan 

CDU/CSU 

Zimmermann, Pia 

DIE LINKE 

Möring, Karsten 

CDU/CSU 

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes 



Anlage 2 

Ergebnis und Namensverzeichnis 

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Stellvertreters des Präsidenten des Deut¬ 
schen Bundestages teilgenommen haben (3. Wahlgang) 

(Zusatztagesordnungspunkt 7) 

Abgegebene Stimmkarten: 667 


Ergebnis 


Abgeordnete/r 

Ja-Stimmen* 

Nein-Stimmen 

Enthaltungen 

Ungültige Stimmen 

Gerold Otten 

211 

426 

30 

- 


*Zur Wahl sind mindestens 355 Ja-Stimmen erforderlich. 
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Namensverzeichnis 


CDU/CSU 

Dr. Michael von Abercron 
Stephan Albani 
Norbert Maria Altenkamp 
Philipp Amthor 
Artur Auemhammer 
Peter Aumer 
Dorothee Bär 
Thomas Bareiß 
Norbert Barthle 
Maik Beermann 
Manfred Behrens (Börde) 
Veronika Bellmann 
Sybille Benning 
Dr. Andre Berghegger 
Melanie Bernstein 
Christoph Bernstiel 
Peter Beyer 
Marc Biadacz 
Steffen Bilger 
Norbert Brackmann 
Dr. Reinhard Brandl 
Michael Brand (Fulda) 
Silvia Breher 
Sebastian Brehm 
Heike Brehmer 
Ralph Brinkhaus 
Dr. Carsten Brodesser 
Gitta Connemann 
Astrid Damerow 
Alexander Dobrindt 
Michael Donth 
Marie-Luise Dött 
Hansjörg Durz 
Thomas Erndl 
Hermann Färber 
Uwe Feiler 
Enak Ferlemann 
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 
Land) 

Dr. Maria Flachsbarth 
Thorsten Frei 
Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hot) 

Michael Frieser 
Hans-Joachim Fuchtel 
Ingo Gädechens 
Dr. Thomas Gebhart 
Alois Gerig 
Eberhard Gienger 
Eckhard Gnodtke 
Ursula Groden-Kranich 
Hermann Gröhe 
Klaus-Dieter Gröhler 


Michael Grosse-Brömer 

Astrid Grotelüschen 

Markus Grübel 

Manfred Grund 

Oliver Grundmann 

Monika Grütters 

Fritz Güntzler 

Olav Gutting 

Christian Haase 

Florian Hahn 

Jürgen Hardt 

Matthias Hauer 

Mark Hauptmann 

Dr. Matthias Hcider 

Mechthild Heil 

Thomas Heilmann 

Frank Heinrich (Chemnitz) 

Mark Helfrich 

Rudolf Henke 

Michael Hennrich 

Marc Henrichmann 

Ansgar Heveling 

Christian Hirte 

Dr. Heribert Hirte 

Alexander Hoffmann 

Karl Holmeier 

Dr. Hendrik Hoppenstedt 

Erich Irlstorfer 

Hans-Jürgen Inner 

Thomas Jarzombek 

Andreas Jung 

Ingmar Jung 

Alois Karl 

Anja Karliczek 

Torbjöm Kartes 

Völker Kauder 

Dr. Stefan Kaufmann 

Ronja Kemmer 

Roderich Kiesewetter 

Michael Kießling 

Dr. Georg Kippeis 

Volkmar Klein 

Axel Knoerig 

Jens Koeppen 

Markus Koob 

Carsten Körber 

Alexander Krauß 

Günther Krichbaum 

Dr. Günter Krings 

Rüdiger Kruse 

Michael Kuffer 

Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers 

Andreas G. Lämmel 

Katharina Landgraf 


Ulrich Lange 

Dr. Silke Launert 

Jens Lehmann 

Paul Lehrieder 

Dr. Katja Leikert 

Dr. Andreas Lenz 

Dr. Ursula von der Leyen 

Antje Lezius 

Andrea Lindholz 
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Dr. Rolf Mützenich 

Ulli Nissen 
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Bernd Riitzel 
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Dagmar Schmidt (Wetzlar) 
Carsten Schneider (Erfurt) 
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Dirk Vöpel 
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Martin Hebner 
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(A) Dr. Lothar Maier 
Dr. Birgit Malsack- 

Winkemann 
Corinna Miazga 
Andreas Mrosek 
Hansjörg Müller 
Volker Münz 
Sebastian Münzenmaier 
Jan Ralf Nolte 
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Uwe Schulz 
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(B) Wolfgang Wiehle 
Dr. Heiko Wildberg 
Dr. Christian Wirth 
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Grigorios Aggelidis 
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Markus Herbrand 
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Reinhard Houben 
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Dr. Christian Jung 
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Karsten Klein 
Dr. Marcel Klinge 
Daniela Kluckert 
Pascal Kober 
Dr. Lukas Köhler 
Carina Konrad 
Wolfgang Kubicki 
Konstantin Kuhle 
Alexander Külitz 
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Ulrich Lechte 
Christian Lindner 
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Dr. Jürgen Martens 
Christoph Meyer 
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Christian Sauter 
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Johannes Vogel (Olpe) 
Sandra Weeser 
Nicole Westig 
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Klaus Emst 
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Brigitte Freihold 
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Nicole Gohlke 
Dr. Gregor Gysi 
Dr. Andre Hahn 
Heike Hansel 
Matthias Holm 
Andrej Hunko 
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Kerstin Kassner 
Dr. Achim Kessler 
Katja Kipping 
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Jutta Krellmann 
Caren Lay 
Sabine Leidig 
Ralph Lenkert 
Stefan Liebich 
Dr. Gesine Lötzsch 
Thomas Lutze 
Pascal Meiser 
Amira Mohamed Ah 
Cornelia Möhring 
Niema Movassat 
Norbert Müller (Potsdam) 
Zaklin Nastic 
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Thomas Nord 
Petra Pau 
Sören Pellmann 
Victor Perli 
Tobias Pflüger 
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Martina Renner 


Bernd Riexinger 
Eva-Maria Schreiber 
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Hclin Evrim Sommer 
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Friedrich Straetmanns 
Dr. Kirsten Tackmann 
Jessica Tatti 
Alexander Ulrich 
Kathrin Vogler 
Dr. Sahra Wagenknecht 
Andreas Wagner 
Harald Weinberg 
Katrin Werner 
Hubertus Zdebel 
Sabine Zimmermann 
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BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Luise Amtsberg 

Kerstin Andreae 

Lisa Badum 

Annalena Baerbock 

Margarete Bause 
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Dr. Anna Christmann 

Ekin Dcligöz 

Katja Dömer 

Katharina Dröge 

Harald Ebner 

Matthias Gastei 

Kai Gehring 

Stefan Gelbhaar 

Katrin Göring-Eckardt 

Erhard Grundl 

Anja Hajduk 

Britta Haßelmann 

Dr. Bettina Hoffmann 

Dr. Anton Hofreiter 

Ottmar von Holtz 

Dieter Janecek 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther 

Uwe Kekeritz 

Katja Keul 

Sven-Christian Kindler 
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Sylvia Kotting-Uhl 
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Stephan Kühn (Dresden) 
Christian Kühn (Tübingen) 
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Sven Lehmann 
Steffi Lemke 
Dr. Tobias Lindner 
Dr. Irene Mihalic 
Claudia Müller 
Beate Müller-Gemmeke 
Ingrid Nestle 
Dr. Konstantin von Notz 
Omid Nouripour 


Friedrich Ostendorff 
Cem Özdemir 
Lisa Paus 
Filiz Polat 
Tabea Rößner 
Claudia Roth (Augsburg) 
Dr. Manuela Rottmann 
Corinna Rüffer 
Manuel Sarrazin 


Ulle Schauws 
Dr. Frithjof Schmidt 
Stefan Schmidt 
Kordula Schulz-Asche 
Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn 

Margit Stumpp 
Markus Tressel 
Jürgen Trittin 


Dr. Julia Verlinden (C) 

Daniela Wagner 
Beate Walter-Rosenheimer 
Gerhard Zickenheiner 

Fraktionslos 

Marco Biilow 
Uwe Kamann 
Mario Mieruch 


Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes fiir ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt. 


Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung: 

- des von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Re¬ 
form der Hebammenausbildung und zur Än¬ 
derung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(Hebammenreformgesetz - HebRefG) 

- des Antrags der Abgeordneten Dr. Axel Gehrke, 
Dr. Robby Schlund, Detlev Spangenberg, wei¬ 
terer Abgeordneter und der Fraktion der AID: 
Geburtshilfe in Deutschland flächendeckend si¬ 
cherstellen 

(Tagesordnungspunkt 24 und Zusatztagesord¬ 
nungspunkt 9) 

Erich Irlstorfer (CDU/CSU): Das Hebammenre¬ 
formgesetz ist eine gute und ordentliche Grundlage zur 
Arbeit und Diskussion in der Sache. 

Einige Punkte müssen allerdings noch geklärt werden: 

Wie gelingt es uns, jugendliche mit mittlerer Reife 
und Mittelschule/Hauptschule zu integrieren? 

Wo ist der Mehrwert durch die Akademisierung für 
Neugeborene und Mütter? 

Durch die Akademisierung muss geregelt werden, 
dass Hebammen in der Vorsorge- und Nachsorgegeburts¬ 
hilfe in gleicher Stärke tätig sind. 

Auch muss die Umstrukturierung der Hebammen¬ 
schulen gut geregelt werden. 

Das Thema „Digitalisierung und Diagnostik“ gerade 
am Lebensanfang, zum Beispiel bei seltenen Erkrankun¬ 
gen durch Nabelschnurdiagnostik, sollte bei dieser Re¬ 
form auch einen gewissen Raum erhalten. 

Bettina Müller (SPD): Fast alle von uns hier im Ple¬ 
narsaal wurden unter Mithilfe einer Hebamme geboren. 
Und in den allermeisten Fällen wird dies eine Hebamme 
mit einer in Deutschland bisher üblichen fachschulischen 
Ausbildung gewesen sein. Denn die hochschulische Aus¬ 
bildung von Hebammen ist als Modellversuch erst seit 
2010 in Deutschland möglich - und so junge Kollegin¬ 


nen und Kollegen haben wir in unseren Reihen bislang 
ja nicht. Aber vielleicht ist ja der eine oder andere von 
Ihnen dennoch von einer Hebamme auf die Welt geholt 
worden, deren Ausbildung an einer Hochschule stattge¬ 
funden hat. Denn im Ausland ist das in vielen Ländern 
schon seit vielen Jahren gängige Praxis. Deutschland ist 
hier eher die Ausnahme denn die Regel. 

Für die Ausbildung von Hebammen an Hochschu¬ 
len oder Fachhochschulen spricht eine ganze Reihe von 
Gründen, die die EU im Jahr 2013 dazu bewogen haben, 
die ohnehin notwendige Harmonisierung der Ausbildung 
mit der Auflage zu verbinden, die Zugangsvoraussetzun¬ 
gen anzuheben. Die Frist für diese Anhebung von derzeit 
zehn auf künftig zwölf Jahre allgemeine Schulbildung 
endet am 18. Januar 2020, also in nur sieben Monaten. 

Wir haben uns in Deutschland etwas schwer damit getan, 
diese EU-Vorgabe gesetzlich umzusetzen. Ein Großteil (-D) 
der Frist ist verstrichen. Das hat auch damit zu tun, dass 
die bewährte fachschulische Ausbildung der Hebammen 
in Deutschland auf einem hohen Niveau stattfindet. Wir 
haben gut ausgebildete Hebammen, die einen guten Job 
machen. 

Ich gebe zu, auch ich war zunächst skeptisch, einen 
Beruf, der bislang von Absolventen mit mittlerem Bil¬ 
dungsabschluss oder sogar mit Hauptschulabschluss 
und abgeschlossener Ausbildung ergriffen werden konn¬ 
te, künftig vollständig an die Hochschule zu verlagern. 
Dahinter steckt die ja nicht ganz unberechtigte Befürch¬ 
tung, die berufliche Bildung auf die beiden Extreme - 
Hochschulausbildung einerseits und Hilfsberufe mit 
Hauptschulabschluss andererseits - zu verengen und den 
ganzen Mittelbereich zu vernachlässigen. Ich bin aber 
inzwischen zu der Erkenntnis gekommen, dass aus ganz 
pragmatischen Gründen an einer vollständigen Akade¬ 
misierung der Hebammenausbildung letztlich kein Weg 
vorbeiführt - und die eigentlich wünschenswerte Teil- 
akademisierung aus folgenden Gründen nicht praktikabel 
ist: Die EU verlangt als Zugang zur Ausbildung Abitur/ 
Fachabitur, außerdem sollen künftig statt angemessener 
wissenschaftlicher Kenntnisse sehr gute wissenschaftli¬ 
che Kenntnisse in der Ausbildung erworben werden. Da¬ 
mit sind wir in unserem deutschen Bildungssystem au¬ 
tomatisch im tertiären Bereich, also an der Hochschule. 

Dazu kommt: Die Zahl der Auszubildenden ist bei den 
Hebammen mit etwa 700 je Jahrgang so gering, dass die 
Vorhaltung einer teuren doppelten Ausbildungsstruktur, 
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(A) die sich auch noch gegenseitig Konkurrenz macht, wenig 
Sinn ergibt. Außerdem würden Hebammen, die nach der 
Neuregelung weiterhin eine nicht EU-konforme fach¬ 
schulische Ausbildung absolvieren, keine automatische 
EU-Anerkennung erhalten. Für sie gäbe es keine Arbeit¬ 
nehmerfreizügigkeit. Ein Gedanke, der zwei Wochen 
nach der Europawahl geradezu absurd anmutet. 

Der Gesetzentwurf sieht aber vor, dass der mittlere 
Bildungsabschluss in Kombination mit einer Berufsaus¬ 
bildung als Pflegefachkraft weiterhin als Zugang erhal¬ 
ten bleibt. Der Hebammenberuf steht also auch weiterhin 
Interessentinnen ohne Abitur offen. Und weil sich auch 
Hauptschüler mit Pflegehelferausbildung zur Pflegefach¬ 
kraft weiterqualifizieren können, ist letztlich sogar die 
volle Durchlässigkeit gegeben. 

Die neue Hebammenausbildung wird also kein elitä¬ 
res „Höhere-Töchter-Studium“, sondern öffnet sich sehr 
breit und wird auch an allen Varianten hochschulischer 
Einrichtungen möglich sein, bis hin zum Berufskolleg. 
Hier haben die dafür zuständigen Länder die freie Wahl. 
Die Ausgestaltung erfolgt zudem als duales Studium, bei 
dem für den berufspraktischen Teil eine Ausbildungs¬ 
vergütung gezahlt wird. Die studierende Hebamme wird 
also nicht auf BAföG angewiesen sein. 

Für den Übergang von der fachschulischen zur hoch¬ 
schulischen Ausbildung sieht der Gesetzentwurf sinnvol¬ 
le und in vielen Details clever gestrickte Lösungen vor, 
um den Transformationsprozess für alle Beteiligten zu 
erleichtern. Ich nenne hier nur beispielhaft die geplante 
zehnjährige Übergangsfrist für die bisherigen Fachschu- 

(B) len, die bis 2030 Bestandsschutz erhalten. Über eine im 
Gesetz geregelte Kooperation mit den Hochschulen über¬ 
nehmen sie in der Übergangsphase weiterhin Teile der 
Ausbildung. Das entlastet die Hochschulen, für die in der 
Anlaufphase möglicherweise nicht genügend Lehrkräfte 
mit Hochschullehrberechtigung zur Verfügung stehen. 
Und es sichert denjenigen Lehrkräften an den bisherigen 
Schulen eine Berufsperspektive, die keine Möglichkeit 
haben, als Lehrkraft in den Unibetrieb zu wechseln, oder 
dies nicht wollen. 

Über einige Detailfragen wie die Herauslösung der 
Schulen aus der Finanzierung über das KHG oder auch, 
ob 2030 als Fristende wirklich das letzte Wort ist, sollten 
wir uns im parlamentarischen Verfahren und im Lichte 
der Ausschussanhörung noch verständigen. 

Die Übergangsregelung für die bisherigen Fachschu¬ 
len wirft zudem ein Licht auf ein grundsätzliches Pro¬ 
blem beim Übergang in die hochschulische Ausbildung, 
das vom Gesetzentwurf letztlich aber nicht gelöst werden 
kann: Mit der Verlagerung der Ausbildung an die Hoch¬ 
schule ist zwangsläufig eine Zentralisierung der Ausbil¬ 
dung verbunden. Statt derzeit etwa sechs Dutzend Heb¬ 
ammenschulen, die es flächendeckend in Deutschland 
gibt, droht die Zahl der Ausbildungsstätten künftig auf 
etwa ein Drittel zusammenzuschrumpfen. Derzeit kann 
man davon ausgehen, dass die größeren Bundesländer 
zwei, die kleinen je eine Hochschule mit Hebammen¬ 
ausbildung haben werden. Die erwähnte Kooperations¬ 
möglichkeit zwischen Schulen und Hochschulen kann 
für die Übergangsphase auch hier zumindest einen Teil 


der erforderlichen Wege für die studierenden Hebammen (C) 
erleichtern. Aber klar ist dennoch: Die Hebammenausbil¬ 
dung um die Ecke wird es für viele so wohl nicht mehr 
geben. Wir sollten daher die begleitenden Regelungen für 
den Übergang sehr sorgfältig beraten, damit die Umstel¬ 
lung nicht dauerhaft zu einem Verlust von Ausbildungs¬ 
kapazitäten und damit zu einem Verlust von Hebammen 
in der Versorgung führt. Damit ist auch ein Appell an die 
Länder verbunden, im Rahmen ihrer Verantwortung für 
die Hochschulen für ausreichende Studienangebote und 
für eine sinnvolle Standortwahl zu sorgen. 

Ich möchte zum Schluss noch einen weiteren Punkt an¬ 
sprechen, der mir wichtig ist: Wir sollten die Diskussion 
um die Themen Weiterbildung und Nachqualifizierung 
nicht so führen, dass der Eindruck entsteht, Hebammen 
mit nicht akademischer Ausbildung seien Hebammen 
zweiter Klasse. Denn das sind sie nicht. Wenn spätestens 
im Jahr 2025 oder 2026 der erste vollständige Jahrgang 
regelhaft akademisch ausgebildeter Hebammen in die 
Versorgung kommt, dann werden dies gerade einmal um 
die 700 Hebammen sein - von insgesamt 24 000 Heb¬ 
ammen. Also gerade einmal 3 Prozent. Ein Jahr später 
sind es 6 Prozent usw. Hochschulisch ausgebildete Heb¬ 
ammen werden also noch über viele, viele Jahre, sogar 
Jahrzehnte mit ihren herkömmlich ausgebildeten Kolle¬ 
ginnen Seite an Seite arbeiten. Für Schwangere wird es 
in den Anfangsjahren die Ausnahmen, nicht die Regel 
sein, auf eine hochschulisch ausgebildete Hebamme zu 
treffen. Und auch hier darf auf keinen Fall der Eindruck 
entstehen, nur zweitklassig versorgt zu werden. 

Ich möchte deshalb betonen: Wir werten mit der Neu- 
regelung die Hebammenausbildung auf. Wir werten die ' ' 
alte Ausbildung aber nicht ab. Die Hebammen mit tradi¬ 
tioneller Ausbildung, so sieht es auch der Gesetzentwurf 
vor, bleiben anerkannt, haben die gleichen Rechte und 
führen die gleichen vorbehaltenen Tätigkeiten aus, wie 
sie im neuen Berufsgesetz definiert werden. Natürlich 
steht einer Weiterbildung und einer Nachqualifizierung 
grundsätzlich nichts im Wege. Sie wäre im Sinne lebens¬ 
langen Lernens sogar wünschenswert. Hier müssen wir 
Regelungen vorsehen zum Beispiel in Bezug auf die An¬ 
rechnung der vorherigen Ausbildung. Wir brauchen auch 
berufsbegleitende Weiterbildungsoptionen in ausreichen¬ 
der Zahl. Auch hier sind vor allem die Länder gefordert. 

Aber auch hier gilt: Es darf nicht der Eindruck entstehen, 
als gäbe es am Ende sogar eine Dreiklassengesellschaft 
aus akademisch ausgebildeten Hebammen, akademisch 
nachgeschulten Hebammen und Hebammen mit her¬ 
kömmlicher Ausbildung. Ein solcher Eindruck wäre 
für den Arbeitsalltag im Krankenhaus, aber auch für die 
Mütter fatal. 

Ich habe als gelernte Krankenschwester einen solchen 
Umbruch selber erlebt. In der Krankenpflege spielt es 
keine große Rolle, ob eine Pflegekraft eine „Kranken¬ 
schwester“ alter Ausbildung oder eine „Gesundheits- und 
Krankenpflegerin“ neuerer Ausbildung ist. Und künftig 
wird es auch keine Rolle spielen, ob jemand herkömm¬ 
lich oder generalistisch ausgebildet ist. 

Gerade vor dem Hintergrund, dass die Umstellung 
auf eine hochschulische Ausbildung auch in anderen Ge¬ 
sundheitsfachberufen, ja sogar in Berufen anderer Bran- 
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(A) chen noch vielfach anstehen wird, sollten wir in diesem 
ersten Verfahren, das ein Präzedenzfall und eine Blau¬ 
pause für die anderen Berufe sein wird, besonders sorg¬ 
sam herangehen. 

Wir werden in der Ausschussanhörung in der nächsten 
Sitzungswoche und in den Ausschussberatungen nach 
der Sommerpause die eine oder andere Fragestellung 
noch näher beleuchten müssen. Ich bin mir aber sicher, 
dass wir ein gutes Gesetz für eine erfolgreiche Umset¬ 
zung in einem wichtigen Beruf hinbekommen werden. 
Der Gesetzentwurf ist eine gute Grundlage dafür. 

Cornelia Möhring (DIE LINKE): Diese Stunde soll¬ 
ten sich die Kolleginnen und Kollegen der Regierungs¬ 
fraktionen und der Minister merken; denn ich muss sie 
mal loben. Der Gesetzentwurf ist tatsächlich gut gelun¬ 
gen. Die Reform der Hebammenausbildung ist allerdings 
auch lange überfällig. Immerhin soll die EU-Richtlinie 
bis 2020 umgesetzt werden. Wir alle wissen schon lange, 
dass Hebammen eine enorme Verantwortung tragen, für 
die Eltern, besonders natürlich für die Frauen und auch 
für die Kinder. Sie sind die zentralen Ansprechpartnerin¬ 
nen vor, während und nach der Geburt. Trotz der ständig 
wachsenden Anforderungen und trotz veränderter Ar¬ 
beitsbedingungen gab es seit 30 Jahren - nämlich seit die 
Berufsgesetze der Hebammen erlassen wurden - keine 
grundlegende Anpassung der Ausbildung. Es wird also 
Zeit. 

Wenn jetzt die Ausbildung auf ein duales Studium 
umgestellt wird, ist das ein wichtiger Schritt, um den 

(B) Beruf attraktiver zu machen und aufzuwerten. Bei aller 
Zustimmung will ich ein paar Punkte nennen, die un¬ 
bedingt sichergestellt werden sollten. Erstens. Es sollte 
gewährleistet sein, dass das Studium für die angehenden 
Hebammen gebührenfrei ist - auch dann, wenn sie an 
privaten Hochschulen studieren. 

Zweitens. Das Studium darf nicht mit einer Höchst¬ 
dauer begrenzt werden. Angehende Hebammen müssen 
sich die Zeit zum Lernen nehmen, die sie brauchen, an¬ 
statt das Studium, getrieben von Leistungs- und Zeit¬ 
druck, durchziehen zu müssen. 

Drittens. Der vorgesehene hohe Praxisanteil ist unbe¬ 
dingt notwendig. Dafür braucht es qualifiziertes Perso¬ 
nal - also Praxisanleiterinnen und -anleiter, die die Zeit 
und die Ruhe, die sie für diese Arbeit benötigen, auch 
bekommen. Und deshalb kann und darf die Reform der 
Ausbildung nicht isoliert von der Situation in der Ge¬ 
burtshilfe diskutiert werden. 

Und da, Minister Spahn, sieht es sehr düster aus. Die 
Versorgung bricht zusammen, weil viele Hebammen ih¬ 
ren Beruf nicht mehr attraktiv finden oder weil sie sich 
nur noch um die Vor- und Nachsorge kümmern. Vier oder 
fünf Geburten müssen manchmal zeitgleich betreut wer¬ 
den. Eine gute Versorgung der Frauen ist in den Kliniken 
kaum möglich. Die Arbeitsbelastung ist hoch - weil Per¬ 
sonal fehlt. Und die Vergütung ist angesichts der enor¬ 
men Verantwortung viel zu niedrig. Es ist doch logisch, 
dass eine gute Ausbildung nicht hilft, wenn die Arbeits¬ 
bedingungen so belastend sind, dass viele den Beruf wie¬ 
der aufgeben oder schon vorher abgeschreckt werden. 


Was wäre also nötig, um den Beruf der Hebamme 
wirklich „attraktiver“ zu machen? Einzelmaßnahmen rei¬ 
chen nicht mehr, aber es gibt zentrale Stellschrauben. Wir 
brauchen mehr Personal im Kreißsaal. Und da geht es 
längst nicht nur um die Hebammen. Es fehlen zum Bei¬ 
spiel Reinigungskräfte, weshalb Hebammen einspringen 
müssen, ln einer Befragung des Deutschen Hebammen- 
Verbands gaben 64 Prozent der in Kliniken beschäftigten 
Hebammen an, ständig bzw. häufig Aufgaben außerhalb 
ihres eigentlichen Arbeitsbereichs erledigen zu müssen. 

Mehrere Geburten gleichzeitig betreuen, parallel 
Medizinschränke reinigen und am Ende den Kreißsaal 
putzen, das ist Alltagsrealität. Wir brauchen verbindli¬ 
che Personalvorgaben für alle Berufsgruppen im Kran¬ 
kenhaus, um diese Stressspirale zu stoppen. Ziel in der 
Geburtshilfe muss eine Eins-zu-eins-Betreuung sein. 
Das hält nicht nur Hebammen in ihrem Beruf, sondern 
macht eine Berufsrückkehr für all diejenigen wieder 
denkbar, die wegen der schlechten Arbeitsbedingungen 
die Exitoption gewählt haben. Und eine solche Perspek¬ 
tive ermutigt Menschen, diesen eigentlich schönen und 
so wichtigen Beruf zu ergreifen. 


Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Rede 

zur Beratung: 

- der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nu¬ 
kleare Sicherheit zu dem Antrag der Abgeord¬ 
neten Daniel Föst, Dr. Lukas Köhler, Hagen 
Reinhold, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion der FDP: Klimaziele verantwortungsbe¬ 
wusst erreichen 

- der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nu¬ 
kleare Sicherheit zu dem Antrag der Abgeord¬ 
neten Lisa Badum, Annalena Baerbock, Oliver 
Krischer, weiterer Abgeordneter und der Frak¬ 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wirksames 
Klimaschutzgesetz vorlegen - Maßnahmen und 
Regelungen für alle Sektoren 

(Zusatztagesordnungspunkte 10 und 11) 

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): 2019 ist ein 
Schicksalsjahr für den Klimaschutz. Jetzt geht es dä¬ 
mm, das Erfolgsmodell soziale Marktwirtschaft in eine 
ökologisch-soziale Marktwirtschaft weiterzuentwickeln. 
Deshalb sind die Maßnahmen, die das Klimakabinett in 
allen Sektoren zeitnah auf den Weg bringen wird, genau 
die richtige Antwort. Die Maßnahmen fließen alle in ein 
umfassendes Klimaschutzgesetzespaket, das es in dieser 
Form noch nicht gegeben hat. Es soll noch in diesem Jahr 
verabschiedet werden. Da werden wir auch als Fraktion 
nicht lockerlassen. Wir setzen in allen Bereichen auf 
Technologie, Fortschritt und Innovation. Dafür sind An¬ 
reize in allen Bereichen notwendig. 
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(A) Ein Instrument, um Klimainnovationen auszulösen, 
ist C0 2 einen Preis zu geben. Darum wollen wir den 
Einstieg in eine C0 2 -Bepreisung kostenneutral gestal¬ 
ten, ohne dass es zu zusätzlichen einseitigen Belastungen 
fiir die Bürger kommt. Wir haben bereits heute ein In¬ 
strument zur C0 2 -Bepreisung: den europäischen Emis¬ 
sionshandel, der weite Teile der Industrie und der Ener¬ 
giewirtschaft abdeckt. Das ist ein marktwirtschaftliches 
Instrument, mit dem dort C0 2 eingespart wird, wo es am 
kostengünstigsten ist. Gleichzeitig werden dadurch Tech¬ 
nologien vorangebracht, die ohne den Kostendruck nicht 
wettbewerbsfähig wären. 

Außerdem erhalten Unternehmen Planungssicherheit 
durch finanzielle Anreize und können bewusste Investi¬ 
tionsentscheidungen treffen. Und um eines gleich einmal 
vorwegzunehmen: Der Emissionshandel funktioniert. 
Durch die jährliche Verknappung der Zertifikate auf dem 
Markt erfolgt eine mengengenaue C0 2 -Reduktion, und 
er spart genau die Menge CÖ 2 ein, die vorgesehen ist. ln 
den Sektoren Energie und Industrie sinken die Emissi¬ 
onen kontinuierlich, und zwar durch das Mengensteue¬ 
rungsinstrument Emissionshandel. 

Durch die umfassende Reform wurde der europäische 
Emissionshandel für die vierte Handelsperiode ab 2021 
gestärkt. Der Markt antizipiert die Reform bereits heu¬ 
te und der Preis ist von 5 Euro auf inzwischen 20 bis 
25 Euro gestiegen. Das gilt es in der Debatte auch einmal 
anzuerkennen. 

Offen ist die Frage, was mit den Sektoren Verkehr 
und Wärme passiert; denn hier werden ebenfalls fossi- 

(B) le Energieträge, zum Beispiel in Form von Heizöl, Gas 
oder Benzin, eingesetzt. Die FDP schlägt hier zunächst 
eine nationale Einbeziehung des Verkehrssektors noch in 
diesem Jahr vor. Der Wärmesektor soll schnellstmöglich 
folgen. Auf die Frage, welcher Weg der geeignetste ist, 
um C0 2 in allen Sektoren einen Preis zu geben, werden 
wir in den nächsten Monaten eine Antwort finden und 
die Wissenschaft befragen. Dabei gilt es, alle Vor- und 
Nachteile der verschiedenen Modelle gegeneinander ab¬ 
zuwägen und die Nebenwirkungen auf Herz und Nieren 
zu prüfen; denn es gibt heute schon nationale Steuern 
und Abgaben, die eine C0 2 -Komponente haben, zum 
Beispiel die Energie- oder KfZ-Steuern. Wir müssen uns 
auch genau anschauen, welche Auswirkungen es auf die 
Industrie hat, wenn wir die Sektoren Wärme und Verkehr 
in den Emissionshandel einbeziehen. Was nicht passie¬ 
ren darf, ist, dass es zu Verlagerungen von Arbeitsplätzen 
kommt. 

In der Diskussion sind wir ehrgeiziger als die FDP; 
denn unabhängig von den unterschiedlichen Möglich¬ 
keiten einer Bepreisung ist es unser Ziel, keine nationa¬ 


len Alleingänge zu machen. Wünschenswert wäre eine (C) 
C0 2 -Bepreisung auf internationaler Ebene, zum Beispiel 
durch eine Vernetzung der bestehenden Emissionshan¬ 
delssysteme. Es gibt bereits heute weltweit an die 20 Sys¬ 
teme, zum Beispiel in Kanada, den USA, einigen chine¬ 
sischen Provinzen und Japan. Ein internationaler Ansatz 
erscheint jedoch - zugegeben - momentan nicht realis¬ 
tisch. Der zweitbeste Weg wäre eine europäische Lösung 
mit allen Mitgliedstaaten oder einzelnen Partnern. Jetzt 
nach der Europawahl besteht die historische Chance, auf 
europäischer Ebene den Durchbruch zu schaffen. Die 
demokratischen Parteien der Mitte, die derzeit im Euro¬ 
päischen Parlament einen gemeinsamen Weg bei vielen 
Themen suchen, haben einen konkreten Wählerauftrag. 

Diese Chance muss jetzt genutzt werden, um zügig auf 
EU-Ebene oder in einer Koalition der Willigen mit mög¬ 
lichst vielen anderen EU-Staaten ein Emissionshandels¬ 
system für die Sektoren Verkehr, Wärme und eventuell 
auch Landwirtschaft einzuführen. 

Egal auf welche Weise wir C0 2 am Ende einen Preis 
geben werden - durch eine Ausweitung des Emissions¬ 
handels, durch einen Zertifikatehandei oder eine ökolo¬ 
gische Steuerreform -, es gilt, die Auswirkungen intensiv 
zu prüfen. Das ist unsere Verantwortung als Politiker in 
Regierungsverantwortung. Dabei gelten für uns folgende 
Leitplanken: Es darf zu keiner einseitigen Belastung für 
die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land kommen. 

Wir dürfen es nicht zulassen, dass Arbeitsplätze ins Aus¬ 
land verlagert werden. Eine C0 2 -Bepreisung darf nicht 
die Mobilität im ländlichen Raum unterdrücken. Und sie 
darf nicht dazu führen, dass sich der Staat die Taschen 
Vollmacht. Im Gegenteil: Wir fordern, dass endlich ein- (D) 
mal darüber diskutiert wird, wo Steuern und Abgaben 
abgesenkt werden können. Unser Steuer- und Abgaben¬ 
system muss einem C0 2 -Check unterzogen werden. Und 
wir müssen jedenfalls dort mit den Steuern runter, wo 
C0 2 eingespart wird. Bei solchen komplexen Entschei¬ 
dungen ist unser Weg, sich intensiv mit der Wissenschaft 
auszutauschen. 

Die nächsten Wochen und Monate werden wir dafür 
nutzen, um uns weiterhin mit Experten zu besprechen 
und unser Meinungsbild zu schärfen. Am 18. Juli wird 
sich dann das Klimakabinett auf der Grundlage eines 
Sondergutachtens mit der Frage der C0 2 -Bepreisung 
beschäftigen. Ziel ist es dann, noch in diesem Jahr eine 
umfassende Klimaschutzgesetzgebung mit Maßnahmen 
in allen Sektoren auf den Weg zu bringen und eine Ent¬ 
scheidung zur C0 2 -Bepreisung zu treffen. 

(Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 104. Sitzung wird am 12. Juni 2019 
veröffentlicht) 
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